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V o r s i t z e n d e: Präsident Dr. h. c. Dipl.­
Ing. Figl, Zweiter Präsident Olah, Dritter 
Präsident Dr. Gorbach. 

Präsident: Die Sitzung ist e röf f n e t. 
Das Amtliche P r o t o k o ll der 27. Sitzung 

vom 9. März dieses Jahres ist in der Kanzlei 
aufgelegen, unbeanständet geblieben und gilt 
daher als g e n e h m i gt. 

Kr a n k  gemeldet haben sich für die heutige 
Sitzung die Abgeordneten Dworak, Gram, 
Grete Rehor und Dr. Reisetbauer. 

E n t s c h u l d i g t  von der heutigen Sitzung 
haben sich die Abgeordneten Hillegeist, Enge, 
Rosa Jochmann, Suchanek und Dr. Dipl.-Ing. 
Ludwig Weiß. 

Dem Herrn Abgeordneten Erich Suchanek 
habe ich über sein Ansuchen einen K r a n k e n­
u r la u b für die Zeit vom 22. März bis 14. April 
bewilligt. 

Die Frau Abgeordnete Rosa Jochmann hat 
gemäß § 1 2  der Geschäftsordnung um einen 
zweimonatigen Ur lau b bis 1 3. Mai angesucht, 
da sie eine Studienreise unternimmt. • 

Ich nehme an, daß das Hohe Haus gegen 
diese Urlaube keine Einwendung erhebt. -
Das ist nicht der Fall, daher sind die Urlaube 
genehmigt. 

D ie eingelangten Antr äge  w e i s e  ich wie 
folgt z u: 

Antrag 71 jA der Abgeordneten Dr. Hofen­
eder und Genossen, betreffend Abänderung 
des Jugendgerichtsgesetzes 1949 (Jugendge­
richtsgesetznovelle 1960), dem Justizausschuß 
und 

Antrag 72jA der Abgeordheten Kulhanek 
und Genossen, betreffend Abänderung deR 
Bäckereiar beitergesetzes, dem HandeIsa us­
schuß. 

Wird gegen diese Zuweisungen ein Einwand 
erhoben? - Dies ist nicht der Fall. 

Seit der letzten Sitzung sind drei A n­
f r a g e  b e a n  t w o r t u n g e n  eingelangt, die den 
Herren Anfragestellern z u g e m i t t e l t  wurden. 
In der Kanzlei liegt ein Verzeichnis der 
beantworteten Anfragen auf, in das jederzeit 
Einsicht genommen werden kann. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Czettel, um die Verlesung des E i  n­
l a u f e s. 

Schriftführer Czettel: 
regierung sind fo Igende 
langt: 

Von der Bundes­
Vor lagen einge-

Bericht an den Nationalrat, betreffend das 
auf der 42. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz, 1 958, angenommene Überein­
kommen (Nr. Ill) über die Diskriminierung 
in Beschäftigung und Beruf, sowie die gleich­
zeitig angenommene Empfehlung (Nr. Ill), 
betreffend den gleichen Gegenstand (168 der 
Beilagen) ; 
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Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und der Französischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie über 
gegenseitige Hilfeleistung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Erbschaftssteuern (169 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Marktordnungs­
gesetz ergänzt wird (2. Marktordnungsgesetz­
Novelle) (172 der Beilagen); 

Bericht an den Nationalrat, betreffend das 
auf der 42. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonfere'nz, 1958, angenommene Über­
einkommen (Nr. llO) über die Arbeitsbedin­
gungen der Plantagenarbeiter und die Empfeh­
lung (Nr. llO), betreffend die Arbeitsbedingun­
gen der Plantagenarbeiter (17,3 der Beilagen); 

Bericht an den Nationalrat, betreffend die 
auf der 41 .  Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz, 1958 (Seeschiffahrtstagung), 
angenommenen Übereinkommen Nr. 108 und 
109 und Empfehlungen Nr. 105 bis Nr. 109 
(174 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Gesetz, betreffend 
die Regelung des Apothekenwesens, neuerlich 
abgeändert wird (Apothekengesetznovelle 1960) 
(175 der Beilagen). 

Es werden z u g e w i e s e n: 
169 d em Finanz- und Budgetau88ch1lß; 
172 d em AU8schuß für Land· und Forst­

wirtschaft �. 

168, 173, 174 und 17.5 d em AU88Ch'ltß für 
8oz'/�a,le Verwaltung. 

1. Punkt: Bericht des Sonderausschusses über 
die Regierungsvorlage (156 der Beilagen): 
Übereinkommen zur Errichtung der Europä­
ischen Freihandelsassoziation (170 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Ta g e s 0 r d -
n u n  g ein und gelangen zu Punkt 1 :  Überein­
kommen zur Errichtung der Europäischen 
Freihandelsassoziation. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Klenner. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Klenner: Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Die Regierungs­
vorlage über das Übereinkommen zur Errich­
tung der Europäischen Freihandelsassoziation, 
die dem Hohen Hause vorliegt, ist das Ergebnis 
einer langen und oftmals dornenvollen Ent· 
wicklung. Das Ziel war ursprünglich eine um­
fassende wirtschaftliche Integration Europas, 
die der Aufspaltung dieses kleinen Kontinents 
in eine Vielzahl von Wirtschaftsgebilden, die 
sich gegeneinander absperrten, ein Ende machen 
sollte. 

Mit der 1 948 entstandenen Organisation für 
europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC), der 1 7  Länder angehören, war die erste 
Phase der europäischen Zusammenarbeit ge­
geben. Der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit lag 
in der Beseitigung bestehender Handels­
schranken unä der Wiederherstellung der 
Konvertibilität der europäischen Währungen. 
Die Auf hebung der mengenmäßigen Einfuhr­
beschränkungen bis zu 90 Prozent hat be­
fruchtend auf die europäische Wirtschaft ge­
wirkt und eine weitgehende Intensivierung des 
Warenaustausches in Europa herbeigeführt. 
Bald nach Gründung der OEEC kristallisierte 
sich in den Beziehungen verschiedener Länder 
die Zweckmäßigkeit engerer Zusammenarbeit 
heraus. 

Im Juli 1952 trat die Europäische Gemein. 
schaft für Kohle und Stahl, Frankreich, die 
Bundesrepublik Deutschland, Italien, die Nie­
derlande, Belgien und Luxemburg umfassend, 
in Kraft. 

Diese sechs Staaten beschritten einen neuen 
Weg: notwendige Entscheidungen sollten nicht 
zwischen souveränen Regierungen ausgehandelt 
werden, sondern durch Beschlüsse einer selb· 
ständigen, über den nationalen Interessen 
stehenden Hohen Behörde verbindlich für die 
Teilnehmerstaaten festgelegt werden. Mit der 
Montanunion begann die institutionelle Inte­
gration. Trotz einiger Rückschläge und Ent­
täuschungen behauptete sie sich. 

1 957 wurde der nächste Sohritt zur Schaffung 
eines gemeinsamen Marktes, die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) gemacht. 
Nicht nur die supranationale Konstruktion, 
sondern auch der militärische Verteidigungs­
zweck, der, gegeben durch die NATO-Mit­
gliedschaft, bei ihrer Gründung Pate stand, 
hinderte andere Staaten an der Mitgliedschaft. 

Für die außerhalb der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft stehenden Länder Europas 
bedeutete der gemeinsame Markt der Sechs 
die Gefahr der wirtschaftlichen Diskriminierung 
und Isolierung. 

Frühzeitig traten daher mehrere Regierungen 
Europas, darunter auch die österreichische 
Bundesregierung, dafür ein, daß eine weiter­
gehende Intensivierung des wirtschaftlichen 
Zusammenwirkens in Europa durch Schaffung 
einer alle 1 7  OEEC-Staaten umfassenden 
Freihandelszone herbeigeführt . werde. Die 
österreichische Bundesregierung ließ sich hierbei 
von der Erkenntnis leiten, daß den wirtschaft­
lichen und staatspolitischen Interessen Öster­
reichs am besten durch eine gesamteuropäische 
und sämtliche Wirtschaftszweige umfassende 
Lösung gedient wird. Die Verhandlungen 
über die Schaffung einer solchen Freihandels· 
zone dauerten zwei Jahre. 
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Nachdem alle Versuche, zur Bildung einer 
umfassenden europäischen Freihandelszone zu 
gelangen, scheiterten, wurden Verhandlungen 
zwischen einigen· europäischen Staaten auf­
genommen, um zwischen ihnen eine engere 
wirtschaftliche Zusammenarbeit herbeizu­
führen. Hierdurch sollte einerseits den Diskri­
minierungen durch die EWG entgegengewirkt, 
andererseits bewiesen werden, daß die Frei­
handelszone ein wirksames Instrument einer 
wirtschaftlichen zwischenstaatlichen Zusam­
menarbeit sein kann. Der vorliegende Ver­
tragsentwurf ist das Ergebnis dieser Ver­
handlungen. 

Der Vertragstext wurde am 20. Novem­
ber 1959 von den Vertretern des Ver­
einigten Königreiches von Großbritannien 
und Nordirland, des Königreiches Schweden, 
des Königreiches Norwegen, des Königreiches 
Dänemark, der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft, der Portugiesischen Republik und der 
Republik Österreich paraphiert und am 4. Jän­
ner 1960 unterzeichnet. In diesem Vertrag 
schließen sich diese Staaten zur Europäischen 
Freihandelsassoziation, kurz EFTA genannt, 
zusammen. 

Ausgehend von den nationalen Interessen 
der angeschlossenen Länder stellt die EFTA 
eine die Funktionsfähigkeitd�r einzelstaatlichen 
Selbständigkeit bewahrende und auf multi­
lateralem Prinzip beruhende Form der wirt­
schaftlichen Integration dar. Das Überein­
kommen will nicht Selbstzweck, sondern - wie 
schon die Präambel einleitend feststellt -Mittel 
zum Zweck, nämlich zur Beseitigung der 
Handelsschranken und zur Förderung einer 
engeren wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
zwis.chen den Mitgliedern der Organisation für 
europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
einschließlich der Mitglieder der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sein. Der Vertrag sieht 
nicht nur vor, die wirtschaftliche Zusammenar­
beit der an ihm t�ilnehmenden Länder zu inten­
sivieren' sondern auch die Voraussetzungen 
für eine Ausweitung der Wirtschaftsbeziehungen 
zu anderen Ländern zu schaffen. 

Die österreichische Wirtschaft hat derzeit 
zu den Staaten der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft weitergehende wirtschaftliche Ver­
bindungen als zu den Staaten der EFTA. Es 
wird daher wirtschaftlicher Anstrengungen 
bedürfen, um schädigenden Wirkungen zu 
begegnen. Es ist dabei zu berücksichtigen, daß 
nicht nur Österreich in die EWG-Staaten 
exportiert, sondern daß wir auch bedeutende 
Importe aus einigen dieser EWG-Staatell auf­
zuweisen haben. Es wird also im gegenseitigen 
Interesse liegen, einen gangbaren Weg zu 
suchen. Ein solcher Weg wird leichter gemein­
sam mit den EFTA-Staaten als allein gefunden 

werden können. Isoliert als Kleinstaat bi­
laterale Verhandlungen zu führen, könnte bei 
dem großen Übergewicht der EWG zu keinem 
guten Ende führen. Österreich braucht über­
dies im Hinblick auf seine geographische und 
wirtschaftliche Lage Bewegungsfreiheit nach 
allen Seiten. Bei nüchterner Prüfung der 
Sachlage ist die Feststellung berechtigt, daß 
unter den gegebenen Umständen der Beitritt 
zur EFTA die einzig mögliche Lösung darstellt. 

In bezug auf die einzelnen Bestimmungen 
des Übereinkommens verweise ich auf den Aus­
schußbericht. Ich will nur einige besonderR 
wichtige Punkte hervorheben. 

Im Artikel 1 des Ubereinkommens wird be­
stimmt, daß die Institutionen der Assoziation 
der Rat und und jene anderen Organe sind, die 
der Rat schaffen kann. Als Zielsetzung wird 
festgelegt, die fortwährende Ausweitung der 
wirtschaftlichen Tätigkeit, die Vollbeschäfti­
gung, die Steigerung der Produktivität sowie 
die rationelle Ausnützung der Hilfs quellen , die 
finanzielle Stabilität und die stetige Verbesse­
rung des Lebensstandards zu fördern. 

Der Vertrag sieht vor, daß innerhalb der 
Zone, beginnend mit 1. Juli 1960, die derzeit 
bestehenden Zölle zuerst um 20 Prozent und 
später in jedem weiteren Jahr um 10 Prozent 
zu senken sind, sodaß vom 1. Jänner 1970 
an die Mitgliedstaaten keine Einfuhrzölle 
mehr erheben. Eine schnellere Senkung oder 
frühere Beseitigung ist auf Beschluß des Rates 
möglich. 

Die Zollbehandlung innerhalb der Zone und 
die Bedingungen für die Ursprungserklärungen 
und -zeugnisse will der Vertrag zweckmäßig 
unter Vermeidung eines zeitraubenden Ver­
fahrens lösen. Damit ist die EFTA einen 
Schritt weiter als die EWG. 

Für die Republik Österreich ist der Artikel 18 
hinsichtlich der Neutralitätsverpflichtung von 
Bedeutung, denn er beinhaltet Ausnahmen 
aus Gründen der Sicherheit. Keine Bestim­
mung des Abkommens hindert einen Mitglied­
staat, zum Schutze seiner wesentlichen Sicher­
heitsinteressen erforderliche Maßnahmen be­
ziehungsweise Maßnahmen zur Erfüllung jener 
Verpflichtungen zu treffen, die dieser Mitglied­
staat zur Erhaltung des Friedens und der inter­
nationalen Sicherheit eingegangen ist. 

Von wirtschaftlicher Bedeutung ist- der 
Artikel 20. Er beschäftigt sich mit Schwierig­
keiten, die in bestimmten Wirtschaftszweigen 
eines Mitgliedstaates entstehen könnten. Be­
deutendes Ansteigen der Arbeitslosigkeit und 
Rückgang der inländischen Nachfrage berech­
tigen zu mengenmäßigen Beschränkungen von 
Einfuhren im festgelegten Ausmaß und für eine 
bestimmte Frist. Darüber hinausgehend kann 
ein Mitgliedstaat dem Rat einen anderen 
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Zollsenkungsplan für bestimmte Waren vor- �ebungshoheit, die mit den von der Republik 
legen. Österreich eingegangenen Verpflichtungen in 

Im Hinblick auf die Situation der Land- Widerspruch stehen würden. Das Überein­
wirtschaft enthält für sie der Vertrag besondere kommen enthält wohl einige Artikel, die als 
Bestimmungen. Auf 18Jndwirtschaftliche Er- verfassungsändernd anzusehen sind. Diese 
zeugnisse, das sind die im Anhang D auf- Artikel beziehungsweise Absätze sind im Be­
gezählten, der auch einzelne Waren der richt des Sonderausschusses angeführt. Eine 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie umfaßt, die Unabhängigkeit und Neutralität Österreichs 
�.nden insbesondere die Bestimmungen des gefährdende Beschränkung der nationalen Sou­
Ubereinkommens über Zoll- und Kontingent- veränität ist durch diese Regelungen im Hin­
abbau keine Anwendung. Im Sinne der im ?lick auf die sich im engen Rahmen haltende 
Artikel 22 definierten Landwirtschaftspolitik Ubertragung von Befugnissen an den Rat der 
und Zielsetzung sieht Artikel 23 vor, daß zur EFTA, sowie die Möglichkeiten, die durch 
Erleichterung und Ausweitung des Handels mit Artikel 18 jedem Mitgliedstaat zur Wahrung 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen einschließ- seiner nationalen Interessen eingeräumt wer­
lieh der Beseitigung der Zölle auf diese Waren den, ferner im Hinblick auf den Umstand, daß 
landwirtschaftliche Abkommen zwischen den neue Verpflichtungen nur einstimmig be­
Mitgliedstaaten geschlossen werden können. schlossen werden können, und auch im Hin­
Die Zollbestimmungen dieser bilateralen Ab- blick auf die Kündigungsmöglichkeiten weder 
kommen finden jedoch zugunsten aller Mit- gegeben noch zu befürchten. 
gliedstaaten Anwendung. Daher können solche Die zu beiderseitigem Nutzen zwischen 
Zugeständnisse auch nur mit Zustimmung aller einigen der EWG-Staaten und Österreich 
Mitgliedstaaten abgeändert werden. Für land- bestehenden engen Handelsbeziehungen be­
wirtschaftliche Exporte gewährte Beihilfen rechtigen zu der Annahme, daß sie auch 
dürfen nieht dazu führen, daß diese Exporte weiterhin in entsprechendem Umfange auf­
im Verhältnis zu nicht lange zurückliegenden recht bleiben. Darüber hinaus bietet sich die 
repräsentativen Zeiträumen ansteigen. Der Möglichkeit, neue Märkte innerhalb des Ge­
Rat hat jährlich die Entwicklung des Handels bietes der EFTA-Staaten mit ihren rund 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu 90 Millionen Einwohnern zu erschließen. Ge­
prüfen. rade der österreichischen Wirtschaft bieten 

Artikel 32 zählt die Aufgaben und Befug- sich in diesem Wirtschaftsraum günstige Chan­

nisse des Rates auf und bestimmt, daß jeder cen. Pessimismus ist daher nicht angebracht. 
Mitgliedstaat im Rat mit einer Stimme ver- Als mit der Liberalisierung der Handels­
treten ist. Wenn erforderlich, können Organf', beziehungen begonnen wurde, hat sich der 
Komitees oder andere Ausschüsse geschaffen' Handel Westeuropas in raschem Tempo aus­
werden. Der Rat kann im Rahmen der Be- gebreitet. Die Bemühungen müssen dahin 
stimmungen des Vertrages Beschlüsse fassen, gehen, den Impuls zur Liberalisierung und 
die für alle Mitgliedstaaten bindend sind, und wirtschaftlichen Zusammenarbeit, der bei die­
Empfehlungen an die Mitgliedstaaten richten. seI' Expansion eine entscheidende Rolle spielte, 
Für Beschlüsse und Empfehlungen ist Ein- nicht erlahmen zu lassen. Wirtschaftliche 
stimmigkeit erforderlich, außer für jene Arti- Fragen sollen immer dynamisch betrachtet 
kel, für die eine Stimmenmehrheit vorgesehen werden. 
ist. Die Stimmenmehrheit erfordert bejahende Auch Österreich hätte einer wirklich euro-
Stimmen von vier Mitgliedstaaten. päischen, eine Vielzahl von Staaten umfassen-

Im Artikel 37 '.':"ird ausdrücklich festgelegt, den Lösung den Vorzug gegeben. Wir sind 
daß durch dieses Ubereinkommell im Rahmen nicht die Schuldtragenden, daß sie bisher nicht 

anderer Übereinkommen oder Abkommen über- zustandekam. Durch Bildung der Euro­

nommelle Verpflichtungen nicht berührt wer- päischen Freihandelsassoziation verbessern 
den. sich die Aussichten wesentlich, zu einer Eini-

. . Artikel 41 bestimmt, daß jeder Staat diesem 
gung über die Schaffung eines großen europä­
ischen Marktes zu kommen. Wir sollen daher 

Ubereinkommen beitreten kann, vorausgesetzt, 
daß der Rat seinem Beitritt durch Beschluß 

mit der Zustimmung zu dem Übereinkommen 

zustimmt. 
unseren ehrlichen Willen bekunden, alles 
Zweckdienliche zu unternehmen, um gemein-

Gemäß �tikel 42 kann jeder Mitgliedstaat sam mit den Mitgliedstaaten der EFTA zu 
von dem Ubereinkommen unter der Voraus- einer Verständigung mit der Europäischen 
setzung zurücktreten, daß er zwölf Monate Wirtschaftsgemeinschaft und darüber hinaus 
vorher seme Austrittserklärung bekannt- zu einer wirklich. europäischen Einigung zu 
gibt. kommen. Solchen Bestrebungen kann Öster-

Die Bestimmungen der Freihandelsasso- reich besser innerhalb der EFTA nützen als 
ziation enthalten keine Eingriffe in die Gesetz- außerhalb, nur auf sich selbst gestellt. 
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Die Republik Österreich ist erst auf Grund 
leidvoller Erfahrungen der Vergangenheit in 
der Zweiten Republik zu bewußter Eigenstaat­
lichkeit gekommen. Von diesem Standpunkt 
gesehen wären zu weitgehende Bindungen und 
Abhängigkeiten eine Gefahr für unser kaum 
erwachtes Selbstbewußtsein. Die Schweizer 
Eidgenossenschaft hat als Vorteil des Über­
einkommens bezeichnet, daß das Eigenleben 
in keiner Weise beeinträchtigt wird. Dieselbe 
Feststellung trifft noch viel mehr auf uns als 
junges Staatsgebilde zu. 

Angesichts der politischen Lage, der Ver­
pflichtungen Österreichs und im Hinblick auf 
die wirtschaftliche Situation in Europa ist 
der Beitritt zur EFTA der einzige Weg, der 
derzeit mit den Interessen unseres Staates und 
unseres Volkes vereinbar ist. 

Der vom Nationalrat eingesetzte Sondel'­
ausschuß hat in seiner Sitzung vom 10.  März 
dieses Jahres im Beisein des Bundeskanzlers 
Ing. Raab, des Bundesministers für Auswär­
tige Angelegenheiten Dr. Kreisky, des Bundes­
ministers für Handel und Wiederauf bau 
Dr. Bock, des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Hartmann sowie 
der Staatssekretäre Dr. Gschnitzer und Weil\:­
hart die Regierungsvorlage beraten und nach 
einer Deqatte, in der außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten Dr. Hofeneder, 
Dr. van Tongel, Czernetz, Grete Rehor, Mark, 
Dr. Kranzlmayr, Dr. Migsch, Grießner und 
Stürgkh sowie der Bundesminister für Handel 
und Wiederauf bau Dr. Bock und der Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Kreisky das Wort ergriffen, mit Mehrheit 
den Beschluß gefaßt, dem Hohen Haus die 
Genehmigung des Übereinkommens zu 
empfehlen. 

Auf Antrag der Abgeordneten Mark, 
Dr. Kranzlmayr und Dr. van Tongel wurde 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Haus den 
E nt s c h l i e ß u n g s a n t r a g, der dem Berichte 
beigedruckt ist, zur Annahme zu empfehlen. 

Weiters war der Sonderausschuß der Auf­
fassung, daß die Errichtung eines ständigen 
Ausschusses für Integrationsfragen zweckmäßig 
erscheint. 

Ich stelle im Namen des Sonderausschusses 
den A n t r a g, 

1 .  dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Übereinkommen zur Errichtung der Euro­
päischen Freihandelsassoziation ( 1 56 der Bei­
lagen) die verfassungsmäßige Genehmigung 
zu erteilen und 

2. die dem Bericht des Sonderausschusses 
beigedruckte Entschließung, in der die Bundes­
regierung aufgefordert wird, dem National­
ra..t in der Regel vierteljährlich Bericht über 

den Stand der wirtschaftlichen Integration 
Europas zu erstatten, anzunehmen. 

Ich beantrage, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. 

Der Entschließungsantrag lautet: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
dem Nationarat in der Regel vierteljährlich, 
somit erstmalig zum 30. Juni 1960, Bericht 
über den Stand der wirtschaftlichen Inte­
gration Europas zu erstatten, wobei ins­
besondere die Erfahrungsergebnisse der 
wirtschaftlichen Koordination und Inte­
gration zu berücksichtigen sind. 
Präsident: Der Herr Berichterstatter be­

antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. Wird dagegen ein Ein­
wand erhoben? - Dies ist nicht der Fall. 
General- und Spezialdebatte werden daher 
unter einem abgeführt. 

Wir gehen in die Debatte ein. Der Herr 
Bundeskanzler hat sich zur Abgabe einer 
Regierungserklärung zu diesem Gegenstande 
zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Erklärung der Bundesregierung 

Bundeskanzler Ing. Raab: Hohes Haus! 
Der Vertrag über die Europäische Freihandels­
assoziation, EFTA genannt, über den die öster­
reichische Gesetzgebung jetzt Beschluß fassen 
wird, wurde in Stockholm von den Ministern 
der sieben Vertragsstaaten am 20. November 
1959 paraphiert und um die Jahreswende 
unterzeichnet. Bei der Paraphierung wurde 
in Aussicht genommen, daß der Vertrag in 
den Parlamenten der sieben Staaten bis zum 
3 1 .  März 1960 ratifiziert werden soll. Die 
österreichische Regierung hat im Sinne dieser 
Verpflichtung den Vertragstext am 12 .  Fe­
bruar 1960 im Nationalrat als Regierungs­
vorlage eingebracht. Sie bittet das Hohe Haus, 
der Vorlage die Zustimmung zu geben. 

Die Regierung ist überzeugt, daß sie mit den 
Verhandlungen über die Gründung einer Klei­
nen Freihandelszone konsequent den Weg 
weitergeht, den sie im Grunde genommen 
schon seit der Gründung der Organisation für 
europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC) im Jahre 1948 gegangen ist. Damals 
wurden die Weichen auf Zusammenarbeit 
aller freien europäischen Staaten gestellt, und 
Österreichs Volk und Regierung hat an dieser 
Entscheidung mit voller Überzeugung teil­
genommen. Wenn Österreich ebenso wie die 
anderen europäischen Staaten in den seither 
verflossenen zwölf Jahren einen Aufschwung 
erleben konnte, dessen imponierendes Ausmaß 
damals niemand voraussehen konnte, so ist 
das auch zu einem guten Teil der europäischen 
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wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu danken. 
Ich stehe nicht an, zu erklären, daß die wirt­
schaftliche Lebensfähigkeit Österreichs, die 
wir endlich nach so viel Zweifeln und An­
fechtungen, denen sie in der Vergangenheit 
ausgesetzt war, errungen und gesichert haben, 
unlöslich verknüpft ist mit den Handels­
beziehungen zu aller Welt, mit denen vor 
zwölf Jahren durch die Wirksamkeit der 
OEEC in Europa ein entscheidender Anfang 
gemacht worden ist. 

Eine hochentwickelte Wirtschaft wie die 
Österreichs, die dem in ihr tätigen Volk einen 
verhältnismäßig hohen Lebensstandard ge­
währleistet, kann nur gedeihen, wenn sie die 
von ihr nicht selbst hervorgebrachten Roh­
stoffe dort einkaufen kann, wo sie am billigsten 
zu haben sind, und wenn sie diese und sonstige 
von ihr benötigte Produkte mit den Über­
schüssen ihrer eigenen Erzeugung und mit 
sonstigen Leistungen, wie zum Beispiel im 
Fremdenverkehr, bezahlen kann. Diese Be­
dingungen im fortschreitenden Maße zunächst 
in dem für uns so wichtigen europäischen 
Raum hergestellt zu haben, ist das Verdienst 
der OEEC. Sie hat die mengenmäßigen Be­
schränkungen, die dem Handel besonders 
lästige Fesseln auferlegen, schrittweise be­
seitigt, sodaß der im Jahre 1955 im Liberali­
sierungskodex der OEEC in Aussicht ge­
nommene Liberalisierungssatz von 90 Perzent 
heute von den meisten Mitgliedstaaten der 
OEEO erreicht ist. 

Die OEEC hat ferner mit der von ihr im 
Jahre 1950 geschaffenen Europäischen Zah­
lungsunion und dem von dieser durchgeführten 
multilateralen Zahlungsverkehr auch die un­
entbehrliche Voraussetzung für einen ungehin­
derten Handelsverkehr von der Geldseite 
her geschaffen. Daß die Mitglieder der OEEC 
im Jahre 1958 in der Lage waren, einen Schritt 
über dieses europäische Zahlungssystem hinaus 
in ein weltweites Zahlungssystem zu tun und 
vom europäischen Clearing dem Ziel eines 
weltweiten Systems der allgemeinen Konver­
tierbarkeit der Währungen durch die Ein­
führung der Ausländerkonvertibilität nahe­
zukommen, scheint mir geradezu symbolisch 
auch für die Entscheidungen auf handels­
politischem Gebiete, die Europa und die Welt 
heute zu treffen haben. Europa hat in den 
Jahren 1950 bis 1958 mit dem Aufbau und der 
Selbstliquidierung der Europäischen Zahlungs­
union sich und der Welt ein Beispiel dafür ge­
geben, wie man es machen muß: Es wurde 
zuerst in Europa selbst mit Hilfe der USA 
Ordnung gemacht, und dann konnte Europa 
darangehen, gestützt auf seine inzwischen 
wiedergewonnene Kraft, seinen Beitrag zur 
finanziellen Kräftigung der Welt zu leisten. 

Während der Abbau der mengenmäßigen 
Handelsbeschränkungen und der Aufbau eines 
reibungslosen Zahlungssystems in Europa 
durch die OEEC in einem weitgehenden Aus­
maß durchgeführt werden konnte, wurde der 
Abbau der Zölle den Arbeiten des Allge­
meinen Zoll- und Handelsabkommens, GATT, 
überlassen. 

Damit begann aber das handelspolitische 
Dilemma in Europa, dem wir beinahe schon 
seit dem Jahre 1956 gegenüberstehen. Die 
Strömungen, die Zölle in Europa rascher zu 
senken, als dies im weltweiten Bereich des 
GATT möglich ist, fanden bald ihr Zentrum 
in jenen sechs Staaten Westeuropas, die sich 
schon im Jahre 1951 zur Montanunion zu­
sammengeschlossen haben. 1955 waren diese 
Bestrebungen so weit, daß eine in Messina 
abgehaltene Konferenz der Regierungen der 
sechs Staaten Frankreich, Bundesrepublik 
Deutschland, Italien, Holland, Belgien und 
Luxemburg einen festen Plan für die Gründung 
einer Zollunion und einer darüber hinaus­
gehenden allgemeinen Wirtschaftsgemeinschaft 
auszuarbeiten begann. Der Vertrag über die 
Europäische Wirtschaftsgemeillschaft, abge­
kürzt EWG, wurde dann in Rom am 25. März 
1957 gleichzeitig mit dem Vertrag über 
die Europäische Atomenergiegemeinschaft, 
Euratom genannt, unterzeichnet. 

Schon im Jahre 1956 hat sich die OEEC 
mit der von den Sechs geplanten Zollunion 
befaßt, und schon damals tauchte der Plan 
auf, daß sich die übrigen elf Staaten der 
OEEC an diese Zollunion der Sechs im Rah­
men einer Freihandelszone assoziieren sollen, 
die sowohl die Sechs wie die übrigen Elf 
umfassen sollte. 

Das GATT wurde im Jahre 1947 gegründet, 
im Jahre 1951 ist ihm auch Österreich gleich­
zeitig mit einer Reihe anderer europäischer 
Staaten beigetreten. 14 der 18 Mitglieder der 
OEEC sind seither Mitglieder des GATT und 
daher an dessen Satzungen gebunden. Das 
GATT schreibt als Grundregel für den inter­
nationalen Handelsverkehr bekanntlich die 
allgemeine Meistbegünstigung vor, gestattet 
aber von dieser Regel einige Ausnahmen. 
So können die Vorteile, die Großbritannien 
und die Mitglieder des Commonwealth ein­
ander im Rahmen des jetzt seit mehr als 
40 Jahren bestehenden Präferenzsystems des 
Common wealth gewähren, von anderen Staa­
ten nicht mit Berufung auf die Meistbegünsti­
gung in Anspruch genommen werden. Ebenso 
werden bestehende und künftige Zollunionen 
und Freihandelszol1ell und auch vorläufige 
Vereinbarungen, die schließlich zu einer Zoll­
union oder einer Freihandelszone führen sollen, 
von der Pflicht ausgenommen, die durch solche 
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Verträge gewährten Vorteile allen Mitgliedern I insbesondere die Vollmachten der gemein­
des GATT zuzuwenden. Diese Bestimmungen samen Institutionen, wobei die Sechs ebenfalls 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens wieder eine stärkere Anlehnung an die Be­
sind, wie wir noch sehen werden, auch für stimmungen des Vertrages von Rom for­
die jetzt aktuellen handelspolitischen Aus- derten. 
einandersetzungen in Europa von größter Gegen Ende des Jahres 1958 wurde es klar, 
Bed�utung. . daß die Meinungsverschiedenheiten nicht über-
.. 

DIe .Verhandlung�n 1m Rahmen der OEEC brückt werden können. In der Sitzung des 
uber eme große FreIhandelszone wurden schon OEEC-Ministerrates am 15. Dezember 1958 
im Jahre 1956 vorbereitet. teilte Frankreich offiziell mit daß es nicht mehr 

Am 1� . J�li 1956 be�chloß der Rat der in der Lage sei, die Verh�ndlungen auf der 
OEEC dIe Emsetzung emer besonderen Ar- bisherigen Grundlage weiterzuführen. 
beitsgruppe, w�lche die. möglichen F�r�en Ohne formellen Abbruch der Verhandlun­
un� Methoden emer �ult�lateralen Ass

.
ozlatlOn gen wurde in der Folge das Intergouvernemen­

z
.
wlschen der beabs.lCh�lgte�. 

Zollumo� der tale Komitee nicht mehr einberufen, wo­Sechs �nd den. Mlt�hederlandern, dIe zu durch seine Arbeiten zum Stillstand kamen. 
deren BIldung mcht emgeladen wurden, stu-

S h I '  l' h d V h dl dieren sollte c on ge egent lC er er an ungen zur . 
Bildung einer großen Freihandelszone hatten 

Am 13. Februar 1957, also kurz vor der die sieben industriell entwickelten OEEC-
Unterzeichnung des Vertrages von Rom, be- Staaten eine engere Zusammenarbeit aufge­
schloß der Ministerrat der OEEC die Auf- nommen. Sie ließen sich dabei von der Über­
nahme von Verhandlungen über einen Frei- zeugung leiten, daß eine Zusammenarbeit 
handelszonenvertrag. Mit der Resolution des aller OEEC-Staaten auf handelspolitischem 
Rates der OEEC vom 17. Oktober 1957 schie­
nen dann diese Verhandlungen in ein ent­
scheidendes Stadium treten zu sollen. Der 
Ministerrat beschloß an diesem Tage die 
Einsetzung des seither oft erwähnten Inter­
gouvernementalen Komitees zur Führung der 
Verhandlungen über die Gründung einer Euro­
päischen Freihandelszone. Zum Vorsitzenden 
dieses Komitees wurde der damalige General­
zahlmeistel' Maudling bestellt. MI'. Maudling 
hat im Frühjahr 1958 in Wien eingehende 
Besprechungen mit der österreichischen Re­
gierung und mit Wirtschafts- und Gewerk­
schaftskreisen Österreichs über die Freihandels­
zone geführt. 

Es muß betont werden, daß alle diese 
Beschlüsse des Ministerrates der OEEC, den 
Satzungen dieser Organisation entsprechend, 
einstimmig gefaßt werden, also auch mit Zu­
stimmung der sechs Länder der EWG ein­
schließlich Frankreichs. Trotz dieser grund­
sätzlichen Zustimmung konnten die Verhand­
lungen, die bis Dezember 1958 geführt wurden, 
die großen Meinungsverschiedenheiten über 
den Inhalt des in Aussicht genommenen 
Freihandelszonenvertrages nicht lösen . Ins­
besondere e i n  Mitglied der EWG war der Auf­
fassung, daß eine Freihandelszone letztlich 
nicht ohne eine gewisse Harmonisierung der 
Außenzolltarife auskommen könne und daß 
ein System von Ursprungsregeln und Ur­
sprungszeugnissen nioht geeignet sei, trotz 
des Fehlens eines gemeinsamen Außenzoll­
tarifs Handelsverzerrungen auszuschließen. 
Dies war wohl die wesentlichste wirtschafts­
politische Differenz in den Auf fassungen der 
Sechs und der anderen Länder der OEEC. 
Andere Meinungsverschiedenheiten betrafen 

Gebiete, die insbesondere jede Diskriminie-
rung bei den Zöllen und mengenmäßigen 
Beschränkungen vermeiden müsse, unbedingt 
notwendig ist, während sie andererseits jedes 
Übermaß an Bindungen in einer solchen Or­
ganisation und eine Einschränkung der Sou­
veränität der teilnehmenden Staaten ab­
lehnen. 

Als es klar wurde, daß die Verhandlungen 
über die große Freihandelszone gescheitert 
waren, nahm die Zusammenarbeit zwischen 
den Sieben konkretere Formen an, wobei die 
Überzeugung vorherrschte, daß deren Zu­
sammenschluß zu einer vertraglich festge­
fügten Gruppe insbesondere die Voraussetzung 
dafür darstellen werde, neue Verhandlun­
gen mit der EWG von gleich zu gleich aufzu­
nehmen und erfolgreich zu Ende zu führen. 
Unsere Zusammenarbeit im Rahmen der Sieben 
war also von vornherein von europäischem 
Geiste getragen und auf das große Ziel ge­
richtet, die europäische wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit doch noch zustandezubringen. 

Nach vorbereitenden Konferenzen in Genf, 
Oslo und Stockholm wurde der endgültige 
Vertragstext am 20. November 1959 in einer 
Ministerkonferenz in Stockholm fertiggestellt 
und paraphiert. Der Vertrag, der um die 
Jahreswende -1959/1960 unterzeichnet wurde, 
wird nach Hinterlegung der Ratifizierungs­
urkunden der sieben Staaten bei der schwedi­
schen Regierung in Kraft treten. 

Hohes Haus! Ich betone nochmals, daß die 
Haltung der österreichischen Regierung in 
den Fragen der europäischen Integration von 
Anfang an konsequent darauf gerichtet ge­
wesen ist, die wirtschaftliche Integration aller 
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Mitglieder der OEEC ohne Diskriminierung 
herbeizuführen. Ich selbst habe schon in 
einer Rundfunkrede Ende Oktober 1957 zu 
den Verhandlungen über die große europä­
ische Freihandelszone Stellung genommen und 
erklärt, daß diese eine Notwendigkeit ist, der 
sich kein Limd entziehen kann. Ich habe auch 
schon damals auf die Gefahr hingewiesen, daß 
Europa in mehrere wirtschaftliche Blöcke 
auseinanderfallen könne, wenn dies nicht durch 
eine alle Länder der OEEC zusammenfassende 
Vereinbarung verhindert wird. 

Von allem Anfang an war man sich in allen 
politischen Lagern in Österreich darüber klar, 
daß sich Österreich von einer wirtschaftlichen 
Großraumordnung nicht ausschließen kann, 
wenn es sich nicht selbst in eine gefährliche 
Isolierung hineinmanövrieren will, da sich in 
unserer Zeit überall die Tendenz zum wirt­
schaftlichen Großraum durchsetzt. Solche 
Großräume steUen die US A und die Sowjet­
union sowie Staatengemeinschaften wie das 
Commonwealth und der Ostblock dar; neue 
Zusammenschlußbestrebungen reifen in Süd­
amerika, in Mrika und in Asien rasch heran. 
Es ist meine feste Überzeugung, die ich wieder­
holt ausgesprochen habe, daß auch in Europa 
das Entstehen eines Großraumes nicht auf­
zuhalten ist und daß sich ein einzelner Staat 
dieser Tendenz gar nicht entziehen kann. 
Infolge der wirtschaftlichen Entwicklung der 
letzten 15 Jahre ist dieser Prozeß auch schon 
sehr weit fortgeschritten. Es ist aber möglich, 
daß er durch die bestehenden Ansätze zum 
Auseinanderfallen in zwei Blöcke in Europa, 
gestört und verzögert wird. 

Wir haben aus dieser GrundeinsteIlung 
heraus von Anfang an an den Verhandlungen 
über die große europäische Freihandelszone 
teilgenommen und dabei mit Konsequenz an 
allen Bestrebungen zur Überbrückung der 
bestehenden Gegensätze mitgewirkt. Ander­
seits haben wir es nicht versäumt, auch auf 
�estinllnte besondere Notwendigkeiten für 
Osterreich hinzuweisen. Wir haben mit unserer 
Darlegung der besonderen Lage Österreichs 
bei unseren Verhandlungspartnern Verständ­
nis gefunden, wie wir uns anderseits auch dem 
Argument nicht verschließen konnten, daß 
Sonderwünsche der einzelnen Vertragspartner 
auf das unerläßliche Mindestmaß eingeschränkt 
werden müssen, wenn ein Übereinkommen 
erzielt werden soll. Insbesondere unter den 
Mitgliedern der Freihandelsassoziation ist 
Österreich zweifellos durch eine ganze Reihe 
von Umständen in einer ungünstigeren Lage 
als andere Staaten. 

Österreich ist nicht nur in einer Randlage 
unter den Mitgliedern der EFTA, es liegt 

und die Schweiz die einzigen Länder, die 
keine unmittelbare Verbindung zum Meer 
besitzen. Österreich war durch zwei Welt­
kriege wesentlich schwerer getroffen als irgend­
ein anderes Land der EFTA und war in den 
letzten vier Jahrzehnten dreimal gezwungen, 
seine Wirtschaft grundlegend umzustellen. Da­
zu kam die Wirkung einer durch viele Jahre 
dauernden militärischen Besetzung. Österreich 
ist erst seit fünf Jahren wieder Herr im 
eigenen Haus und ist noch verpflichtet, die 
Lasten aus dem Staatsvertrage abzutragen. 
Die unentgeltlichen Lieferungen aus dem 
Warenlieferungsvertrag mit der Sowjetunion 
dauern noch bis Mitte 1961 und belasten 
Österreich mit jährlich je 650 Millionen 
Schilling. Die Erdöllieferungen, die - unter 
Abzug der sowjetischen Gegenlieferungen -
seit Mitte 1958 jährlich je 500.000' Tonnen 
betragen, dauern noch bis zum Jahre 1965 
und belasten Österreich jährlich mit rund 
234 Millionen Schilling. Dazu kommen -
ebenfalls im Zusammenhang mit dem Staats­
vertrag die Lasten aus dem Wiener 
Memorandum vorn 10. Mai 1955. 

Der österreichische Ministerrat hat am 
25. März 1958 ein Memorandum beschlossen 
und im April 1958 den Regierungen der Mit­
gliedstaaten der OEEC sowie der Vereinigten 
Staaten und Kanadas überreicht und mit 
Berufung auf die ungünstigere Lage Österreichs 
und auf den von der OEEC stets anerkannten 
Grundsatz der europäischen Solidarität vier 
Forderungen angemeldet, die sich insbesondere 
auf die Anerkennung des neuen österreichischen 
Zolltarifs als Grundlage des Zollabbaues für 
Österreich, auf die Genehmigung, Export­
restriktionen für einzelne Waren über einen 
gewissen Zeitraum aufrechtzuerhalten, und 
auf die Berücksichtigung der Schwierigkeiten 
der österreichischen Land wirtschaft beziehen. 

Diese Forderungen haben zum Teil auch 
noch bei den Verhandlungen über die Gründung 
der EFT A eine Rolle gespielt. Der neue öster­
reichische Zolltarif, der am I. September 1958 
in Kraft getreten ist, wurde von vornherein 
allgemein anerkannt, umsomehr als für den 
Zollabbau in der EFTA die Zölle als Ausgangs­
basis gelten, die am 1. Jänner 1960 in Kraft 
standen, Durch Sondervereinbarungen, die 
gelegentlich der Paraphierung des EFTA­
Vertrags getroffen wurden, wurde ferner die 
Beibehaltung von Ausfuhrkontrollen für Erdöl 
und Schrott sichergestellt. Österreich hat 
außerdem in Stockholm erklärt, daß es vor­
läufig noch nicht ganz auf die Beibehaltung 
einer gewissen Regelung der Rohholzausfuhr 
verzichten kann. 

auch am Rande der westlichen Welt. Unter Hohes Haus! Ich komme jetzt auf die in 
allen Mitgliedern der EFTA sind Österreich der österreichischen Öffentlichkeit viel er-
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örterte Frage zu sprechen, warum wir der 
EFTA und nicht der EWG beigetreten sind. 
Ich muß feststellen, daß von keiner Seite ein 
voller Beitritt Österreichs zur EWG gefordert 
wurde. Hingegen wurde als eine Zwischen­
lösung eine bilaterale Assoziierung Österreichs 
mit der EWG empfohlen. Die österreichische 
Regierung hat sich jedoch nach Berücksichti­
gung aller in Frage kommenden Gesichts­
punkte als ersten wichtigen Schritt zur euro­
päischen Integration für die Mitarbeit bei der 
Gründung der EFTA und damit für die 
konsequente Fortführung der Versuche, zu 
einer allgemeinen multilateralen Assoziierung 
mit der EWG zu kommen, entschieden. 

Ich habe Ihnen, meine sehr geehrten Frauen 
und Herren Abgeordneten, zu erklären, warum 
wir Ihnen diesen und keinen anderen Vorschlag 
zur Beschlußfassung vorlegen. Ich muß dabei 
insbesondere auf das Wesen der EWG eingehen. 

Der Vertrag von Rom, der die EWG ge­
schaffen hat, sieht nicht nur eine Zollunion, son­
dern eine über den Begriff der Zollunion hinaus­
gehende wirtschaftliche Gemeinschaft vor, die 
so gut wie alle Gebiete des Wirtschaftslebens 
umfaßt. Die Tätigkeit der Gemeinschaft wird 
nach Artikel 3 des Vertrages von Rom unter 
anderem eine gemeinsame Handelspolitik ge­
genüber dritten Ländern, die Einleitung einer 
gemeinsamen Sozial-, Landwirtschafts- und 
Transportpolitik, gemeinsame Wettbewerbs­
regeln, die Koordinierung der Wirtschafts­
politik der Mitgliedstaaten, die Anwendung von 
Verfahren, die den Ausgleich nicht im Gleich­
gewicht befindlicher Zahlungsbilanzen ermög­
lichen sollen, und die Annäherung der inner­
staatlichen Rechtsvorschriften umfassen. Es 
ist also kaum ein Gebiet der Wirtschaftspolitik 
von der Einflußnahme der Organe der Gemein­
schaft ausgenommen. Diesen Organen aber 
werden auf den erfaßten Gebieten übernationale 
Kompetenzen eingeräumt und Teile der Sou­
veränität der Mitglieds.taaten abgetreten. 

Gemäß ArtikellU, 114 und 116 des EWG­
Vertrages wird diesen Organen von der dritten 
Stufe der Übergangszeit an sogar das Recht 
eingeräumt werden, in Fragen der Handels­
und Zollpolitik bindende Beschlüsse mit bloßer 
Stimmenmehrheit zu fassen, wobei die kleineren 
Mitgliedstaaten noch dazu über weniger Stim­
men verfügen als die großen. 

Die Ablehnung so weitgehender Bindungen 
hat einen rein wirtschaftlichen und einen 
über diesen hinausreichenden staatspolitischen 
Aspekt. Zum wirtschaftlichen Aspekt zählt 
die Tatsache, daß Österreich zwar mit den 
Staaten der EWG einen sehr umfangreichen 
Außenhandel durchführt, daß aber daneben 
für die österreichische Gesamtwirtschaft wich­
tige und unentbehrliche Teile des Außenhandels 

nach anderen europäischen und außereuro­
päischen Ländern orientiert sind. Der Handel 
mit den Ländern der EFTA ist in einer für 
Österreich günstigen Weise zusammengesetzt 
und - wie wir überzeugt sind - auch ausbau­
fähig. Der Handel mit den Staaten des Ost­
blocks übersteigt an Umfang sogar den Aus­
tausch mit den Ländern der EFTA und hat 
in den letzten Jahren zugenommen. Soweit 
der Handel mit den überseeischen Ländern in 
Frage kommt, wäre f estzuhalten, daß unser 
Export in die Vereinigten Staaten und nach 
Kanada in den letzten Jahren schöne Erfolge 
gebracht hat. Die Ausfuhr in die unter­
entwickelten Länder steht noch am Anfang 
eines heute noch kaum abschätz baren Auf­
schwunges. Diese Umstände veranlassen uns, 
unseren Außenhandel nicht völlig nach einer 
Staatengruppe hin zu orientieren. 

Eine Erschwerung und Beeinträchtigung 
der handelspolitischen Handlungsfreiheit hätte 
aber für Österreich nicht nur wirtschaftliche, 
sondern insbesondere auch staatspolitische 
Folgen. Die Möglichkpit, Handel mit allen 
Staaten der Welt ohne Beeinflussung durch 
übernationale Behörden treiben zu können, 
wäre vom Standpunkt der österreichischen 
Unabhängigkeit zu wahren. Österreich liegt 
als kleines und schwaches Land mitten im 
Spannungsfeld zwischen Ost und West an der 
Grenze der westlichen Welt. Seine Beziehungen 
zum Westen und zum Osten müssen sorg­
fältig überlegt und gepflegt werden. Insbe­
sondere in dieser Hinsicht bedarf Österreich 
der vollkommenen Unabhängigkeit und Frei­
heit, um diese Beziehungen nach eigenem 
Ermessen, entsprechend den eigenen Interessen 
und auf Grund des eigenen Wissens und der 
eigenen Erfahrungen unabhängig von aus­
ländischen Einflüssen gestalten zu können. 

In diesem Zusammenhange ist es angebracht, 
einige Worte über die österreichische Neu­
tralitätspolitik zu sagen. Die Neutralität 
Österreichs beruht bekanntlich nicht - wie dier; 
oft behauptet wird - auf dem Staatsvertrag, 
sondern auf dem Bundesverfassungsgesetz vom 
26. Oktober 1955 über die Neutralität Öster­
reichs. Das Datum ist kein Zufall; am 25. Ok­
to ber endete die 90tägige Frist nach dem 
Inkrafttreten des Staatsvertrages, innerhalb 
derer die Besatzungsmächte ihre Truppen aus 
Österreich abzuziehen hatten. Die Neutralitäts­
erklärung war demnach der erste Akt, den die 
österreichische Gesetzgebung nach dem Abzug 
der Besatzungsmächte in voller Freiheit und 
Unabhängigkeit setzen konnte. 

Der entscheidende Inhalt des Neutralitäts­
gesetztes lautet: 

,,(1) Zum Zwecke der dauernden Behauptung 
seiner Unabhängigkeit nach außen und zum 
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Zwecke der Unverletzlichkeit seines Gebietes 
erklärt Österreich aus freien Stücken seine im­
merwährende Neutralität. Österreich wird diese 
mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln 
aufrechterhalten und verteidigen. 

(2) . Österreich wird zur Sicherung dieser 
Zwecke in aller Zukunft keinen militärischen 
Bündnissen beitreten und die Errichtung 
militärischer Stützpunkte fremder Staaten 
auf seinem Gebiete nicht zulassen." 

Aus diesem Wortlaut ergibt sich, daß die 
österreichische Neutralität einen rein mili­
tärischen Charakter hat. Es ist also nicht so, 
daß Österreich etwa wegen seiner Verpflich­
tung zur Neutralität einer wirtschaftlichen 
Vereinigung europäischer Staaten nicht bei­
treten "dürfe",  soferne diese nicht neutralitäts­
widrige Bestimmungen enthält - was j a  schon 
unsere Mitgliedschaft bei der OEEC beweist. 

Unsere Neutralitätspolitik muß insbesondere 
auch die Möglichkeit verschiedener Eventual­
fälle ins Kalkül ziehen und auf jeden von diesen 
gefaßt und vorbereitet sein. 

Die österreichische Regierung schlägt daher 
dem Nationalrat vor, jenen Formungen der 
wirtschaftlichen Integration in Europa den 
Vorzug zu geben, die den beitretenden Staaten 
ein Höchstmaß von Selbstbestimmung und 
wirtschaftlicher Bewegungsfreiheit lassen und 
ihnen daher auch eine größere Gewähr dafür 
geben, daß ihre besonderen interllationalE'n 
Interessen und ihre politische Lage eine 
größere Berücksichtigung finden können. 

Ich wiederhole noch einmal, daß sich diese 
Überlegungen so zwingend aus der österreichi­
schen wirtschaftlichen und politischen Lage 
ergeben, daß der Vollbeitritt Österreichs zur 
EWG von keiner einzigen Seite ernstlich 
erwogen worden ist. 

Die österreichische Regierung hat sich ins­
besondere aus nachfolgenden Gründen zum 
Beitritt zur EFTA entschlossen : 

V orverhandlungen, die vor Jahren mit der 
Montanunion geführt worden sind, um die 
Lage des österreichischen Exports von Edel­
stahl nach Italien zu erleichtern, haben uns 
nicht davon überzeugt, daß Wünsche und 
Vorschläge kleinerer Staaten bei Verhandlun­
gen mit su pranationalen Behörden auf be­
sonderes Verständnis oder auf entsprechende 
Rücksichtnahme stoßen. Die Kräfteverhält­
nisse sind auch tatsächlich zu ungleich. Wir 
wollen dabei keineswegs behaupten, daß es der 
EWG an gutem Willen fehlen werde, uns 
entgegenzukommen, aber schon der Interessen­
ausgleich innerhalb der Gemeinschaft der 
Sechs ist keineswegs leicht, und die Berück­
sichtigun� einer so ausgeprägten Sonderlage 
wie der Österreichs würde daher mehr als 
guten Willen verlangen. 

Es ist richtig, daß der österreichische Export 
mit einem sehr hohen Prozentsatz in die Länder 
der EWG gerichtet ist. Die Einfuhr Österreichs 
aus diesen Ländern ist ebenfalls sehr bedeutend, 
insbesondere die Einfuhr aus Deutschland ist 
wesentlich größer als die Ausfuhr in dieses 
Land, aber gemessen an der Gesamteinfuhr der 
EWG ist ihre Einfuhr aus Österreich unbe­
deutend. 

Weiters glaube ich, an dieser Stelle darauf 
hinweisen zu müssen, daß es voraussichtlich 
nicht möglich sein würde, in einem allfälligen 
bilateralen Assoziierungsabkommen mit der 
EWG der österreichischen Exportwirtschaft 
alle bisherigen und künftigen V orteile eines 
Großraummarktes zu sichern und gleichzeitig 
auf der Importseite durch weitreichende Aus­
nahmegenehmigungell den Schutz nicht kon­
kurrenzfähiger Betriebe zu gewährleisten. 

Ein weiterer Gesichtspunkt, der gegen eine 
isolierte Assoziierung Österreichs mit der EWG 
spricht, ist vom gesamteuropäischen Stand­
punkt aus der wichtigste. Es würde auf diese 
Weise noch immer keine gesamteuropäische 
Lösung erzielt werden. Österreich ist überzeugt , 
daß im Interesse einer wirklichen europäischen 
Wirtschaftsintegration nach dem ersten Schritt, 
der Schaffung der EWG, unbedingt ein zweiter 
Schritt gemacht werden muß, die Zusammen­
fassung wenigstens der wichtigsten Außenseiter 
der EWG zu einer geschlossenen Gemeinschaft, 
um einen Partner mit entsprechendem Gewicht 
für die Verhandlungen mit der EWG zu 
schaffen. 

Wenn wir uns also für den Beitritt zur EFTA 
entschieden haben, so geschah dies, weil sie ihren 
Partnern jenes Maß an Bewegungsfreiheit läßt, 
das wir bei der EWG vermissen würden, und 
weil sie andererseits doch jene Geschlossenheit 
und wirtschaftliche Potenz besitzt, von der 
wir hoffen, daß sie in der Lage sein wird, 
mit Erfolg multilaterale Verhandlungen mit 
der EWG aufzunehmen. 

Ich betone mit allem Nachdruck, daß wir 
bei den Verhandlungen über die Gründung 
der EFTA von allem Anfang an mit der größten 
Entschiedenheit und Offenheit diesen Stand­
punkt vertreten haben : die Europäische 
Freihandelsassoziation ist nicht Selbstzweck, 
sie soll kein sich selbst genügender Block 
werden, sie soll ein Mittel zur Herbeiführung 
der großen europäischen Integration sein. Wir 
haben für diesen Standpunkt bei allen Teil­
nehmern der Verhandlungen volles Verständnis 
gefunden. Er ist im Vertrag selbst, in seiner 
Präambel, deutlich ausgedrückt und überdies 
in einer besonderen Resolution verankert, die 
auf österreichischen Antrag von den Ministern 
der sieben Staaten gelegentlich der Paraphie­
rung des Vertrages gefaßt worden ist. 
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Wir sind uns dessen bewußt, daß wir in I Nur wenige Branchen werden'-von Anpas­
ein neues Zeitalter von großer wirtschaftlicher J sungsnotwendigkeiten verschont bleiben. Auf 
Dynamik eingetreten sind. Kein einzelnes längere Sicht wird sich aber für alle eine 
Land wird sich davon ausschließen können, Verbesserung des Lebensstandards ergeben, 
sondern es wird nur trachten können, sich eine und daher sollen die Umstellungen von der 
möglichst gute Ausgangsposition zu schaffen. Wirtschaftspolitik nach Kräften gefördert wer­
Aber auch wenn dies gelingt, werden noch den, wenn diese natürlich auch darauf Bedacht 
größte Anforderungen an alle Wirtschafts- nehmen muß, Härten nach Möglichkeit zu 
tätigen gestellt sein, vor allem an die Unter- vermeiden. 
nehmer in Industrie und Gewerbe, an die Ein Sonderproblem im Rahmen der wirt­
Landwirtschaft und auch an alle Arbeitnehmer. schaftlichen Integration ist die Landwirt­
Diese dynamischen Entwicklungen wären auch schaft. Aus soziologischen sowie aus Gründen 
ohne Großraumwirtschaft gekommen, sie wer- der Ernährungssicherung ist jeder europäische 
den aber durch die Großraumwirtschaft ge- Staat heute bestrebt, einen möglichst großen 
fördert und beschleunigt. Je eher wir uns auf Teil seiner Ernährung im eigenen Lande sicher­
diese neuen Entwicklungen einstellen, desto zustellen. "\iV egen der anhaltenden Verminde­
mehr Chancen haben wir, auf der Woge dieser rung der Zahl von Arbeitskräften ist die Land­
Entwicklung mitgetragen zu werden und in wirtschaft zu einer fortschreitenden Mechani­
den nächsten Jahren und Jahrzehnten unseren 
Lebensstandard weiter stark zu erhöhen. Auf 
der anderen Seite werden wir auch bereit sein 
müssen, verschiedene Härten und Anpassungen 
auf uns zu nehmen. 

Wir erwarten, daß mit dem Abbau der Zölle 
zunächst unsere Exporte erweitert werden 
können, wir müssen aber gleichzeitig damit 
rechnen, daß auch die anderen Länder der 
EFTA verbilligt liefern können und die 
früheren Lieferanten sich nicht ohne weiteres 
verdrängen lassen werden, sodaß sich der Wett­
bewerb verschärfen wird. Der größere Markt 
im Export ermöglicht aber auch gleichzeitig 
eine weitere Spezialisierung und Rationalisie­
rung der Erzeugung und damit eine Kosten­
senkung, die es leichter ermöglicht, der ver­
stärkten Konkurrenz zu begegnen . Diese Um­
stellung erfordert große unternehmerische Um­
sicht, Vertrautheit mit dem Fortschritt der 
Technik, richtige Marktbeurteilung und nicht 
zuletzt große Investitionen. 

Etwas schwieriger wird manchmal die Lage 
der Binnenindustrie werden, weil gerade für 
sie durch die Zollermäßigungen die meist 
überlegene Konkurrenz der Auslandsmärkte 
fühlbar werden wird. Auch hier werden 
raschere Anpassungen erfolgreich sein können. 
Zunächst werden die allgemeinen Zollherab­
setzungen auch für die Binnenindustrien eine 
Verbilligung der Vorprodukte bringen, und 
der Groß markt, der ihnen zur Verfügung 
steht, wird auch hier eine Spezialisierung der 
Produktion ermöglichen. 

Neben der erfolgreichen Anpassung und 
Umstellung der bestehenden Betriebe wird es 
aber auch notwendig sein, neue Industrien 
mit starkem Wachstum im Lande zu errichten, 
und soweit wir das nicht aus eigenen Kräften 
tun können, werden wir versuchen müssen, 
solche Industrien aus dem Ausland nach 
Österreich zu bringen. 

sierung gezw'ungen, um ihre Wettbewerbs­
fähigkeit zu erhöhen. Diese notwendige Pro­
duktivitätssteigerung begegnet allerdings in 
zahlreichen berg-, mittel- und kleinbäuerlichen 
Betrieben den bekannten naturbedingten 
Schwierigkeiten. Die landwirtschaftliche Pro­
duldion und damit die Sicherung unserer 
Ernährung, die auch für die Festigung unserer 
Neutralität bedeutungsvoll ist, bedarf daher 
eines besonderen Schutzes. Im übrigen ge­
nießt die Land wirtschaft aus den vorhin 
dargelegten Gründen in einer Reihe von 
europäischen und außereuropäischen Ländern, 
darunter den USA, seit Jahren und Jahr. 
zehnten einen sehr weitgehenden und auf 
einheimische Ernährungsbedürfnisse abge­
stimmten Schutz. Wenn dieser Schutz grund­
sätzlich auch von den anderen europäischen 
Ländern anerkannt wird, so ist die Lage der 
österreichischen und der Schweizer Land­
wirtschaft sowohl durch das Klima als auch 
vor allem durch die Bodengestaltung - hier 
sei auf das Problem der Bergbauern hinge­
wiesen -, die in einem großen Teil des Landes 
eine Mechanisierung ausschließt, gegenüber 
den wirtschaftsgeographisch günstiger gelege­
nen Teilen Europas benachteiligt. Infolge 
dieser Schwierigkeiten und des Vorherrschens 
des Kleinbesitzes hat in Österreich schon bisher 
eine starke Landflucht stattgefunden. Man 
schätzt, daß jährlich 10.000 bis 15.000 
Personen die Landwirtschaft verlassen, was 
sich durch die Integration zunächst noch be­
schleunigen könnte. Nun wäre die Landwirt­
schaft in der EFTA gesichert, weil die Inte. 
gration derzeit im wesentlichen auf die ge­
werbliche Wirtschaft beschränkt bleibt. Dafür 
ist die österreichische Landwirtschaft in ihrem 
Export fast vollständig auf die Nachbarländer 
Deutschland und Italien, also auf die EWG, 
angewiesen. Auch diese Schwierigkeit müßte 
durch eine zweckmäßige europäische Lösung 
überbrückt werden. 
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Die Wirtschaftspolitik wird ihr größtes 
Augenmerk darauf lenken müss�n, �ie wirt­
schaftlichen Voraussetzungen fur die not­
wendige Anpassung möglichst optimal 
zu gestalten. 

Jede betriebliche Anpassung, sei es durch 
Spezialisierung, Rationalisierung oder durch 
den Übergang zur Massenerzeugung, erfordert 
erhebliche Kapitalien. Die Kapitalbildung, der 
Kapitalmarkt und auch der Kapitalimport 
müssen daher nach Möglichkeit verbessert 
und erleichtert werden. Die wichtigsten V or­
aussetzungen für die Kapitalbildung auf dem 
Kapitalmarkt aber sind �ie S�abilität d�r Wäh­
rung und eine aktive, antIzyklIsche KonJunktur­
politik, welche wirtschaftliche Rückschläge 
verhindert die erfahrungsgemäß den An­
passungsp;ozeß besonders er�c

.
hwer��. Eine 

solche aktive KonjunkturpolItIk mußte vor 
allem auch eine Zusammenarbeit mit anderen 
Ländern pflegen. In einem solchen Wi�tschafts­
klima der Stabilität wird auch dIe unter­
nehmerische Risikobereitschaft und Initiative 
am größten sein. 

Die Beschleunigung der wirtschaftlichen 
Dynamik wird nicht nur an den einzelnen 
U�ternehmer und Arbeiter, sondern auch an 
die verantwortlichenWirtschaftspolitiker größte 
Anforderungen stellen, die nur durch eine 
loyale Zusammena�beit aller �e�ufsgruppen 
und sozialen SchIChten bewaltlgt werden 
können. 

Auch die Wiener Tagung der EFTA-Mini­
ster, die am Ende der vorvergangenen Woche 
stattgefunden hat ,hat sich bemüht, ein Arrange­
ment zu finden, das jede Verschärfung der 
Lage verhindert. Schon der Vertrag von 
Stockholm selbst war in seinen Grundzügen 
und in der Zeittafel, die er für die einzelnen 
Etappen seiner Verwirklichung vorgesehen 
hat, darauf abgestellt, eine spätere groß­
europäische Integration zu erleichtern. Das 
Schema, das er für die Anerkennung des 
Zonenursprunges aufgestellt hat, bedeutet 
einen echten Fortschritt in dieser schwierigen 
Fraae und könnte, wenn es sich in der Praxis 
bewährt haben wird, dje Grundlage für eine 
große europäische Verständigung in einer 
Frage ergeben, die sich bei den Verhandlungen 
im Jahre 1958 als eine schwere Klippe der 
Verständigung erwiesen hat. 

Die Zeittafel für den Zollabbau in der EFTA 
ist so abgestellt, daß ohne Schwierigkeiten 
bis zum Ende des Jahres 1961 eine Verständi­
aung mit der EWG herbeigeführt werden kann. Die EWG hat bekanntlich die erste 
Etappe ihres Zollabbaues im inne�.en B�reich 
im Ausmaße von 10 Prozent der Zolle, dIe am 
1. Jänner 1958 in Geltung waren, mit dem 
L Jänner 1959 bereits durchgeführt. Nach 

dem Vertrag von Rom findet die zweite 
Etappe des Zollabbaues im Ausmaß von 
ebenfalls 10 Prozent am 1 .  Juli 1 960 statt. 
Der Vertrag von Stockholm sieht nun für die 
EFTA-Länder - ebenfalls für den inneren 
Bereich - eine 20 prozentige Senkung der 
Zölle vor, die in den einzelnen Staaten am 
1 . Jänner 1960 in Geltung waren. Der Zeit­
punkt entspricht also der zweiten Etappe des 
Vertrages von Rom, das Ausmaß der ersten 
und zweiten Etappe der EWG zusammen­
genommen. Wenn es allerdings nur bei diesen 
Maßnahmen bleibt, die die beiden Verträge 
bestimmen, so beginnt am 1 .  Juli 1960 die 
gegenseitige Diskriminierung. Die Zollsenkung, 
die die EWG am 1 .  Jänner 1 959 durchgeführt 
hat wurde im wesentlichen auf alle Staaten 
des

' 
GATT angewendet, sodaß mit diesem 

Termin nur verhältnismäßig leicht zu ver­
schmerzende Diskriminierungen eingetreten 
sind. 

Die Wiener Ministertagung der EFTA hat 
in ihren Beschlüssen alle Möglichkeiten für 
eine mit der EWG parallele Zollsenkung offen­
gelassen, ebenso geht aus dem Minister­
beschluß der EFTA eindeutig hervor, daß 
diese bereit ist, auf Vorschläge ein­
zugehen, die geeignet sind, die ab 1. Juli 
1 960 drohende Diskriminierung zu vermeiden. 

Es ist z u  hoffen, daß über dieses Angebot 
der EFTA bereits in den allernächsten Tagen 
im Rahmen des sogenannten Handelsausschus­
ses der 21,  in dem alle OEEC-Staaten, die 
USA, Kanada und die EWG-Kommission 
vertreten sind, in Paris verhandelt werden 
wird. 

Hohes Haus ! Ich hatte Ihnen von mancher­
lei Schwierigkeiten und Sorgen zu berichten, 
denen wir bei den Bestrebungen, die Wirt­
schaft Europas zu integrieren, begegnet sind, 
auch von den Gefahren, die wir zu vermeiden 
haben. Trotzdem habe ich die Überzeugung, 
daß die europäische Integration weitere Fort­
schritte machen wird. Wir haben dem ersten 
Pfeiler der europäischen Integration, der 
EWG, den zweiten Pfeiler, die EFTA, hinzu­
gefügt. Es ist nach dem Zusammenbruch der 
Verhandlungen über die große europäische 
Freihandelszone am 15. Dezember 1 958, der 
die Schlagkraft der Organisation für europä­
ische wirtschaftliche Zusammenarbeit empfind­
lich beeinträchtigte, im Jänner 1960 gelungen, 
wieder ein Organ für Verhandlungen zwischen 
den beiden europäischen Gruppen, nämlich 
den schon erwähnten Handelsausschuß der 
OEEC zu schaffen, der am 29. März in Paris 
zusammentreten wird. 

Andererseits haben wir die Pflicht, das 
Bestehen der Europäischen Freihandelsasso­
ziation nunmehr endgültig sicherzustellen. Ich 
zweifle nicht daran, daß das in diesen Tagen 
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auoh in den Parlamenten der anderen Mitglied­
staaten der EFTA geschieht, soweit es nicht 
schon in einigen Ländern geschehen ist. Und 
in diesem Sinne bitte ich Sie nun, meint' sehr 
geehrten Frauen und Herren Abgeordneten, 
der Regierungsvorlage über das Überein­
kommen zur Errichtung der Europäischen 
Freihandelsassoziation, EFTA genannt, die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Präsident : Zum Worte hat sich als Gegen­
redner der Herr Abgeordnete Dr. Gredler 
gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Gredler : Hohes Haus ! 
Dieser Tag ist nicht nur für das österreichische 
Parlament, sondern für unsere Heimat über­
haupt kein glücklicher. Nach der Diskussion 
über diesen Punkt werden die beiden Koali­
tionsparteien für den Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Freihandelsvereinigung stimmen, 
obwohl zumindest die eine davon, die Öster­
reichische Volkspartei, wohl innerlich in ihrer 
Mehrheit eher zur EWG neigt, trotz der eben 
gehörten Ausführungen des Herrn Bundeskanz­
lers. 

Ich bedauere, daß das, was wir Freiheitlichen 
darüber gesagt haben, daß das, was ich selbst 
in zwei Sitzungen vor Jahresende ausgeführt 
habe, l e i d e r  richtig geblieben ist. Ich sage 
" leider" deswegen, weil es uns nicht darum 
geht, daß die Freiheitliche Partei beziehungs­
weise daß ich selbst mit meinen damaligen 
Warnungen recht behalten haben, sondern 
weil es um die Interessen unserer Heimat, 
weil es um Arbeitsplätze, weil es um 
Menschenglück geht ! 

Wir Freiheitlichen wollen Europas Einheit, 
und wir wollen die europäischen Fragen aus 
dem innerösterreichischen Parteienhader her­
aushalten. Wir nehmen unsere Aufgabe als 
Opposition so verantwortungsbewußt, daß wir 
Fragen der höchsten Rangordnung gemeinsam 
mit den bei den anderen Parteien lösen wollen. 

Wir Freiheitlichen würden es daher ohne 
Rücksicht auf unsere eigenen Parteiinteressen 
begrüßt haben, wenn sich nicht meine Aus­
führungen von der Entwicklung der letzten 
Monate als richtig erwiesen hätten, sondern 
wenn die österreichische Regierungspolitik 
gerechtfertigt worden wäre. Es ist aber leicht, 
nachzuweisen, daß genau das Gegenteil der 
Fall war. Ich spreche daher heute als erster, 
um Ihnen, meine Herren Redner von den beiden 
Regierungsparteien, die Gelegenheit zu geben, 
mich zu widerlegen, nachzuweisen, daß ich 
unrecht habe. Ich glaube, es wird Ihnen dies 
nicht ganz leichtfallen. 

Es war Anfang Dezember, als Herr Staats­
sekretär Gschnitzer davon sprach, der Brücken­
schlag zwischen EFTA und EWG solle nicht 

Wochen, sondern Tage in Anspruch nehmen. 
Heute wissen wir, daß er weder in Tagen noch 
in Wochen, nicht einmal in Monaten gelungen 
ist, daß vielleicht Jahre dazu notwendig sein 
werden oder daß er überhaupt nicht zustande­
kommt. 

Warum also - wird die Öffentlichkeit 
fragen - hat uns die Koalition dieses Instru­
ment europäischer Desintegration heute vor­
gelegt ? Die Antwort ist nicht schwer : Die 
Österreichisohe Volkspartei hat, wie auch auf 
anderen Gebieten, so vor allem auch auf dem 
der Außenpolitik, eigentlich kein Konzept.. 
Übrigens, es mutet gelegentlich grotesk an, 
wenn man davon sprechen hört, wir Freiheit­
lichen hätten kein Programm. Wir haben unser 
Programm, unsere Richtlinien längst veröffent­
licht t Die Sozialisten haben dagegen, wie 80 

oft, ein sehr eindeutiges Konzept ; allerdings 
halten wir es für das falsche. 

Ich werde nun eine Reihe von Erklärungen 
maßgeblicher Redner der Österreichischen 
Volkspartei zitieren. Ein großer Teil von ihnen 
sprach sich direkt für die EWG und mit Vor­
behalten zur EFTA aus. Alle aber haben daR 
gutgeheißen, was Sie selbst in der letzten Aus­
schußsitzung am 10. März verworfen haben 
und wozu Sie heute wiederum nein sagen wer­
den, nämlich, falls der sogenannte Brückenschlag 
zwischen EWG und EFTA in absehbarer Zeit 
nicht zustandekäme, die EFTA als Basis der 
Mißintegration zu kündigen, jene EFTA, über 
die die Tiroler ÖVP-Zeitung vom 4. März als 
"große Dummacherei" spricht t So scharfe 
Worte haben wir Freiheitlichen nie gefunden, 
aber heute werden Sie, meine Damen und 
Herren von der ÖVP, trotz dieser Erkenntnis 
für die sogenannte Dummacherei stimmen. 

Die gleiche Quelle sagt übrigens in einem 
Artikel, " Der Brückenschlag" überschrieben, 
die EFTA heuchle wohl politische Unschuld, 
sei aber in Wirklichkeit die politische Gegen­
gründung der Briten gegen die EWG. Geschrie­
ben in der Zeitung der Tiroler ÖVP t Hören 
Sie ferner selbst : 

Am 8. Jänner stellte etwa die Präsidenten­
konferenz der österreichischen Land wirtschafts­
kammern fest, das Ausfuhrinteresse auf dem 
agrarischen Sektor liege bei der EWG. Am 
1 1 .  Jänner befürchtete der Direktor der land­
wirtschaftlichen Genossenschaften Tirols, 
unser Beitritt zur EFTA würde nicht nur 
kurzfristige Schäden bringen, sondern das 
wirtschaftliche Auseinanderleben mit unseren 
Nachbarn geradezu hervorrufen. Dasselbe, 
so sagt er, würde die Nichtteilnahme an der 
für ein Bergland so wichtigen europäischen 
Agrarpolitik bedeuten. 

Nun, ich könnte zahlreiche andere Stimmen 
von Agrariern der Österreichischen Volkspartei 
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nennen. Beschränken wir uns aber in der Auf­
zählung. Das Zentralorgan der landwirtschaft­
lichen Genossenschaften schreibt zum Beispiel 
am 20. Februar, bei dem sogenannten Brücken­
schlag handle es sich nur um leere Worte, die 
EFTA könne nur Übergangsaufgaben erfüllen. 
Gleichzeitig veröffentlicht der Generalanwalt 
der landwirtschaftlichen Genossenschaften, 
der ehemalige Vizekanzler Schumy, abermals 
einen Artikel, in dem er sich für den Beitritt 
zur EWG ausspricht und von der EFTA sagt, 
diese Organisation werde nicht von langer Dauer 
sein. 

Der steirische Agrarabgeordnete Stürgkh 
sagt in gleicher Richtung folgendes : "Es wäre 
in Betracht zu ziehen, bei der Ratifizierung des 
EFTA-Vertrages durch das Parlament den 
Vorbehalt zu machen, daß Österreich sich seiner 
vertraglichen Verpflichtungen entbunden füh­
len und in zweiseitige Bündnisgespräche mit 
der EWG eintreten kann, wenn innerhalb von 
Jahresfrist die Gespräche über einen Brücken­
schlag zwischen EWG und EFTA gescheitert 
sind." - Wir werden heute einen genau 
gleichen Antrag stellen, und wir werden dann 
sehen, ob Sie sich dafür oder dagegen ausspre­
chen werden. 

Ganz ähnlich äußerte sich der ÖVP-Sprecher 
Salzburgs, der Abgeordnete Grießner, und ganz 
massiv der Salzburger Landeshauptmann Dok­
tor Klaus, der Vizekanzler Pittermann be­
schuldigt, eine "Lügenkampagne" - ich 
zitiere wörtlich ! - gegen die EWG zu treiben, 
und gegen Dr. Kreisky und seinen außenpoli­
tischen Kurs sehr ernste Bedenken anmeldet 

.und - hören Sie, meine Damen und Herren ! -
verlangt, die ÖVP müsse ein außenpolitisches 
Konzept entwickeln. Der Herr Salzburger 
Landeshauptmann ! (Ruf bei d er FPÖ: Wieder 
eine EFTA I) 

Wollen Sie noch weitere Quellen � Etwa die 
Resolution der christlichen Gewerkschafter, 
die auf einer Tagung Anfang Feber unter dem 
Vorsitz ihres Präsidenten, des Herrn Ab­
geordneten Altenburger, verlangt haben, daß 
- da der Beitritt Österreichs zur EFTA er­
hebliche nachteilige Auswirkungen für die Wirt­
schaft zur Folge haben würde - vor einem 
Beitritt die Möglichkeit eines Assoziations­
vertrages mit der EWG im Sinne des Artikels 
238 zu prüfen wäre. Aber auch Herr Altenbur­
ger und mit ihm die Abgeordneten des ÖAAB 
werden heute für die EFTA, gegen die eigene 
Resolutio'n, gegen eine Assoziation mit der 
EWG stimmen. 

Und die Herren Abgeordneten vom Wirt­
schaftsbund ? Am 4. Jänner hat man bereits 
auf einer Tagung des Ausschusses für Außen­
handel in der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft eindeutig erklärt - ich erinnere 
Sie hier an die Rede des Herrn Vizepräsidenten 

Architekt Förster -, daß Verluste bei den Aus­
fuhren in den EWG-Raum durch Erhöhungen 
bei den EFTA-Partnern kaum ausgeglichen 
werden können - also gen au das Gegenteil 
dessen, was in einer Ausschußsitzung der 
heutige Herr Berichterstatter einmal gesagt 
hat beziehungsweise was auch von der Mini­
sterbank her erklärt worden ist : man könne 
die Verluste bei der EWG aus dem wesentlich 
niedrigeren wirtschaftlichen Rahmen der EFTA 
wiederum irgendwie aufholen. Ganz ähnlich 
sprach übrigens am 23. Jänner der Vizepräsi­
dent der Tiroler Handelskammer, um nur einige 
wenige zu nennen. 

Es ist heute nicht meine Aufgabe, mich mit 
Problemen der Wirtschaftspolitik zu befassen. 
Ich habe dies in früheren Reden getan, es wer­
den dies Kollegen von mir tun, und außerdem 
hat sich mit einem sicher wesentlich profun­
deren Sachwissen bereits der Leiter des Insti­
tuts für Wirtschaftsforschung mit den ein­
schlägigen Problemen befaßt. 

Nun bitte : Soll ich noch weitere Minister 
zitieren � Etwa den Herrn Handelsminister, der 
in der "Freiheit" vom 5. März sagt : Wenn es 
zum Brückenschlag nicht käme, dann habe 
die EFTA ihre Bedeutung für Österreich ver­
loren und wir müßten eine Revision unserer 
Stellung vornehmen. So wird auch unser 
Antrag lauten, aber er wird trotzdem abge­
lehnt werden. Oder daß ein österreichischer 
Minister sich nach einer Presserneldung am 
3. Feber für bilaterale Abmachungen mit der 
EWG aussprach, während am 22. Jänner ein 
österreichischer Minister vor dem Bonner 
Wirtschaftspolitischen Klub betonte, Öster­
reich werde keine bilateralen Einzelverhand­
lungen mit der EWG aufnehmen, was wieder 
die christlichen Gewerkschafter Anfang Feber 
nicht hindert, dies dennoch zu verlangen. Soll 
ich Ihnen noch weitere Beispiele solcher Diver­
genzen, solcher Gegensätzlichkeiten, einer sol­
chen Konzeptlosigkeit vortragen � Auch der 
Herr Finanzminister spricht davon, daß Öster­
reich einen Beitritt zur EWG zunächst nicht 
erwäge, während seine eigene Akademiker­
zeitung in einem Artikel "Europa, Gespenst 
oder Notwendigkeit ?"  eine Assoziierung mit 
der EWG nicht nur bej aht, sondern in ihr eine 
Sicherung gegen eventuelle, zurzeit gar nicht 
existierende Anschlußgelüste, wie es dort 
heißt, sieht. Übrigens ein sehr vernünftiger 
Standpunkt dieses Organs. 

Meine sehr Verehrten ! Im Mittelalter kannte 
man das Umbilizianerunwesen. Man wird es 
sicher bei der ÖVP und in steigendem Maße 
auch bei der SPÖ wissen. Es galt damals 
als eine mörderische Häresie. Ihr verfallen 
Menschen, die auf den eigenen Nabel, um­
bilicus - ich bin ein schlechter Lateiner, aber 
ich glaube, es heißt so - schauen und vom 
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Fatum die Entscheidung erwarten, statt sich 
zu besinnen, daß der Mensch frei entscheiden 
kann. Allerdings kann dies nicht einer, dem 
die Fesseln seiner Fraktion angelegt worden 
sind, der sich an die sogenannte Koalitions­
disziplin halten muß. Wenn man alle diese 
Stimmen der ÖVP - positiv zur EWG, 
negativ zur EFTA - hört und wenn man dann 
vernimmt, wie sie heute noch gegen ihre 
eigenen Stimmen handeln wird, dann wird 
man doch von einer bangen Angst befallen, 
daß Sie, meine Damen und Herren von der 
rechten Seite des Hauses, von dieser er­
schrecklichen Häresie befallen sind. 

Nun, soweit, so gut.- Wir hörten von der 
Konzeptlosigkeit der einen, aber als gelernte 
Österreicher wundern wir uns darüber nicht. 

Wir wissen auch, daß in der internationalen 
Fachwelt bei der Erwähnung des sogenannten 
Brückenschlages geradezu ein Wettgähnen 
anfängt. Bezeichnenderweise erwähnt die kürz­
liche Wiener EFTA-Konferenz, übrigens auch 
die Rede des Herrn Bundeskanzlers von vorhin, 
dieses Wort überhaupt nicht mehr. 

haupten, alles geschehe im gutbezahlten Auf­
trag der deutschen Großindustrie. Ich hoffe, 
die "Arbeiter-Zeitung" wird nicht gegen den 
Herrn Vizekanzler polemisieren, denn nicht 
wir, sondern er hat vor kurzem Herrn Alfred 
Krupp auf Villa Hügel oder sonstwo besucht. 
(Beifall bei der F PÖ.) 

Eine derartige Überlegung der "Arbeiter­
Zeitung" kann allerdings nicht wunderneh­
men, wenn man dort etwa liest, in Hadersdorf­
Weidling au könnte man die alten Aufschriften 
"AcIolf Ritler-Straße" deswegen wieder be­
merken, weil dort verhältnismäßig viele FPÖ­
Wähler leben. Dieses gefährliche Nest von 
Neofaschisten, wie das Prager KP-Blatt "Rude 
Pravo" geschrieben hat, hat übrigens eine 
sehr eindeutige sozialistische Mehrheit. 

Um mit diesem Problem zum Abschluß zu 
kommen : Man sagt : "Qui s'excuse, s'accuse". 
Ich will gar nichts entschuldigen, ich will 
nur ein für allemal und sehr eindeutig fest­
stellen : Die Freiheitliche Partei hat noch nie 
einen Groschen oder einen Pfennig aus Deutsch­
land erhalten. Ihr heimattreues Bekenntnis 
zu Österreich, ihre Verbundenheit mit der 

Ich sagte, die Sozialisten haben dagegen deutschen Volks- und Kulturgemeinschaft, 
wohl ein Konzept, aber unserer Auffassung ihre Ausrichtung auf Europa sind ein Teil 
nach . nicht d�s richtige. Wir .müssen dabei ihres politischen Bekenntnisses, und dieses 
allerdmgs ZWIschen de� zwel�ellos . klugen Bekenntnis kann weder gekauft noch verkauft 
Überlegungen unterscheIden, dIe �lr etwa werden. (Beifall bei der F PÖ.) Möge man 
vom Herr�,

Abgeordneten Czernet.z luer mehr- ' dies vom Kreml bis zum Globus-Verlag, ja 
f�ch geh ort 

. 
h�be�, und J enen Aus- selbst bis zur Rechten Wien zeile einmal 

fuhrungen - dIe Emrelhung, das entsprechende eindeutig zur Kenntnis nehmen. 
Eigenschaftswort dazu überlasse ich Ihnen . . . 

, 
. . 

selbst - die man elege tl' ch in diversen WIr halten dIe SOZIalIstIsche PolemIk gegen , g n I 
d' EWG b . ' d  A b 't Z 't " 

Zeitungen liest. Es ist mir unbegreiflich, le , 0  . SIe nun In . er
, 
" . r el er- el ung 

daß ein Blatt wie etwa die Arbeiter-Zeitung" steht oder m der SOZIalIstIschen Postwurf­

an dessen Spitze ein J o�rnalist von W elt� zeitung "Wiener Volkszeitung" oder in Ge­

format, mein älterer Schulkollege, Herr Dr. Pol- werkschaftsblättern, häufig aus der Feder des 

lak, steht, sich manchmal derart verirren kann. Herrn Hindels stammend, überhaupt für 

Aber es ist vielleicht kein Wunder, denn selbst falsch. Es stimmt weder, daß in der EWG die 

der Herr Vizekanzler , der Parteivorsitzende der sogenannte Kartellwirtschaft die Oberhand 

Sozialisten, hat in seinen - Ausführungen zum hat, noch müßte Österreich in der EWG­

Europaproblem nicht immer jenen hohen Stand Gemeinschaft - das steht sehr oft in gewerk­

bewiesen, der ihn sonst zu charakterisieren schaftlichen Blättern - auf Hoheitsrechte 

pflegt. Nun, was wollen Sie mit folgenden verzichten, da ja in einem bilateralen, einem 

Sätzen der "Arbeiter-Zeitung" machen : Es zweiseitigen Assoziationsvertrag ausdrücklich 

gebe in der ÖVP eine Gruppe, die möglicher- das diesbezügliche Anerbieten des Professors 
Hallstein Aufnahme finden könnte. weise in konspirativem Einverständnis mit 

FPÖ-Politikern die Zusammenarbeit Öster­
reichs mit der EFTA sabotiere, es gebe EWG­
Partisanen (Heiterkeit) , für deren politische 
Agitation auch bereits sehr viel Geld deutscher 
Interessenten investiert worden sei, die durch 
den Anschluß an die privatkapitalistischen 
EWG-Kartelle der österreichischen Gemein­
wirtschaft schaden wollen und so weiter. 
Ja selbst der Herr Chefredakteur zieht in 
einem Leitartikel Parallelen zwischen dem 
13. März 1938 und einer Assoziierung Öster­
reichs mit der EWG, um schließlich zu be-

Im übrigen kann eine wirksame wirtschaft­
liche und politische Zusammenarbeit der 
europäischen Staaten nur dann erreicht werden, 
wenn sich jeder Staat in seiner Handlungs­
freiheit einschrä.nkt und - das ist bei völker. 
rechtlichen Verträgen immer so - einen Akt 
freiwilliger Souveränitätsbeschränkung setzt. 
In einen bilateralen Vertrag kann die N ot­
wendigkeit der Zustimmung Österreichs für 
entscheidende Beschlüsse als Voraussetzung 
für ihre Geltung bei uns in den Vertrag auf­
genommen werden. An dieser Tatsache ging 
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auch die vorherige Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers vorbei, dem ich übrigens 
meinen Dank aussprechen möchte, daß er mir 
bereits gestern nachmittag das Konzept seiner 
Rede zugesandt und damit einen Akt poli­
tischer Fairneß gesetzt hat, in dem er es mir 
ermöglicht hat, zu diesem Konzept aus­
führlich Stellu�g zu nehmen. 

wäre oder nicht : "Unsere Gelehrten - und 
hier kommen in erster Linie die Völkerrechts­
lehrer in Frage - sind sich über diese Gretchen­
frage selbst nicht einig, und das ist bezeichnend. 
Der Innsbrucker Völkerrechtslehrer . . .  steht 
auf dem Standpunkt : Ja, die Vereinbarkeit ist 
gegeben. Der Wiener Universitätsprofessor 
Dr. Verdroß sagt nein." "Aber allein die 
kontroverse Auffassung der beiden Gelehrten Es ist im übrigen erfreulich, daß es auch 
muß uns stutzig machen. "  Soweit sehr richtig andere sozialistische Stimmen gibt, etwa 
Herr Dr. Koref. einen Leitartikel des Herrn Dr . Gmoser, der 

Bei der ÖVP wiederum stellt sich Herr in einer sozialistischen Zeitung am 6. Februar 
Dr . Hofeneder recht klar und zweifellos über die EFTA-Ratifikation unter dem Titel 
richtig auf den Standpunkt : die wirtsc�aft­"Drum prüfe, wer sich ewig bindet" erschienen 
liehe Neutralität existiere nicht ; die ÖVP ist. 
lehne den Standpunkt ab, daß internationale 

Ein Hauptbedenken - wir haben es auch wirtschaftliche Vereinbarungen etwas mit dem 
heute wieder gehört -, das gegen die EWG völkerrechtlichen Begriff der Neutralität zu 
geäußert wird, liegt im Hinweis auf �� öster- tun haben. 
reichische Neutralität. Es muß POSItIV ver- Der Herr Handelsminister Dr. Bock wieder 
merkt werden, daß die Rede des Herrn Bundes- schreibt in einem Artikel Anfang März anders _ 

kanzlers den Vermerk enthielt, diese wäre ich werde den Hauptteil davon sogar wörtlich 
lediglich eine militärische - etwas, was wir kurz verlesen ; denn auch hier decken sich 
hier im Hause mehrfach zum Ausdruck unsere Meinungen, und es wird ja in einem 
brachten. Allerdings die Argumente, die im Antrag von uns auch noch dazu Stellung 
Zusammenhang mit der Neutralität vor allem genommen werden. Nur leider, und ich darf 
von sozialistischer Seite ins Treffen geführt es noch einmal unterstreichen, wird bei der 
werden, soll man durchaus ernst nehmen, Abstimmung nicht die Idee des Herrn Dr. Bock 
man soll sie beleuchten. Ich hoffe, daß man also nicht diese anderen Stimmen Verwirk­
auch unsere Gegenargumente auf der Linken lichung finden, sondern Sie werden j a  
anhört. Von Herrn Dr. Kreisky sind wir dies trotzdem gegen die wirtschaftliche, gegen die 
erfreulicherweise gewohnt ; bei Herrn Dr. Pit- politische Ratio für die EFTA stimmen. 
termann wird es sicher auch so sein, denn Herr Dr. Bock schreibt : "Die Frage der 
vor kurzem hat er in einem Vortrag in österreichischen völkerrechtlichen und mili­
Bonn ganz richtig ausgeführt - wenn tärischen Neutralität hat im Konzept einer 
auch auf die Sozialisten in der EWG ge- wirtschaftlichen Integration überhaupt keinen 
münzt , der Ausschluß der jeweiligen Platz. Es gibt keine wirtschaftliche Neutrali­
Opposition von allen Beratungen und Ent- tät ! Sie kommt im Kodex des Völkerrechtes gar 
scheidungen hätte die Verbreitung des Europ�- nicht vor ; würde man sie erfinden, so wäre 
gedankens gehemmt. Wir dürfen daher dIe das nur der Anfang vom Ende unserer wirt­
Hoffnung äußern, daß sich das auch innerhalb schaftlichen Prosperität. Die strikte Ein­
der österreichischen Grenzen so verhält und haltung unserer völkerrechtlichen und mili­
daher hier berücksichtigt wird - angesichts tärischen Neutralität, die vom ganzen öster­
des Nickens des Herrn Vizekanzlers nehme ich reichischen Volk als reale Basis unserer 
an, daß wir hier einer Meinung sind. Souveränität auch in Zukunft anerkannt und 
(Abg. Dr. Pit termann : Sie dürfen yu,ter begrüßt wird, hat" - so sagt richtig Dr. 
H oOnung sein !) Ich darf guter Hoffnung sem ; Bock _ "nichts mit für unsere Wirtschaft 
ich danke Ihnen vielmals, ich bin also guter lebenswichtigen Entscheidungen in der euro­
Hoffnung hinsichtlich der Heranziehung der päischen Integrationsfrage zu tun. Sie darf damit 
Opposition, ich bin allerdings schlechter �off- nichts zu tun haben," - so fährt der Minister 
nung hinsichtlich des EFTA-Vertrages. (He�ter. weiter fort - "weil wir uns sonst selbst 
keit.) Aber dies wird ja hier noch weiterhin zum Fesseln anlegen würden, von denen sich zu 
Ausdruck kommen. befreien später einmal unmöglich werden 

Unsere Argumentation wird erleichtert, wenn könnte. . . .  Der · Vertrag von Stockholm" 
ich von der Rede eines sehr bekannten und - und hier liegt, wie soll ich sagen, die Haupt­
bedeutenden Sozialisten, des Herrn Bundes- stelle dieses Artikels des Herrn Handels­
rates Dr. Koref, vom 27 . November des ministers - "steht und fällt mit der Erfüllung 
vergangenen Jahres ausgehe. Damals sagte seiner Präambel !" Das heißt, als Werkzeug 
dieser außenpolitische Fachmann der Sozia- einer größeren europäischen Integration. 
listischen Partei zu der Frage, ob der Beitritt Kommt diese nicht zustande - so kan� man 
zur EWG mit unserer Neutralität vereinbar I logisch aus diesem Artikel schließen -, 1St der 

89 
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Vertrag von Stockholm für Österreich hin­
fällig. 

Auch diesbezüglich wird ein Antrag von 
uns erfolgen - auch diesen Antrag werden 
Sie ablehnen, entgegen den Ausführungen 
Ihres eigenen Handelsministers. Vielleicht 
wird er selbst als Abgeordneter mitstimmen, 
wird gegen seinen eigenen Antrag stimmen. 

Wenn man daher unter Würdigung aller 
Argumente prüft, ob Österreich als Vollmit­
glied der EWG beitreten könne, dann wird 
man zu dieser Frage, wie gesagt, uneinheitliche 
Antworten finden. Mein verehrter Lehrer, 
Österreichs größter Völkerrechtslehrer der 
Gegenwart, Professor Verdroß, hat - und ich 
schließe hier an die . Ausführungen des Herrn 
Dr. Koref an und werde sie sogar noch genauer 
schildern - den Standpunkt vertreten, daß 
die im 13 .  Haager Abkommen von 1 907 
niedergelegten Normen des Neutralitäts­
rechtes Bestimmungen enthalten, die den 
Beitritt zu einer Wirtschaftsgemeinschaft be­
denklich erscheinen lassen, falls diese Wirt­
schaftsgemeinschaft eine Entscheidung im 
Kriegsfalle beeinträchtigen könnte. Wir Frei­
heitlichen sind zwar der Auffassung, daß 
man auch unter Berücksichtigung dieser Be­
stimmungen über eine Vollmitgliedschaft in 
der EWG ohneweiters sprechen kann. Wir 
haben aber unsere Vorschläge von vornherein 
unter Berücksichtigung dieser - Ihrer -
Bedenken so abgestellt, daß - Sie erinnern 
sich an meine erste Rede zu dieser Frage -
wir in unserem Resolutionsantrag, man möge 
unverzüglich mit der EWG Verbindung auf­
nehmen, es durchaus offenließen, dies im 
Rahmen eines Sondervertrages zu tun. Denn, 
meine Damen und. Herren, daß die Assoziierung 
Österreichs im Wege eines solchen bilateralen 
Vertrages auch der ernstesten völkerrecht­
lichen Prüfung standhält, ist wohl weder 
bestritten noch irgendwie in Frage gestellt, 
es ist eindeutig klar, und auch in der Regie­
rungserklärung ist das nicht etwa negativ 
geschildert worden. 

Die heutige Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers . hat in einem sehr breiten 
Rahmen die Entwicklungsgeschichte der ge­
lungenen OEEC und der mißlungenen großen 
Freihandelszone geschildert und hat, wenn 
ich sie auf ihren kritischen Kern analysiere, 
eigentlich zwei Thesen herausgearbeitet, näm­
lieh : Multilaterale Assoziationsgespräche 
wären besser als bilaterale. Die These wurde 
zwar vertreten, aber nicht bewiesen. 

Die zweite These ist, daß die EWG vielleicht 
nicht genügend Rücksicht auf Österreich neh­
men würde, daher die EFTA die einzig mögliche 
Lösung sei. Auch diese zweite These ist 
behauptet, aber nicht bewiesen worden. Denn 

aus dem Munde aller Maßgeblichen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
haben wir mehrfach gehört, daß Österreich 
in Brüssel offene Türen finden würde. Ja, ein 
solcher Sondervertrag könne alles enthalten, 
was die Aufrechterhaltung unserer ständigen 
militärischen Neutralität im Krieg gewähr­
leistet, was auf unseren Osthandel, auf unsere 
übrigen Wünsche Rücksicht nimmt, 
das heißt, daß der Gemeinsame Markt, daß 
die EWG überhaupt bereit wäre, auf alle 
österreichischen Wünsche weitestgehend ein­
zugehen. Der diesbezügliche Skeptizismus 
des Herrn Bundeskanzlers scheint mir daher 
nicht beweisbar, durch nichts bewiesen. 
( Abg. Se b in  g e r :  Das werden wir Ihnen schon 
nachher beweisen I) Ich freue mich, daß ich 
die Beweisführung hören werde ; ich weiß 
allerdings nicht, ob sich der beweisführende 
Herr im Besitz der Unterlagen der Unter­
redung des Herrn Ministers a. D. Dr. Taucher 
mit Herrn Präsidenten Dr. Hallstein befindet. 
Es muß aber auch unterstrichen werden, 
daß der Staatsvertrag an keiner Stelle Öster­
reich verbietet, ein Stück seiner Souveränität 
auf wirtschaftspolitischem Gebiet einer über­
geordneten Rechtspersönlichkeit abzutreten. 

Ich habe vorhin einige Stimmen prominenter 
Sprecher der ÖVP zitiert. Darf ich noch 
darauf hinweisen, daß auch die Zeitschrift 
"Politische Perspektiven" in ihrer Ausgabe 
NI'. 3, eine Zeitschrift, die sowohl dem Herrn 
Finanzminister wie auch vor allem dem Herrn 
Landeshauptmann von Steiermark nahesteht, 
richtig ausführt : "Neutralität hat mit handels­
und zollpolitischen Vereinbarungen nichts zu 
tun." Sehr richtig weisen diese "Politischen 
Perspektiven" darauf hin, daß der EWG-Ver­
trag keinesfalls als einer des Anschlusses 
bezeichnet werden kann, der etwa Österreich 
der Befehlsgewalt Deutschlands unterwirft. 
Die diesbezügliche dauernde Unterstellung, 
sei es die der "Arbeiter-Zeitung" , seien es 
anderer in gleicher Richtung operierender 
Federn der Sozialistischen Partei, können 
doch mit der Feststellung leicht entkräftet 
werden, daß der EWG-Vertrag der Bundes­
repu blik sogar Entscheidungen entzieht - eine 
Feststellung, die übrigens in den "Politischen 
Perspektiven", also dem, wie soll ich 
sagen, Reformerorgan der ÖVP steht -, die 
Bundesrepublik einer Gemeinschaftsentschei­
dung unterstellt, in der sie zweifellos eine 
Minderheit darstellt. Es wäre also - ich 
glaube, auch aus außenpolitischen Gründen -
klüger, besser, verantwortungsvoller, dieses 
Anschlußgerede ein für allemal einzustellen. 

Und nun nach der Zitierung so vieler 
Quellen, so vieler Nachrichten, so vieler 
S tandpunkte innerhalb unserer Grenzen er-
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lauben Sie mir noch einen Blick i n  die Welt­
situation. Haben wir uns bei der Sowjetunion 
so besonders beliebt gemacht, weil wir zur 
EFTA stießen ? Es ist mir nicht erinnerlich, 
daß die Sowjetunion irgendeinem Staat wegen 
der EWG Vorstellungen machte, aber es ist 
mir sehr bekannt, daß sie einigen Staaten, 
die den EFTA- Vertrag abgeschlossen haben, 
Noten überreichte, die auf die Meistbegünsti-
gungsklausel hinwiesen. 

. 

Und das GATT 1 Das GATT ermöglicht 
- das ist heute schon vom Herrn Bundes­
kanzler erwähnt worden - grundsätzlich 
wohl den Abschluß von Wirtschaftsgemein­
schaften, Wirtschaftunionen, nicht aber die 
Schaffung neuer Präferenzzonen. Ich bin 

. schon neugierig auf die vorhin durch einen 
Zwischenruf mir in Aussicht gestellten viel­
fachen Belehrungen des heutigen Tages, inwie­
weit dieses merkwürdige Instrument europä­
ischer Mißintegration, die EFTA, nicht eine 
solche Präferrenzzone darstellt. 

Und die Vereinigten Staaten 1 Die Haltung 
Washingtons zeigt eine fast unverhüllte Ab­
lehnung der EFTA. Allfällige diskriminato­
rische Folgen der EWG wurden dort im 
Hinblick auf die politische Zielsetzung und 
die dadurch gegebene Stärkung Europas in 
Kauf genommen. Auch die USA begrüßen 
trotz allfälliger wirtschaftlicher Nachteile, die 
sich vielleicht in der Übergangszeit ergeben 
mögen, einen großen europäischen Markt. 
Sie begrüßen die Einheit unseres Kontinents, 
damit die Erfüllung einer Idee, deren Förde­
rung sich auch die Vereinigten Staaten als 
Vormacht der demokratischen Freiheit im 
eigenen Interesse nicht entziehen können. 
Man lehnt aber in Washington jenen wirt­
schaftspolitischen Graben ab, der heute durch 
die Schaffung eines Gegenelementes zur EWG 
entstanden ist. Man ist skeptisch hinsichtlich 
des Gelingens des sogenannten Brücken­
schlages, denn man weiß da und dort : die 
Geschichte kennt kein Beispiel dafür, daß eine 
Freihandelszone ohne gemeinsame Außen­
handelspolitik gelungen wäre, und die Ge­
schichte kennt auch kein Beispiel für einen 
Brückenschlag zwischen einer Zoll- und Wirt­
schaftsunion und einer Präferenzzone. 

Und wie beurteilt man nun, meine Damen 
und Herren, innerhalb der EFTA selbst dieses 
Gebilde 1 Erst kürzlich teilte im Rahmen 
eines internationalen Kongresses ein Vertreter 
der bäuerlichen Venstre-Partei Dänemarks 
- das ist die Partei, die sich bei der Ratifi­
zierung des EFTA-Vertrages im dänischen 
Folkething der Abstimmung enthalten hat -
einem Repräsentanten meiner Partei mit, 
der dänische Ministerpräsident hätte sich 
gegenüber dem dänischen Parlament schriftlich 

verpflichtet, unabhängig von den Bemühungen 
um einen multilateralen Brückenschlag unver­
züglich bilaterale Verhandlungen mit der EWG 
aufzunehmen. Wir haben das beantragt, 
leider ist aber dieser unser Vorschlag vom 
Dezember in Österreich nicht verwirklicht 
worden. Wir Freiheitlichen haben die gleiche 
Forderung gestellt, auf Zeit gesehen wenigstens 
haben sie viele, vor allem von Ihnen, meine 
Damen und Herren von der Rechten des 
Hauses, für richtig befunden, Sie werden sie 
aber heute wiederum ablehnen. 

Dänemarks Ministerpräsident Vigo Kamp­
mann sagte kürzlich wörtlich, man sei in 
Dänemark über den EFTA-Vertrag durchaus 
"nicht wonnetrunken" .  So sprach er, und er 
hat recht, denn dänische Volkswirtschaftler 
haben inzwischen festgestellt, daß 20 Prozent 
der dänischen Industrie in ihrer Existenz 
bedroht sind, und man befürchtet, daß etwa 
70.000 Arbeiter dort auf die Straße gesetzt 
werden müssen. Dies in Dänemark, wo über 
40 Prozent der Exporte in die EFTA und nur 
30 Prozent in die EWG gehen. Wie anders, 
wieviel aufrichtiger dort, als diese groteske 
Schönfärberei bei uns ! 

Am 24. Feber, am selben Tag, als der 
steirische Landtag eine kluge Entschließung 
annahm, die Bundesregierung möge Öster­
reich mit der EWG in unmittelbare Beziehun­
gen bringen, sagt Dänemarks Außenminister 
Krag, Dänemark habe trotz seiner Mitglied­
schaft in der EFTA freie Hand, mit den 
Ländern der EWG zu verhandeln. Und Krag 
fuhr wörtlich fort, daß zweiseitige Verhand­
lungen am günstigsten wären - also genau 
im Gegensatz zu dem, was hier der Herr 
Bundeskanzler vor etwa einer Stunde ausge­
führt hat. Diese Erkenntnis des Außenministers 
von Dänemark erscheint uns Freiheitlichen 
ebenso richtig, wie theoretisch ein Vorzug 
multilateraler Verhandlungen durch nichts 
bewiesen ist. 

Und während in England der Abgeordnete 
Howell nur im Gemeinsamen Markt eine 
Rettung Europas sieht, wenden sich die 
Konservativen Norwegens durch ihren 
Sprecher Ingwaldsen gegen die EFTA, treten 
für die EWG ein. Norwegens führende Zeitung 
"Aftenposten" schreibt unter der Überschrift : 
"Quo vadis, EFTA �" ,  daß die EFTA, auf Zeit 
gesehen, entweder sich auflösen oder eine 
Harmonisierung der Außenzölle und der Wirt­
schaftspolitik vornehmen müsse. Uns aber 
will man einreden, daß gerade auch wegen 
einer solchen Harmonisierung Österreich der 
EWG nicht beitreten könne. 

Noch haben wir diesbezügliche Reden öster­
reichischer Minister in den Ohren, da bezeichnet 
es der schwedische Handelsminister Gunnar 
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Lange für natürlich und erstrebenswert, eine 
solche schrittweise Harmonisierung der Zoll­
sätze mit dem Ziel eines gemeinsamen 
Außentarifs herbeizuführen. 

Etwa am gleichen Tag hält der Mitarbeiter 
des französischen Ministerpräsidenten Debre, 
der französische Abgeordnete De la Malaine, 
in Wien einen Vortrag, in dem er unter anderem 
jede Möglichkeit eines "Brückenschlages" be­
zweifelt, in dem er auch beweist, wie tolerant 
die EWG Assoziationsfragen behandelt. Es 
handelt sich hier übrigens bei diesen zwei­
seitigen Verträgen mit der EWG längst nicht 
mehr um Island, Griechenland und die 
Türkei allein. Während die EFTA ihre Ver­
suche, mit Jugoslawien in Verbindung zu 
kommen, anscheinend einstellen muß ,  werden 
von der EWG bereits Verhandlungen mit 
Tunis, Marokko, der Mali-Förderation, Gabun, 
mit den Niederländischen Antillen - das ist 
etwas umstritten -, geführt. 

Verzeihen Sie mir, dabei erinnert man sich 
ein wenig an Südtirol. Ebenso wie die inner­
afrikanischen Negerstämme eher das Recht 
auf Selbstbestimmung erhalten als unsere 
Landsleute zwischen Brenner und Salurn, 
ebenso dürften etwa die Senegalneger eher, 
rascher und besser mit Europa integriert 
werden als wir Österreicher. (Zu8timmung 
bei der F pt).) 

Ich habe diesmal viel zitiert. Ich könnte 
weiter den Leitartikel der "Salzburger Nach­
richten" über die EFTA als Vereinigung der 
Randeuropäer anführen, könnte die Proteste 
der österreichischen, übrigens auch der 
Schweizer Papierindustrie erwähnen, könnte 
den Präsidenten des steirischen Industriellen­
verbandes, Dipl.-Ing. Pengg, nennen, der ver­
langt, wir mögen uns rechtzeitig auf den 
negativen Ausgang der Verhandlungen zwischen 
EWG und EFTA vorbereiten. Ich könnte 
einen neuerlichen Vortrag Professor Dr. 
Nemschaks erwähnen, wonach die EWG Kern­
und Strahlungszentrum der europäischen 
Einigung ist, die EFTA dagegen �in im 
britischen Interesse errichtetes Element der 
Desintegration. Vor allem sei nicht vergessen 
auf die Reden des Präsidenten der Industriellen­
vereinigung Dr. Lauda, in denen er ausführt, 
durch bloßes Wunschdenken könne man Ex­
port märkte nicht sichern. Österreich müsse 
Mittel für den Zweck ausfindig machen und 
für den Fall, daß der "Brückenschlag" mißlingt. 
Alle diese Stimmen sagen doch nichts anderes, 
als was wir heute ausführen werden, als was 
ich ausführte. 

Unsere Forderungen sind, das möchte ich 
allerdings am Rande bemerken, leider von den 
parteiungebundenen Blättern - ich verweise 
auf die sehr knappen . Berichte über unsere 

Anträge, die wir in der Sitzung des kürzlich 
eingesetzten parlamentarischen Sonder aus­
schusses am 10. April eingebracht haben -, 
meist nur im Telegrammstil erwähnt worden. 

Die Skepsis hinsichtlich des "Brückenschla­
ges" geht sogar bis weit hinein in das Lager 
der Linken. Die kryptokommunistische Zei­
tung "Rundblick" nennt die Konferenz der 
EFTA-Außenminister in Wien eine "Tagung 
der Illusionen".  Und eine solche Illusion 
ist leider auch die Hoffnung des Herrn öster­
reichischen Außenministers, einen Rahmen­
vertrag zwischen EWG und EFTA zu schaffen, 
der durch zweiseitige Abkommen der einzelnen 
Länder ergänzt werden könnte. Ich möchte 
sagen : leider, denn es ist ein gedanklich wohl­
fundiertes Konzept, aber es . scheitert sichtlich 
an der Realität. Und während bereits drei 
schwedische Unternehmungen, ich glaube, be­
reits im letzten Monat, eine Textilfabrik in 
Nyköping, ein Textilunternehmen in Strömsbro 
bei Gävle, eine Lederfabrik in Valdemarsvik, 
ihren Betrieb stillegen mußten, da sie sich 
außerstande sahen, der durch den EFTA­
Vertrag entstandenen ausländischen Konkur­
renz zu begegnen, macht der Generalsekretär 
des GATT Wyndham-White für die heutige 
unklare Situation die EFTA verantwort­
lich. 

Inzwischen aber schreitet die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft dynamisch weiter. Mit 
der Frage der Verkürzung befasse ich mich hier 
nicht. Aber Anfang Jänner schlägt der 
Vorsitzende der Europäischen Investitions­
bank die Schaffung einer einheitlichen Währung 
vor. Gleichzeitig arbeitet man an einer 
Steuerharmonisierung. Ende Jänner geht man , 
einen Schritt in der Rationalisierung der Ent­
wicklungshilfe weiter. Die sozialen Fragen 
werden erfolgreich behandelt. Dieser Fonds 
de reconversion et re adaption soll erweitert 
werden. Während in Rom die EWG die Auf­
nahme weiterer Mitglieder prüft, selbst die 
Zusammenarbeit mit den lateinamerikanischen 
Staaten in die Wege leitet, wo ja auch ge­
wisse Harmonisierungs- und Integrationsbe­
strebungen so wie übrigens auch in Mittel­
amerika feststellbar sind, entwickelt sich 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes die Wirt­
schaft wie auch die Vereinheitlichung derselben 
immer mehr. 

Um zum Abschluß zu kommen : Aus wirk­
licher überzeugung heraus bejahen heute 
weiteste Kreise die Notwendigkeit eines engen 
europäischen Zusammenschlusses. Auch die 
Regierungserklärung, die wir vorhin hörten, be­
kennt sich ja zu dieser Idee. Sie weist nur die 
falschen Wege, aber sie bekennt sich an sich 
zu diesem Konzept. Allein dieser Weg wird 
auf die Dauer die Behauptung eines freien 
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Europa auch neben den gewaltigen wirtschaft­
lichen und politischen Machtballungen der 
Gegenwart garantieren. 

Dabei ist es ein Trugschluß, meine Damen 
und Herren, zu glauben, daß eine Integrations­
form auf lange Sicht auf den rein wirtschaft­
lichen Bereich beschränkt bleiben kann. Eben­
solche illusion ist es, anzunehmen, daß die 
Schaffung des europäischen Wirtschaftsraumes 
ohne weitgreifende Umstellung möglich ist, 
die gleiche Illusion, uns Österreicher immer 
wieder mit den Schweizern zu vergleichen. 

Die Schweiz ist schon allein auf Grund 
der Tatsache - vom Wirtschaftlichen spreche 
ich nicht, ich halte mich hier lediglich an die 
verfassungsrechtlichen Modalitäten -, daß 
sie eine Referendum-Demokratie ist, unter 
andere verfassungsrechtliche Voraussetzungen 
als Österreich gestellt. Ein Land, in dem 
das Volk abstimmt, ob man einen Flug­
platz - ich glaube Kloten bei Zürich -
erweitern soll oder nicht, kann doch 
wirklich hinsichtlich seiner Souveränitäts­
begrenzungen nicht einem Staat gleichgestellt 
werden, der praktisch leider Volksbegehren 
und Volksabstimmungen überhaupt nicht 
kennt. Man muß unterscheiden : Was vielleicht 
in der Referendum-Demokratie viel zu weit geht 
und dazu führt, daß nur 15 oder 20 Prozent der 
Bevölkerung sich daran beteiligen, das wird 
bei uns sicherlich zuwenig angewendet. Denn 
unserer Auffassung nach sollte man für 
Grundfragen wohl Volksbegehren und Volks­
abstimmung ermöglichen. Sie wissen selbst 
- ich brauche dazu nicht weiter zu sprechen -, 
daß teilweise sogar die Gesetze fehlen, die 
praktische Verwirklichung, ohne Verordnun­
gen kompliziert, in Österreich gar nicht vor­
handen ist. Also schon allein auf diesem 
Gebiet hinkt jeder Vergleich, und es würde zu 
weit führen, jetzt die verschiedenen Voraus­
setzungen, Europarat und UNO und so weiter, 
oder etwa die wirtschaftlichen Probleme noch 
zusätzlich vor Ihnen darzulegen. 

Was wir europäischen Nationen vor Jahr­
hunderten gegeneinander erkämpft haben, näm­
lich die nationale Unabhängigkeit, die kultu­
relle Autonomie , das müssen wir heute schon als 
einen Akt der Selbstbehauptung miteinander ge­
meinsam verteidigen. Eine solche Vereinigung 
Europas wird unter föderalistischen Gesichts­
punkten erfolgen müssen. Nun, Föderalismus 
bedeutet ein Treuebündnis zwischen gleich­
berechtigten Partnern. Die Achtung der 
Eigenart des anderen gibt dieser ideologischen, 
soziologischen, politischen Allianz der Zukunft 
ihr Gepräge. Ein föderalistischer Zusammen­
schluß hat gerade das Ziel, die Vielfalt der 
Sprachen, Rassen, Religionen, Parteien zu 
fördern, ihre Fortdauer zu sichern. Die EFTA 

führt an einem solchen Ziel vorbei, vielleicht 
steht sie einem solchen Ziel sogar entgegen. 

Wir haben nur die Wahl, am Ende in einer 
Sackgasse wieder getrennt zu marschieren -
vielleicht sogar gegeneinander, wie die be­
dauerlichen Bruderkriege, Bürgerkriege in 
Europa in den letzten Jahrzehnten immer wie­
der bewiesen haben -, oder den kleinlichen Geist 
des "Aber",  die Trägheit des Gedankens und 
der Tat über Bord zu werfen. Miteinander 
auf der Straße der EWG, aus dem Zwiespalt 
heraus, gilt es, den Weg in Freiheit und Frieden 
zu finden ! 

Ich möchte mit den schönen Worten des 
großen französischen Dichters und Denkers 
Victor Hugo schließen : "Ein Tag wird 
kommen, an dem ihr alle, Nationen des 
Kontinents, ohne eure unterschiedlichen Eigen­
schaften und eure ruhmreichen Individualitä­
ten zu verlieren, euch zu einer höheren Einheit 
vereinigen und die europäische Brüderlichkeit 
errichten werdet. Der Tag wird kommen, an 
dem die gewaltigen Bünde, die Vereinigten 
Staaten von Amerika und die Vereinigten 
Staaten von Europa, einander über den 
Ozean hinweg die Hände reichen werden zum 
Austausch ihrer Waren, ihres Handels, ihrer 
Industrie, ihrer Kunst - um gemeinsam den 
Erdball urbar zu machen, die Wüsten zu 
bevölkern, die Schöpfung zu veredeln." 

Auf daß dieser Tag komme, verwerfen wir 
Freiheitlichen den vorgelegten Vertrag der 
Desintegration und bekennen uns in der Tat 
zur Einheit Europas ! (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident : Als nächster Redner ist zum Wort 
gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. Walther 
Weißmann. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Walther Weißmann : Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Auch wenn sich heute bei der Be­
handlung der Regierungsvorlage über den 
Beitritt Österreichs zur Europäischen Frei­
handelsassoziation eine kritische Stimme er­
hoben hat, ist es meine Überzeugung, daß dieser 
Augenblick wahrhaftig ein geschichtlicher ist. 
Was wir, die, als Kinder des ersten Weltkrieges 
ge boren, die volle Last des zweiten Welt­
krieges zu tragen hatten, im zerrissenen 
Europa nicht mehr zu hoffen wagten, wird 
Wirklichkeit : Europa ist auf dem Wege, 
eine Einheit zu werden ! Mag es auch scheinen, 
daß Europa auf verschiedenen Straßen fährt, 
lassen Sie uns nicht erlahmen, daran mit­
zuwirken, daß diese Straßen schließlich einem 
gemeinsamen , Ziele zuführen ! 

Der Herr Abgeordnete Dr. Gredler hat den 
vorliegenden Vertrag einen Akt der euro­
päischen Desintegration genannt - ein harter 
Vorwurf und ein böses Wort. Aber ich frage 
ihn : Ist es die Schuld Österreichs, ist es die 
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Schuld der EFTA-Länder, daß neben einem 
Klein-Europa, das die EWG auf alle Fälle 
vorstellt, sich auch ein zweites Wirtschafts­
ge bilde findet ? Wir fühlen uns von diesem 
Vorwurf frei , und ich werde noch näher 
auf einzelne Dinge eingehen, die der Herr 
Abgeordnete Dr. Gredler besonders uns zum 
Vorwurf macht. 

Am 26. November vorigen Jahres trat die 
Bundesregierung erstmals mit einer Erklärung 
vor das Hohe Haus und gab Bericht darüber, 
daß Österreich wenige Tage vorher in Stock­
holm den Vertrag über die Gründung einer 
Europäischen Freihandelsassoziation durch 
zwei Minister paraphiert hatte. Damals wurden 
die hauptsächlichsten Argumente, die für und 
wider diesen Schritt gesagt werden können, 
bereits vorgebracht. Der Herr Bundeskanzler 
hat heute in einer neuerlichen Erklärung 
eingehend zu den Fragen Stellung genommen. 
Es scheint mir aber dennoch wichtig und 
nützlich - besonders im Hinblick auf das 
ungeheuer große Interesse der österreichi­
schen Öffentlichkeit an diesem europäischen 
Vertragswerk -, einen kurzen Rückblick auf 
die Entstehung dieses sogenannten EFTA­
Vertrages und seine Hintergründe zu geben. 
(Präsident Olah übernimmt den Vorsitz.) 

Als Europa im Mai 1 945 ein aus vielen 
Wunden blutendes Schlachtfeld war und die 
ersten Bemühungen erfolgten, der durch ein 
halbes Jahrzehnt durch den Krieg zerrütteten 
europäischen Wirtschaft eine neue Basis zu 
bilden, gab es schon mitten in der Stim­
mung, die zwischen Sieg und Niederlage 
pendelte, Stimmen, die zu einer europäischen 
Besinnung aufriefen und über alle hoch­
gepeitschten Leidenschaften hinweg zum Bau 
eines großen gemeinsamen Gebäudes mahn­
ten. 

Leider sind diese Stimmen damals nicht 
gebührend gehört worden. Ich persönlich 
halte es für den Verlust einer Sternstunde, 
daß damals, als niemand in Europa sich 
in der Lage sah, ohne die Hilfe der Ver­
einigten Staaten von Nordamerika einen 
raschen Wiederaufbau des zerstörten Kon­
tinents durchzuführen, die US-Amerikaner 
nicht von sich aus die vereinigten Staaten 
von Europa erzwangen. Die Nordamerikaner 
wußten aus ihrer eigenen geschichtlichen 
Erfahrung, daß nur ein vereinter Großraum, 
der die kriegerische Austragung von Interessen­
gegensätzen verhindert, seinen Bürgern ein 
gesichertes und wirtschaftlich pJ;'osperierendes 
Leben bieten kann. 

Die zaghaften Versuche, nicht politisch und 
wirtschaftlich rückschauend alte Verhält­
nisse neu zu installieren, sondern die euro­
päisohe Katastrophe zum Bau eines völlig 

neuen Gebäudes zu nützen, sind damals leider 
gescheitert. Man hat die alten Häuser in der 
überlieferten Form wieder errichtet, die Gren­
zen und Zollmauern wieder aufgebaut und 
steht nun seit dieser Zeit vor der wahrscheinlich 
doppelt schwierigen Aufgabe, den Umbau 
eines fertigen Hauses vollziehen zu müssen. 
Ich möchte die Betonung auf das Wort 
"müssen" legen, weil heute wohl alle Europäer 
erkannt haben, daß zwischen den beiden 
ungeheuren Machtblöcken, die sich im Osten 
und im Westen gebildet haben, Europa die 
Chance eines Bestandes, eines Mitsprache­
rechtes und einer Mitentscheidung überhaupt 
nur dann hat, wenn es sich einigt und seine 
jahrhundertealten Bruderzwiste endlich ver­
gißt. 

Es ist bedrückend genug, meine Damen 
und Herren, daß wir, wenn wir heute Europa 
sagen, geistig eine Grenze mitten durch 
jenes Gebiet ziehen, das in den Jahren unserer 
Schulzeit mit dem Begriff Europa umrissen 
worden ist. Die Gründe für die Entwicklung 
zu suchen ist heute leider müßig. Wir müssen 
uns derzeit mit den gegebenen Tatsachen 
abfinden, sollten uns aber hüten, deshalb 
Klein-Europäer zu werden, und sollten uns 
bemühen, auch unseren Kindern den Begriff 
Europa als etwas darzustellen, das über das 
hinausgeht, was heute in den verschiedenen 
Europa-Institutionen und so weiter vertreten 
ist. 

Es ist der US-amerikanischen Hilfe zu 
danken, daß gleichzeitig mit dem Angebot 
der Gewährung der Marshall-Hilfe im Jahre 1947 
ein gemeinsames Europa-Wiederaufbaupro­
gramm gefördert wurde. Im April des Jahres 
1 948 wurde die Gründung der Organisation 
für europäische wirtschaftliche -Zusammen­
arbeit, der OEEC, durch 16 europäische 
Staaten und die Westzonen Deutschlands 
verwirklicht. Ihr folgte im September 1950 
die Bildung der Europäischen Zahlungsunion 
und im Oktober desselben Jahres der Beschluß 
der OEEC, einen sehr entscheidenden Schritt 
auf dem Wege zur Befreiung von den Handels­
beschränkungen in Europa herbeizuführen, 
nämlich die Festsetzung des Mindestsatzes für 
die Liberalisierung des innereuropäischen Han­
deIsverkehrs ab l .  Feber 1951 mit 75 Prozent. 

Während diese bisherigen Bestrebungen rein 
darauf abzielten, Beschränkungen im Wirt­
schafts- und Handelsverkehr zwischen den 
europäischen Ländern zu beseitigen oder zu­
mindest zu lockern, wurde im April 1951 die 
erste Tat gesetzt, bei der echte nationale 
Souveränitäten an eine übernationale Behörde 
übertragen wurden. Es handelt sich um die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, der sogenannten Montanunion 
zwischen den Ländern Frankreich, Deutsch-
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land, Italien und den schon seit 1948 in einer 
Zollunion vereinigten Beneluxstaaten, Belgien, 
Luxemburg und den Niederlanden. 

Über den Rahmen Europas hinaus erklärten 
im Jänner des Jahres 1952 die im Common­
wealth vereinigten Staaten es als ihr gemein­
sames Ziel, auf einen möglichst weitgehenden 
multilateralen Handels- und Zahlungsverkehr 
sowie auf die Konvertibilität des Pfund-Sterlings 
hinzuarbeiten. Die Bestrebungen innerhalb 
der OEEC, die Beschränkungen des Handels 
gegenseitig weiter zu liberalisieren, erfuhren 
schon im Dezember 1 954 eine Erweiterung 
durch die Empfehlung des Rates der OEEC, 
auch die Beschränkungen des Handels mit 
dem Dollarraum zu lockern. 

Aber nicht allein die westeuropäischen Län­
der versuchten ein starkes gemeinsames, vor­
erst wirtschaftliches, Konzept zu erreichen. 
Auch die Länder hinter dem Eisernen Vorhang 
merkten, daß diese Wirtschaftsvereinheitli­
chung ein starker Schritt nach vorwärts war, 
und versuchten, im Rat für gegenseitige wirt­
schaftliche Hilfe, dem sogenannten COMECON, 
unter der Führung der Sowjetunion alle ihrer 
Einflußsphäre unterliegenden Staaten wirt­
schaftlich stärker aneinanderzubinden. Die 
Gründung dieses Zusammenschlusses der Ost­
blockstaaten Albanien, Bulgarien, Deutsche 
Demokratische Republik, Polen, Rumänien, 
Tschechoslowakei, Ungarn und Sowjetunion 
erfolgte durch die Vertragsunterzeichnung am 
25. Jänner 1 949 in Moskau . 

Eine besonders enge Bindung brachte die 
Märztagung des Jahres 1954. Die Sowjetunion 
und ihre Satelliten hatten gegenüber den west­
europäischen Ländern den ungeheuren Vorteil, 
daß sie nicht in langwierigen demokratischen 
Verhandlungen die Einigung erringen mußten, 
sondern daß sie sozusagen nach Befehl und 
Diktat einer Zentralstelle handelten. Mag ein 
solcher Weg rein verwaltungsmäßig auch 
leichter erscheinen oder anscheinend rascher 
zum Ziele führen, so sind wir doch der Über­
zeugung, daß das oft zögernde und manchen 
Hemmungen unterworfene Bemühen der west­
europäischen Länder in Freiheit schließlich zu 
einem besseren und dauerhafteren Ziele führen 
wird ! (Beifall bei der (j V  P.) 

Einen kräftigen Stoß nach vorne erhält im 
Jahre 1 955 die Entwicklung in Weste uropa 
durch den Beschluß der sechs Montanunion­
staaten zur Aufnahme von Verhandlungen über 
eine Zoll- und Wirtschaftsunion, die schließlich 
am 25. März 1957 durch die Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der 
EWG, in Rom ihre Verwirklichung findet. 
Gleichzeitig mit diesem Bemühen wird im 
Rahmen der OEEC der Versuch unternommen, 
eine Europäische Freihandelszone zu bilden, 

die über die sechs EWG-Staaten hinaus auch 
alle anderen Mitglieder der OEEC umfassen 
sollte. Leider ist dieses Bemühen gescheitert, 
und im November 1 958 wurden die Verhand­
lungen über eine Freihandelszone für alle 
Mitgliedstaaten der OEEC unterbrochen. Das 
Urteil darüber, wer die Schuld am Scheitern 
der Verhandlungen über die geplante Große 
Freihandelszone trägt, soll nicht heute und 
nicht hier gefällt werden. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner heu­
tigen Erklärung schon dargelegt, . daß diese 
Entwicklung schließlich dazu führte, daß sich 
sieben Mitglieder der OEEC entschlossen, neben 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eine 
Art Kleine Freihandelszone, die EFTA, zu 
bilden. 

In der Debatte über den EFTA-Vertrag 
werden viele Dinge wiederholt werden, die 
anläßlich der Debatte zur Erklärung der Bun­
desregierung am 26. November vorigen Jahres 
schon ausgesprochen wurden. Grundsätzlich 
hat sich gegenüber der damaligen Situation 
noch nichts geändert. Schon aus der Debatte 
vom 26. November vorigen Jahres und aus ver­
schiedenen Reden und Aufsätzen, die in der 
Zwischenzeit gehalten wurden und erschienen 
sind, mußte man den Eindruck gewinnen, 
daß die Beurteilung, ob Österreich der EFTA 
oder der EWG beitreten sollte, vielfach nach 
sehr gefühlsbetonten Momenten, also nach 
Sentiments oder Ressentiments, erfolgt. 
Auf der einen Seite wird, unterstrichen durch 
die sehr beeindruckenden Zahlen über unsere 
enge Verflechtung mit dem EWG-Raum, das 
uneingeschränkte Verlangen gestellt, daß Öster­
reich sich in irgendeiner Form der EWG an­
schließen solle. Es wird der österreichischen 
Bundesregierung der Vorwurf gemacht - und 
der Herr Dr .. Gredler hat das ja heute sehr ein­
gehend wiederholt -, daß sie es verabsäumt 
habe, Verhandlungen mit den Leitungs­
gremien der EWG darüber zu führen, unter 
welchen Voraussetzungen eine solche Verbin­
dung zwischen Österreich und der EWG mög­
lich wäre. 

Es ist heute schon erwähnt worden, daß ein 
anderer europäischer Staat, der noch dazu 
Mitglied der NATO ist, nämlich Dänemark 
- der Herr Dr. Gredler ist darauf auch ein­
gegangen, er hat nur diese Tatsache, die ich 
jetzt erzählen werde, nicht mitgeteilt -, sich 
im vergangenen Jahr sehr eingehend für die 
Möglichkeit einer Assoziierung mit der EWG 
interessiert hat. Der dänische Außenminister 
Krag unternahm eine Rundreise, die ihn in 
die Hauptstädte aller EWG-Staaten führte. Das 
Ergebnis war ein negatives, und Dänemark 
entschloß sich aus rein wirtschaftlichen Grün­
den zur Zusammenarbeit innerhalb der EFTA. 
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Österreich wiederum bemüht sich seit Jahren, 
auf einem ähnlichen Gebiet, wenig erfolgreich, zu 
positiven Verhandlungsergebnissen zu kommen. 
Es handelt sich dabei um den Versuch Öster­
reichs, mit der Montanunion eine globale Ver­
einbarung zu treffen, die die beiderseitigen 
Interessen klärt und abgrenzt. Österreich ist 
als ein Land, das über bedeutende Rohstoffe 
und Verarbeitungsstätten in der Montanwirt­
schaft verfügt, selbstverständlich daran interes­
siert, mit der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl zu einem Übereinkommen zu 
gelangen. Das war aber bis heute nicht mög­
lich, obwohl die ersten Verhandlungen darüber 
bereits im Jahre 1954 geführt wurden ! 

Sie sehen also, meine Damen und Herren, 
daß es durchaus nicht so ist, daß Österreich 
nur an die Tür zu klopfen braucht, und es wer­
den ihm alle Wünsche von den Augen abge­
lesen und auch erfüllt. (Abg. Dr. K anduts c h :  
Das hat auch niemand gesagt !) Wir werden noch 
sehr viel Arbeit und zähe Verhandlungskunst 
aufwenden müssen, um in dieser Hinsicht ein 
befriedigendes Ergebnis für Österreich zu 
erlangen. 

Andererseits ist es aber auch genauso ab­
wegig, unter der politischen Motivierung, daß es 
sich bei den sechs EWG-Staaten um "monopol­
kapitalistische Vereinigungen" oder ähnliches 
handle, ein Zusammengehen abzulehnen. Eine 
derartige Stellungnahme kann sich Österreich 
in seiner sehr engen wirtschafthchen Ver­
flechtung mit der EWG nicht leisten, und es 
sollten verantwortliche Männer der österrei­
chischen Bundesregierung ihre Äußerungen 
und Reden in dieser Hinsicht doch etwas mehr 
überlegen, ehe sie sich in eine so dezidierte 
Kontrastellung begeben, die der österreichi­
schen Wirtschaft nur schädlich sein kann. (Zu­
stimmung bei (jVP und FP(j.j 

Mein Freund Dr. Reisetbauer hat sich schon 
in der Sitzung vom 26. November vergangenen 
Jahres mit dieser Frage beschäftigt, und ich 
darf nochmals feststellen, daß die Tatsache, 
daß in den sechs EWG-Staaten keine sozia­
listischen Regierungen führend sind, kein Grund 
dafür ist, sich an der EWG nicht zu beteiligen. 
Sich mit Wortspielen über Europa und Europä­
ismus aus der Affäre zu ziehen, hieße, die Dinge 
doch in einer Weise zu simplifizieren, die der 
Schicksalhaftigkeit der Entscheidung Öster­
reichs wahrhaftig nicht gerecht wird ! (Beifall 
bei der (jVP. - Zustimmung bei der FPÖ.j 

Leider hat der Herr Vizekanzler seine 
im Parlament schon einmal besprochenen 
nicht gerade diplomatischen Äußerungen nicht 
revidiert, sondern in einem aufsehenerregenden 
Artikel der "Arbeiter-Zeitung" vom 1 .  Jänner 
des heurigen Jahres seine Meinung dargelegt, 
daß die EWG undemokratisch konstruiert sei, 
daß sie ein System zur Beherrschung kleiner 

Staaten darstelle, und er hat dieses System 
sogar mit den kommunistischen Methoden der 
Satellitenstaaten verglichen. Zur Krönung 
hat er den beiden Staaten Frankreich und 
Belgien auch noch ihre Kolonialpolitik vor­
geworfen. Daß eine derartige komplexbehaf­
tete Auslassung eines maßgeblichen Regierungs­
rnitgliedes das Verhandlungsklima ernstlich 
stören und die Bereitschaft der EWG, einer 
gesamteuropäischen Lösung zuzustimmen, 
herabsetzen könnte, ist naheliegend. U mso 
schärfer müssen wir eine derartige Vorgangs­
weise verurteilen, als die Auswirkungen auf 
Kosten der österreichischen Wirtschaft und 
auf Kosten österreichischer Arbeitsplätze für 
den Export gehen würden. (Zustimmung bei 
der ÖVP.) 

Man erhält, inoffiziell allerdings, die Nach­
richt, daß diese Äußerungen des Herrn Vize­
kanzlers sogar in seinem eigenen Bereich, in 
dem ihm unterstehenden Bereich der verstaat­
lichten Wirtschaft, schon unerfreuliche Folgen 
gezeitigt haben. Es sind in Berlin auf Ebene 
der Industrieverbände Verhandlungen geführt 
worden, die das Verhältnis Österreichs 
zur Montanunion behandeln und klären 
sollten. Und dort soll (Abg. Mark : Soll !) 
nach inoffiziellen Mitteilungen von französischer 
Seite der Einwand gemacht worden sein, daß es 
nach den Äußerungen eines sehr maßgebenden 
Regierungsmitgliedes den Österreichern doch 
um eine Einigung mit der Montanunion gar 
nicht so sehr ernst sein könne, wenn man 
eben die Reden und die Aufsätze des Herrn 
Vizekanzlers verfolgt. 

Ich glaube, daß ich den meisten von Ihnen 
nicht sehr viel Neues sage, wenn ich hier er­
wähne, daß gerade die Eisen- und Stahl­
industrie ap. einem positiven und geregelten 
Verhältnis zur Montanunion ungeheuer inter­
essiert ist, denn 50 Prozent der gesamten 
Exporte, die die österreichische Eisen- und 
Stahlindustrie durchführt, gehen in EWG­
Länder. 50 Prozent der gesamten Erzeugnisse 
werden exportiert, und davon geht die Hälfte 
in die EWG-Länder ! Daß eine Zoll-Diskriminie­
rung aus dem EWG-Raum daher für die öster­
reichische Eisen- und Stahlindustrie von 
schwerwiegendsten Folgen sein kann und muß, 
ist naheliegend. Und dem Herrn Vizekanzler 
wird es ja wohl bekannt sein, daß diese Dis­
kriminierung heute schon zwischen 8 und 
12 Prozent liegt, daß also Österreicher, die 
zum Beispiel nach Italien exportieren wollen, 
mit ihren Preisen 8 bis 10 Prozent unter den 
Preisen der konkurrierenden westdeutschen 
Industrie zum Beispiel liegen müssen, um 
bloß denselben Preis zu erzielen. 

Daß außerdem innerhalb der Montanunion 
auch noch die sogenannte durchgerechnete 
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Fracht eingeführt wurde, bringt es mit sich, 
daß heute der Frachtvorteil, den Österreich 
gegenüber Italien hatte, ebenfalls aufgehoben 
ist, denn nach dieser durchgerechneten Fracht 
ist eine Stahllieferung, die von Düsseldorf 
nach Mailand geführt wird, also auf eine ziem­
lich weite Entfernung, heute frachtlich gün­
stiger daran als eine gleiche Stahllieferung, 
die aus der Steiermark nach Mailand erfolgt. 

Sie sehen also, meine Damen und Herren, 
daß wir es tatsächlich sehr notwendig haben, 
in der Behandlung dieser Frage jedenfalls 
außerordentlich vorsichtig zu sein, und daß wir 
uns hier nicht persönlichen Gefühlen hingeben 
können. Für das österreichische Parlament 
kann es sich nur darum handeln, ausgehend 
von den bestehenden wirtschaftlichen Verbin­
dungen und den staatsrechtlichen Verflechtun­
gen klar und nüchtern die Notwendigkeit für 
den eigenen Staat abzuwägen. 

Dazu ist es vielleicht doch gut und notwen­
dig, Österreichs Wirtschaftsverflechtungen mit 
dem Raum der neu zu bildenden EFTA und 
dem der EWG zu beleuchten. Auch auf die 
Gefahr hin, daß ich Sie, meine Damen und 
Herren, jetzt ein bißehen langweile, werde 
ich mir erlauben, Ihnen eine kurze Übersicht 
der Verteilung der Gesamteinfuhren und der 
Gesamtausfuhren der EFTA-Länder hier vor­
zutragen. Es ist zwar schon des öfteren 
darauf Bezug genommen worden, aber ich 
konnte mich überzeugen, daß eine klare Dar­
legung dem österreichischen Parlament eigent­
lich bisher noch nicht gebracht wurde. 

Die Einfuhren in das EFTA-Land Däne­
mark stammen - bezogen auf das Jahr 1 958 -
zu 39,6 Prozent aus den EFTA-Ländern, aus 
dem EWG-Raum stammen 36, 1 Prozent, 
daher kommen aus dem gesamten OEEC-Raum 
76 Prozent, und nur 24 Prozent stammen aus 
Ländern außerhalb der OEEC. Norwegen 
bezieht aus dem EFTA-Raum 37,8 Prozent, 
aus der EWG 35,3 Prozent, aus Ländern 
außerhalb der OEEC 26,5 Prozent. Schweden 
bezieht aus dem EFTA-Raum 24,5 Prozent 
seiner Gesamteinfuhren, 41,8 Prozent aus dem 
EWG-Raum und 33,3 Prozent aus Staaten 
außerhalb der OEEC. Die Schweiz bezieht 
aus dem EFTA-Raum nur 10,8 Prozent, aus 
der EWG 58,8 Prozent und 30 Prozent aus 
Ländern außerhalb der OEEC. 

Fast genau dieselben Ziffern treffen auch 
auf Österreich zu, und es mag den Herren 
von der Opposition doch irgendwie zu denken 
geben, daß sich also auch ein Land wie die 
Schweiz - die Schweizer werden allgemein 
als sehr kluge und überlegende Kaufleute 
hingestellt -, das sich in ungefähr der gleichen 
Situation wie Österreich befindet, entschlossen 
hat, in der EFTA mitzuarbeiten. Österreich 

bezieht also aus EFTA-Ländern 1 1 ,2 Prozent, 
aus dem EWG-Raum 54, 4  Prozent und rund 
33 Prozent aus Ländern außerhalb des 
OEEC-Raumes. 

Großbritannien bezieht aus dem EFTA­
Raum 9,7 Prozent, aus der EWG 14 ,1  Prozent, 
aus allen OEEC-Ländern zusammen also 
27,2 Prozent und aus Gebieten außerhalb der 
OEEC 72,8 Prozent . Portugal bezieht aus Län­
dern der EFTA 21 ,6 Prozent, aus dem EWG­
Raum 39,2 und aus Staaten außerhalb der 
OEEC 38,5 Prozent. 

Die Ausfuhr im Jahre 1958 - wieder in 
Prozenten der Gesamtausfuhr ausgedrückt -
war bei Dänemark mit 40,3 Prozent in den 
Raum der EFTA gerichtet, in die EWG mit 
31 ,7 Prozent. Norwegen exportierte in den 
EFTA-Raum 37,5 Prozent, in die EWG 
27,3 Prozent. Schweden exportierte 34,9 Pro­
zent in den EFTA-Raum, 31 Prozent in die 
EWG ; die Schweiz 1 5,5 Prozent in Länder der 
EFTA, 39,2 Prozent in den EWG-Raum ; 
Österreich 10,6 Prozent in die EFTA-Länder 
und 49,6 Prozent in den EWG-Raum ; Groß­
britannien 10, 1  Prozent in Staaten der EFTA, 
13, 1  Prozent in die EWG und 72,6 Prozent, 
also den größten Anteil unter allen diesen 
Staaten, nach Ländern außerhalb der OEEC . .  
Portugal exportierte in die EFTA-Länder 1 7,5 
Prozent und in die EWG·Länder 24,7 Prozent. 

Vom Standpunkte der Importe der EWG­
Länder aus sieht das aber doch irgendwie 
anders aus ; denn dort beträgt der österreichi­
sehe Anteil nur 1,9 Prozent, der Großbritan­
niens 5,2 Prozent, der Dänemarks 1 ,4 Prozent, 
der Norwegens 0,9 Prozent, der Portugals 0,3 
Prozent, der Schwedens 2,8 und der der 
Schweiz 2,4 Prozent. 

Diese Zahlen zeigen, wie entscheidend für 
Österreich die Verbindung mit den Ländern 
des EWG-Raumes ist, andererseits aber zeigen 
sie, wie verhältnismäßig gering die Rolle 
unserer wirtschaftlichen Bindungen vom Stand­
punkte des EWG-Raumes aus ist. Eine solche 
Situation erschwert Österreich ein bilaterales, 
ein zweiseitiges Verhandeln mit den EWG­
Ländern ungemein, weil wir eben nicht als 
potente Macht, sondern nur als ganz kleines 
Teilchen auftreten können. 

Schon die Verhandlungen über die große 
Freihandelszone, die in der Zeit von 1956 bis 
1958 geführt wurden, waren ja nichts anderes 
als eine ununterbrochene Erkundung der 
Bedingungen einer engeren Zusammenarbeit 
zwischen den sechs EWG-Staaten und den 
übrigen OEEC-Mitgliedern. Österreich, das 
immer wieder auf seine exponierte Lage und 
auf seine besonderen Verhältnisse hinwies, 
hat sich wiederholt über die Möglichkeit eines 
direkten Weges erkundigt und immer wieder 
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dieselbe Antwort erhalten : Erste Bedingung 
ist ein gemeinsamer Außenzoll. Das aber 
bedeutet, daß Österreich gegenüber den Nicht­
mitgliedern der EWG die von der EWG 
beschlossene Zollpolitik betreiben müßte. Das 
bedeutet die Aufgabe der handelspolitischen 
Selbständigkeit und die Abkehr von der 
traditionellen Meistbegünstigung. Sogar der 
hier schon zitierte Bericht des Herrn Professor 
Taucher sagt ebenfalls nichts anderes ; denn 
auch in diesem Bericht wird bestätigt, daß das 
erste Verlangen der EWG der gemeinsame 
Außenzoll ist, und daß erst dann über alle 
anderen Möglichkeiten einer Verbindung 
zwischen Österreich und den EWG-Staaten 
gesprochen werden kann. (Zwi8chenruf de8 
Abg. Dr. Gredler.) 

Österreich liegt mit seinem Exportanteil in 
der Spitzengruppe der europäischen Länder. 
Über 30 Prozent unserer industriellen Erzeug­
nisse werden exportiert. Die jüngst veröffent­
lichten Außenhandelsergebnisse besagen 
folgendes : Österreich hat in den ersten drei 
Vierteln des Jahres 1 959 Waren im Werte 
von 18  Milliarden Schilling exportiert. Die 
Ausfuhren in die EWG-Länder erreichten 
9 Milliarden, die Ausfuhren in die EFTA­
Länder 2 Milliarden. Verlieren wir diese 
Möglichkeit, dann sind echte Arbeitsplätze in 
unserer Volkswirtschaft bedroht. Es sollte 
also zu denken geben, daß die österreichische 
Ausfuhr im abgelaufenen Jahr zwar einen 
Anstieg um rund 5 Prozent erzielte, aber mit 
25,07 Milliarden Schilling noch immer hinter 
dem Höchststand des Jahres 1957 - damals 
waren es 25,44 Milliarden Schilling - zurück­
blieb. An sich wäre das nicht weiter beun­
ruhigend, wenn die Einfuhr nicht die gegen­
sätzliche Tendenz zeigte. Sie ging 1958 
infolge der Rezession von 29,34 Milliarden auf 
27,9 Milliarden Schilling zurück, überschritt 
1 959 ihren Höchststand und erreichte 29,75 Mil­
liarden Schilling. 

Dem steht ein jährliches Ansteigen der 
Fremdenverkehrseinnahmen gegenüber, die 
sich im abgelaufenen Jahr von 4,33 Milliarden 
auf 5,3 Milliarden Schilling erhöhten. Aller­
dings beträgt der Nettoeingang nach Abzug 
der Ausgaben für Auslandsreisen von Öster­
reichern 4,2 Milliarden Schilling. Aber allge­
meine Kostensteigerungen, wie zum Beispiel 
die Einführung der 45 Stunden-Woche, können 
nicht ohne abträgliche Wirkung auf den 
Fremdenverkehr bleiben. Und auf den 
Fremdenverkehr können auch gefühlsmäßige 
Äußerungen, die auf politischer Ebene gemacht 
werden, zweifellos nicht ohne Einfluß bleiben, 
wenn wir bedenken, daß über 90 Prozent der 
Fremden aus dem EWG-Raum nach Österreich 
kommen. 

Wenn auch der Rückgang des Aktivums 
in der österreichischen Zahlungsbilanz von 
4,2 Milliarden Schilling im Jahre 1958 auf 
749 Millionen Schilling im Jahre 1959 - sie 
war im vierten Quartal 1959 sogar mit 
2, I Milliarden Schilling passiv - nicht nur 
auf die verschlechterte · Handelsbilanz zurück­
geht, so muß doch der Ausfuhr noch mehr 
Aufmerksamkeit als bisher gewidmet werden, 
da sie über Vollbeschäftigung und Lebens­
standard des Landes entscheidet. 

Die Ratschläge, daß Österreichs Wirtschaft 
rasch neue Märkte innerhalb der EFTA suchen 
sollte, sind zwar leicht erteilt, aber ebenso 
schwer erfüllt. Man darf unseren Exportkauf­
leuten glauben, daß sie sich auch schon bisher 
bemüht haben, im Raum unserer neuen sechs 
Partner Fuß zu fassen. Sicher spielen auch die 
übernommenen Wirtschaftsverbindungen, die 
Handelstraditionen, zum Teil die gleiche 
Sprache, räumliche Nachbarschaft und so 
weiter eine Rolle dabei, daß bisher mit der 
EWG besonders enge Beziehungen bestanden. 
Eine Umstellung von heute auf morgen ist 
bestimmt nicht leicht möglich, und wir müssen 
uns vor Augen halten, daß es der Verlust von 
nur 10 Prozent unseres Außenhandels mit der 
EWG notwendig machen würde, den Handel 
mit den EFTA-Staaten um fast 50 Prozent 
zu erhöhen. 

Das alles würde also bedeuten, daß Österreich 
aus wirtschaftlichen Überlegungen eher eine 
enge Verbindung mit der EWG als mit der 
EFTA eingehensollte.Wir dürfen aber auch nicht 
übersehen, daß der Abbau der Zollschranken 
natürlich das Einströmen von Waren aus den 
übrigen Ländern nach Österreich erleichtern 
und forcieren wird, und immerhin sind es j a  
fast 70 Prozent der gesamten österreichischen 
Erzeugnisse, die auf dem Inlandsmarkt abge­
setzt werden, und eine Gefährdung dieses 
Marktes durch das Einströmen von ausländi­
schen Gütern würde natürlich ebensosehr 
eine Gefährdung von Arbeitsplätzen nach sich 
ziehen wie der Verlust von Auslandsmärkten. 

Niemand kann voraussagen, wie sich die wirt­
schaftliche Entwicklung in den nächsten Jahren 
vollziehen wird, und ein Streit darüber, ob der 
Verlust von Exporten oder der teilweise 
Verlust des Inlandsmarktes gefährlicher für 
unseren Arbeitsmarkt sei, ist daher völlig 
müßig. Ich persönlich bin der Überzeugung, 
daß nach anfänglichen Umstellungsschwierig­
keiten, die sich selbstverständlich ergeben 
werden und die zu bagatellisieren unvernünftig 
wäre, die dynamische Entwicklung der gesam­
ten europäischen Wirtschaft derartige Schwie­
rigkeiten nicht nur überwinden und ihre 
Folgen aufheben wird, sondern daß diese 
Wirtschaftsimpulse geradezu eine Garantie 
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für das Weiterbestehen einer konjunkturellen 
Entwicklung sein werden. 

Die Nutznießer au"s dieser Entwicklung 
werden in erster Linie die Konsumenten sein, 
denn das Gesetz des größeren Raumes und der 
größeren Zahl wird sich vor allem in der ver­
billigten Serienherstellung äußern. Der größere 
Raum wird Vorteile bringen. Aber selbstver­
ständlich müssen alle nationalen V olkswirt­
schaften auch einen Preis dafür bezahlen, 
denn der größere Raum wird auch die stärkere 
Konkurrenz bringen. Diese zu bestehen wird 
Aufgabe unserer Unternehmer und Arbeit­
nehmer in gemeinsamer Anstrengung sein. 
Abseits von jeder Parteipolitik ergibt sich 
hier für die Arbeitnehmer- und Arbeitgeber­
organisationen die lohnende und verpflichtende 
Aufgabe, in gemeinsamen Bemühungen alles 
zu tun, vielleicht gefährdete österreichische 
Arbeitsplätze zu sichern und eine Einschrän­
kung des Arbeitsvolumens zu verhindern. 

Wenn ich früher auf die Wichtigkeit unseres 
Exportes hingewiesen habe, dann freue ich 
mich, feststellen zu können, daß der 'Herr 
Abgeordnete Czernetz in seiner Rede vom 
26. November vergangenen Jahres zum Thema 
des heute vorliegenden Vertrages forderte, daß 
wir uns selbst auf den größeren Markt vorzu­
bereiten, daß wir unsere Wirtschaft konkurrenz­
fähig zu gestalten haben. Das setzt aber auch 
eine innerpolitische Einstellung in genau dem 
gesagten Sinne voraus. Mißverstehen Sie mich 
nicht : Ich verlange keine Rechte für die eine 
Seite und auch nicht, wie der Herr Abgeordnete 
sich ausdrückte, das Legen von Opfern auf 
schwache Schultern. Was ich verlange, ist, 
daß in dieser für unsere weitere Entwicklung 
so entscheidungsvollen Zeit von allen Seiten 
mit dem größten Verantwortungsbewußtsein 
und mit dem Willen an die Arbeit geschritten 
wird, ein Werk zu errichten, das dauerhaft 
ist und unsere . Zukunft sichert ! (Lebhafter 
Beifall bei der Ö V  P.) 

Neben den wirtschaftlichen Überlegungen 
hat Österreich aber auch solche staatsrecht­
licher Natur anzustellen. Der Herr Bundes­
kanzler ist heute in seinem Bericht ebenfalls 
auf diese Frage eingegangen. Diese Frage ist 
im Hohen Haus auch schon sehr eingehend 
erörtert worden, und ich möchte mich deshalb 
auf einige wenige Feststellungen beschränken. 

Österreich hat im Jahre 1955 die immer­
währende Neutralität beschlossen. Diese 
Neutralität ist nach dem Buchstaben des 
Gesetzes, nämlich diesem Bundesverfassungs­
gesetz, und nach dem Willen dieses Hauses, 
der oftmals geäußert und bekundet wurde, 
eine rein militärische. Seit dem Ausscheiden 
der kommunistischen Abgeordneten aus dem 
österreichischen Nationalrat gibt es wohl kein 

Mitglied dieses Parlaments, das nicht überzeugt 
ist, daß es für Österreich neben seiner militäri­
schen Neutralität nur ein klares politisches 
Bekenntnis zum Westen gibt. Jede andere 
Einstellung birgt die Gefahr in sich, daß wir 
plötzlich einsam und verlassen einer für uns 
allein nicht zu bestehenden Kraftprobe gegen­
übergestellt werden könnten. (Abg. Dr. 
Gred ler : Sehr gut !) 

Seit dem Jahre 1945 ist die österreichische 
Außenpolitik im wesentlichen einmütig von 
den Koalitionsparteien konzipiert und auch 
vertreten worden. An dieser Einmütigkeit 
scheinen sich in letzter Zeit nicht zu über­
sehende und für manche beängstigende Ände­
rungen vollzogen zu haben. (Abg. Dr. 
Gredl e r :  Wie bei der Innenpolitik !) Viel­
leicht glaubt der Herr Abgeordnete Dr. 
Gredler, daß hier die Schuld für das sogenannte 
Fehlen des außenpolitischen Konzeptes bei 
der Österreichischen Volkspartei liegt (Abg. 
Dr. Gredl e r :  Das hat Herr Landeshauptmann 
Klaus gesagt ! Ich habe es von Klaus über­
nommen !) ,  aber ich glaube, ihm auch hier 
etwas sagen zu können. 

Der Beitritt zur EFTA, aus staatsrechtlichen 
Gründen für Österreich derzeit von der gesam­
ten Bundesregierung als der klügere und bessere 
Weg gemeinsam beschlossen, wird auch von 
den beiden staatstragenden Parteien weiterhin 
verantwortungsbewußt vertreten werden. Ich 
darf mir die Zitate aus der Begründung sowohl 
in dem ersten Bericht der Bundesregierung 
als auch aus dem Bericht, der heute vom Herrn 
Bundeskanzler gegeben wurde, ersparen, da 
wir das meiste gerade vor wenigen Stunden 
wieder gehört haben. 

In der Frage der Begründung und der 
Interpretation dieses Schrittes der Bundes­
regierung hat allerdings die Sozialistische 
Partei einen Weg eingeschlagen, der für uns 
wirklich besorgniserregend ist. Ich habe schon 
früher die Äußerungen des Herrn Vizekanzlers 
Dr. Pittermann zitiert und muß nun auch 
unsere Überzeugung zum Ausdruck bringen, 
daß die Verquickung des EWG- oder EFTA­
Problems mit der Frage der österreichischen 
Neutralität, wie sie zumindest am Beginn der 
Behandlung dieser Frage sehr dezidiert von 
Herrn Außenminister Dr. Kreisky in die 
Debatte geworfen wurde, nach unserem Gefühl 
eine Fleißaufgabe für fremde Interessen dar­
stellte (Zustimmung bei der Ö V P) , die vielleicht 
noch einmal höchst unangenehme Folgen 
haben kann, weil sie dem Vertragspartner im 
Osten ein Argument frei ins Haus geliefert hat, 
dessen er sich immer wieder bei Auffassungs­
streitigkeiten bedienen kann. (Abg. Dr. 
Gr edler : Das war ganz massiv !) 

Sicher ist die Tatsache, daß die EWG 
supranationale Behörden einrichtet, denen sich 
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die einzelnen Mitgliedstaaten zu unterwerfen 
haben, eine sehr eingehende Diskussion in 
staatsrechtlicher Hinsicht, das heißt also 
im Hinblick auf die Neutralität Österreichs, 
wert. Wenn man aber diese Frage auf eine 
so milligrammscharfe Goldwaage legt, wie das 
der Herr Außenminister zumindest - ich 
betone - am Beginn unserer Diskussionen 
getan hat, muß dann Österreich nicht auch 
seine Mitgliedschaft beim Straßburger Europa­
rat einer gewissen Revision unterziehen � 
Denn das eingestandene Ziel des Straßburger 
Europaparlaments ist die politische Einigung 
Europas. Wenn also die wirtschaftliche Ver­
bindung mit möglichen Gegnern der Sowjet­
union für Österreich untragbar ist, dann müßte 
sich diese schroffe und unerfreuliche Konse­
quenz doch eigentlich auch auf dem Straß­
burger Boden für Österreich ergeben. 

Die von Österreich frei willig übernommene 
Verpflichtung der Neutralität ist kein Panzer, 
ist keine Zwangsjacke, in die Österreich 
hineingepreßt wird, sondern diese Neutralität 
hat sich in ihrer Form und in ihrem Umfange 
allein den Lebensrechten des österreichischen 
Volkes und seinen Interessen anzupassen ! 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Es ist hier in diesem Hause schon gesagt 
worden, daß völkerrechtliche Gutachten je 
nach der Situation und der Lage erhalten 
werden können. Es ist sogar mit spitzen 
Nebenwirkungen davon gesprochen worden, 
daß einmal Wirtschaftspolitiker sich über das 
Völkerrecht auslassen und umgekehrt Völker­
rechtler wirtschaftspolitische Enunziationen 
von sich geben. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
K andutsch.) 

Das Völkerrecht ist kein kodifiziertes Recht 
wie etwa das Strafrecht oder das bürgerliche 
Recht, und es werden Diskussionen und Mei­
nungsverschiedenheiten in diesem Rahmen 
immer breiten Raum einnehmen. Mir schiene 
es daher viel richtiger, die Diskussion dieser 
Frage im Zusammenhang mit der wirtschaft­
lichen Integration, ob sie Österreich in dem 
einen oder in dem anderen Falle betrifft, aus­
zuklammern und die heutige Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers und die Erklärung der 
Bundesregierung sozusagen als den Strich 
unter diese Debatte zu betrachten. 

Wir sahen in der Möglichkeit, im Rah­
men eines größeren Wirtschaftsverbandes Ver­
handlungen mit der EWG herbeizuführen, den 
realistischeren Weg für Österreich. Und viel­
leicht hat unser kleines Land nun wirklich 
eine große historische Aufgabe zu erfüllen, 
nämlich die, daß es im Rahmen der EFTA 
zum unablässigen Rufer für eine Verständigung 
zwischen den beiden Wirtschaftskörpern, für 
einen gemeinsamen europäischen Wirtschafts-

raum und gegen eine Zweiteilung oder sogar 
Dreiteilung des freien Europa wird. 

Welche Chancen bestehen nun tatsächlich 
für die in der Regierungserklärung geforderte 
baldige Schaffung einer multilateralen Asso­
ziation zur Beseitigung der Handelsschranken 
und zur Her beiführung einer engeren wirt­
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten der Kleinen Freihandelszone, den Mit­
gliedern der EWG sowie jenen der OEEC­
Staaten, die keiner der bei den Organisationen 
angehören 1 

Um den Jahreswechsel des vergangenen 
Jahres schickten die Nordamerikaner ihren 
stellvertretenden Außenminister Douglas Dil­
Ion nach Europa, um sowohl die Frage der 
weiteren Zusammenarbeit innerhalb der 
OEEC, als auch die Stellungnahme der USA 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
zur EFTA zu überprüfen. Die USA, die prak­
tisch seit dem Ende des zweiten Weltkrieges 
zu einem großen Teil die Lasten des europä­
ischen Wiederaufbaues getragen haben und 
den entscheidenden Anstoß zum Wiederauf­
bau und zur Gesundung Europas leisteten, 
mußten in den letzten Jahren, 1958 und 1959, 
eine Verschlechterung ihrer Handelsbilanz und 
einen recht empfindlichen Verlust an Gold­
und Dollarreserven hinnehmen. Im Jahre 
1958 betrug dieser Verlust 3,8 Milliarden 
Dollar, und im Jahre 1959 stieg er sogar auf 
über 4 Millarden an. Für das Jahr 1960 ist 
nur eine geringfügige Besserung vorauszu­
sehen. Das macht verständlich, daß die USA 
in Europa eine wirtschaftliche Lösung wün­
schen, die ihnen zumindest keine Einschrän­
kung der Exportmöglichkeiten bringt, sondern 
im Gegenteil möglichst eine Verbesserung ihrer 
Handelsbilanz gegenüber Europa. Das stellt 
nun die europäischen Staatengruppen, so­
wohl die EWG als auch die EFTA, vor ein 
neues Problem. 

Die bisherigen Bestrebungen haben eine 
Integration Europas zum Ziele gehabt. Jetzt 
treten immer mehr Bestrebungen in den Vorder­
grund, die Wirtschaftsvereinbarungen auf 
GATT-Ebene durchzuführen, das heißt, auch 
außereuropäische Staaten in ' das System der 
gegenseitigen Zollsenkungen und Kontingent­
erweiterungen einzubeziehen. Für einzelne 
europäische Staaten ist dieser Plan durchaus 
annehmbar, die Mehrzahl stellt er aber vor 
außerordentlich schwierige Probleme. Prak­
tisch würde das nämlich bedeuten, daß Europa 
aus einem Zustand der Kleinstaaterei plötzlich 
und ohne übergang den Sprung in die Welt­
wirtschaft machen würde. Ich persönlich 
halte diese Gewaltkur für außerordentlich 
problematisch und würde einer organischen 
Entwicklung, das heißt also vorerst der Bil-
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dung eines geschlossenen europäischen Wirt· 
schaftsraumes den Vorzug geben. Ein sehr 
kluger und mit den Problemen sehr vertrauter 
Wirtschaftspolitiker hat die Situation vor 
kurzem so gekennzeichnet : Weil sich Europa 
nicht einigen kann, flüchtet es in weltweite 
Regelungen. 

Es wird sehr von der nächsten OEEC· 
Konferenz in Paris abhängen, die am 19. April 
1960 beginnen soll, welches Konzept sich dort 
durchsetzen wird. An der Apriltagung werden 
das erstemal die Vereinigten Staaten von Nord· 
amerika und Kanada als Vollmitglieder teil· 
nehmen. Bisher waren beide Staaten der 
OEEC nur assoziiert. 

Wenn man die öffentliche · Meinung und die 
offiziellen Äußerungen in den USA verfolgt, 
so kann man feststellen, daß die EWG wesent­
lich populärer ist und gegenüber der EFTA 
den Vorzug genießt. In der Beeinflussung 
und Aufklärung der öffentlichen Meinung 
der USA hätten die EFTA·Staaten sehr 
Wesentliches nachzuholen, sofern hier das 
verlorengegangene Terrain überhaupt noch 
aufgeholt werden kann. Die Bevorzugung 
des EWG·Raumes zeigt sich auch in den neuen 
Industriegründungen seitens der USA. 

falls einem sogenannten Brückenschlag eher 
zögernd gegenüberstehen. Für Österreich ist 
es nach der Regierungserklärung vom 26. No· 
vember vorigen Jahres eine nationale Aufgabe, 
laut und unablässig dafür zu wirken, daß ein 
Übereinkommen zwischen EFTA und EWG 
möglichst bald erfolgt. Die Gefahr der Dis· 
kriminierung, der ein Großteil unseres Ex. 
portes unterworfen wäre, auch wenn man den 
Anteil an Roh· und Halbstoffen unberück. 
sichtigt läßt, zwingt Österreich zu raschem 
Handeln. Der von der EWG geäußerte Plan, 
die dritte Etappe vorzuziehen und bereits am 
30. Juni dieses Jahres und nicht, wie ursprüng. 
lich geplant, erst am 1. Jänner 1962 die 
30prozentige Zoll senkung in Kraft zu setzen 
und gleichzeitig die Harmonisierung der 
Außenzölle für die sechs EWG·Staaten durch· 
zuführen, würde das Problem geradezu in ein 
akutes Stadium treiben. Wenn es zu einer 
Vereinbarung zwischen den beiden Gruppen 
oder innerhalb der OEEC in absehbarer Zeit 
nicht kommen sollte - das dürfen auch Sie, 
meine Herren von der Opposition, zur Kenntnis 
nehmen -, was aber absolut unerwünscht 
wäre, müßte Österreich sich seine weiteren 
Schritte zweifellos überlegen. 

Aber , meine Herren, wir würden uns ja 
Herr Außenminister Dr. Kreisky hat mehr- selbst nicht ernst nehmen, wenn wir heute, wo 

mals geäußert, und das hat auch Herr Dr. Gred· wir den Beitritt zur EFTA beschließen werden, 
leI' heute schon angeführt, daß er sich eine gleichzeitig sozusagen das Kündigungsformular 
Vereinbarung zwischen der EFTA und der EWG ausfüllen und es unseren Vertragspartnern 
in Form eines Rahmenvertrages vorstellen überreichen wollten. ( Zustimmung bei der Ö V P.) 
könne, wobei offenblieb, ob dieser Vertrag den Jetzt müssen wir den Mut haben, tatsächlich 
gemeinsamen Außenzoll oder aber die Klärung den Gang der Entwicklung abzuwarten, und wir 
des Problems der Ursprungszeugnisse bringen haben es ja in der Hand, dort durchaus aktiv 
soll. Ein realer Vorschlag für den sogenannten bei den weiteren Geschehnissen mit einzu­
Brückenschlag - ein Wort, das wirklich greifen. 
schon sehr mißbraucht wurde und einen etwas Meine Damen und Herren ! Österreich hat 
unangenehmen Beigeschmack bekommen hat, schon in einer Zeit, in der dies noch sehr ge­
und vielleicht liegt darin die Begründung, fährlich war, ein Bekenntnis zur europäischen 
daß der Herr Bundeskanzler in seinem Be- wirtschaftlichen Zusammenarbeit abgelegt. Am 
richt dieses Wort gemieden hat - wurde 13 .  August 1 948 bezeichnete der damalige so. 
von holländischer Seite gemacht, die die wjetische Hochkommissar die Teilnahme Öster. 
gegenseitige Einräumung der Zollsenkung an- reichs am Marshallplan als Verletzung der 
regte, aber dieses Zugeständnis GATT-weit österreichischen Souveränität. Trotzdem uno 
angewendet sehen wollten. Sie versuchten terzeichnete Österreil'h die Konvention über 
allerdings, als Sicherung ein Dumpinggesetz die Organisation für · europäische wirtschaft. 
einzubauen. liche Zusammenarbeit, und die OEEC mit 

Sowohl von unseren schweizerischen als ihren 1 6  Vollmitgliedern und ihren 4 Sonder· 
auch den dänischen Partnern in der EFTA statutmitgliedern war und ist die umfassendste 
ist bekannt, daß sie für eine möglichst rasche Wirtschaftsorganisation der freien europä. 
Bereinigung der Situation zwischen der EWG ischen Staaten. Es ist ihr Verdienst, daß durch 
und der EFTA sind. Demgegenüber stehen die Liberalisierung der Güterverkehr zwischen 
England und Schweden eher auf dem Stand. den europäischen Staaten zwischen 1948 und 
punkt, daß man sich nun Zeit lassen könne 1 958 um 190 Prozent zunahm. Wir hoffen, 
und sich die Dinge erst einmal einspielen daß sich eine Einigung in diesem Rahmen 
sollten. Auf Seite der EWG dürfte Frankreich, vollziehen wird, denn wir sind der Meinung, 
das durch die Ablehnung der Errichtung des daß weder eine Kleineuropa-EWG noch eine 
EFTA-Sekretariats in Paris eine recht uno Kleineuropa.EFTA die Lösung auf Dauer 
freundliche Geste von sich gegeben hat, eben· . sein kann. (Be'i/all bei der Ov P.) 

28. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 29 von 94

www.parlament.gv.at



1 182 Nationalrat IX. GP. - 28. Sitzung - 23. März 1960 

Wenn man betrachtet, wie sich in wenigen 
Jahren in einzelnen europäischen V olkswirt­
schaften unter fast dramatischen Akzenten 
eine neue Wirtschaftsdynamik entwickelt, dann 
darf man auch die überzeugung in sich tragen, 
daß dieser neue europäische Geist auch das 
Zusammenführen EWG-EFTA ermöglichen 
wird. Ich darf daran erinnern, daß der vor­
liegende EFTA-Vertrag, wie in seiner Prä­
ambel feierlich deklariert wird, vornehmlich 
in der festen Absicht geschlossen wird, "die 
baldige Schaffung einer multilateralen Asso­
ziation zur Beseitigung der Handelsschranken 
und zur Förderung einer engeren wirtschaft­
lichen Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedern der Organisation für europäische wirt­
schaftliche Zusammenarbeit einschließlich der 
Mitglieder der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft zu erleichtern" . Darin sehen Sie ja 
an sich schon bestätigt, was der Herr Dr. Gred­
ler früher angeführt hat, daß auch wir der 
Meinung sind, daß die Bildung der EFTA 
nur eine Übergangslösung sein darf und sein 
wird. 

Schon am 26. November vorigen Jahres 
ist diese Präambel und der Vertrag zur Kenntnis 
genommen worden, und wir, die Österreichische 
Volkspartei, werden auch heute dafür stimmen. 
Die ausdrückliche Verankerung dieser Absicht, 
nämlich auf Bildung einer multilateralen 
Assoziation, in der Präambel wurde insbeson­
dere von den österreichischen Vertretern ge­
fordert und durchgesetzt, und ich glaube, 
wir dürfen hier heute im Namen des gesamten 
Hohen Hauses diesen Verhandlern, die Öster­
reich dort vertreten haben, unseren Dank 
und unsere uneingeschränkte Anerkennung 
aussprechen. (Beifall bei der Ö V P.) Aber 
diese Vertreter und Österreich haben daher 
auch ein Recht, auf der Erfüllung dieser 
Prämisse zu bestehen. Nicht zwei oder drei 
Wirtschaftsblöcke dürfen das Rest-Europa 
zerteilen, Österreichs Drängen und das Wirken 
aller verantwortungsbewußten Europäer muß 
sich darauf richten : Das ganze Europa muß 
es werden ! (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Olah : Als Kontraredner ist der 
Herr Abgeordnete Mahnert zum Wort ge­
meldet. Ich erteile ihm daher als nächstem 
Redner das Wort. 

Abgeordneter Mahnert : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Eine österreichische 
Zeitung brachte vor einiger Zeit eine Glosse, 
in der sie feststellte, es sei die Taktik der 
österreichischen Regierung, in allen denjenigen 
Fragen, in denen sie sich im Gegensatz zur 
öffentlichen Meinung wisse, die Kritiker so­
lange kritisieren und schimpfen zu lassen, 
ohne dem selbst entsprechende Argumente 
entgegenzusetzen, bis diese Kritiker resignieren 

und resignierend zusehen, wie dann schließlich 
doch das geschieht, was diese Kritiker für 
falsch halten. 

Diese Taktik wurde offensichtlich auch im 
Falle des Beitrittes zur EFTA beziehungsweise 
des Fernbleibens von der EWG verfolgt. 
Seit Monaten hören wir von Politikern, von 
Wirtschaftsfachleuten, von verschiedenen Gre­
mien, von wirtschaftlichen Vereinigungen eine 
ganze Reihe von Argumenten, in denen die 
Verflechtung unseres Raumes mit dem Wirt­
schaftsraum, von dem wir uns nun zu trennen 
beginnen, dargelegt wird, seit Monaten nah­
men sich die Zeitungen der Argumente an, 
die ihnen von allen Seiten geliefert werden, 
die ihnen auch aus den Reihen der Politiker 
geliefert werden, j a  es hat geradezu den 
Anschein, daß sich Politiker aus den Reihen 
der Regierungsparteien an diesem Ausschimp­
fen noch beteiligen, um diesen Prozeß irgend­
wie zu beschleunigen. Von seiten der Regierung 
werden nur gelegentlich und dann sehr von­
einander abweichend mehr oder weniger lapi­
dare Erklärungen abgegeben. So wurde zum 
Beispiel von einem der Herren Minister in 
einem Vortrag in Innsbruck erklärt, es habe ja 
gar keinen Zweck, darüber zu streiten, ob wir 
nun in die EWG oder in die EFTA gehen, 
denn nur die österreichische Regierung allein 
wisse, warum wir eben diesen Weg gehen 
und nicht einen anderen. Es wird ebenso 
lapidar etwa erklärt, es gehe ja gar nicht um 
die Frage EWG oder EFTA, sondern es gehe 
um die Frage EFTA oder nichts. 

Wir stellen fest, daß die Begründungen für 
diesen Weg, den die österreichische Regierung 
nun gehen will, abweichen, daß einmal das 
behauptet wird, einmal das. Während man 
sich früher anscheinend darauf geeinigt hatte, 
doch die österreichische Neutralität als das 
wesentliche Moment hinzustellen, haben wir 
in letzter Zeit und auch heute wieder aus 
dem Mund des Herrn Bundeskanzlers gehört, 
daß auch die österreichische Bundesregierung 
nunmehr klar auf dem Standpunkt steht, daß 
es sich bei unserer Neutralität nicht um eine 
wirtschaftliche, sondern nur um eine mili­
tärische Neutralität handeln könne. 

Andere Mitglieder der Regierung haben wie­
der vollkommen abweichende Begründungen 
gegeben, so, wie ja schon zitiert, der Herr 
Vizekanzler, der einmal von der Anschlußgefahr, 
ein anderes Mal von dem Bürger block, der 
so böse sei, die Sozialisten in den betreffenden 
Staaten in die Opposition zu schicken, und ein 
anderes Mal von Europäismus gesprochen hat, 
also eine Reihe von, sagen wir, lapidaren 
Argumenten gebracht hat, die schließlich alle 
anscheinend nur dem Prozeß des Möglichst­
bald - sich - Ausschimpfens dienen sollen. 
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Hohes Haus ! Wir geben zu, daß diese 84,2 Prozent in den Raum der EWG, bei 
Taktik, die konsequent befolgt wurde, zu lebenden Tieren sind es 96 Prozent, auf dem 
einem gewissen Ergebnis geführt zu haben Holzsektor, auf den ich später noch einmal 
scheint, daß wir tatsächlich schon gewisse zurückkommen möchte, sind es 91,5 Prozent, 
Resignationserscheinungen, gewisse Ermü- bei den Brennstoffen sind es 92,6 Prozent. 
dungserscheinungen ganz besonders bei den Also in einer ganzen Reihe von lebenswichtigen 
Politikern der einen Regierungspartei hin- Sparten sind wir zu nahezu 100 Prozent 
sichtlich der Frage EWG - EFTA fest- mit dem Raum der EWG verbunden. 
stellen können. Ich glaube aber, daß wir Für einzelne Bundesländer ist die Situation 
wohl eines sagen können : Diese Resignation, noch viel gravierender. Wenn ich zum Beispiel 
die heute auch in Wirtschaftskreisen bei dem 
einen oder anderen

' 
aus dem Gefühl heraus 

Tirol herausgreife, so beweisen die Zahlen 
noch viel deutlicher, daß es für uns eine aus­

schon spürbar wird, man kann eben gegen gesprochene Lebensfrage bedeutet, daß der 
diesen Weg nichts mehr machen, wird nur unbehinderte Güteraustausch mit unseren 
solange anhalten, bis die wirtschaftlichen Nachbarn im Norden und Süden auch weiter­
Folgen des falschen Weges eingetreten sind. hin ewährleistet wird. 
Dann werden die wirtschaftlichen Tatsachen 
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muß, daß mein Kollege Dr. Lechner hier diese 
der Überzeugung weiter Wirtschaftskreise nach seine eigene Argumentation, vor allem mit 
zu einer Gefährdung unserer Wirtschaft führt, ihren Schlußfolgerungen nicht in derselben 
wollen wir uns noch einmal ganz kurz, ohne Klarheit vertreten kann, wie er es in diesem 
daß ich allzu viel meinen Herrn Vorredner Artikel getan hat, und vor allem wird er 
wiederholen will, auf die nackte Sprache der bei der Abstimmung nicht das tun können, 
Zahlen stützen, die unsere unerhörte Ver- was er in seinen Schlußfolgerungen selber - ich 
fiechtung mit dem Wirtschaftsraum der Euro- darf das dann noch zitieren - klar und deutlich 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zeigen. Diese ausgesprochen hat. Ich darf also dem Zahlen­
Zahlen, die mein Vorredner von der Öster- material von Dr. Lechner kurz folgen. 
reichischen Volkspartei ja auch schon genannt 
hat, sind Ihnen allen bekannt und geläufig, Er stellt fest, daß Tirol an Zucht- und Nutz-

und die klare Sprache der Zahlen wird wohl vieh 1 1 .430 Rinder ausgeführt hat ; das ist 

auch dazu führen, daß heute, wenn Sie in der ungefahr das Doppelte des Inlandsabsatzes, 

Schlußabstimmung Ihre Stimme für den EFTA- womit gesagt werden soll, wie bedeutend der 

Vertrag und damit gegen eine sofortige oder Ausfuhranteil an sich überhaupt ist. Von 

baldige Verbindungsaufnahme mit der EWG diesen 1 1 .430 Rindern gingen 52,7 Prozent 
nach Westdeutschland, 46,5 Prozent nach abgeben, der eine oder der andere diese 

Stimme gegen seine innerste Überzeugung Italien, das heißt also 99,2 Prozent in den 

abgeben wird, gegen seine innerste Über- Raum da!' Europäischen Wirtschaftsgemein­

zeugung nur deswegen, weil der Koalitions- schaft. Die Molkereiprodukte, die aus Tirol 

ausschuß und der Klubzwang ihn dazu ver- exportiert wurden, gingen zu 100 Prozent 
nach Italien. An Nadelschnittholz wurden anlassen. (Abg. Dr. Hot e n e  der :  Der gesunde 

Menschenverstand !) Aber wir wollen auch hier 393,000 Kubikmeter exportiert. Davon gingen 

klar und eindeutig in dieser Stunde feststellen, nach Italien 267 .000, das sind 67 ,9 Prozent, 

daß weder der Klubzwang noch ein Auftrag nach Westdeutschland gingen 1 15.000, das 

des Koalitionsausschusses irgendeinen frei- sind 29,2 Prozent, das heißt also, in den EWG­

gewählten Volksvertreter von seiner Verant- Raum gingen über 97 Prozent. Vom land­

wortung entbinden kann. wirtschaftlichen Export (Zwischenruf des 

Lassen wir ganz kurz die Zahlen Abg. Dr. Hofeneder) - ich komme daraufnoch 

Revue passieren, die die naturgegebene zurück, Herr Kollege Hofeneder -, der 

Verflechtung unseres Raumes mit der EWG 525,4 Millionen Schilling betrug, gingen nach 

beleuchten sollen. Wir haben schon gehört, Italien 347,5 und nach Westdeutschland 

daß unsere Ausfuhr in den EWG-Raum nahezu 164,8 Millionen, also 97,5 Prozent in den 

50 Prozent, nämlich 49,6 Prozent, beträgt, EWG-Raum. 

daß in die EFTA nur 10,5 Prozent unseres Aus diesen überzeugenden Zahlen zieht 
gesamten Außenhandelsvolumens gehen. Auf mein Kollege von der Ö VP, Herr Dr. Lechner 
einzelne Sparten übersetzt, sieht das Verhält- folgende Schlußfolgerung, die ich Ihnen kurz 
nm noch viel krasser aus. Auf dem Gebiet der I zitieren darf: "Wir dürfen nicht gehindert 
Nahrungsmittel zum Beispiel exportieren wir werden, uns den Weg in den EWG-Raum 
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durch unmittelbare Verhandlungen für einen 
weiteren Güteraustausch zu erträglichen Be­
dingungen offenzuhalten. " - Durch unmittel­
bare Verhandlungen ! - "Für die Wirtschaft 
Tirols geht es um eine Frage von solcher 
Wichtigkeit , wie sie kaum einmal bisher vor 
uns stand, noch fernerhin vor uns stehen wird. 
Wir sind an der Wegscheid angelangt, von der 
aus die Wege immer weiter auseinandergehen. 
Daher möchte man hoffen, "  - so schließt mein 
ÖVP-Kollege Dr. Lechner - "daß das ganze 
Tirol und alle seine Repräsentanten an dieser 
Lebensfrage Anteil nehmen und daß Tirol 
zu seinem Lebensrecht Stellung bezieht." 

In diesem Zusammenhang können wir viel­
leicht auch noch kurz die Situation im Frem­
denverkehr mit einbeziehen ; auch diese Zahlen 
wurden schon genannt. Es wurde schon er­
wähnt, daß unser Fremdenverkehr zu einem 
ganz überwiegenden Teil aus dem Raum der 
EWG kommt. Ich möchte ergänzen, daß wir 
aus Westdeutschland allein 75 Prozent der 
Auslandsgäste haben, aus dem gesamten EWG­
Raum 82,6 Prozent. Es wäre müßig, darauf 
hinzuweisen, welche Bedeutung der Fremden­
verkehr nicht nur für unsere Hauptfremden­
verkehrsländer, etwa Tirol, Salzburg, Kärnten 
und so weiter, hat, sondern der Fremden­
verkehr ist bei uns ja auch als Devisenbringer 
von ungeheurer Bedeutung, weil er derzeit 
unser Außenhandelsdefizit ausgleicht. Alle 
diese Zahlen - ich will Sie nicht mit weiteren 
Zahlen ermüden, meine Vor- und Nachredner 
haben dieselben Zahlen gebracht beziehungs­
weise werden sie bringen, die dasselbe er­
drückende Bild ergeben - zwingen doch ge­
radezu zu einer Schlußfolgerung : Unser wirt­
schaftliches Interesse spricht eindeutig für ein 
enges Zusammengehen mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 

Dieser klaren Sprache der Zahlen setzt nun 
die Regierung einige Hypothesen entgegen. 
Ausgehend von der Hypothese, daß uns 
unsere Neutralität daran hindere, Souveräni­
tätsrechte aufzugeben, ausgehend also von der 
Hypothese, daß unsere Neutralität uns zwinge, 
wirtschaftlich Harakiri zu betreiben, geht man 
dann über zu der Hypothese vom Brücken­
schlag in multilateralen Verhandlungen. Wir 
müssen hier in aller Deutlichkeit den Verdacht 
aussprechen, daß selbst die, die ihre Politik 
auf diesem Brückenschlag aufbauen, sich 
absolut darüber im klaren sind, welche un­
erhörten Schwierigkeiten, ja welche fast un­
iibersteigbaren Hindernisse diesem Brücken­
schlag entgegenstehen. Vor allem wissen Sie 
alle selbst, daß das, was Staatssekretär 
Gschnitzer früher einmal erklärt hat, daß es 
sich bis zum Brückenschlag nur um Tage 
oder Wochen handeln könne, eine Illusion 
ist, daß wir, wenn dieser Brückenschlag 

überhaupt kommt, mit Zeiträumen rechnen 
müssen, die bedeuten, daß er für Österreich 
zu spät kommen wird. 

Um nur kurz darauf hinzuweisen : Es wurde 
auch schon gesagt, daß die Interessen Englands 
ja einem solchen Brückenschlag zuwiderlaufen. 
Die Interessen Englands sind ganz anders 
gelagert als die der kontinentaleuropäischen 
Staaten. Wir wissen, daß es nur mit einem 
Viertel seines Außenhandels mit Kontinental­
europa verflochten ist. Auf die Schwierigkeiten, 
die in der Haltung Frankreichs bestehen, 
wurde ebenfalls schon hingewiesen. Und es sei 
schließlich in diesem Zusammenhang noch 
die wesentliche innere Schwierigkeit eines 
Brückenschlages zwischen einer Zollunion und 
einer Freihandelszone erwähnt, die der Leiter 
des Wirtschaftsforschungsinstitutes j a  sehr 
klar herausgestellt hat, der es so formuliert 
hat, daß diese beiden Integrationsformen wohl 
nebeneinander bestehen können, nicht aber 
miteinander, denn das Kriterium des gemein­
samen Außenzolles bedeutet eben, daß es für 
die Freihandelszone nicht annehmbar ist. 
Und Dr. Nemschak brachte das auf die ein­
fache Formel : Bei einer Assoziierung zwischen 
einer Zollunion und einer Freihandelszone 
geht zwangsläufig eine der bei den Integrations­
formen zugrunde. 

Das Festhalten - trotz dieser Erkenntnisse ­
an der Forderung multilateraler Verhandlun­
gen, statt in bilaterale Verhandlungen mit der 
EWG einzutreten, ist doch gerade im Hinblick 
auf die Regierungsargumentation selbst nicht 
ganz verständlich. Wenn wir den Argumen­
tationen, die wir von der Regierungsseite hö­
ren, folgen, dann ist es doch so, daß wir im 
wesentlichen deswegen nicht der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft beitreten, weil wir 
dann Souveränitätsrechte an eine supranatio­
nale Körperschaft abgeben müßten, daß wir 
also unsere Handlungsfreiheit in gewisser Hin­
sicht verlieren würden. Konsequenterweise 
können wir dann aber auch der EFTA als 
geschlossenem Ganzen - und es ist ja auch 
kein geschlossenes Ganzes - nicht die Hand­
lungsvollmacht für uns geben. Es kann also 
zu multilateralen Verhandlungen in der Form 
ja gar nicht kommen, daß auf der einen Seite 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft als 
Partner steht, die auf jeden Fall geschlossen 
diese Verhandlungen führen wird, und auf der 
anderen Seite etwa die EFTA als eine ge­
schlossene Körperschaft, sondern wie Pro­
fessor Hallstein es ja selbst auch schon aus­
gedrückt hat, es kann nur zu kollektiven Ver­
handlungen kommen, bei denen auf der einen 
Seite die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
steht und auf der anderen Seite die Vertreter 
der sieben Staaten, die sich in der EFTA ver­
hältnismäßig lose zusammengeschlossen haben. 
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Es ist nicht versti;Lndlich, warum man glaubt, 
daß man die Verhandlungen mit dieser EWG 
erfolgreicher führen kann, wenn man neben 
sich am Verhandlungstisch sechs Partner sitzen 
hat, auf deren Interessen man Rücksicht neh­
men muß und die einen unter Umständen nur 
daran hindern, seine eigenen Interessen ent­
sprechend wirksam zu vertreten. 

Wir haben schon erwähnt, daß die Interessen 
dieser sieben Partner ganz enorm auseinander­
gehen. Wenn gleichzeitig mit uns am Ver­
handlungstisch England sitzt, von dem wir 
wissen, daß es auf die Forderung der Euro'pä­
i:.;chen Wirtsch aftsgemeinschaft, eine Harmo­
nisierung der Außenzölle durchzuführen, auf 
Gru nd seiner Situation einfach nicht eingehen 
kann, dann hin den wir uns an einen Partner, 
VO l l  dem wil '  wissen, dafl er das vo n uns ange­
Htreute Ziel durch sein Dabeisein von vorn­
herein unmöglich m acht. Auch der Zeitfaktor 
ist. doch bei diesen sieben Partnern grundver­
:.;chieden. Wir haben heute SChOll aus dem 
Munde des ÖVP-Abgeordneten Dr. Weißmann 
gehört, daß sich der Zeitfaktor bei den verschie­
denen' Partnern der EFTA ganz unterschiedlich 
auswirkt, daß etwa England Zeit hat, daß auch 
Sch weden Zeit hat, daß auch Schweden die 
Dinge ausreifen lassen will. Aber, meine 
Damen und Herren, wir haben - und das ist 
die Überzeugung unserer gesamten Wirt­
schttft - keine Zeit, monate-, j ahrelang zu 
warten, bis sich irgendeine gemeinsame Auf­
fassung bei den Verhandlungen herauskristal­
lisiert. 

Es wäre in solchen Verhandlungen auch nur 
Österreich allein möglich, die Besonderheiten 
der österreichischen Situation entsprechend in 
die Waagschale zu werfen, sie entsprechend zu 
beleuchten, und nicht in Gemeinsamkeit mit 
den anderen etwa die Fragen, die sich aus 
unserem Staatsvertrag, aus unserem Ostblock­
handel und so weiter ergeben, zu behandeln. 

Es wird also zweifellos so sein, daß eines 
Tages die Erkenntnis Allgemeingut wird, daß 
wir vor der Notwendigkeit bilateraler Ver­
handlungen stehen. Und weil wir der Über­
zeugung sind, daß wir nicht unbeschränkt 
Zeit haben, diese Entwicklung abzuwarten, 
weil wir nicht erst dann in bilaterale Verhand­
lungen eintreten wollen, wenn sich schon die 
negativen Auswirkungen auf dem wirtschaft­
lichen Sektor gezeigt haben, deswegen haben 
wir unseren Ahtrag gestellt, mit dem wir eine 
gewisse Terminisierung vorgeschlagen haben. 
Wir sind nämlich der Überzeugung - und 
diese Überzeugung wird genährt von der 
gleichartigen Behandlung anderer Probleme, 
auch anderer außenpolitischer Probleme -, 
daß eine gewisse Neigung besteht, solche 
schwierige Fragen in Österreich dilatorisch zu 
behandeln, sie hinauszuschieben und nochmals 

hinauszuschieben, wieder einen Termin zu 
setzen bis zum Ende dieses Jahres, und ist 
dieses Jahr vorbei, dann heißt es so wie auch 
in anderen Fragen : Warten wir ·wieder bis 
zum Ende des Jahres. 

Um die dilatorische Behandlung dieser ent­
scheidenden und lebenswichtigen Frage zu 
vermeiden, haben wir es für notwendig ge­
halten, doch zu erklären, wir wollen bis Ende 
dieses Jahres abwarten, ob dieser ominöse 
Brückenschlag Wirklichkeit werden wird, aber 
ein Termin muß gesetzt werden, zu dem wir 
uns dann ernsthaft wieder mit dieser Frage 
auseinandersetzell. 

Meine Damen und Herren ! Wenn unser 
Antrag vom 26. November, in Verhandlungen 
mit der Europäischen Wirtschaft.sgemeinschaft 
einzutreten, die Fühlung dorthin aufzunehmen, 
damals von den Regierungsparteien oder auch 
nur von einer der Regierungsparteien angenom­
men worden wäre, dann würden wil' heute 
diese Debatte unter ganz anderen Aspekten 
durchführen können. Dann müßte nämlich die 
Regierung höchstwahrscheinlich heute be­
richten, daß diese Verhandlungen und diese 
Fühlungnahme mit der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft durchaus Möglichkeiten 
aufzeigen, zu einer Assoziierung mit dieser 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu 
kommen. Sie wissen ja, daß private Fühlung­
nahmen mit der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft ergeben haben, daß dort die 
Bereitschaft besteht, aufunsere Sonderwünsche, 
auf unsere besonderen Gegebenheiten einzu­
gehen. Es müßte also in einem solchen Fall 
heute die österreichische Regierung hier berich­
ten : Die Möglichkeit besteht, zu einer Verein­
barung zu kommen. 

Wenn mein Vorredner Dr . Weißmann früher 
das dänische Beispiel angeführt und erklärt 
hat, Dänemark habe ja sämtliche Hauptstädte 
der EWG besucht, es habe Fühlung aufge­
nommen und sei nachher zu dem Ergebnis 
gekommen, aus wirtschaftlichen Gründen den 
Weg zur EFTA zu gehen, so ist das ein außer­
ordentlich hinkender Vergleich, denn Dr. Weiß­
mann hat ja selber wenige Sätze später erklärt, 
daß die wirtschaftlichen Interessen Dänemarks 
vollkommen anders liegen, daß 40,3 Prozent 
seiner Ausfuhren in den EFTA-Raum gehen 
und nur 3 1 , 7  Prozent seiner Ausfuhren in den 
EWG-Raum. Wenn also Dänemark nach 
dieser Reise zu dem Ergebnis gekommen ist, 
daß seine Interessen stärker im EFTA-Raum 
liegen, dann ist das ja eine Situation, die auf 
Österreich absolut nicht angewandt werden 
kann. 

Die Regierung müßte uns also heute einen 
etwas anders lautenden Bericht geben, wenn 
diese Fühlungnahme nur überhaupt erfolgt 

90 
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wäre. Sie könnte allerdings eines auch nach 
dieser Fühlungnahme nicht erklären, und 
damit könnte sie ein ganz gewichtiges Argu­
ment, das Herr Vizekanzler Dr. Pittermann 
immer wieder ins Treffen führt, nicht ent­
kräften. Sie würde auch nach einer solchen 
Fühlungnahme wahrscheinlich in diesem Hause 
nicht berichten können, daß die Regierungen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im 
Interesse einer ähnlichen Entwicklung in Öster­
reich bereit sind, ihre Regierungen in soziali­
stische Regierungen umzubilden. Damit würde 
also das gewichtigste Argument, das von 
sozialistischer Seite und von Herrn Vizekanzler 
Dr. Pittermann wiederholt ins Treffen geführt 
worden ist, nach wie vor bestehen bleiben. 

Die österreichische Wirtschaft wird sich also 
weiterhin mit der Hoffnung auf den Brücken­
schlag trösten müssen. Aber sie wird mit einer 
weiteren Hypothese beruhigt, die allerdings 
mit noch weniger Überzeugungskraft vorge­
tragen wird, einer Hypothese, die der 
Taktik des Vogel Strauß gleicht, der eine 
Gefahr nicht sehen will und deswegen seinen 
Kopf in den Sand steckt. Es ist die Behauptun g, 
daß, auch wenn es nicht zu diesem Brücken­
schlag kommt, unsere wirtschaftlichen Inter­
essen im EWG-Raum deswegen nicht ent­
scheidend gefährdet wären, weil dieser EWG­
Raum uns als Abnehmer und als Lieferant 
nach wie vor brauchen wird, eine These, die 
außerordentlich gefährlich ist und die von den 
Tatsachen in allerkürzester Zeit widerlegt 
werden wird. 

Es wurde auch schon von Dr. Weißmann 
erwähnt : Wenn wir nur einen Rückgang von 
10 Prozent unserer Ausfuhr in die EWG-Staa­
ten auf uns nehmen müssen, dann würde das 
bedeuten, daß wir unseren Außenhandel, 
unsere Ausfuhr in die EFTA-Staaten um 
50 Prozent steigern müßten. Nimmt der 
Rückgang unserer Ausfuhr in die EWG ein 
noch stärkeres Ausmaß an, gehen wir etwa 
um 20 Prozent in unserer Ausfuhr dorthin 
zurück, so würde das bedeuten, daß wir unsere 
Ausfuhr in die EFTA-Staaten um 100 Prozent 
steigern, sie also verdoppeln müßten. 

Alle Wirtschaftskreise sind sich absolut 
darüber im klaren, daß die Möglichkeit eines 
Rückganges unserer Ausfuhr in diesem Ausmaß 
absolut besteht und daß es ebenso unmöglich 
ist, auf der anderen Seite unsere Ausfuhr in die 
EFTA-Staaten in diesem Ausmaß zu steigern . 
Ich kann mich hier auf eine Feststellung der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
berufen, die nach sehr gründlichen Analysen 
vor kurzer Zeit zu dem Ergebnis gekommen ist, 
daß unsere Ausfuhr in die Staaten der EFTA 
um zirka 3 bis 5 Prozent zu steigern sein wird, 
daß wir also absolut nicht in der Lage sein 

werden, einen Ausfall, auch einen verhältnis­
mäßig geringfügigen Ausfall unserer Ausfuhr 
in die EWG-Staaten wettzumachen durch eine 
Intensivierung unseres Außenhandels mit den 
EFTA-Staaten. 

Untersuchen wir ein einzelnes Gebiet : die 
Frage unseres Holzexportes, von der ich ja  
schon gesagt habe, daß wir gerade auf diesem 
Gebiet unerhört stark verbunden sind mit dem 
Raum der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft, denn 91 Yz Prozent unserer Ausfuhr 
gehen in diese Staaten. Im Ausschuß hat der 
Herr Abgeordnete Stürgkh in dieser Frage auch 
die Bedenken der Holz- und Forstwirtschaft 
angeführt, allerdings mit dem Zusatz, sie 
befürchte in nächster Zeit - wobei das "in 
nächster Zeit" an sich natürlich etwas sehr 
Dehnbares ist - keine unmittelbaren Aus­
wirkungen. Demgegenüber müssen wir aber 
doch zwei Tatsachen im wesentlichen im Auge 
behalten: daß erstens gerade in der Frage des 
Holzexportes durchaus die Möglichkeit einer 
Verstimmung unserer bisherigen Abnehmer 
besteht, und zum zweiten, daß diese unsere 
bisherigen Abnehmer im EWG-Raum durch­
aus nicht so auf unseren Holzexport ange­
wiesen sind, daß eine solche Verstimmung, 
die wir durch unsere Verpflichtungen im EFTA­
Vertrag herbeiführen würden, sich nicht auf 
unsere Holzexporte nach Italien und West­
deutschland auswirken könnte. Wir werden 
nach dem 1. Juli 1960 auf Grund des EFTA­
Vertrages verpflichtet sein, in die Schweiz, 
einen unserer EFTA-Partner, auch Rundholz 
auszuführen. Es werden keine aufregenden 
Mengen sein, die die Schweiz uns abnehmen 
wird. Sie werden an sich mengenmäßig absolut 
nicht ins Gewicht fallen. Es bedeutet aber 
etwas anderes : Wir werden nun auf Grund 
des EFTA-Vertrages gezwungen sein, von einem 
Grundsatz abzugehen, den wir unseren bishe­
rigen Abnehmern Westdeutschland und Italien 
gegenüber immer klar eingehalten haben, 
nämlich von dem Grundsatz, daß wir kein 
Rundholz exportieren, sondern zum Schutze 
unserer Verarbeitungsindustrie im wesent­
lichen nur Schnittholz. Von diesem Grund­
satz gehen wir nun auf Grund unserer 
Verpflichtungen in der EFTA ab. Es 
liegt auf der Hand, daß diese einseitige 
Durchbrechung eines Grundsatzes der öster­
reichischen Außenhandelspolitik zum Nachteile 
unserer bisherigen Partner dort zu einer ge­
wissen Verstimmung führen kann, die einen 
Ansatzpunkt zu einem Auseinanderleben be­
deuten kann. 

Auf der anderen Seite müssen wir uns darüber 
im klaren sein, daß es doch auch Momente gibt, 
die uns zu der Überlegung zwingen, daß wir 
in diesem Raum der bisherigen Abnehmer 
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nicht so bombenfest sitzen, daß wir dort nicht 
durch andere verdrängt werden könnten. Auch 
auf dem Gebiet der Holzwirtschaft wird sich 
die Dynamik der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft ohne Zweifel auswirken. Wir 
müssen beachten, daß zum Beispiel Frankreich 
heute durch eine Reihe von Maßnahmen schon 
im Begriff ist, aus einem Einfuhrlar.d zu einem 
Holzausfuhrland zu werden. 

Wir müssen uns auch über eine zweite Frage 
klar sein : Die Europäische Wirtschaftsgemein­
schaft wird auf dem Holzsektor keine Schutz­
zölle kennen, das heißt praktisch, daß etwa 
Italien auf preisgünstigere Angebote aus ande­
ren Ländern, wie zum Beispiel aus dem Osten, 
greifen kann statt auf unsere österreichischen. 
Wir müssen hier auch feststellen, daß eine 
gewisse Zunahme der Holzimporte Italiens 
aus der Sowjetunion bereits erfolgt ist. 

Wir sehen also, daß gerade in dieser Frage, 
wo man der Meinung ist, hier könne gar nichts 
passieren, die Quelle einer Differenz liegen 
kann und daß wir, wenn es zu einer Differenz 
kommt, in diesen Märkten durchaus nicht sc 
fest sitzen, daß wir nicht in unserer Ausfuhr 
beinträchtigt werden könnten. 

Ebenso sind ohne Zweifel Auswirkungen auf 
dem Gebiete des Fremdenverkehrs, dessen 
Bedeutung ich j a  auch schon unterstrichen 
habe, zu erwarten. Auch hier gilt zunächst 
das eine : Die Europäische Wirtschaftsgemein­
schaft wird in ihrer Dynamik alle Möglich­
keiten ihres eigenen Raumes ausnützen. Sie 
wird sich auch fremdenverkehrsmäßig zu­
sammenschließen zur Ausnutzung aller ihrer 
Möglichkeiten, die sich in diesem Raum eben 
bieten, sie wird sich zu einem Werbeblock 
zusammenschließen und diese verstärkten 
Möglichkeiten zu einer Ausweit,ung ihres inter­
nen Fremden ver kehrs in die Waagschale 
werfen. Und eine Ausweitung des Fremden­
verkehrs in ihrem eigenen Raum bedeutet 
doch zwangsläufig eine Schwächung der Länder,  
in die bisher der Hauptstrom der Reisenden 
gelenkt worden ist. 

Wir werden also auch auf dem Gebiet des 
Fremdenverkehrs zu spüren bekommen, daß 
diese Hypothese absolut auf schwachen Füßen 
steht, die Hypothese nämlich, daß uns auch 
eine Ent,fremdung von dem Raum der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nicht tan­
gieren könnte. Was uns auf jeden Fall passieren 
wird, ist, daß wir nicht der Dynamik teilhaftig 
werden, die ein Großraum eben entwickelt, 
einer Dynamik, die sich nicht nur in einer 
Produktionssteigerung auswirken wird, son­
dern darüber hinaus durch den Wegfall klein­
räumiger Hemmungen in einer Steigerung des 
Sozialproduktes mit einem Absinken des pro­
zentuellen Anteiles der Staatsausgaben am 

Sozialprodukt. Wenn sich verschiedene Wirt­
schaftsräume zu einer wirklich geschlossenen 
Einheit zusammenschließen, dann ergibt das 
nach allen Erfahrungen nicht eine Addition 
der Wirtschaftskräfte dieser nunmehr zu­
sammengefaßten Räume , sondern es ergibt 
eine Multiplikation der Kräfte, die diesen 
Räumen innewohnen. 

. 

Unter diesen Aspekten bedeutet es daher 
einen Rückschritt, wenn ich nur einen Status 
quo meiner Wirtschaft erhalten kann, wenn 
es mir nur gelingt, mich vor wesentlich weiter­
gehenden wirtschaftlichen Schädigungen zu 
bewahren. Die ganz wesentliche und ent­
scheidende Schädigung liegt darin, daß ich der 
Vorteile nicht teilhaftig werde, die ein Groß­
raum bietet. 

Diese Feststellung der Bedeutung eines 
europäischen Großraumes für uns alle, für 
unseren Lebensstandard, für unsere gesamte 
Wirtschaft, für unsere Zukunft entspricht ja  
schließlich dem Vokabular aller Europapoliti­
ker, die seit 10 und 15 . Jahren von der 
Notwendigkeit der europäischen Großraum­
bildung sprechen und davon, daß hierin über­
haupt die einzige Möglichkeit liegt, Europa 
und die einzelnen Staaten Europas durch 
gem0insame Anstrengung zu einem echten 
Wohlstand zu führen. 

Ich glaube, daß es notwendig ist, gerade 
angesichts der Argumentation der Regierung, 
wir dürften keine Souveränitätsrechte an 
supranationale Einrichtungen abgeben, klar 
und eindeutig festzustellen : Wer ein vereinig­
tes Europa will, der muß auch die Möglichkeit 
supranationaler Einrichtungen bejahen, denn 
es gibt kein vereinigtes Europa ohne eine 
Körperschaft, die auch die Möglichkeit hat, 
irgendwelche Beschlüsse zu fassen und be­
stimmend auf die weitere Entwicklung Einfluß 
zu nehmen. Entgegen dieser These, daß wir 
keine Souveränitätsrechte an ein supra­
nationales Europa abgeben dürften, ist eben 
ein klares Bekenntnis zum vereinigten Europa 
abzulegen. 

Ich darf hier an einige Worte anknüpfen, 
die bei der Europäischen Parlamentarierkonfe­
renz in München im November gefallen sind, 
wo der Präsident, Georges Bohy folgendes 
erklärte : "Es ist erforderlich, daß sich die 
nationalen Parlamente mit dem Europagedan­
ken in stärkerem Maße befassen als bisher. 
Wir haben dafür zu sorgen, daß in ihnen ein 
stärkerer Enthusiasmus für den europäischen 
Gedanken entsteht, als er bisher bestanden hat. 
Es gibt viele gute europäische "Minister, die 
seinerzeit in den B.änken der Europäischen 
Versammlung ihre Aufgabe erfüllten. Wenn 
sie das Gefühl haben, daß ihre nationalen Par­
lamente an ihrer Seite stehen, sind sie vielleicht 
entschlossener, vorwärts zu schreiten. " 
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Und über die Bedeutung des europäischen 
Gedankens sagt Präsident Bohy folgendes :  
"Hinter a11 dem steht das tägliche Leben der 
Menschen. Doch hinter a11 dem steht das 
tägliche Brot der Menschen, und zwa.r der 
Geringsten unter ihnen. Das tägliche Br-ot 
steht auf dem Spiel." 

über die Frage der Aufgabe von Souveräni­
tätsrechten an eine übergeordnete Einheit 
darf ich vielleicht noch Worte von Professor 
Dr. Görgen zitieren, die ebenfalls auf dieser 
Konferenz in München gefallen sind : "Die 
europäischen Helden sind müde geworden.  
Wir müssen uns die Klage vortragen lassen, 
daß die europäischen Völker den Verzicht auf 
die formale Unabhängigkeit verweigern. Mit 
schonungsloser Offenheit wurde uns schon in 
Cannes gesagt : Wenn die europäische Einheit 
so schwer zu verwirklichen ist, so deshalb, 
weil die Europäer es ablehnen, ihre nationale 
Souveränität, wie illusorisch sie auch sein mag, 
aufzugeben. " 

"Doch hinter a11 dem steht das tägliche 
Brot." Meine Damen und Herren ! Ein Weg, der 
nicht zur europäischen Einheit führt, bedeutet 
bestenfalls eben ein Aufrechterhalten des 
Status quo, einen Verzicht auf die Entwicklung 
im Großraum. 

Wie dieser Status quo in Österreich aussieht, 
sei doch noch einmal mit wenigen Worten 
skizziert. Es sei auch in diesem Zusammen­
hang wieder festgestellt, daß der hohe Lebens­
standard, von dem " immer wieder gesprochen 
wird, ein unechter, ein unnatürlicher Lebens­
standard ist, und zwar deswegen, weil er auf 
der Tatsache aufbaut, daß

" mehrere Einkommen 
in einer Familie summiert werden, weil " der 
Familienvater allein nicht in der Lage ist, mit 
dem, was ihm der österreichische Lebensstan­
dard präsentiert, seine Familie auch wirklich 
zu erhalten. Es kann daher nicht oft genug 
gesagt werden, daß der Preis, den wir in Öster­
reich für unseren sogenannten hohen Lebens­
standard zahlen, eben die Familie ist. 

Ziel der Einigung Europas nicht aus den Augen 
lassen, wobei wir nur im Gegensatz zu den 
Herren der anderen Parteien der Meinung sind, 
daß man jede Möglichkeit benützen müßte, 
nicht nur von Europa zu sprechen, sondern 
auch einen Schritt in diesel' Richtung zn tun . 

Wir sind der Überzeugung, daß die Euro­
päische Wil'tschaftsgemeinschaft ein wertvoller 
Ansatz in der Richtung einer Entwicklung zu 
einem vereinigten Europa ist, und wir haben 
die Befürchtung und die Überzeugung, daß 
die EFTA sich als ein retardierendes Moment 
erweisen wird, wenn nicht als ein unübel'­
steigbares Hindernis. 

Und noch eine Frage, meine Damen und 
Herren, drängt uns auf den Weg zu Europa, 
ein Problem, mit dem wir uns immer wieder 
in Österreich beschäftigen müssen : die Frage 
Südtirol. Nicht nur, daß wir fürchten müssen, 
daß eine wirtschaftliche Entfremdung zwischen 
uns und dem Raum der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft sich auch auf unsere 
wirtschaftlichen Beziehungen zu Südtirol aus­
wirkt, muß ich auch hier wieder ein Wort 
des französischen Senators Alain Poher er­
wähnen, der ebenfalls in München gesagt hat : 
"Über dem wirtschaftlichen Europa muß ein 
Europa der Seelen geschaffen werden. Die 
Interessen der verschiedenen" Länder sind 
miteinander verflochten. Man kann sich nicht 
vorstellen, daß Frankreich zum Beispiel die 
Frage Ostdeutschland, die Arbeitslosigkeit in 
Italien oder die spezifischen niederländischen, 
belgischen oder britischen Probleme außer 
acht lassen würde." Und wir können auch 
abwandeln : Man kann sich nicht vorstellen, 
daß etwa Frankreich und die anderen euro­
päischen Staaten zum Beispiel die Frage Süd­
tirol außer acht lassen würden. Die euro­
päische Integration ist der sicherste Weg, 
auch Südtirol zu einem gesamteuropäischen 
Problem zu machen, in dem jeder einzelne 
Staat dieser europäischen Einheit brennend 
daran interessiert ist, auch diese Frage einer 
Lösung zuzuführen. 

Und zum Schluß kommt nochmals ein euro­
päischer Parlamentarier zu Wort, der grie­
chische Vizepräsident Maccas, der erklärt hat : 
"Politik ist nicht nur die Kunst des Möglichen, 
wobei man sich ängstlich hütet, weiter zu 
gehen, sondern sie ist auch das Talent, keine 
Möglichkeit zu verpassen." Und wir, meine 
Damen und Herren, wir fürchten sehr, daß 
Österreich in dieser Stunde dabei ist, eine 
Möglichkeit zu verpassen, und wir können nur 
hoffen, daß sie nicht endgültig vorbei ist . 
(Beifall bei der F PÖ.) 

Es sei darauf hingewiesen, um zu ver­
gleichen, welche Möglichkeiten ein Großraum 
gegenüber einem Kleinraum hat, daß das 
Sozialprodukt in Österreich pro " Kopf etwa 
1 7.000 S beträgt, während es in den USA mit 
seinen großräumigen Möglichkeiten 66.000 S, 
also das Vierfache ausmacht. Wenn wir dazu 
noch berücksichtigen, daß ein Drittel unseres 
Sozialproduktes über den Staat, über die 
Staatsausgaben geht - eine Tatsache, die j a  
den Lebensstandard weiter drückt - ,  so 
müssen wir feststellen, wie unerhört verschieden 
die Möglichkeiten des großen Raumes gegen­
über denen des kleinen Raumes sind. Präsident Olah : Als nächstem Redner er­

Wir wollen daher gerade heute bei dieser teile ich dem ' Herrn Abgeordneten Czernetz 
Debatte das ursprünglich immer anvisierte das Wort. 
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Abgeordneter Czernetz : Hohes Haus ! Am Wir haben bei einer anderen Gelegenheit 
Beginne meiner Ausführungen drängt es mich, von den kühnen Versuchen der Montanunion 
ein Bekenntnis zur Einheit Europas ab- und der EWG gesprochen, und wir haben 
zulegen, ein Bekenntnis, so klar wie das jedes diese Versuche, diese Initiative, diese Vor­
einzelnen meiner Vorredner, aber doch noch stöße prinzipiell bejaht. Es waren wert­
mit einer Hinzufügung : Ich bin für die Ein- volle, gute, notwendige Versuche . Aber ich 
heit Europas, ich halte sie für geschichtlich I möchte das Hohe Haus noch einmal darauf 
notwendig, ich halte sie für möglich, man kann aufmerksam machen, daß nicht nur die 
sie verwirklichen. Und da möchte ich auch deutsche Bundesrepublik, sondern daß auch 
noch dazusagen : Einheit Europas, aber nicht die kleinen Mitgliedstaaten der EWG, daß 
auf jeden Fall, in jeder Art . Ich möchte dazu- Belgien, die Niederlande und Luxemburg 
sagen, keine Einheit Europas durch einen in die EWG hineingegangen sind, daß sie den 
Eroberer, keine Einheit Europas unter der Vertrag von Rom ratifiziert haben in der An­
Vorherrschaft einer Nation. Das ist ver- nahme und Erwartung, daß dieser Kern 
sucht worden ; es ist noch gar nicht so lange umgeben wird von dem größeren freien Europa. 
her, daß wir eine merkwürdige Einheit Europas Dies ist jetzt . wieder von Minister Erhard 
hatten ,  die den Namen "Neue Ordnung in klipp und klar ausgesprochen worden : Wir 
Europa" trug. Es liegt mir nichts ferner, sind der EWG beigetreten in der Erwartung 
als irgendeinem der Redner etwa zu unter- einer umfassenden europäischen Wirtschafts­
schieben, daß er für eine solche Ordnung I assoziation. Diese Wirtschaftsassoziation, eine 
heute wäre, aber ich möchte in aller Klarheit 

I 
multilaterale Verbindung aller freien Staaten 

als Demokrat und als Sozialist sagen : Einheit Europas, die in der OEEC vereinigt sind, 
Europas in Freiheit und Freiwilligkeit ! (Bei- ist von allen OEEC-Staaten, von allen 17 da­
fall bei der SPÖ.) maligen Mitgliedern bejaht und beschlossen 

Damit aber, meine Damen und Herren, worden. Sie ist auch im Europarat von allen 
steht man in diesem alten Kontinent auf 15 Mitgliedstaaten wiederholt bejaht und be­
Grund der komplizierten historischen Ent- schlossen worden. Ich staune, heute zu 
wicklung seiner Völker, Nationen und Staaten hören, es sei nicht bewiesen, daß eine multi­
vor ungemein schwierigen Problemen . Wir laterale Assoziation besser ist . (Abg. Doktor 
stehen auch vor dem Problem, daß vielfach Gredler :  Multilaterale Verhandlungen !) Sie 
politische Kräfte ihren Völkern vorausgeeilt haben Assoziation gesagt, Kollege Gredler, 
sind. Wir haben heute einen politisch zer- es tut mir leid ; aber ich nehme gerne zur 
rissenen, in Ost und West gespaltenen Kon- Kenntnis, daß Sie sich versprochen haben. 
tinent. Europa ist der Raum, wo die großen Ich möchte feststellen, die multilaterale 
Weltmächte aufeinandertreffeIl . Aber auch Assoziation ist seit 1956 dauernd von allen 
unter den freien Völkern Europas im Westen Mitgliedstaaten des Europarates und den 
und im Herzen Europas gibt es schließlich Mitgliedstaaten der OEEC verlangt worden, 
Staaten verschiedener Struktur, Völker ver- und es ist von ihnen bewiesen worden, und 
schiedener Geisteshaltung ; das Zusammen- zwar von ihren hervorragendsten Köpfen 
finden und Zusammenwachsen Europas ist wie etwa Professor Erhard - oder soll ich 
ein schwieriger Prozeß. auch Professor Röpke nennen, soll ich die 

Meine Damen und Herren ! Es ist oft und Experten der OEEC nennen, die es wahrlich 
oft gesagt worden : Perfektionismus, das auch noch mit unseren österreichischen Ex­
Suchen nach einer vollendeten, vollkommenen perten aufnehmen, was ich in aller Bescheidell­
Form der Einheit Europas wäre falsch. Der heit zugeben muß - :  sie alle sind der Mei­
Gedanke "alles oder nichts" , "das muß jetzt nung, daß diese multilaterale europäische 
der Beginn eines europäischen Staates werden",  Wirtschaftsassoziatioll die notwendige, lebens­
ist unter Umständen gefährlicher als ein wichtige Ergänzung einer kerneuropäischeIl 
langsameres und vorsichtigeres Beginnen. Da- Verbindung der Sechs darstellen soll. 
mit stehen wir unmittelbar vor den aktuellen Nun haben wir aber noch eine andere 
Problemen. Es wird nicht bestritten werden, Erscheinung, auf die hingewiesen wird. So 
daß die OEEC, der Wirtscha,ftsrat von Paris, notwendig dieser Versuch der Zusammen­
so langsam und sch werfällig er gearbeitet hat, schließung Kerneuropas, dieses Vorstoßes, die­
die Völker Europas im Wiedcraufbau einander scr Initiative war und so eindeutig ich und viele 
näher gebracht hat, daß cr mehr Dauerndes 

I 
meiner Parteifreunde hier und in anderen Län · 

erzielt hat als ältere, frühere, gewaltsame dern diesenVersuch bejaht haben, so soll m an 
Methoden der Einigung. Wie kann man nun doch nicht blind sein gegenüber den Problemen, 
über die OEEC-lVIethode einer losen Koordi- die entstehen, gerade wenn dieses Kleineuropa 
nierung hinaus zu einem langsamen Aneinan- der Sechs isoliert bleibt, allein bleibt, sich gegen 
der-Anpassen und Zusammenwachsen kom- die anderen abschließt . Muß ich hier noch he­
men � sonders betonen, wie man gerade auch in 
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Deutschland eindeutig und eindringlich auf­
merksam macht, daß das Europa der Sechs 
allein eine protektionistische, hochschutzzöll­
nerische Politik der Abschließung gegen die 
anderen betreiben wird ? Muß ich darauf auf­
merksam mttchen, daß die deutsche Presse, 
zum Beispiel die "Süddeutsche Zeitung", 
klar und deutlich sagte : Wir warten auf den 
Druck von außen, damit der Protektionismus 
der Sechs überwunden werden kann ? Die 
"Süddeutsche Zeitung" hat auf eine Äußerung 
Erhards aufmerksam gemacht, der von der 
List des Gemeinsamen Marktes gesprochen hat, 
der die anderen einlädt, diesen Druck gegen 
den Protektionismus auszuüben. Aber die 
anderen müssen da sein, wenn sie den Druck 
ausüben sollen! Und sehen wir allein die 
j üngste Entwicklung, den letzten Vorstoß, 
den gemeinsamen Zolltarif, den gemeinsamen 
Außenzoll, bei dem die deutsche Wirtschaft 
aufschreit, er würde für Deutschland Zoll­
erhöhungen zwischen 22 bis 45 Prozent brin­
gen. Das wird von der Europäischen Kom­
mission der Sechs bestritten, aber sie bezieht 
sich auf die inneren Verhältnisse und nicht 
gerade auf das Verhältnis der deutschen Wirt­
schaft zu den sogenannten Drittländern, zu 
den Außenseitern. 

Nun, dieser Versuch, die Schwierigkeiten 
eines abgeschlossenen Sechser-Europas durch 
die Zusammenfassung der Drittländer in der 
Europäischen Freihandelsassoziation, kurz 
gesagt, der EFTA, zu überwinden, ist vom 
ganzen Europarat begrüßt worden, er ist auch 
begrüßt worden von den Vertretern der sechs 
Mitgliedstaaten des Gemeinsamen Marktes. 
Und wenn Kollege Gredler vorhin sagte, es 
verbreite sich, wenn man von der Verbindung, 
vom Brückenschlag spricht, eine allgemeine 
Langeweile - er sagte, ein Wettgähnen -, 
dann muß ich sagen : Das muß sehr neu sein: 
Wir haben im Januar im Europarat . in Straß­
burg das Wettgähnen noch nicht beobachten 
können. Im Gegenteil, die Verbindung, die 
multilaterale Assoziation zwischen den Sechs 
und den Sieben im Rahmen der OEEO ist im 
Europarat verlangt worden ; 87 Abgeordnete 
haben dafür gestimmt, 18 haben sich der 
Stimme enthalten, darunter 1 6  Franzosen. 
Frankreich hat sich der Stimme enthalten ! Aber 
die Deutschen und die Belgier, die Niederländer 
und die Italiener sowie die Luxemburger waren 
mit uns dafür. Es war ausdrücklich von einer 
multilateralen Assoziation die Rede (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Gredler), und ich habe kein 
Gähnen bemerkt ; die anderen Kollegen, die im 
Europarat waren, werden bei dieser Debatte 
ebenfalls das Gähnen vermißt haben. (Abg. 
Dr. K r a nzlmayr:  Das hat Stendebach ihm 
nicht erzählt I) Ja bitte, wenn die Bericht­
er stattung innerhalb der Oppositionspartei 

schlecht ist, dann kanu ja die Regierung 
vielleicht das Geschäft übernehmen. Aber 
ich glaube, das würde Ihnen nicht passen. 

Ich möchte darauf hinweisen: Das ist nicht 
nur im Europarat, sondern selbst im Parlament 
der Sechs der Fall gewesen. Ich habe vor 
mir das Protokoll der Septembertagung der 
parlamentarischen Versammlung der Sechs, 
und ich lese hier Worte, nicht von irgendeinem 
Redner ausgesprochen, sondern von dem 
Berichterstatter, dem holländischen Abgeord­
neten Blaisse, der ausdrücklich sagt : Gefordert 
wurde von uns, daß eine klare politische Aus­
sprache über die Fragen erfolgt : Wollen wir 
die multilaterale Assoziation ? Wenn ja, aus 
welchen Gründen ? Und wenn wir die multi-
4tterale Assoziation nicht wollen, warum nicht ? 
Und er setzt fort : Das Europäische Parlament 
hat sich jedoch klar für die multilaterale 
Assoziation ausgesprochen. - Klar und ein­
deutig sagt das der Berichterstatter der zu­
ständigen Kommission im Parlament der 
Sechs. Ja, ich muß sagen, da ist von Lange­
weile sehr wenig zu sehen und sehr wenig zu 
hören. (Abg. Dr. Gre dle r :  Wo ist denn dann 
die Brücke, wenn alle dafür sind ?) Darüber 
werde ich sprechen, Kollege Gredler! Aber ich 
wollte zunächst nur sagen : Auch wenn es mit 
der Brücke nicht geht, die Langeweile ist nicht 
da, man gähnt nicht, außer vielleicht in der 
FPÖ! (Zwischenrufe bei der F PÖ.j 

Wir haben also die Tatsache vor uns, daß 
sich die Sechs zunächst einmal von den 
anderen abgeschlossen haben und daß jetzt die 
Notwendigkeit bestand, die übrigen Länder, 
die Drittländer , die sogenannten Außenseiter, 
zusarrLmenzufassen. Wir haben von Anfang an 
erklärt : Die EFTA ist eine Notlösung und 
keine ideale Lösung. Wir waren und sind für 
die umfassende europäische Wirtschaftsassozi­
ation aller freien Staaten, für eine umfassende 
Verbindung in diesem Markt der 300 Millionen ! 
Aber wenn man eine Sonderlösung nach einer 
ganz bestimmten exklusiven Methode für die 
Sechs gewählt hat, dann haben sich die anderen 
als Partner für die Verhandlungen zusammenge­
schlossen, und das ist als solches begrüßt 
worden, auch von den Sechs. Dazu kam die N ot­
wendigkeit, die Diskriminierung zu mildern. 
Das Überragende dieser Notlösung besteht 
darin, daß die EFTA - neben allen anderen 
Vorstellungen, die da waren und vorhanden 
sind - eine Vereinigung der ausgestreckten 
Hand für eine Verbindung ist ; von ihrer 
Gründung an bis jetzt und für die weitere Zeit. 

Dabei soll man beachten, wie eigenartig 
sich die europäische Kommission mit ihrem 
Präsidenten Hallstein in dieser Angelegenheit 
verhalten hat. Präsident Hallstein hat bei der 
Europaratstagung in Straßburg am 20. Januar 
dieses Jahres davon gesprochen, daß es keine 
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weitere Vertiefuug der Kluft, z w iSf'he n den 
�echs uud den Sieben geben d arf und geben 
kann. Er hat auch davon gesprochen, daß .tas 
H,edcll von einem Handelskrieg etwa.s Schreck­
liches und Ungerechtes sei. Darf ich vielleicht 
aus dem Protokoll in einer nicht vorbereiteten 
Form kurz übersetzen. Hallstein sagte im 
Europarat : Ein Handelskrieg in der Form 
von Maßnahmen der Wirtschaftspolitik der 
einzelnen Regierungen oder eine Teilung Euro­
pas in dem Sinn, n aß es unüberwindliche 
Sch wierigkeiten in lehens wichtigen Fragen 
gäbe, ist doch etwas, was nicht von selbst 
kommt, nicht aus dem blauen Himmel. Aber 
wenn ich das sage, dann ist damit ausgedrückt, 
meinte Hallstein, daß es keine solche Trennung 
geben kann. Meine entschiedene und klare 
Äußerung bezieht sich darauf, daß es überhaupt 
keinen Menschen geben kann, der dafür ist, 
keinen verantwortlichen Staatsmann, keinen 
Politiker in Europa, weper unter den Sechs 
noch unter den Sieben oder sonstwo, der den 
Mut hätte, für eine Politik die Verantwortung 
zu übernehmen, die so katastrophale Wirkun­
gen wie eine solche Teilung Europas hätte. -
Das war Hallstein am 20. Januar 1960 ! Und 
er hat damals gesagt : Ja, wir wollen mit­
einander reden, man muß Formen finden, 
man soll nichts übertreiben. Wie sagte er 
doch ? In den letzten zwei Jahren ist zwischen 
den Sechs und den Sieben schon ein weites 
Feld entstanden, und es ist viel Unkraut auf 
diesem Feld gewachsen. Und er sagte : Es wird 
Zeit, das Unkraut zu jäten. Wir haben dazu 
gesagt, der Herr Präsident Hallstein soll nur 
aufpassen, nicht das ganze Unkraut nur vor 
unsere Tür zu legen. (H eiterkeit.j Genalt das 
geschah aber. Denn gerade am Vorabend der 
EFTA-Ministerkonferenz in Wien kam über­
raschend das neue Memorandum heraus, es 
kam der neue Beschleunigullgsplan, und man 
fragt sich : Was bedeutet das ? Welchen Sinn 
soll denn das haben � Der Herr Präsident 
Hallstein hat in seiner Rede in Straßburg 
unter anderem gesagt. : Ich weiß nicht, wie 
genau die Zeitungs berichte zu bewerten sind, 
aber ich glaube, daß der österreichische Herr 
Außenminister vor zwei Tagen angedeutet hat, 
man könnte eine neue Kombination finden, 
einen Rahmenvertrag zwischen der Gemein­
schaft und den Sieben, der dann ausgefüllt 
werden sollte von individuellen Arrangements, 
die zwischen den Teilnehmern dieses Rahmen­
vertrages und der Gemeinschaft zu treffen 
wären. Und Hallstein hat besonders betont : 
Das ist ein interessanter neuer Gedanke, der 
Rahmenvertrag könnte die Brücke sein. 

Ich habe mir erlaubt, in meiner Rede in 
Straßburg den Herrn Präsidenten Hallstein 
daran zu erinnern, daß der Gedanke des 
Rahmenvertrages, vom österreichischen Außen-

miniRt,er a,l I�geRprochen, in den Debatten des 
Enropamt,cs seit zwei Jahren immer wieder 
aufge t.aucht i st, daß die Wirtschaftskommis­
flion davon gesprochen hat, also nicht nur 
von Au ßenseitern, sondern auch von den 
Sechs w l�rde darüber gesprochen. Darf ich Herrn 
Senator Vos aus Holland erwähnen, der gerade 
die Idee' des Rahmenvertrages immer wieder be­
tont h at .  Aber in dem Augenblick, in dem die 
Sieben sich anschickten zu sagen, welche 
Möglichkeiten sie für die Zukunft sehen, 
schießt die EWG-Kommission dazwischen : 
Es wird alles umgeworfen, das alles gilt 
nicht mehr, es gelten jetzt keine Rahmen­
vertragsverhandlungen, der Beschleunigungs­
plan ist da ! Wie nennt man das ? Was 
haben wir gehört ? - "Die innere Dynamik" ! 
Wenn es bei den Sechs ein Land der wirt­
schaftlichen Dynamik gibt, dann ist es wahr­
lich die deutsche Bundesrepublik. Wenn 
es einen Träger wirtschaftlicher Dynamik 
gibt, dann ist es das "deutsche Wirtschafts­
wunder" . Fragen Sie die deutschen Indu­
striellen, was sie zum Beschleunigungsplan 
sagen ! Fragen Sie den Minister Erhard, was 
er zum Beschleunigungsplan sagt ! Das ist 
ein Plan, der den Zweck hat, die Kluft weiter 
aufzureißen und zu vertiefen. Der Zweck 
des Hallstein-Vorschlages ist es, die Brücke 
unmöglich zu machen ! 

Meine Damen und Herren ! Wer spaltet ? 
Wer schießt hier dazwischen ? Wer hindert 
hier den Brückenschlag ? Es ist doch ein · 
komischer, ich möchte sagen, ein masochi­
stischer Patriotismus, der hier gespielt wird 
( Heiterkeit) , wenn man dann sagt : Der 
Brückenschlag ist unmöglich, wir kommen 
nicht zusammen ! Und wir reden gar nicht 
davon, daß wir ihn wollen, während 
die anderen das Ufer der drüberen Seite 
abgraben, Schutt und Erde wegschleppen 
und den Graben vertiefen. Wie sagte Hall­
stein ? "Das Feld verbreitern." Dazu sollen 
wir schweigen ? Ich bin kein solcher Patent­
patriot, aber ich finde es als Österreicher 
unerträg lich - als einer, der die Brücke 
zu den anderen braucht, als ein Vertreter 
eines Landes, das davon lebt -, zu schweigen, 
wenn die a n d e r e n  die Brücke unmöglich 
machen ! Ermannen Sie sich doch einmal zu 
einem Patriotismus, der u n se r e  Interessen 
im Auge hat ! (Beifall bei S PÖ und Ö V P.) 

Da hört man so merkwürdige Worte, bei 
denen einem unheimlich wird. Ich gestehe : 
das Wort kam das erste Mal, ich glaube, 
vom Herrn Professor N emschak, der in einer 
seiner letzten Äußerungen sagte : EWG ist 
Integration - EFTA ist Desintegration. 

Der Abgeordnete Gredler hat einen origi­
nellen Beitrag geliefert, indem er sagte : 
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"Mißintegration" damit das etwas ab- 1 2 .  März : "EWG- Bonibe für EFTA-Kon­
gewandelt wird. (Zwischenruf bei der Ö V P.) ferenz !" Es heißt da : "Die Verwirklichung 

Meine Damen und Herren ! Merkwürdig des Hallstein-Planes bedeutet eine Orientierung 

ist dabei nur, daß ich bei der Durchsicht einer auf einen Handelskrieg mit der EFTA und 

Arbeit eines europäischen und internationalen folglich auch eine weitere wesentliche Er­

Wirtschaftsexperten, der ungefähr das Niveau, schwerung irgendeines Brückenschlages ." Die 

die Bedeutung des geschätzten Professors sind auch daraufgekommen, nur meinen sie 

Nemschak hat _ ich spreche von Professor es offenbar anders als Sie, und ich würde 

Wilhelm Röpke -, finde, daß dieser komischer- Ihnen gut raten, meine Herren von der 

weise gerade zu einem gegenteiligen Ergebnis Opposition, zu beachten, was ein alter juristi­

kommt. (Zwischenrufe.) Nicht nur bei den scher Grundsatz besagt : Wem nützt es ? Wer 

Völkerrechtlern, sondern offenbar auch bei freut sich jetzt schon darüber ? 

den Wirtschaftsexperten geht es irgend wie Der Querschuß ist gerade von den Sechs ge­
durcheinander. Ich lese also bei Röpke : kommen, der diese gefährliche Entwicklung 
"Gerade dadurch, daß die EWG die wirt- in Europa beschleunigt, verschärft und weiter­
schaftliche Souveränität der Einzelstaaten getrieben hat. Von unserer Seite, von diesem 
für sich beansprucht und sich dessen noch Parlament, zumindest von den beiden Re­
als eines großen Fortschrittes rühmt, bringt gierungsparteien _ .  und ich bedauere, daß 
sie unmißverständlich zum Ausdruck, daß sich die Opposition in dem Falle nicht an­
sie auf dem kollektivistisch-dirigistischen Prin- schließen kann -, muß in aller Klarheit und 
zip beruht. Insoweit vertritt sie das Prinzip Deutlichkeit gesagt .werden, daß wir weiter 
der regionalen Blockbildung. Die dirigistisch- für jenen Brückenschlag sind, der nicht 
interventionistisch-supranationale Methode der von uns "eingebildeten kleinen Österreichern" 
EWG kann nur eine regional geschlossene mit ihren Sonderwünschen, sondern von den 
Integration bewirken, die mit Desintegration, OEEC-Staaten, von den Mitgliedern des Eu­
Spaltung und Entzweiung nach außen erkauft roparates, von den großen europäischen Wirt­
werden muß . "  (Abg. Dr. G r e d l e r :  Seit wann schaftsexperten als möglich und lebenswichtig 
sind Sie für den Neoliberalen Röpke?) und notwendig erklärt wurde . Wir sollen uns 

Es ist interessant, aber bitte, ich glaube nicht, nicht selber beschuldigen, und die Opposi­

daß ich Professor Röpke immer und in allem tion soll die Regierung nicht wegen etwas 

folgen kann. Manche von Ihnen, meine Damen schuldig sprechen, was Mächtigere in diesem 

und Herren, werden es dabei leichter haben. Europa herbeigeführt und erzwungen haben. 

Aber ich muß ganz offen sagen, daß Professor Meine Damen und Herren ! Ich glaube, 
Röpke nach meiner Auffassung ein ebenso es ist nicht vermeidbar, daß man an diesem 
beachtenswerter Experte ist wie der Herr Punkt die Frage aufwirft : Warum ist es so 
Dr . Nemschak. (Abg. Dr. Kandu tsc h :  Er gekommen ? Ich erklärte : Es nützt dem 
ist kein Österreiche1' !) Es ist sehr interessant, Ostblock ! Es nützt dem Sowjetkommunis­
Herr Kollege, daß ja der Dr. Nemschak mus, es nützt dem Sowjetimperialismus, es 
dabei, wie ich fürchte, auch viel weniger die wird unsere gemeinsame Position, unser aller 
österreichischen Interessen im Auge hat (Abg; Position gefährdet ! Warum um Himmels 
Dr. K a n d u tsch : Nur I) , worüber ich noch reden willen ist es so gekommen 1 - Es ist gar nicht 
werde. (Beifall bei der SPO. - Abg. Z e i l- angenehm, diese Dinge auszusprechen. 
l inger :  Zitieren Sie Österreich.er und nicht Ich habe den größten Respekt, die größte 
dauernd Reichsdeutsche, Herr Kollege !) Ich Sympathie für das französische Volk. Aber 
wollte Ihnen entgegenkommen, Herr Kollege ! Frankreich ist in einer bösen Situation. 
(Beifall bei der SPO und Heiterkeit. - Abg. Frankreich ist weit davon entfernt, seine Dr. Kandu tsch : Wir verzichten auf diese Ver- Schwierigkeiten überwunden zu haben, und 
bindung ! - Zwischenruf des Abg. Z e i l l inge r.) wir beklagen das . Wenn Frankreich im letzten 

Hohes Haus ! Ich möchte dabei festhalten, Jahr aus seinen ärgsten wirtschaftlichen 
daß diese Methode der Desintegration durch Schwierigkeiten überraschend, beinahe wunder­
die Abschließung des Blocks der EWG gegen bar herausgekommen ist, so haben sie nicht 
den Willen von fünf Ländern im Rahmen geringe , wahrlich nicht geringe verfassungs­
der Sechs, gegen ihren erklärten Willen und mäßige, innenpolitische oder außenpolitische 
gegen ihre Interessen, daß diese Entwicklung Schwierigkeiten - wie Sie wollen, es ist eine 
bereits ihre Liebhaber gefunden hat. Wir Frage des Streites, ob man den Konflikt, 
haben seit langem schon dieses Blatt hier den man nicht Krieg nennen soll, einen 
(der Redner zeigt die "Osterreichische Volks- innenpolitischen oder schon einen außen­
stimme") nicht gesehen, weil uns die Ver- politischen nennen will. Aber jedenfalls sind 
treter abhanden gekommen sind. (Heiterkeit.) das Probleme, die Frankreich mitschleppt, 
Aber ich lese in der "Volksstimme" vom unter denen es leidet. Darüber hinaus gibt 
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es noch eines, was wir leidvoll in diesem Nach­
kriegseuropa erleben : Das französische Volk 
ist leider immer noch erfüllt von überalterten, 
von völlig antiquierten Vorstellungen einer 
überragenden Weltmacht- und Großmacht­
position. Darunter leidet Frankreich, und 
darunter leiden ",ir alle, ob in der EWG 
oder nicht. Wir sind an diesen Wagon ge­
kettet und werden mitgeschleift.  

Wir erleben, daß aus dieser Vorstellung 
heraus die EWG von Frankreich als ein Feld 
seiner politischen Hegemonie benützt wird. 
Ich möchte Sie aufmerksam machen, meine 
Damen und Herren : Das geht nur mit einem 
geteilten Deutschland, und es geht nur mit 
einem Deutschland, das man sehr stark im 
Zaum hält, und es geht nur mit einem Deutsch­
land, das heute in einer so bewundernswerten 
Weise von einem Mann geführt wird, der sagt : 
Ich will jedes Opfer bringen, um eine Er­
füllungspolitik der Verständigung mit Frank­
reich zu treiben ! Und ich betone das Wort 
" Erfüllungspolitik" , das Überwillden alter 
nationaler, kriegerischer Probleme zwischen 
diesen beiden Ländern. Aber die französische 
Hegemonie im Rahmen der Sechs ist nur bei 
einem geteilten Deutschland möglich ! Das 
geht nur unter Adenauer, und ich zweifle, 
ob sein Nachfolger, wer immer es sein wird, 
diese Politik fortsetzen kann . Erhard will 
sie nicht fortsetzen ; ich zweifle, ob Etzel, 
wenn er der Nachfolger wäre, die Kraft, die 
Macht und die Autorität hätte, diese Politik 
fortzusetzen. Ist es nicht eine kurzsichtige 
Politik, alles auf diese persönliche Verbindung 
und dieses Opfer aufzubauen ? Aber, meine 
Damen und Herren, diese Hegemoniepolitik, 
die auf lange S icht Frankreich nicht nützt, 
stützt sich auch auf die Ohnmacht der euro-
päischen Kleinstaaten, und sie ist nur möglich, 
wenn man das Konzept hat, das weiland 
der große Napoleon einmal hatte, nämlich 
die Kontinentalsperre gegen England. (DM' 
Präsident  übernimmt den Vorsitz.) 

ihn 110ch einmal ratifizieren müssen, um den 
Neuankömmling überhaupt zuzulassen ! 

Aber glauben Sie, meine Damen und Herren, 
daß irgendein großes Volk - ich rede von 
kleinen gar nicht - sich so behandeln läßt 1 
So viel für die Freiheit der Welt wie die 
Bundesrepublik und wie Frankreich hat das 
britische Volk im Kampf gegen den Faschis­
mus auch geleistet ! Es ist verständlich, 
daß sich ein Volk nicht so vor den Kopf stoßen 
und sagen läßt : Ihr wa.rt nicht dabei, aber 
wenn ihr wollt, könnt ihr nachher auch 
dazukommen. Wir sind aufgeschlossen, wir 
nehmen alle auf, die sich uns anschließen. 
Dieses Verhalten zeigt, daß man England nicht 
wollte. Man wollte nicht, weil diese Art 
von Vertrag mit England nicht möglich 
gewesen wäre. 

Und nun kommen die Erklärungen : Ja, 
die Engländer wollen in den Klub hinein, 
aber sie wollen den Beitrag nicht bezahlen., 
Ich stehe nicht an, zu sagen, daß die britischen 
Vertreter am Beginn der Verhandlungen offen­
bar keine sehr angenehmen Unterhändler 
waren ; sie haben harte Bedingungen gestellt, 
einen harten Handel getrieben, sie haben 
erklärt : Die Landwirtschaft muß völlig draußen 
bleiben ! Das war gar nicht leicht. Anfangs 
haben die IFranzosen weniger als die kleinen 
Völker mit England gerungen. So haben beson­
den; die Dänen berechtigte Wünsche gegen die 
Engländer gerichtet . Die Engländer haben 
schließlich nachgegeben, weil sie verhandeln 
gewöhnt sind und weil sie wissen, daß man 
Kompromisse schließen muß . 

Man hielt den Engländern entgegen : Ihr 
wollt die Vergünstigungen des Gemeinsamen 
Marktes haben, aber den Preis nicht zahlen ! 
Gebt die Präferenz zölle für das Commonwealth, 
gebt das Vorzugszollsystem für das Weltreich 
auf ! Das haben besonders die Franzosen 
gesagt. Die englische Antwort war : Ein­
verstanden, wir geben sie auf. Ihr sollt . 
genauso in die Länder deR Commonwealth 

Täuschen WIr uns doch nieht ! We nn liefern können wie wir, aber dann öffnet 
man einen �taat und ein Volk wie Ellglalld eure Grenzen genauso den Rohstoffen und 
zu der Vereinigungskollferenz von Messina Agrarprodukten des Com monwealth wie wir 
nicht einmal einlädt, wenn man jahrelang En/lländer. Die Franzosen sagten : Um Gottes 
an dem Vertrag arbeitet und dann, �-cnn "'i llan, das richtet unsere Landwirtschaft 
daH Vertmgswerk fertig Ült , dieser Vertrag zugrunde ! ER richtet auch die englische 
von Rom, dieses gan ze Buch, Ragt man : Land wirtschaft zugrunde ! Die Engländer 
So, meine lieben Engländer , wenn ihr müssen aWl Staat,Rmit.telll die La,ndwirtschaft 
wollt, könnt ihr j a  heitreten , der Vert,rag suhvputionleren, um dieses SYHtem zu halten. 
ist e l lch offen ! WaR soll da hentuskommen ? Es gdlt l l icht nach einer Seite allei n ,  sondern 
Dabei ist der Vertra.g so stipuliert, daß ei n nur mtch allen Seiten .  Das alles kann schwierig 
Neubeitritt sehr schwierig i::,;t .  W'onn Eng land Rein .  das güue ich zu, deRhalb sagte man auch, 
nach dem Abschluß des Vertrages von Rom mall soJ Je da;;; System kombinieren : Habt 
gesagt hätte : Wir kommen dazu ! ,  dann hätte eure Zollunion , eure Wirtschaftsgemeinschaft, 
der Vertrag angepaßt, verändert werden müs- die eng und geRchloßsen ein Block der Sechs 
sen. Und dann hätten die sechs Parlamente I ist, aber bildet darum die weitere, losere 
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Freihandelszollc, die im Laufe der langen 
Verhandlungen eine WandlulJg m it,machte 
und mit vielen Zuges tä ndnissen aUHgesta.ttet. 
eine europäische Wirtscha.ftsassoziatioll wer­

den sollte. 
Bei aller Anerkennung der historii'ichen 

Bedeutung der EWG, die ich keineswegs 
unterschätze, liegen eine Heihe von eminenten 
Gefahren in ihrer besonderen Strnktur, in 
ihrer Konstruktion, die man doch nicht, einfach 
übersehen soll .  

Es wird besondeni meinem Pa,rteifreund 
Pittermann i mmer vorgeworfen, er übe eine 
unfreundliche, harte, gehäKsige Kritik an der 
EWG ; das dürfe er doch nicht tun. Aber 
meine Herren, auch die Abgeordneten der 
ÖVP, unsere Koalitionsfreunde, tun das. 
Lesen Sie doch Ihr Blatt "Die Furche" nach, 
wo ausdrücklich steht : "Schwere Angriffe 
und schwere Probleme hätte Pittermann auf­
gerollt. Vor den Angriffen und vor den 
Problemen kann der andersdenkende Öster­
reicher den Kopf nicht in den Sand stecken." 
Hier irrt "Die Furche" !  Er kann ! (Heiter­
keit.) Er hat es auch schon gemacht, aber er 
sollte es nicht. Und es heißt dann in dem 
Artikel der "Furche" weiter : " Worum geht 
es hier 1 Gefährlich wäre es, in diesem Aufruf 
nur eine der bekannten Alleingänge dieses 
streitbaren Mannes zu sehen. Es geht hier 
auch um mehr als um eine vehemente In­
vektive gegen die EWG. Das ist eine harte 
Tatsache. Dieser Führer des österreichischen 
Sozialismus steht heute in Europa nicht allein 
mit der Zeichnung des Schreckgespenstes, 

Frage dcr Sozialii'lt.el1 handelt" i'lonclern C I' 

bet�llt ausdrüddich , daß gerade i n  tler E\;VG , 
die die Freiheitlichen so vehement vertreten 

wie heißt das ? , , ,kollektivistische , 
dirigistisch-interventionistische Elemente" vor­

handen sind. Sie werden sich schon mit dem 
Führer des Liberalismus einigen müssen, wofür 
Sie sind. Oder er hat nicht recht - dann 
setzen Sie ihn geistig ab ! 

Aher ich glaube, das sind schon Di llge, dio 
man nicht so leich t nehmen sol l te .  Und 
wenn ich dann dazu noch weniger wissem;chaft­
liehe Äußeru ngen nehme, da,nn komme ich 
aus dem Staunen nicht heraus. Ich lese da 
nämlich in der "Tiroler Bauernzeitung" : "Die 
EFTA-Idee" - nicht nur der Pittermann, 
gut - "muß leider als eine hochprozentige 
sozialistische Parteiidee erkannt werden, der 
damit jede ernstliche wirtschaftspolitische Idee 
abgeht. " Das muß man dem Premierminister 
Macmillan sagen (Abg. O l a h :  Auch dem Herrn 
Bu.ndeskanzler ! ) , der wird sich schrecklich 
darüber kränken , wenn er daraufkommt, 
wo die Konservativen hingekommen sind, 
und die Labour Party wird ihm direkt neidig 
sein, daß er ihr die ganze sozialistische Politik 
weggenommen hat - laut "Tiroler Bauern­
zeitung" . (Heiterkeit.) 

Hohes Haus ! Wir erleben es alle, daß die 
Fragen der europäischen Integration in allen 
Parteien heftig, ernst diskutiert werden und 
daß es in den Einzelfragen, manchmal auch 
in der Beurteilung allgemein verschiedene 
Meinungen gibt. 

das er da an die Wand malt : das Bild eines Sagen wir es ganz offen : Die Dinge sind 
faschistischen, totalitären Europa, das er so ernst, sie gehen so tief, daß in der Volks­
im Westen unter der Fahne eines fragwürdigen partei wie bei den Sozialisten die verschieden­
Europäismus neu heraufkommen sieht." Das sten Äußerungen abgegeben werden. Wir 
schreibt " Die Furche". So scharf hat es diskutieren das, Sie und wir in aller Offenheit. 
Pittermann gar nicht gesagt, Wenn er das Ich kann bei der Opposition verschiedene 
früher gekriegt hätte, hätte er es noch schärfer Meinungen nicht bemerken, aber vermutlich 
formuliert. (Bundesminister Dr. B oc k ;  Was ist das auch eine Auswirkung des Proporzes ; 
dem einen seine "Furche" ,  ist dem andern sein die Partei ist zu klein, als daß sie so viele 
"Heute" ! - Lebhafte Heiterkeit.) Ich möchte Meinungen haben könnte. (Heiterkeit.) Aber 
dazu sagen, Herr Minister : Dieses " Heute" bei den großen Regierungsparteien gibt es 
hat keine "Zukunft", die Sozialisten sind eine Fülle von Auffassungen, die in Freiheit 
dafür nicht verantwortlich . (Neuerliche Heiter- diskutiert werden, und ich möchte sagen : 
keit.) Wichtig dabei, meine Herren von der Oppo-

Aber ich möchte aufmerksam machen : sition, ist, daß wir auch bei verschiedenen 
Wenn hier "Die Furche" betont, das seien Meinungen eine gemeinsame Politik machen 
besondere pa,rteipolitische Einstellungen des können. Das ist das entscheidende. (Z'Wischen­
Herrn Vizekanzlers, dann muß ich wieder ruf bei der F PÖ.) Dr. Pittermann hat darauf 
sagen, daß ich meinen neuen Lieblingswissen- aufmerksam gemacht, Röpke spricht davon, 
schaf tIer Professor Röpke staunend lese. bitte, seien Sie doch nicht blind ! Wenn Sie 
(Heiterkeit. - Zwischenrufe bei der F PÖ.) den Vertrag durchschauen, dann verstehen 
Ja, man kann manchmal auch später ent- Sie den Einwand von Schweizern, die sagen : 
decken, daß Äußerungen eines Gelehrten der Das ist doch nicht der Vertrag eines föderali­
anderen Richtung von größter Bedeutung I stischen Gebildes t Nennen Sie mir das födera­
sind ! Professor Röpke ma.cht hier aufmerksam, j listische Organ, d

. 
en Senat, in dem die Länder 

daß es sich absolut nicht um eine ideologische gleicherweise vertreten sind und ihr Veto 
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einlegen können . E(� gehört, ja z u m  We::lf-;l! 
eines echt födera.IiRt.ischen Gebildes, daß zn 

einer allgemeinen Volksver::\amm lung, einem 
allgem einen Par1a.ment. dann auch in einer 
zweiten Kammer das Gewicht des Kleinen 
zum Ausdruck kommt. Bea.cht.en Sie , meine 
Damen und Henen , die merkwürdige, ich 
möchte beinahe sagen, beängstigende Erf'chei­
nung des Vertrages von Rom, in welcher vVeise 
die Mitgliedstaaten die nationale Souveränität 
auf die gemeinsamen Organe der EWG über­
tragen. Auf welche Organe ! Übertragen die 
Parlamente der sechs Mitgliedstaaten ihre 
souveränen Rechte als Legisla,tive auf die 
parlamentarische Versammlung der EWG ? 
Nein, meine Damen und Herren 1 Lesen Sie 
es nach im Vertrag, die parlament.arißche 
Versammlung der EWG hat lediglich be­
ratende Funktionen. ( Ruf bei (ür F PÖ: 
Und kontrollierende I) 

Wir sehen noch etwas aa(leres : Dort, wo 
sie mit Zweidrittelmehrheit ein Mißtrauens­
votum beschließen kann, richtet es [·;ich nicht 
gegen das entscheidende Organ, sondern gegen 
das weniger entscheidende Organ ; aas ist 
nämlich die Europäische Kommission . Die 
Europäische Kommission sollte nach dem ur­
sprünglichen Konzept die supranationale Re­
gierung werden, aber sie wurde es nicht. 
Und die wirklichen Anhänger der supra­
nationalen Entwicklung im Rahmen der Sechs 
- die Kollegen aus dem Europarat werden 
da,s wieder bestätigen, weil wir es ja von ihnen 
gehört haben - haben darüber geklagt, daß 
man der Europäischen Kommission weniger 
supranationale Gewalt gegeben hat als der 
Hohen Behörde der Montanunion. 

geistigell Anzug nac h Maß schneidert . Hier, 
gla.ube ich, darf die ' Maßschlleiderei des 
Dr. :\ e l1lschak nicht übertrieben werden, 
der Anzug pa ßt nämlich llieht, vielleicht 
,gerade noch <ler Opposit.ion. (Abg. Doktor 
K a n  d u t 8 C h :  Und der Gewer kschaft8kongreß 
lädt 80 etwas ein ? - Abg. Ola h :  Der Ge­
werkschaftsbund hat das abgelehnt, das wi88en 
Sie ganz gena1l 1 - Gegenntf des Abg. Doktor 
Ka,n dutsch. - Abg. Olnh : Stellen Sie hier 
keine unrichtigen Behauptungen auf I) Das 
zeigt , wie demokratisch der Gewerkschafts­
kongreß ist, daß er einen Referenten etwas 
anderes sagen läßt 1 (Zwischenrufe bei der 
FPÖ.j 

Ich habe überhaupt niemandes geistiges 
Niveau bezweifelt, aber wer in die Schlacht 
geht , der muß damit rechnen, daß es Kampf 
gibt. Wenn der Leiter des Wirtschaftsfor­
schungsinstitutes die sehr segensvolle und 
wichtige Aufgabe der dauernden sorgfältigen 
Berichterstattung verläßt und sich in die po­
litische Arena begiht, dann muß er damit 
rechnen , daß es Auseinandersetzungen gibt. 
Ich bin überzeugt davon, daß er davon weniger 
betroffen ist als Sie, und ich glaube nicht, 
daß Sie dabei die Ex offo-Verteidigung für ihn 
ergreifen müssen. Das hat er wirklich nicht 
notwendig. (Abg. Olah :  Eigentlich schon ! 
Beinahe hat er sie notwendig ! - Abg. Doktor 
Kanduts c h :  Es muß nicht jeder dumm sein, 
der eine andere Meinung hat ' als Sie 1 
Abg. Mar k :  Wenn man ihn mit Röpke ver­
gleicht, ist das doch keine Herabsetzung I) 

Hohes Haus ! Vergessen wir nicht, daß die 
EWG nicht Europa schlechthin ist. Wo 
immer und wann immer das behauptet wird, 

Ja wer ist denn dort supranational ? Supra- ist es im höchsten Maße bedauerlich. Und 
national ist der Ministerrat, der in einer ich sage das nicht nur hier, und es wird nicht 
beängstigenden Weise alle Rechte der supra- nur von uns gesagt. Ich darf wieder auf den 
nationalen Legislative und die Rechte der Verhandlungsbericht des EWG-Parlaments 
Exekutive verbindet . Sehr angenehm ist vom September des vergangenen Jahres ver­
diese Erscheinung nicht 1 (Abg. Dr. K an- weisen. Da sagt der Berichterstatter Blaisse, 
duts c h :  Mit einem Wort : der europäische I ein Holländer, ganz deutlich : "Unser Aus­
Koalitionsausschuß I) Nur daß im Koalitions- schuß fordert eine multilaterale europäische 
ausschuß einer immer nein sagen kann ; dann ' Lösung , er ist gegen eine Spaltung in zwei 
gilt das Nein. Wenn dort die Kleinen nein Blöcke und hält es daher für umso wünschens­
sagen, dann gilt das j a  doch ! (Zustimmung werter, zu näheren Beratungen zu gelangen." 
und Heiterkeit bei der SPÖ.j Und er setzt fort : "Es wird auf breiter 

Wir sehen auch, wenn wir den Vertrag Front mit einer gemeinsamen Politik der 
und seine Auswirkungen ansehen, wie in Anfang gemacht werden müssen, auch als ein 
wirtschaftlicher Beziehung die Kritik an der Ausdruck einer weitergehenden wirtschaft­
protektionistischen und interventionistischell lichen und politischen Integration. Gemein­
Methode von Erhard, von Professor Kerschagl, same Spielregeln werden entwickelt werden 
von, ich sage jetzt nicht Finanzminister, müssen, und es ist der Unterschied zwischen 
sondern Professor Kamitz und von Professor der Zusammenarbeit der Sechs und der Zu­
Röpke in der entschiedensten Weise kl'iti- samrnenarbeit in der multilateralen Verbin­
siert werden . Und ich glaube, daß man darall dung, welche die Sieben anstreben, daß das 
nicht achtlos vorbeigehen kann und sich ge- gerade bis dahin" - wie er sagte - "verhin­
rade einen Experten aussucht, der einem einen dert worden ist . " Der Berichterstatter spricht 
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noch etwas anderes aus. Er sagt : "Wenn 
einmal aus dem vorläufigen Abkommen von 
Stockholm ein ständiges geworden sein wird, 
dann wird dies viel eher Anlaß sein , eine 
Brücke zwischen den Sechs und deu Sieben 
zu schlagen, sowohl um eine weder politisch 
noch wirtschaftlich erwünschte etwaige Spal­
tung Europas zu vermeiden, als auch aus der 
Überlegung heraus, daß vielleicht Verhand­
lungen zwischen den Sechs und den Sieb0n 
leichter zu einem Ergebnis führen würden." 

Das sind die verlästerten Träumer vom 
Brückenschlag : die Parlamentarier drüben 
auf der anderen Seite ; aber nicht Professor 
Hallstein und, ich bedaure es zu sagen, nicht 
die eine Regierung, die die EWG in diese 
unglückselige Politik hineinführt. 

Der Berichterstatter sagt dort unter an­
derem, daß es im Interesse der GemeinschaJt 
liegt, daß Frankreich jetzt stark ist, aber es 
darf niemals durch eine Assoziation aufge­
halten werden ; und er z weifelt in seiner 
Rede, ob tatsächlich von der Europäischen 
Kommission und dem Präsidenten Hallstein 
alles unternommen wurde, um die Verhand­
lungen durchzuführen und weiterzuführen . 
Er drückt im Namen der Kommission Zweifel 
aus und sagt : Es liege im Interesse der Ge­
meinschaft, daß es ein gemeinsames Europa 
gibt. Er sagt wöl'tlich : "Europa ist nicht 
das Europa der Sechs. "  Bedeutsam für sie 
auch in diesem Zusammenhang ist Europa 
und bleibt Europa, ein größerer, ein weiter­
gehender Begriff. Das sagt der Berichter­
statter der parlamentarischen Versammlung 
oer Sechs, und man möge in unserem Parla­
ment, dem Paralament oines sogenannten 
Außenseiters, nicht eine Politik empfehlen, 
die weit hinter das zurückgeht, was die, 
die an einer Vereinigung Europas interessiert 
sind und nicht an einer Hegemonie, seIhst 
drüben bei den Sechs in aller Entschiedenheit 
vertreten. 

Hohes Haus ! Die Stellung Österreichs 'ist 
das letzte Mal in der Debatte bei der ersten 
Regierungserklärl l ng des Herrn Bundeskanzlers 
Raab a,nläßlich der Vorleguug des Vertrages 
und heute neuerdings <' .. ufgezeigt �\\'orclen. 
Ich möchte nicht hier die völkerrechtli che 
Auseinandersetzung, die wir so oft geführt 
haben , noch einmal i m  Detail aufgreifen. 
"\Venn hier mit Recht gC8agt wurrlc , unsere 
Neutralität. ist eine rein milit,ärische , was Ull­
hCHtritten ist, HO darf ieh auf das Faktum 
H.ufmerksam machen ,  claß der Vert.rag von 
Rom keine Austrittsklausel enthält. Ist 

-
Ihnen 

klar, was das bedeutet '? (Zwischenruf de8 
A bu. Dr. K a n d u t s c h.) 'Venn die Gemein­
schaft der Sechs mit Mehrheit vielleicht ein­
lllal - gezwungenermaßen, nicht aus freien 

Stücken - eine Politik der Kriegserklärung 
treiben muß, dann würden wir in dem wirt­
schaftlichen Vertrag einfach drinnen hängen. 
(AbU. Dr. K anduts c h :  Das ist nicht wahr ! 
Artikel 223 und 224 !) Nein ! Es gibt einen 
Vertrag auf immerwährende Zeiten, aus dem 
man nicht austreten kann ! (Abg. Doktor 
K a n d u t s c h :  Militärisch hängt man nicht 
drinnen !) Nein, natürlich nicht ! Bleiben 
Sie militärisch neutral, während Sie im gleichen 
Wirtschafts block drinnen sind ! Sie werden 
mir zugeben, Herr Kollege, das ist em 
abenteuerlicher Gedanke. In diesem Zusam­
menhang eine andere Überlegung : Keiner 
von uns hat den Wunsch, der COMECON 
beizutreten - ich betone : keiner hat ihn - ;  
aber wenn jemand sagen würde, treten wir 
der COMECON bei, dann, glaube ich, würden 
die Amerikaner sagen, das verletzt die Neu­
tralität, obwohl es ein wirtschaftlicher Ver­
trag ist .  Man kommt aus den Dingen nicht 
heraus, das ist eindeutig, sogar auf Grund 
des Vertragstextes. Der Vertrag von Rom 
bezieht sich nicht direkt aufs Militärische ! 
In der Schweiz diskutiert man die Frage, ob es 
eine faktische Eingliederung gibt, aus der man 
nicht herauskann, selbst wenn man juristisch 
die Möglichkeit hat .  Aber beim Vertrag von 

Rom gibt es nicht einmal die juristische Mög­
lichkeit des Aust.ritts ! Man ist einfach drinnen 
verbunden. 

Man kann dazu sagen : Das paßt uns nicht, 
das ist nicht schön. Ich habe vor kurzem 
irgendwo gelesen, daß man sagt, unsere 
Neutralität ist doch erzwungen worden. Auf 
diese Details möchte ich mich gar nicht ein­
lassen, ich möchte nur sagen : Uns allen 
hat es sehr gepaßt, daß wir die Neutralitäts­
erklärung nach dem Abzug der Besatzungs­
mächte abgeben konnten. Unser Volk hat 
gejubelt, und es pfeift auf Erklärungen, ob das 
erzwungen war oder nicht, wir sind einmal 
wirklich frei geworden. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die Meinung aber, jetzt sind wir mit der 
Neutralitätserklärung die Besetzer los , jetzt 
können wir machen, was wir wollen, ist 
bedenklich. Eine solche Politik wäre sehr 
kurzsichtig, weil selbst diejenigen, denen man 
sich - in Widerspruch zu den Verpflichtun­
gen - anschlösse, einen weder respektieren 
würden noch einem vertrauen würden . (AbU. 
Z ei II in g e t" : We'r will denn das in Österreich?) 
Eine solche Politik trägt keine Früchte. 
Man kann damit nur sein eigeneH Volk im; 
Unglück führen. 

Als wir uns hier entHchlossen haben, daH 
Neutralitätsgesetz zu beschließen, wußten wir, 
daß es nicht nur Annehmlichkeiten bringt, 
sondern eine ganze Reihe von unangenehmen 
Verpflichtungen. Die haben wir zu tragen. 
Man kann nicht das eine haben ohne das 
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andere .  Und die Regierungsparteien sind Antillen zu assoziieren, hat Frankreich Ein­
entschlossen, diese Konsequenz zu ziehen, spruch erhoben. Jetzt hat man die Frage neu 
in diesem Sinne keine kurzsichtige Politik a.ufgerollt. Der Einspruch erfolgte, weil es dort 
zu macheIl. Das ist vertraglich klar , und es zu große ErdölraffineJ'ien gibt, die offenbar 
ist über allem doch vollkommen klar in real- den franr.ösischell Hegemonievorstellungen, 
politischer Beziehung . Man soll diese Kunst- auch au f dem Geb iet der Öl wirtHchaft , widf'r­
stückchen lassen und nicht sagen ,  in Wirk- sprechen. 
lichkeit hätten wir schon längst eine heHsere Es ist gar nicht HO schön, eH ist gar nicht RO 

Situation haben können. erfreulich . Es wU1'lle mit. Recht, gesagt :  
tJa, bilaterale ASi'lOziation, nicht Vollan- Oie Erfahl'ungen, die die Dänen gemacht 

Rchluß ! Ich habe mit Staunen gehört, wie haben, die E rofahr nngcn , die wir Ül Ver. 
der Herr Abgeordnete Mahnert sagte : Wenn ha.ndlungeu mit der Montanunion gemacht, 
man im November vorigen Jahres dem Antra� I 

�labe n , zeigen, daß das alles nicht leicht. 
der FPÖ gefolgt wäre und wenn man bI· 1st . Der Herr Bundeskanzler hat heute 
laterale Verhandlungen aufgenommen hätte, I argumentiert : Die 7 Mi llionen, die zu den 
könnte die Regierung jetzt schon über Fort- \ W5 hingehen und sagen, �wir wollen mit euch 
:;;chritte berichten. Bitte , das ist wahrlich I vel'handelll, sind :;;chlechter dran als die Gruppe 
die Hoffnung auf das österreichische Wunder, der 90 Millionen . Und wenn dort gerade der 
denn im Juli des vorigen Jahres haben Grie- Herr Professor Hallstein und gerade die Fran ­
chenland und die Türkei um die Assoziation zo::;en, nicht die anderen,  den Versuch machen, 
ersucht, und in der Erklärung der Intentionen, die Österreicher und die Dänen aus der EFTA 
der Absichten, ist von den sechs Mächten aus- herauszulocken, dann will man sie separat 
gedrückt worden, daß sie eine Assoziierung von behandeln, und ich habe gerade aus diesem 
Tunesien und Marokko wünschen. Lesen Grund allen Anlaß,  VOI'sichtig und mißtrauisch 
Sie, meine Damen und Herren, den Bericht , zu sein. 'Varum handelt man nicht so, 
der im Namen des Ausschusses für politische wie es die Parlamentarische Versammlung 
Angelegenheiten und institutionelle Fragen der Sechs empfiehlt, wie es der Europarat. 
von dem Belgier le Hodey im Parlament der empfiehlt, wie es die OEEC empfohlen hat 1 
Sechs erstattet worden ist. Tunesien und Warum treibt man eine einseitige Politik, diese 
Marokko, genannt in der Erklärung der Art. von Hegemoniepolitik ? 
Intentionen für die Assoziierung, sind noch Zu den Argumenten, die ich nicht des langen 
nicht assoziiert, weil man nicht genau weiß , und breiten wiederholen will, gehört eines, das 
wie man es machen soll. heute noch nicht genannt wurde und das in 

Wenn Sie sich den Assoziationsparagraphen Österreich eine Zeitlang eine Rolle gespielt 
238 durchlesen - das haben Sie sicherlich ge- hat : Wir sollen nicht in Neutralität verhungern ! 
tan -, dann kommen Sie auf merkwürdige Wenn ich mich richtig erinnere, hat der Herr 
Dinge. Erstens einmal steht überhaupt nicht Bundeskanzler dagegen polemisiert, und eine 
drinnen,  wie eine solche Assoziation aussehen Reihe von Parteizeitungen der Partei des 
soll. Dafür ist übrigens nicht bloß die Assozia- Sprechers haben das ebenfalls getan. Auch ich 
tion von Einzelstaaten aufgezählt, sondern es halte dieses Argument für falsch, ich halte es 
sind auch Gruppen von Staaten, eine Union für bedenklich. Die Kollegen aus dem Europa­
von Staaten oder internationale Organisationen rat werden mir bestätigen : Wir haben zwei 
genannt. Der Vertrag von Rom ist in dem Jahre lang den anderen, besonders den Fran­
Punkt sehr vage, es ist nicht klar, wie sich die zosen gesagt : 50 Prozent unserer Exporte gehen 
Dinge noch entwickeln können. in euren Markt, wir haben eine stärkere Export-

Die Türkei und Griechenland haben jetzt orientierung in euren Markt als ihr unter euch ; 
nach einer prinzipiellen Zustimmung des Mini- macht eine Politik, die uns die gemeinsame 
sterrates der EWG zu verhandeln begonnen. Verbindung gestattet ! Das haben wir dauernd 
Niemand weiß noch, wie das vor sich gehen gesagt. Wir haben sie beschworen, uns nicht 
wird, wobei ich dazusage : Ich wünsche beiden in eine "finnische Lage" hineinzutreiben . Das 
Ländern , daß sie die Hilfe vom Gemeinsamen war für sie völlig uninteressant. In der gegen­
Markt der Sechs bekommen, die sie wahrlich wärtigen Situation müssen wir unsere Export­
brauchen. Sie haben keine völkerrechtlichen situation nochmals überprüfen, diese globale 
Schwierigkeiten, für sie bestehen diese macht· Zahl von rund 50 Prozent unserer Exporte in 
politischen, realpolitischen Schwierigkeiten den Sechser-Markt näher ansehen. Die Lage 
nicht, das sind NATO-Länder , das alles ist ist nicht leicht, sie ist schwierig, wir werden 
klar. Ich wünsche ihnen das Beste. Aber Opfer bringen müssen, wenn es nicht bald zu 
leicht geht es auch für sie nicht. dem Brückenschlag kommt ; aber nur keine 

Als die niederländische Regierung zum Panikmacherei ! 
ersten Mal voriges Jahr den Antrag gestellt 25 Prozent unserer Exporte in den EWG­
hat , die niederländische Besitzung der Kleinen Markt macht das Holz aus .  Ich habe nicht 

28. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 94

www.parlament.gv.at



1 198 Nationalrat IX. GP. - 28. Sitzung - 23. März 1960 

gehört, daß es Absatzschwierigkeiten beim Umstellung ist nicht möglich. Der Finanz­
Holz gibt. lc,h glaube, wir haben andere minister Kamitz hat erst kürzlich erklärt, 
Probleme, über die mein Freund Weihs noch wenn man sich ansieht, wie die österl'eichische 
sprechen wird. Ungefähr 16 Prozent unserer Wirtschaft ihren Export nach dem zweiten 
Exporte in den EWG-Markt sind Eisen und I Weltkrieg umorientiert und für verlorene 
Stahl. Die können nicht mehr diskriminiert Exporte in den Ostraum Ausgleich gefunden 
werden, sie sind schon diskriminiert. Unsere hat , muß man sagen, daß sie ein Wunder 
Eisen- und Stahlindustrie - ich will jetzt vollbracht hat. Da soll man nicht sagen, es 
nicht Gegensätze unter den Koalitionspartnern ist nicht möglich. Es werden Anstrengungen 
aufreißen -, Eigentum unseres Staates, unseres notwendig sein, und ich stimme mit Kollegen 
Volkes, hat es immerhin v ermocht, so zu wirt- Weißmann überein, Opfer werden gemeinsam 
schaften, daß sie den Zolltarif der Montan- zu tragen aein - streiten werden wir aber nur , 
union überspringen und die Konkurrenz im was "gemeinsam" heißt, wieviel da und wieviel 
gemeinsamen Markt der Sechs im allgemeinen dort -, aber das Prinzip ist unbestritten ; 
halten kann . Das ist also ein Gebiet, auf dem und ich meine, daß man die Dinge in dieser 
wir zusätzlich kaum noch mehr diskriminiert sachlichen und ernsten Weise behandeln soll. 
werden können. Zusammen sind das 41 Pro- Es bleibt dabei entscheidend : Wir brauchen 
zent unserer Exporte in den EWG-Markt. 

Es bleibt genug anderes übrig, das ist gar 
keine Frage, aber wenn wir uns die Dinge 
näher anschauen, dann finden wir : Von unserem 
Export in den EWG-Markt sind rund 60 Pro­
zent Halb- und Fertigwaren, von unserem 
Export in den EFTA-Markt, der wesentlich 
kleiner ist, das ist bekannt, sind aber immerhin 
90 Prozent Halb- und Fertigwaren. Es ist ein 
sehr wesentlich wertvollerer Export, wenn auch 
dem Volumen nach kleiner, den wir in diesen 
Siebener-Markt schicken können. Das bedeutet 
immerhin, daß hier Möglichkeiten der Entfal­
tung offen sind. 

Ich möchte auch hier erklären, was ich schon 
im Ausschuß sagte : Wir sollen wahrlich der -
Mahnung des Herrn Bundeskanzlers Gehör 
schenken, der aufmerksam gemacht hat : Wir 
sind ja nicht nur Exporteure, sondern auch 
Importeure. Es reißen sich jetzt zwar viele 
so um den EWG-Anschluß, aber wenn wir 
ihn hätten, dann, glaube ich, würden ganze 
Gruppen von Industriellen, vielleicht in der 
Textilindustrie sowie in der Schwachstrom­
industrie sehr bald darauf kommen, daß es 
auf dem EWG-Markt nicht nur niedrige und 
dann später keine Zölle für unsere Exporte 
geben wird, sondern dann auch auf unserer 
Seite niedrige oder keine Zölle gegenüber den 
Importen. Ob die schwächsten Teile unserer 
Industrie das aushalten , ist bei dem gegenwärti­
gen Stand - das kann ich sagen, ohne daß 
ich die Schuldfrage diskutieren will ­
fraglich. 

Es ist richtig, man soll nicht leichtfertig 
sein. Es  ist gar keine Frage, es ist eine riskante 
Politik. Nennen Sie mir eine, die nicht riskant 
ist ! Wäre das Risiko eines Anschlusses an 
die EWG - auch wenn er politisch möglich 
wäre - nicht mindestens genauso groß, wenn 
nicht größer als das heutige Risiko des 
Draußenseins ? Dabei gibt es doch gewisse 
Entfaltungsmöglichkeiten ! Da sagt man, eine 

und wir wollen den Brückenschlag. Und da 
kommt das Argument : Das ist ja  alles Unsinn ! 
Eine multilaterale Assoziation zwischen einer 
Zollunion und einer Freihandelszone ist nicht 
möglich ! Darf ich jetzt hier, um alle Miß­
verständnisse zu vermeiden, sagen : Allen 
Respekt für den Herrn Professor N emschak . 
Gerade bei meinem Respekt für ihn staune ich ,  
daß er das gesagt hat. Sind alle Experten der 
OEEC auf den Kopf gefallen ? Ist der Röpke 
auf den Kopf gefallen ? Die alle wissen das 
nicht ? Die sagen alle : Das geht ! Da 
sitzt man z wei Jahre und macht die Pläne, wie 
es geht, daß nämlich die Zollunion wie eine 
nationale Einheit mit e i n  e m Zolltarif eintritt 
und die anderen ihre autonomen Außenzölle 
haben. Das ist ausgearbeitet worden, das 
liegt vor. 

Wie das der Herr Professor Nemschak nicht 
zur Kenntnis nehmen konnte, ist mir schleier­
haft, und ich sage ganz offen, ich fürchte mich 
ein bisserl, daß gerade der Mann, der diese 
wichtige Stelle im Institut für Wirtschafts­
forschung hat, sich so auf dieses Feld begeben 
hat. Es hätte seinem Institut mehr gedient, 
wenn er hier etwas mehr zurückhaltend 
gewesen wäre, sachlicher bei den Fakten 
geblieben wäre und seine sehr extremen Auf­
fassungen nicht so stark propagiert hätte. 
Wenn man sich die Dinge sachlich anschaut, 
muß man sagen : Europa braucht den Brücken­
schlag ! Wir Österreicher brauchen ihn, das ist 
unbestritten, auch die Opposition sagt, es 
wäre gut, wenn er möglich wäre, sie sagen nur, 
er ist unmöglich, aber sie geben zu, daß er gut 
wäre. Wir brauchen ihn, Deutschland braucht 
ihn ! Hören Sie, was Staatssekretär Sonne mann 
in Wien gesagt hat : Deutschland braucht ihn. 
Lesen Sie die deutsche Presse ! Auch die 
andern brauchen ihn, nicht nur wir, die deut­
sche Wirtschaft in einem sehr, sehr hohen Maße. 
Deutschland verkauft nämlich an den EFTA­
Markt mehr, wesentlich mehr , als an den 
EWG-Markt. (Abg. Dr. Gredle r :  Das weiß 
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nur die " Volksstimme" nicht !) Bitte 1 ( A bg. 
Dr. Gredl e r :  Das weiß nur die " Volksstimme" 
nicht ! Wir wissen es alle !) Um Himmels 
willen, Dr. Gredler, daß Sie diese Informationen 
nicht aus der deutschen Presse, nicht ans der 
Zeitung "Die Presse" beziehen, sondern aus 
der "Volksstimme" !  (Abg. Dr. Gred ler : 
Sie haben mich mißverstanden ! Ich meinte, �m'r 
alle sind diesbezüglich einer Meinung, nU1' die 
" Volksstimme" nicht !) Danke, ich bitte um 
Entschuldigung, das war ein Irrtum. Es ist 
sehr gut, daß wir hier einer Meinung sind. 

Deutschland ist noch vielmehr in Bedrängnis. 
Deutschland wird noch mehr zu zahlen haben 
bei dieser Entwicklung, Die nordwestdeutschen 
Staaten, Hamburg, Bremen, Schleswig-Hol­
stein und Niedersachsen schreien,  sie sagen, 
sie halten es nicht aus, . . . (Abg. Dr. Gred i e r :  
Warum schreibt dann die "Arbeiter-Zeitung" ,  
daß wir von denen Geld dafür bekommen, daß 
wir das sagen ?) Bitte, das muß gar keinen 
Zusammenhang haben (Abg. Dr. Gredl e r :  
Das hat auch keinen !) , Herr Kollege Gredler, 
ich weiß es ja nicht , aber ich zweifle nicht 
an Ihrer Äußerung. Sie denken und handeln 
in Verbundenheit mit der deutschen Kultur­
gemeinschaft. (Abg. Dr. Gre d l e r :  Fragen 
Sie die Deutschen um ihre eigenen Interessen !) 
Sie haben betout - Ihre Partei -, Sie seien 
österreichische Patrioten mit deutscher Kultur­
verbundenheit. Darf ich sagen, österreichische 
Patrioten und Deutschnationale. 'Venn Sie 
zustimmen, ist es mir recht, wenn nicht, ziehe 
ich es zurück. (Lebhafte Heiterkeit.) Aber ich 
möchte sagen, bei dieser Einstellung, wo Sie 
die deutschen Belange so vertreten . . . (Heiter­
keit. - Abg. Dr. Gredler : Aufs Glatteis 
führen Sie mich nicht !) Gut, also Sie wollen 
keine Deutschnationalen sein. (Erneute Heiter­
keit. - Abg. Dr. Gredler : Ich lasse mich nicht 
aufs Glatteis führen !) Wenn Sie die deutschen 
Belange mit so viel Intensität vertreten, wenn 
Sie es für notwendig halten, die Verbunden­
heit mit der deutschen Kulturgemeinschaft in 
einer Wirtschaftsdebatte so stark zu betonen, 
dann möchte ich sagen : Bei Ihrer Verbundenheit 
mit Deutschland - ich habe es im Ausschuß 
gesagt - leisten Sie der deutschen Wirtschaft 
einen Bärendienst. Auf eine Frage Ihres 
Parteifreundes nach der Ausschußsitzung, ob 
Sie das alles aus Unkenntnis und Unwissenheit 
trieben, habe ich ihm gesagt : Ich weiß es 
nicht. Sie wollen ja eine prodeutsche Politik 
treiben als die Partei der "unsichtbaren Grenze".  
Sie bringen es halt nicht zusammen, nicht ein­
mal das gelingt Ihnen vollkommen ! (Abg. 
Dr. Gre d l e r :  Sehr schwach und im Gegensatz 
zur "Arbeiter-Zeitung" !) Pardon, ich habe 
in meiner Partei das Recht, auch eine andere 
Meinung zu haben als die "Arbeiter-Zeitung".  
Ich wünsche Ihnen die Unabhängigkeit gegen-

über der "Neuen Front" ! (Heiterkeit. -
A bg. Dr. G red l e r :  Gut, gut !) 

Ich konstatiere zunächst einmal, Hohes Haus, 
daß sowohl Minister Erhard wie der Präsident 
des deutschen Industriellenverbandes Berg, 
wie die nordwestdeutschen Staaten, wie deutsche 
Wirtschafter und Politiker, wie unsere Kollegen 
aus dem Europarat zu uns kommen und sagen 
- es klingt ja komisch - :  Haltet aus ! Harret 
aus ! Haltet die Front ! Also Österreich über­
ni mmt die Vertretung der deutschen Inter­
essen für einen großen gemeinsamen euro­
päischen Markt, gegen diese Sonderinteressen, 
die von dem früheren deutschen Staats­
sekretär Professor Hallstein im Rahmen der 
Europäischen Kommission und, ich möchte 
sagen, im Dienst französischer Hegemonie­
interessen vertreten werden. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Kandu tsch.) 

Dabei ist entscheidend, daß wir erkennen, 
es ist für Österreich notwendig . . . (Zwischen­
ruf des Abg. Probst.) Ja, der "Bärendienst" 
ist eine neue Sportart bei der Opposition. 
Österreich muß eine Wirtschaftspolitik treiben, 
die uns nicht in ein gefährliches Abenteuer 
bringt. Wir haben eine Politik zu treiben, in 
der wir gemeinsam mit anderen Staaten ver­
stärkt und andauernd bis zu einer Lösung den 
Versuch unternehmen, diesen Brückenschlag 
herbeizuführen. 

Der Gedanke eines Beitrittes bis auf Wider­
ruf ist ja wirklich eine komische Einladung an 
die, die gegen einen Brückenschlag sind, rasch 
nein zu sagen, damit er nicht zustandekommt. 
Wenn man wüßte, daß das österreichische 
Parlament und die anderen Parlamente der 
Siebener-Staaten nur mit Vorbehalt zustimmten, 
dann gäbe es sicher keinen Brückenschlag, dann 
können wir den Kanossagang nach Brüssel 
antreten und dann würden Sie sehen, wie wir 
als kleiner Staat behandelt werden. Das 
wäre eine Gefahr für Österreich, eine Gefahr 
für Deutschland, und vor allem, meine Damen 
und Herren, eine Gefahr für Europa. 

Ihre "Neue Front" hat vor kurzem 
komischerweise geschrieben : Der Czernetz ist 
gegen ein Europa mit Deutschland. (Abg . 
Dr. Gred l er :  Sie haben sich ja heute glänzend 
rehabilitiert !) Da bin ich auf den ehemaligen 
Abgeordneten Stendebach etwas böse . Er 
hätte Sie informieren sollen, was ich in Straß­
burg im Januar gesagt habe. Ich habe damals 
ausdrücklich festgestellt : Wir halten es für 
richtig, daß schon 1945/46 ein Mann vom Weit­
blick Churchills sagte : Kein vereintes Europa 
ohne Deutschland ! Er hat die Barriere durch­
brochen, und wir halten dies für richtig. Wir 
halten es auch für richtig, daß man 1956/57 
sagte : Wir brauchen Frankreich, man muß 
auch auf Frankreich Rücksicht nehmen. Das 
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war richtig. Aber dann gilt 1960 : Es gibt 
kein vereintes freies Europa ohne England, 
und es gibt kein vereintes Europa ohne die 
kleinen Staaten, ohne diese Völker, die in  
Freiwilligkeit und in Freiheit mittun wollen . 

Wenn dann wieder Leute herkommen und 
sagen : Das ist ein Abschied von Europa, dann 
ist es die gleiche Anmaßung und Überheblich­
keit, die im Parlament der Sechs zurück­
gewiesen wurde. Die Sechs sind nicht Europa. 
Wir sind genauso gute Europäer wie die Mit­
glieder der Europäischen Kommission und ihr 
Präsident, und wir haben für Enropa gekämpft, 
gelitten und geopfert,  aIR es sogar in der 
Bundesrepublik etwas leichtm' war alR hei HIlR . 

(Beifall bei der SPÖ.) 

Wir idealisieren die EFTA nj cht und habell 
keine Illusionen . Es ist ein harter Weg, aber 
ein Weg, der notwendig ist, weil es keinen 
anderen gibt, um über die Isolierung der Sechs , 
in deren Rahmen eine Hegemolliepolitik 
herrscht, hinwegzukommen. Wir hoffen auf 
Unterstützung der anderen. Wir werden im 
Europarat, in den Verhandlungen zur Um­
bildung der OEEC und - wir sind sicher -
unsere Minister werden innerhalb der EFTA 
mit aller Entschiedenheit für den Brücken­
schlag kämpfen. Und wenn die anderen die 
Kluft verbreitern und das andere Ufer weg­
reißen wollen, dann dürfen wir nicht zu Kreuz 
kriechen, sondern wir müssen klarstellen, wer 
die Verantwortung für diese europafeindliche 
Politik h at. Und wir erklären :  Wir sind für 
die Einheit Europas in Freiheit . Wir sind für 
die umfassende europäische Wirtschaftsverbin­
dung der 300 Millionen. Wir sind für die Er­
haltung der EWG als festem Kern, aber wir 
wollen die Verbindung des ganzen freien 
Europa haben. Wir sind für die EFTA, weil 
wir sie als einen Weg zu diesem Ziel betrachten .  
(Lebhafter Beifall bei der S pO. - Beifall bei der 
O VP.) 

Präsident : Als nächster Redner kommt zum 
Wort der Herr Abgeordnete Sebinger. 

lehnen, oder er muß den Vertrag als Ganzes 
annehmen . 

Österreich ist dabei in der glücklü:hell Lage, 
wirtschaftlich und finanziell ein festes Fundit­
ment zu besitzen,  sodaß es n icht als Bettler 
u n d  Almosenempfänger, sondern als geachtett"R 
nnd gleichberechtigtes Mitglied in eine loekett" 
wirtschafUiche Geilleinf'\cha.ft; freiet' Völker ein­
treten kann . 

Meine verehrten Damen und Herren ! Hohes 
Haus !  Der Herr Abgeordnete · Gredlel' hat 
verschiedene Männe .. unserer Parte i zitiert 
und aus den Zitaten nach seiner Art gefolgcr·t 
und gemeint, wir hätten kein Konzept . Wen l l  
Demokratie Diskussion heißt - und das heißt, 
sie wohl - , dann ist es selbRtverställdlieh , 
daß in einer großen Partei die Meinungf'll 
über il'gendeine Frage einmal aufeinander­
prallen. Aber jetzt haben wir diese Linie 
bezogen, und unser Ja zum EFTA-Vel'tmg 
ist die Konsequenz dieser innerpal'teiliche l l  
Auseinandersetzung, der wir  uns nicht sch ämen.  
Demokratie verlangt Auseinandersetzung. Sie 
brauchen es freilich nicht in einem solchen Maße 
zu tun .  Sie sind, wie mein Vorredner sagte, 
ohnehin gespalten . (Abg . Dr. Gre d l er :  Wi1' 
sind gespalten ?) 

Der uns heute zur Ratifizierung vorliegende 
Vertrag stellt den Weg dar, Europa als Ganzes 
zu einer wirtschaftlichen Gemeinschaft zu­
sammenzuführen und sich nicht mit der 
Exklusivität eines bestimmten begrenzten Ge­
bietes abzufinden . Wir sollten uns darüber im 
klaren sein, daß weder die Gemeinschaft der 
Sechs noch die der Sieben das vereinte Europa 
darstellt. Während sich die Sechs auf ein 
geschlossenes zusammenhängendes Gebiet 
stützen und durch große wirtschaftliche Kon­
zentrationsmaßnahmen, selbst unter Verzicht 
auf wesentliche Teile ihrer nationalen Souverä­
nität, einer völligen Umwandlung ihrer Wirt­
schaftsstruktur zueilen, wollen sich die Sieben 
durch einen Vertrag die handelspolitischen 
Erleichterungen gewähren, die ein allmähliches 
Zusammenfinden unter sich, aber auch in 

Abgeordneter Sebinger : Hohes Haus ! Ver- multilateraler Form zur EWG ein tragbares 

ehrte Damen und Herren ! Die brillanten Aus- Verhältnis schaffen soll . Dies geht auch schon 

führungen meines Vorredners haben mir meine aus der �räambel des EFTA-Vertrages he�­

Aufgabe nicht sehr leicht gemacht. Kaum vor, und ICh glaube sagen z� können, daß WIr 

jemals hat ein Staatsvertrag die öffentliche I u�d unsere Partner alles lll. unserer Mac�t 

Meinung unseres Landes so bewegt, wie es LIegen�e tun w�rden, um das geste�kte ZIel 

dieser Vertrag über die Gründung der Kleinen zu erreIChen . . WIr .sollten �ns aber mcht ver­

Freihandelszone getan hat. Ehrliche, offene hehlen, �aß dIes VIel .ArbeIt, Geduld u�� vor 

Gegnerschaft zu diesem Vertrag und ebenso al�em ZeIt �rfordern WITd. Gesamteurop�I���es 

leidenschaftliche Befürwortung stehen einander wI�ts?hafthches De�ken �uß das Exkluslvltats­

gegenüber. Dabei wurde nie der Boden der prmzlp der Sechs uberwmden. 

Sachlichkeit verlassen, und das stellt der Vom Gesichtspunkt der Land wirtschaft aus 
Demokratie ein gutes Zeugnis aus. Nun muß ich feststellen, daß sie im EFTA-Vertrag 
muß der Nationalrat die letzte Entscheidung zunächst ausgeklammert erscheint. Es wäre 
treffen. Er kann das ganze Vertragswerk ab- I aber trotzdem ein Irrtum, anzunehmen, daß 
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der Vertrag für sie keine Probleme aufwirft. 
In der EWG werden die landwirtschaftlichen 
Probleme durch ein Sonderstatut geregelt, 
dessen Details, soweit sie uns bis jetzt bekannt­
geworden sind - das möchte ich schon jetzt 
sagen -, auch nicht unsere ungeteilte Freude 
genießen. Wie immer man aber zu den beiden 
Wirtschaftsblöcken steht, eines muß festge­
stellt werden : Es bestand bisher keine Möglich­
keit, in den EWG-Raum aufgenommen zu 
werden, sondern es bestand vielmehr die Gefahr 
einer völligen Isolierung Österreichs. Deshalb 
kam es zum EFTA-Vertrag. Und wir werden 
ihn bejahen. 

Durch die Debatte und durch die öffentliche 
Meinung geistert immer das angebliche Kon­
zessionsangebot des Professors Hallstein an 
Herrn Professor Taucher. Alle Gespräche u nd 
alle Wünsche , mit denen Österreich an die 
EWG herangetreten ist, haben jedoch nur 
eine Antwort erhalten : Voraussetzung für 
��les ist der Verzicht auf die eigene Zollhoheit. 
Uber Konzessionen da und dort könnte man 
später einmal reden. Das ist die Tatsache, das 
ist die Wirklichkeit, das ist die Wahrheit, 
und dar an ändert sich nichts, wenn man noch 
so oft das Gegenteil behauptet. 

Wenn wir den EFTA-Vertrag bejahen, so 
bedeutet das keineswegs, daß wir unsere 
organisch gewachsene wirtschaftliche Ver­
flechtung mit dem EWG-Raum, vor allem aber 
mit der Bundesrepublik Deutschland und 
Italien, außer acht lassen wollen, da ja bisher 
der größte Teil des agrarischen Exportes in 
diesen Raum floß. 

Hier möchte ich einfügen, daß die Land wirt­
schaft keineswegs darauf aus ist, eine Über­
produktion hervorzurufen, sondern ihr Ziel 
ist und bleibt, die Versorgung unseres Landes 
in einem für die Bauern und für die Ver­
braucher notwendigen und vernünftigen Aus­
maß sicherzustellen, dies aber unter allen 
Umständen. Wer bürgt uns denn dafür, 
Hohes Haus, daß Krisenzeiten in der Ernäh­
rung auf alle Fälle vermieden werden ? Wenn 
sie aber kämen, so läßt sich die Ernährung des 
eigenen Vollces nicht von heute auf morgen in 
ausreichendem Maße sicherstellen. Darum 
ist es unsere vornehmste Aufgabe, die land­
wirtschaftliche Produktion so zu steuern, daß 
unser Volk auch in Krisenzeiten bestehen kann. 
Es ist dies eine Selbstbeschränkung unserer 
Möglichkeiten, und wir erwarten, daß auch 
<lie ü.brigen Teile der Wirtschaft hier Ver­
ständnis zeigen. Wenn wir feststellen, daß 
über 90 Prozent des land- und forstwirtschaft­
lichen Exportes in die EWG-Staaten und nur 
1 1  Prozent beziehungsweise 2,5 Prozent in die 
EFTA-Staaten gehen, so handelt es sich bei 
diesen Agrarexporten um jenen Prodnktions-

überschuß , der über die vorhin angeführte 
Sicherstellung der eigenen Ernährung hinaus­
geht. 

-Wenn wir zum Beispiel den Sektor Zuchtvieh 
hernehmen und uns unsere Rinderrassen vor 
Augen halten, so ergibt es sich von selbst, daß 
wir den Zuchtviehexport, sei es nun der Fleck­
viehrasse, des Braunviehs oder der Pinzgauer 
Rasse, nur in jene Gebiete lenken können, in 
denen diese Rasse eben gängig ist. Es würde 
j a  ein schallendes und wohlverdientes Hohn­
lachen hervorrufen, würden wir uns einbilden, 
etwa zu einer Jersey-Kuh auf den britischen 
Inseln einen Fleckviehstier zu exportieren. 
Dieses Beispiel zeigt aber auch, daß wir ein 
eminentes Interesse daran haben, daß unser 
organisch gewachsener Zuchtviehexport in die 
Bundesrepublik Deutschland und nach Italien 
erhalten bleibt und ohne wesentliche handels­
politische Diskriminierung auch in der Zukunft 
vor sich gehen kann. 

In diesem Zusammenhang ist es nicht un­
interessant und es ist erfreulich, feststellen 
zu können, daß sich auch unser Zuchtvieh­
export nach dem Osten nach Überwindung der 
Anfangsschwierigkeiten äußerst günstig ent­
wickelt. Wir wollen dieser Entwicklung unsere 
sorgsamste Pflege angedeihen lassen. 

Um Ihnen aber, Hohes Haus, nun ein 
Beispiel zu geben, in welchem Ausmaß sich 
jetzt schon unser Weinexport in die Bundes­
republik in einer diskriminierenden Lage be­
findet, darf ich Ihnen folgendes mitteilen: 
Für die Einfuhr von 1 00 Liter Weißwein in 
die Bundesrepublik Deutschland zahlt Öster­
reich an Zoll 45 DM, während der Zoll für 
Frankreich und Italien nur 40,5 DM beträgt. 
Zieht man nun in Betracht, daß am 1 .  Juli 
1960 die angekündigte weitere Zollsenkung 
innerhalb des EWG-Raumes Platz greift, 
dann bleiben für Österreich die 45 DM für 
100 Liter Weißwein bestehen, während sich 
der Zoll für Frankreich und Italien auf 
36 DM ermäßigt, was eine Diskriminierung 
um !) DM für uns bedeutet. Diese Beispiele 
ließen sich fortsetzen, es mag dieses eine 
Beispiel aber zur Illustration genügen. Bei 
Obst, Apfelsaft und Schlachtvieh finden wir 
die gleichen Verhältnisse. 

Daraus ergibt sich aber doch, daß wir alles 
Interesse an der multilateralen Assoziation 
mit dem EWG-Raum haben, weil diese 
Diskriminierungen letzten Endes j a  doch nur 
deshalb entstanden sind, weil sich die E'VG 
in einen Exklusivklub, wenn auch in einen 
großen, verwandelt hat. 

Gewiß ist auch unser Export in den EFTA­
Raum trotz dessen geographischer Zerrissen­
heit in mancher Hinsicht steigerungsfähig, 
hat doch die österreichische Markenbutter 
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bereits auf dem Londoner Markt einen guten diese Bitte an die Bundesregierung nicht nur 
Namen. Nicht unbedeutend dürfte die Mög- im österreichischen Interesse, sondern im 
lichkeit der Steigerung der Ausfuhr alkoholi- gesamteuropäischen Interesse für notwendig. 
scher Getränke in den EFTA-Raum sein. 
Dies setzt aber voraus, daß vom agrarischen 
Gesichtspunkt her eine intensive Marktbeob­
achtung und Marktforschung einsetzt und 
daß wir innerösterreichisch auch jene Export­
organisationen bei jenen Zweigen schaffen, 
die hiefür in Frage kommen. Wie immer sich 
aber unsere Exportmöglichkeiten in dieser 
Hinsicht entwickeln, so werden sie doch gegen­
über dem Stand im EWG-Raum auf lange 
Sicht nur zusätzlichen Charakter tragen kön­
nen. 

Was uns aber geradezu schockiert und mit 
großer Sorge erfüllt, ist die offenbar beab­
sichtigte Verkürzung des Übergangszeitrau­
mes. Wie die Brüsseler Gemeinschaft ihren 
Mitgliedern vorschlägt, soll dieser Zeitraum 
von ursprünglich zwölf auf sechs Jahre ver­
kürzt werden, wobei nur für den Weinbau ein 
Zeitraum von neun Jahren vorgesehen ist. 
Diese Besorgnis erfüllt nicht nur uns, sondern 

Auf der Tagesordnung des Einundzwanzigel'­
Ausschusses finden wir weiter einen Pnnkt 3 
über Anzahl, Weisungen und Zusammen­
setzung allfälliger Arbeitsgruppen. Auch hier 
möchte ich die Bundesregierung bitten, über 
die EFTA dafür zu sorgen, daß unter diesen 
allfälligen Arbeitsgruppen auch eine Arbeits­
gruppe errichtet wird, die sich mit den land­
wirtschaftlichen Problemen beschäftigt. Was 
nützt der beste Brückenschlag, wenn er unter 
für uns nicht tragbaren Bedingungen er­
folgt 1 

Aus dem bisher Gesagten und weil wir die 
wirtschaftliche Integration Europas wollen, 
ergibt es sich von selbst, daß wir die landwirt­
schaftliche Problemstellung nicht nur unter 
dem Blickwinkel des EFTA-Raumes, sondern 
ebenso auch unter der Blickrichtung auf den 
EWG-Raum mit gespanntester Aufmerksam­
keit verfolgen müssen. 

wir befinden uns hier in einer guten Gesell- Wenn ich früher sagte, nicht alles, was wir 
schaft. Ich glaube mich mit meinen agrari- bisher über P1äne nnd Studien aus dem EWG­
sehen Kollegen sowohl in der Bundesrepublik Raum gehört haben, findet unsere ungeteilte 
als auch in Frankreich und im sonstigen Zustimmung, so möchte ich darunter folgendes 
EGW-Raum in völliger Übereinstimmung, verstanden wissen : Mit der Errichtung eineg 
wenn wir sechs Jahre als zu kurz bezeichnen, europäischen Getreideamtes, eines Viehamtes, 
denn das würde zu überstürzten Maßnahmen eines Milch- und Molkereiamtes, eines Wein­
und nicht zur Ordnung, sondern zur Un- amtes, eüies Geflügel- und Eieramtes können 
ordnung in der Agrarwirtschaft führen. Aber ,viI' uns im Prinzip wohl einverstanden er­
auch von seiten der Industrie und der übrigen klären. Aber es würde schon sehr schwierig 
deutschen Wirtschaft, angeführt von Wirt- sein, zum Beispiel einer Maßnahme zuzu­
schaftsminister Erhard, auf den sich auch stimmen, die den Roggen als Futtermittel 
mein Vorredner bezogen hat, erreichen uns deklariert und darüber hinaus die Erzeugung 
Meldungen, die diesen Plan als nicht förderlich notwendiger Futtermittel auf den Import­
und nicht brauchbar bezeichnen. sektor verweist. Daß wir ferner an der ein-

Wenn auf der Tagesordnung für die Sitzung heitlichen Milchpreisgestaltung festzuhalten 
des Einundzwanziger-Ausschusses der OEEC wünschen, darf ich als selbstverständlich vor­
am 29. März 1960 als Punkt 1 steht : "Künftige aussetzen. 
Handelsbeziehungen zwischen der EWG und Die meisten Sorgen aber macht uns die 
der EFTA sowie zwischen diesen Gruppen Strukturpolitik. Darunter verstehen wir die 
und anderen Ländern" ,  so erscheint mir damit gesunde Umgestaltung der derzeitigen Pro­
schon der Beweis erbracht, daß der Wille zu duktionseinheiten in soziologischer und ökono­
ernstem Bemühen für einen Brückenschlag mischer Hinsicht. Hier sieht sich die öster­
vorhanden ist . Behindert werden diese Be- reichische Landwirtschaft vor Aufgaben ge­
mühungen aber durch einen weiteren Punkt stellt, die sie allein nicht zu erfüllen vermag 
der Tagesordnung, der lautet : "Meinungsaus- und deren Lösung nur im Zusammenwirken 
�ausch über die langfristigen Probleme".  Hier aller Komponenten gefunden werden kann. 
dürfte es sich vor allem nur um einen Meinungs- Es wird darauf ankommen, daß, wie immer sich 
austausch über eine längere Dauer der Über- die Entwicklung der Agrarwirtschaft in Europa 
gangszeiten handeln. Ich bitte die Bundesregie- vollziehen wird, wir in Österreich möglichst 
rung, sie möge über die EFTA alles unternehmen, gleichzeitig jene Parallelmaßnahmen treffen, 
um eine Verkürzung der Übergangszeit zu ver- die der österreichischen Landwirtschaft ein 
hindern, damit sich die Trennungsmauern gesundes Hineinwachsen in den Großwirt­
nicht in Beton verwandeln und ein weiteres schaftsraum ermöglichen. Die Strukturpolitik 
Auseinanderklaffen vermieden wird. Es könnte ist nun einmal die wirksamste Maßnahme zur 
sonst die Zeit kommen, in der sich keine Verbesserung der beeinflußbaren Produktions­
Brücke mehr als tragfähig erweist. Ich halte I faktoren, und das volle Wirksam werden aller 
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übrigen setzt eine erfolgreiche Strukturpolitik 
voraus. Große finanzielle Mittel, wenn auch 
verteilt auf lange Zeiträume, werden hier in 
Bewegung gesetzt werden müssen, um das 
on:trebte Ziel zu erreichen. 

Dabei findet sich die Landwirtschaft hier 
in einer viel s·chwierigeren Lage als die übrigen 
Zweige unserer Wirtschaft . Gewiß werden auch 
in der Industrie Strukturveränderungen not­
wendig sein, doch sie werden sich auf weniger 
Betriebe erstrecken, während wir es in der 
Landwirtschaft derzeit mit 450.000 Einzel­
betrieben zu tun haben, von denen keiner dem 
andern gleicht, ganz abgesehen von den Men­
schen, die in diesen Betrieben wohnen. Es 
wird sich nach genauester Prüfung der Lage 
darum handeln, die agrarische Produktion 
qualitätsmäßig noch mehr zu verbessern und 
Flie bestens anzupassen, wenn sie in der Groß­
raumwirtschaft Bestand haben soll. 

Meine Damen und Herren ! Sie werden 
aus dem Dargelegten sicherlich zu erkennen 
vermocht haben , vor welch große Auf­
gaben sich unsere Land.virtschaft nun ge­
stellt sieht. Sie werden es daher verstehen, 
wenn ich Sie dringend bitte, jenem künftigen 
Gesetz, das zur Erfüllung dieser Aufgaben die 
grundlegende Voraussetzung bildet, das Sie 
aber bisher schuldig geblieben sind, nämlich 
dem österreichischen Landwirtschaftsgesetz , 
größte Bedeutung beizumessen. 

Der Herr Berichterstatter hat in seinem 
Bericht auch von dem Entschließungsantrag 
des Ausschusses gesprochen, in dem die Bun­
desregierung aufgefordert wird, vierteljähr­
lich dem hiefül' zuständigen Ausschuß über 
die wirtschaftliche Entwicklung Österreichs 
im EFTA-Raum und über den Fortgang 
der Bestrebungen, zu einer multilateralen 
Assoziation mit der EWG zu kommen, zu 
berichten. Dieser Antrag ist zu begrüßen. 
Wenn er auch nicht gerade ein Novum ist, 
wie es die eine oder die andere Zeitung dar­
gestellt hat, so werden diese Berichte zweifel­
los doch entsprechende Unterlagen enthalten, 
um die Entscheidungen der Bundesregierung 
mit der Meinung des Parlaments zu koordi­
nieren. Die Bundesregierung wird dadurch 
in den Verhandlungen eine wesentlich stärkere 
Position einnehmen können, als es sonst der 
Fall wäre. 

Ich glaube, verehrte Damen UlJ d Herren 
dieses Hohen Hauses, daß wir mit einiger 
Zuversicht, aber auch mit Mut und Ent­
schlossenheit in diese neue Entwicklung un­
seres Landes hineingehen können, in der 
Hoffnung, unseren Beitrag zu einem groß­
europäischen Wirtschaftsraum geleistet zu 
haben. (Lebhafter Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Als nächster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Oskar ·Weihs 
zum Wort. 

Abgeordneter Dipl. -Ing. Dr. Oskar Weihs : 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Ich habe nicht die Absicht, theoretisch zu 
erläutern, warum Österreich jetzt der Frei­
handelszone und nicht bereits vor Jahren 
der Montanunion und im weiteren Gefolge 
der EWG beigetreten ist, da dies ja heute 
vom Herrn Berichterstatter und von sämt­
lichen Vorrednern bereits besonders hervor­
gehoben wurde. 

Aus den Erörterungen meiner Herren Vor­
redner klang allerdings noch immer eine ge­
wisse Besorgnis, daß die heimische Wirt­
schaft und im besonderen, wie gerade der 
Herr Abgeordnete Sebillger gesagt hat, die 
heimische Landwirtschaft mit viel größeren 
Schwierigkeiten bei ihren Exporten in den 
EFTA-Raum als in den K\VG-Raum zu 
kämpfen haben werde. 

Anläßlich der Debatte über die Erkl�rung 
der Bundesregierung über den Beitritt Oster- ' 

reichs zur Europäischen Freihandelsvereini­
gung und auch während der Dehn,tte üher 
das Bundesfinanzgesetz 1 960 war man in 
den Kreisen der Industrie und auch in denen 
der Landwirtschaft noch um vieles pessi­
mistischer und hat dieser Meinung in Wort 
und Schrift Ausdruck verliehen. Nach kühler 
und sachlicher Überlegung scheint aber eine 
gewisse Vernunft gesiegt zu haben, weil die 
Äußerungen prominenter Funktionäre der 
Österreichischen Volkspartei hente wesentlich 
anders lauten als damals. 

Abgesehen von diesen einleitenden Be­
merkungen will ich mich jedoch heute rein 
sachlich mit den immer tvieder vorgebrachten 
Sorgen wegen des Exportes unserer landwirt­
schaftlichen Produkte auseinandersetzen. Der 
Herr Abgeordnete Sti:i.rgkh hat anläßlich der 
Budgetdebatte über das Kapitel Land- und 
Forstwirtschaft festgestellt, daß der jüngste · 
Entschluß unserer Regierung, der E]'TA 
beizutreten, die Forst- und Holzwirtschaft 
naturgemäß enttäuscht hat, da der bisherige 
Export von Holz und Holzprodukten zu 
9 1 ,3 Prozent in die EWG-Staaten gegangeil 
sei und nach Möglichkeit auch weiter dorthin 
gehen werde. "Hoffen wir," - sagte er - "daß 
nicht mit der Zeit zu arge diskriminierende 
Wirkungen entstehen. Nur 2,4 Prozent der 
Ausfuhr gingen in die Länder der Sieben . "  
Auch der Herr Abgeordnete Mahnert hat 
heute dies seI ben Bedenken geäußert. 

Es ist richtig, daß von den über 3,2 Mil­
lionen Kubikmetern ausgeführten Schnitt­
holzes im Jahre 1 959 3,3 Prozent in die EFTA­
Staaten und 85,2 Prozent in den Raum der 
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EWG gingen., Davon erreichte die Ausfuhr : Wenn ich nun die Auswirkungen an einem 
nach Italien allein mehr eJs 1 ,678.000 Kubik- kurzen Beispiel darlegen darf, so sieht das 
meter und die nach Deutschland 927 .300 folgendennaßen aus : Ich nehme Schnittholz , 
Kubikmeter. Von den Exporten in den EFTA- sägefallende 'Ware, 0 bis III, Breitware, die 
Raum sind über 66. 700 Kubikmeter in die Ende Februar mit 930 S pro Kubikmeter, 
Schweiz gegangen, um 14.500 KubikmeteT franko waggonverladen, gehandelt wurde. Neh ­
mehr als 1 958. Meine Damen und Herren ! men Sie nun einen Zollsatz von 10 Prozent, 
Da die K\VG auf j eden Fall auch weiterhin so \vürde das 93 S betragen. Würde sich im 
ein Abnehmer unseres Holzes bleiben \vircl, Laufe der Jahre eine Senkung der Zölle u m  
besteht zunächst für den österreichischen 1 0  beziehungsweise 2 0  Prozent ergeben, so 
Export keine Gefahr . Die letzten Äußerungen würden bei eiuer lOprozentigen Zollsenkung 
prominenter agrarischer Funktionäre gaben für Österreich zu dem schon bestehenden Zoll 
mir recht, denn auch sie meinen, daß sich aus 9,30 S, bei 20 Prozent maximal 18,60 S zu­
der derzeitigen Situation keine Nachteile sätzlich bezahlt werden müssen. 
für die Forstwirtschaft ergehen . Würden aber in den nächsten Jahren doch 

Auch Herr Klose behandelt in den "Berich- Exportverminderungen in den EWG-Raum 
ten über die Landwirtschaft" des Bundes- eintreten, so dürften diese keine besonders 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft großen Ausmaße annehmen. Wenn man weiter 
und Forste in Bonn die Forst- und Holz - bedenkt, daß nach der vergangenen Wald­
wirtschaft im Gemeinsamen Markt. Er erklärte bestandsaufnahme der Forstwirtschaft ein zu­
dabei folgendes : Jedes der EWG- LiLnder ist lässiger Nutzungssatz von 8,5 Millionen Fest­
heute Holzeinfuhrland. Der Versorgungsab- meter vorgeschrieben wurde, und wenn man 
gang - seine letzten Ziffern basieren auf dem noch bedenkt, daß dagegen der Holzeinschlag 
Jahr 1 957 - beträgt in den einzelnen Ländern 1959 fast 1 1  Millionen Festmeter ausgemacht 
der EWG : für Deutschland 10,6 Millionen hat, so kann man feststellen, daß tatsächlich 
Festmeter, für Frankreich 2,5  Millionen, für eine verhältnismäßig große Überschlägerung 
Belgien, Luxemburg ebenfalls 2,5 Millionen, stattgefunden hat. Überlegt man, welche 
für Italien 6 , 6  Millionen und für die Nieder- Gefahren solche Überschlägerungen mit sich 
lande 5,3 Millionen. Insgesamt beträgt der bringen, so muß man verlangen, daß diese 
Abgang an Holz pro Jahr im Raum der EWG unbedingt eingestellt werden, weil ja bekannt-
27,5 Millionen Festmeter beziehungsweise lieh der Wald den Wasserhaushalt in der 
25 Prozent des dortigen Verbrauches. Natur regelt, vor Verkarstungen und Lawinen 

Da in diesen Ländern die forstliche Erwu- schützt und ein unbedingt notwendiges Luft­
reservoir dn,rstellt. Deshalb dürfte die öster-gung vorerst nicht entscheidend gesteigert 

werden kann und in Frankreich so wie in den 
Beneluxstaaten der F'aserholzverbrauch zuge­
nommen hat - und m an rechnet damit, daß 
er weiter zunimmt -, kann die Unterversor­
gung in der Zukunft eher zu- als abnehmen. 
Hingegen stellt derselbe Verfasser die Ver­
sorgung der EFTA als günstig hiI�, weil er 
insgesamt einen überschuß von 5,7 Millionen 
Festmeter errechnet. 

Nun könnte man mir entgegenhalten, die 
Zollbelastung würde sich so auswirken, daß 
dadurch eine Diskriminierung des österreichi­
schen Holzexportes eintreten könnte. Auch 
darauf darf ich erwidern, daß die Zollbelastun.g 
derzeit auf den europäischen Märkten kaum 
ins Gewicht fällt. Die deutsche Bundes­
republik und die Beneluxstaaten haben zur­
zeit keinen Einfuhrzoll für Schnittholz, Rund­
holz oder beschlagenes Holz . Frankreich 
hat wohl Zölle auf Holz, diese Zollsätze sind 
aber derzeit suspendiert. Lediglich Italien 
hat Zölle auf Rundholz und beschlagenes 
Holz in der Höhe von 5 bis 1 5  Prozent und auf 
Schnittware in Höhe von 10 bis 1 2  Prozent ; 
bestimmte Kontingente von Grubenholz und 
Faserholz sind zollfrei. 

reichische Forstwirtschaft auch nicht unge­
halten sein, wenn sie nolens volens dazu 
gezwungen wird, im allgemeinen volkswirt­
schaftlichen Interesse zu handeln. 

Vor einem Viertelj ahr noch bestanden in der 
Landwirtschaft große Befürchtungen, daß die 
Viehexporte außerordentlich gefährdet seien. 
Auch hier gebe ich zu, daß im überwiegenden 
Ausmaß Nutz- ,  Zucht- und Schlachtvieh in 
die EWG-Staaten, insbesondere nach ·West­
deutschland und nach Italien, gingen. Von 
dem im Jahre 1958 ausgeführten Nutz- und 
Zuchtvieh gingen über 29. 200 Stück im Werte 
von rund 2 14,8 Millionen Schilling und in den 
ersten flrei Quartalen 1959 2 1 .480 Stück im 
Werte von 1 6 1 ,7 Millionen Schilling in die 
EWG-Staaten. An Schlachtrindern wurden 
1 958 47.764 Stück im Werte von rund 302,8 Mil­
lionen Schilling und in den ersten drei Quar­
talen 1 959 43.235 'Stück im Werte von 281 , 1  Mil­
lionen Schilling in die EWG-Staaten ausge­
führt. In die Schweiz wurden nur verhältnis­
mäßig geringe Kontingente exportiert. 

Meine Damen und Herren ! Glauben Sie, daß 
sich diese Länder plötzlich durch irgend welche 
Zollsät7;e beeinflussen lassen und in Zukunft 
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innerhalb ihres eigenen Raumes Zucht- und 
Nutzvieh einführen werden, wenn sie sich seit 
.Jahren auf österreichische Rinderrassen f,pe­
zialisiert haben ? Sind Sie der Meinung, daß 
die LandwirtschcLft,ctl des E WG-Raumes plötz­
lich Millionen wer:,e dafür ausgeben werden, 
ihre Viehzucht,8 1 l  umzustellen ? Halten Sie es 
für möglich, daß 1I1 a n  heispielsweise in Bay<::rn 
oder Obcrita l ien .n il lderrassen von der vVasser­
kante einfüim:'il möcht.c und eine neue Zucht 
mit hohen Kosten be�2'i ,Ult ? Ich glaube ans Ver­
nunftgründc n nicht., daß dic dortigen Land­
wirte daran denk(,l1, ihre seit Jahrell und 
Jahrzehnten mühevoll aufgebauten Zucht,C ll, 
die bisher großen Erfolg gehabt ha,ben, durch 
andere zu ersetzen. 

Meiner Meinung nach werden aber auch beim 
Export von Schlachtvieh keinerlei nennens­
werte Änderungen eintreten, weil der Bedarf 
in jenen Ländern, welche österreichisches 
Schlachtvieh einführen, eher steigen als zu­
rückgehen wird. Allein schon die geographi­
sche Lage begünstigt wegen der verhältnis­
mäßig kurzen Transportstrecken die öster­
reichischell Schlachtvieh exporte in die EWG­
Länder. Da alle Länder der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft aber zurzeit Ein­
fuhrländer für Schlachtrillder sind und die 
Preise dort kaum voneinander abweichen, 
kann man bei der völligen Liberalisierung des 
Handels, mit der man in kurzer Zeit zu 
rechnen hat, feststellen ,  daß keine Gefahr für 
den Export österreichischen Schlachtviehs 
besteht. 

Dazu kommt aber noch, daß das beställdige 
Ansteigen des Verbrauches von TI.indfleisch 
und die immer mehr hervortretende Bevor­
zugung von Fleisch besserer Qualität durch die 
Verbraucher eine Ausdehnung der Fleisch­
erzeugung und damit auch unserer Schlacht­
viehexporte bedingt. Wenn Sie sich über­
legen, daß im EWG-Rmnn 1 65 Millionen 
Menschen leben, und wenn Sie mit mir ein 
kleines Rechenbeispiel vornehmen wollen und 
annehmen, daß der dortige Fleischbedarf u m  
ein Viertelkilogramm pro Kopf steigt, dann 
müßte man dafür zusätzlich 41 .000 Tonnen Riild­
fleisch rechnen, was umgerechnet auf Schlacht­
rinder rund 1 64. 000 Stück ausmacht. Ich 
glaube kaum, daß unsere Landwirtschaft 
zurzeit in der Lage ·wäre, diesen großen Bedarf 
abzudecken. Die von mir angedeuteten Argu­
mente auf der Viehexportseite zeigen aber 
deutlich, daß derzeit überhaupt kein Anlaß 
zu irgendwelchen Befürchtungen besteht. 

Ich betonte in meiner Einleitung, daß ein 
großer Teil der Exporte nach Italien geht. 
Nun betrachten wir aber die Frage von der 
anderen Seite : Wenn ,vir uns die Einfuhrseite 
vor Augen führen, so sehen wir, daß Österreich 

bei einpl' Gesamteinfuhr an Obst und Gemüse 
im cTa.hre 1958 von rund 1 , 2  Milliarden Schil­
ling und im Jahre 1 959 von runrl 1 , 1 8  rtiilliar­
den Sehillillg aus Italien allein im Jahre 1 958 
für fa.<::t ,c).50 Millionen Schilling und im Jahre 
1 05!) für 667 Millionen Schilling Ohst und 
Gemüse eingeführt ha.t. Dies entsprach im 
Ja hm 1058 26 Prozent und im Jahre 1 959 
24 Proozont der gesamten österreichischen 
Einfu hr aus Italien. Das sind Exportein­
nahmen, auf die selbst ein Land wie Italien 
nicht so einfach yef/�ichten kann .  Italien war 
nämlich unser z weitgrößter Handelspartner, 
der Wa,ren im vVert.e von 2,34 Milliarden 
Sehill illg lin.ch Österreich ausführte und solche 
für 4, 1 4  Mill iarden Schilling VOll Österreich 
einführte. Ich kann mir deshalb sehr gut 
vorstellen,  daß die Kreise in Italien,  die Obst. 
und Gemüse nach Österreich ausführen , darauf 
bedacht sind, auf jene Kl'eise, die aus Österreich 
Holz oder Vieh einführen, einen solchen Ein­
fluß zu nehmen, daß unsere österreichischen 
Exporte keines"Fegs (liskriminiert werden. 

·Wenn ich nun unseren größten Handel�­
partner, die BunQcsrepublik Deutschland be­
trachte, so hat diese im Jahre 1 959 Waren 
im �Werte von 1 1 ,98 Milliarden Schilling nach 
Ö&terreich ausgeführt, und wir haben nach 
·West.deutschland für 6,58 Milliarden Schilling 
Waren ausgeführt. Auch für das wirtschaftlich 
sehr mächtige '\Vestdeutschland ist der Export 
na.ch Österreich mit fast 12 l\'lilliarden Schilling 
sicherlich sehr interessant, und es wird ver­
mutlich alles daransetzen, daß keine Ver­
ringerung dieses Volumens eintritt ; denn 
letzten Endes sind 12 Milliarden Schilling 
2 Milliarden D-1Vlark. Man könnte sich aber 
auch hier vorstellen, daß der Einfluß der 
deutschen Industrie auf die Importeure so 
groß ist, daß der Umfang der Importe von 
österreichischen land wirtschaftlichen Pro­
dukten aufrechterhalten werden kann, obwohl 
Österreich der EFTA und Deutschland der 
EWG angehört. 

Wenn wir nur einen kurzen Blick auf den 
Absatz unserer milchwirtschaftlichen Produkte 
werfen, so sehen wir, daß von dem But�r. 
export von über 4.400 Tonnen in den ersten 
drei Quartalen 28 Prozent in den EWG-Raum 
und 72 Prozent in den EFTA-Raum gegangen 
sind. Von den Käseexporten in der Höhe · von 
rund 5500 Tonnen sind im selben Zeitraum 
87,7 Prozent in den EvVG-Raum und 7,5 Pro­
zent in den EFTA-Raum gegangen. Auch 
Trockenmilchpulver wurde zu drei Vierteln 
in den EWG-Raum und zu rund einem Viertel 
in den EFTA-Raum ausgeführt. 

Dazu ist zu bemerken, daß sich die Exporte 
in den EFTA-Raum sicherlich noch wesentlich 
aus weitEm ließen, wenn - und das hat auch 
der Herr Abgeordnete Sebinger sehr eindeutig 
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betont - der Markt entsprechend sondiert 
und ,venn auf die Wünsche der dortigen 
Konsumenten eingegangen würde. 

Im Gegensatz zum Abgeordneten Sebinger 
bin ich aber der Meinung, daß die Chancen 
des \Veinexportes eigentlich als sehr günstig 
betrachtet werden müs�en. In den EWG­
Raum, in dem Italien und Frankreich als wein­
produzierende Länder auftreten, wurden von 
österreichischer Seite nur rund 22.400 Hekto­
liter irc. ·Werte von 1 3,8 Millionen Schilling in 
den ersten drei Quartalen 1 !)59 ausgeführt . Von 
den EFTA-Ländern hingegen verfügt kaum 
eines, mit Ausnahme der Schweiz und Portugal, 
die aber ganz andere Sorten erzeugen, über eine 
größere Weinproduktion. Die Bevölkerung 
dieser Länder ist wohl zurzeit nicht an den 
Genuß von Wein gewöhnt, sodaß sich hier ein 
großer Kreis von Konsumenten erschließen 
ließe, der für den öste:rreichischen Wein export 
in Frage käme. Die Voraussetzung dazu ist 
allerdings, daß der Markt entsprechend be­
arbeitet und eine einwandfreie, gute Qualität 
zu vernünftigen Preisen angeboten wird. Ich 
glaube, meine Damen und Herren, daß sich 
diese Aufgabo lohnt, energisch von seiten 
unserer Landwirtschaft in Angriff genommen 
zu werden. 

Bei dieser eben angestellten kühlen und sach­
lichen Überlegung der angeschnittenen Pro­
bleme versteht es sich von selbst, daß auch die 
Spitzenfunktionäre der Landwirtschaft heute 
anders argumentieren als vor einem Vierteljahr 
und daß sie nur noch leise ihrer Besorgnis, daß 
unsere Landwirtschaft vielleicht doch einmal 
bei ihrem Export in den E\VG-Haum dis­
kriminierb wel'clen könne, Ausdruck verleihen . 
Vor ganz kurzer Zeit hat Herr Minister Hart­
mann selbst gesagt, daß die österreichische 
Land- und Forstwirtschaft eine gesamteuro­
päische Integration für ·wünschenswert und 
notv.'endig halte. Sie erblicke in der EFTA 
den Weg, zu einer multilateralen Assoziierung 
mit den anderen europäischen Staaten ein­
schließlich der EWG zu gelangen. 

Diese Probleme bewegen aber nicht allein 
die österreichische Land wirtschaft, sondern 
es hat sich auch die Landwirtschaft der Schweiz 
mit diesen Fragen hef:1ßt . So hat sich Herr 
Direktor 8011berger aus Bern vor einigen Tagen 
mit den Hragen der alpenländischen Milch­
wirtschaft und mit den diesbezüglichen 
Satzungen der EFTA bel'lchäftigt. und erklärt, 
daß sie eine langfristige Anpassung der ein­
zelnen nationalen Produktionen vorsehen, 
die den Interessen der Landwirtschaft eher 
entsprechen als gewi"lse Gewaltlösungen der 
gemeinsamen Agrarpolitik der EWG-Länder. 

Auch Bundesrat Professor Dr. Wahlf"n, der 
Vorsitzende des Volkswirtschaftsdepartements 

der Schweiz, hat in einer Rede in der Wjrt­
schafts- und Sozialkommission des österreichi­
schen Parlamentarischen Rates der Europa­
bewegung am 14.  März 1 960 erklärt, daß zum 
Unterschied von der EWG, in der die Agrar­
politik weitgehend dem Wirken der supra­
nationalen Behörden unterliegt, die Bestim­
mungen des EFTA-Vertrages lediglich eine 
kurzgefaßte Zielsetzung der Landwirtschafts­
politik der Mitgliedstaaten, die mit den 
heute auf nationaler Ebene verfolgten Grund­
sätzen übereinstimmt, enthalten. Er sagte 
weiter : Die Betreuung der Landwirtschafts­
politik durch die supranationalen Behörden 
bedeutet naturgemäß einen Verzicht auf ent­
scheidende Kompetenzen seitens der einzelnen 
nationalen Regierungen. Sie verzichten da­
durch auch auf die ungeteilte Verantwortung 
für die Sicherung der Existenzgrundlage ihres 
nationalen Bauernstandes und haben lediglich 
die Möglichkeit, Einfluß auf die supranationalen 
Behörden zu nehmen. 

Der österreichischen und der sch weizc­
rischen Land wirtschaft sind die mannigfachen 
Erseh werungen der Produktion durch die 
klimatischen und topographischen Bedingungen 
gemeinsam. Beide Landwirtschaften, so er­
klärte Herr Professor Dr. Wahlen, können 
keinesfalls auf Schutzmaßnahmen gegen be­
deutend günstiger gelegenen Regionen ver­
zichten. Aus diesen Überlegungen heraus 
müssen die entscheidenden agrarpolitischen 
Instrumente von den nationalen Regierungen 
gesondert gehandhabt werden, wenn sie für ihre 
Landwirtschaften wirksam sein sollen. Ich 
glaube, meine Damen und Herren, daß die 
Verhandlungsposition der Landwirtschft der 
EFTA-Länder gegenüber der EWG nicht so 
ungünstig ist, wie man annehmen könnte, 
soweit die Länder der Freihandelszolle ihre 
Interessen gemeinsam verteidigen. 

Österreich exportiert, wie ich schon erwähnte, 
einen Teil seiner Erzeugnisse der Tierhaltung 
in die E'VG-Staaten, doch darf nicht ver­
ge:-sscn werden, daß auch die EWG-Länder für 
einzelne ihrer Erzeugnisse, ·wie iGh bereits in 
meinen Ausführungen dargestellt habe, heute 
schon in sehr großem Umfang auf die ExpOl'te 
in die Länder der EFTA angewiesen sind. Es 
wird daher in bezug auf den Austausch VOll 
landwirtschaftlichen Gütern zweifellos zu einer 
Einigung auf dem Grunch:a,tz der Reziprozität 
kommen müssen. 

Meine Damen und Herren ! Eines bitte ich 
Sie aber bei all den Anpassungs- und Umstel­
lungspro blemen, die unser Beitritt zur EFTA 
mit sich bringt, sich immer wieder vor Augen 
zu halten : Äußern wir nicht allzu viele Be­
denken und Befürchtungen, denn sonst 
könnte bei uns und im Ausland bald der Ein-
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druck der Unsicherheit erweckt werden, die · Artikeln zu umschreiben versuchte, überläßt 
jedoch in Wirklichkeit nicht besteht, wenn dies die EFTA anscheinend der Zukunft. Und 
alle Kreise von der Notwendigkeit des Beitrittes hier möchte ich sehr ungeschminkt meine 
Öl:lteneichs zur EFTA als Ausgangspunkt einer Auffassung zum Ausdruck bringen. 
multilateralen europäiHchen Assoziation über- Im Artikel 118  des EWG-Vertrages und den 
zeugt sind. ( Bei/aU bei der 8 PÖ.) folgenden wird im Konkreten angezeigt, mit 

Präsident : Als nächster Redner kOllllnt der welchen Gebieten der Sozialpolitik sich zum 
Herr AhgBordnct.e Altenburger zum \Vort . Beispiel die Europäische Kommission befassen 

soll : mit Beschäftigung, Arbeitsrecht und Ar-
Abgeordneter Altenburger : Herr Präsident ! beits bedingungen, Berufsschulung und fort­

Hohes Haus ! M6iF�; Damen und Herren ! gesetzter Ausbildung, sozialer Sicherheit, dem 
Ich glaube, sehOll der äußere Rahmen dieser Recht der Gewerkschaftsorganisationen, Kol­
Tagung zeugt von der Bedeutung, die wir lektivvertragsverhandlungen z wischen Arbeit­
dieser Frage beimessen. Es wurde auch sehr geber und Arbeitnehmer abzuschließen, und 
eingehend vom Herrn Bundeskanzler und ähnlichem mehr. 
meinen Vorrednern zu all diesen Fragen 'ViI' sehen in der E\VG die Bildung des 
Stellung genommen. sozialen Dienstes. Er beschäftigte sich be-

Die europäische Integratioll , die sich gegen- reits mit der Verordnung über die soziale 
wärtig vollzieht, ist zweifelsohne ein ge- Sicherheit der wandernden Arbeiter, mit der 
schichtliches Ereignis. Mehr denn je ist die Harmonisierung der sozialen Sicherheits­
Sicherheit und Unabhängigkeit unseres Landes systeme und deren Finanzierung, mit der 
verbunden mit der Zusammenarbeit mit dem Freizügigkeit der Arbeitnehmer im Zusammen­
übrigen Europa, verbunden aber auch mit hang mit der notwendigen Koordinierung der 
der Frage des Schicksals der freien Menschen nationalen Arbeitsvermittlnngsstellen und mit 
in einem freien Europa. der Errichtung einer Dachorganisation für 

So steht auf der einen Seite als Ziel das Vermittlung, mit einer Verordnung für den 
friedliche Zusammenleben der europäischen europäischen Sozialfonds, der Aufst,ellung eines 
Völker, das zweifellos nicht eine Aufgabe al1gemeinen sozialen Programms und ähn­
der sechs EWG-Staaten allein sein kann. lichem mehr, um auch hier nur das vVesent­
Was wir wollen, ist die größtmögliche Sicher- liche herauszuheben. Auch der findigste Kopf, 
heit an Freiheit und Unabhängigkeit und der meine Damen und Herren, wird all das im 
Versuch, an dem technischen und wirtschaft- EFTA-Vertrag - zumindest derzeit - nicht 
lichen Wettlauf teilzunehmen. Dazu kommen vorfinden. (Präsident Dr. G o r  b a c h  übernimmt 
die nun zum Weltproblem gewordenen Fragen den Vorsitz.) 
der wirtschaftlich unterentwickelten Länder. Man kann nun vom Standpunkt ausgehen, 

Wenn aber der Mensch im Vordergrund daß die EWG das Bleibende und die EFTA, 
steht, dann kann man die Integration von aus einer Zwangslage sich ergebend, eine 
sozialen Fragen nicht trennen oder soziale vorübergehende Einrichtung sei. Ich halte 
Fragen ausklammern. Das, was bei der EWG aber eine solche Folgerung nicht für ganz 
zur Selbstverständlichkeit wurde, kann doch zweckmäßig, nicht für zweckmäßig deswegen, 
bei der EFTA nicht Fremdkörper sein. Auch weil man berechtigterweise in diesen Dingen 
die EWG hat bisher ein soziales Programm nach dem Ordnungs bild zu fragen hat und fra­
im eigentlichen Sinn des Wortes noch nicht gen muß, nach dem sich doch die wirtschaft­
erstellt oder voll entwickelt, aber sie hat lichen Aspekte ausrichten sollen und aus­
Grundlagen hiefür gegeben, aus denen sich richten müssen. Ich glaube, alle, elie auf dem 
ein Programm entfalten kann, und sie hat Boden der christlichen \Veltanschauung stehen, 
Einrichtungen · und Institutionen errichtet, haben den Standpunkt einzunehmen, daß die 
welche auf diesem Sektor wertvolle, wenn Wirtschaft auch ihrer sozialen und sittlichen 

auch vielleicht noch nicht in allen Belangen Verpflichtung gerecht werden muß. Hat unsere 
zufriedenstellende Resultate erreichten. Auffassung nicht jener ablehnend gegenüber-

Der Artikel 2 des Vertrages zur Errichtung zustehen, die am Emle nichts anderes als 

' der EWG hat eine ähnliche Formulierung, nur "freien Handel" oder einseitige wirt­

wie wir sie bei den Grundlagen der EFTA schaftliehe Vorteile sieht ? 

sehen und welche dort zum Ausdruck kommt. Wenn sich uns gegenüber nUll die EFTA 
Beide sprechen von der Verbesserung des mit einem rein liberalistischen Konzept, wie 
Lebensstandards, bei beiden, bei der EWG es letzten Endes die Idee der Freihandels­
wie bei der EFTA, wurde zum Ausdruck zone für sich allein darstellt, präsentiert, 
gebracht, daß ein soziales Ziel vorhanden ist dann, verehrte Damen und Herren, darf es 
beziehungsweise vorhanden sein muß. Wäh- uns nicht wundernehmen, wenn wir den Blick 
rend aber die EWG dieses Ziel in weiteren zur EWG wenden, die in ihren Grundzügen 
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auch von dieser Warte aus gesehen eher 
unseren Anschauungen Rechnung trägt, als 
dies bisher in den Konturen der EFTA sicht­
bar wird. Geht es im Wesen, abgesehen von 
den bekannten politischen Fragen z wischen 
EWG und EFTA, nicht auch um die Frage 
nach einem grundsätzlichen Konzept inner­
halb einer Neuordnung der europäischen Wirt­
schaft � Man kann doch nicht bestreiten ; 
daß die EWG in einer starken sozialen und 
gemeinschafts betonten Wirtschaftsauffassung 
fußt und daß diese Grundeillstellung nicht 
unwesentlich vom Christentum her beein­
flußt wird und wurde. Eine solche Einstellung, 
muß ich ebenfalls sagen, sehe ich derzeit 
in der EFTA noch nicht völlig klar gegeben. 

Ich wollte nur auf einige in diesen Be­
langen wesentliche Merkmale verweisen, die 
begründen, daß wir der EFTA nicht deswegen 
die Zustimmung geben, weil dieser Vertrag 
gegenüber der E'Vü vorzuziehen wäre. \Vir 
wollen uns im klaren darüber sein, daß es 
noch vieler :Mühe bedarf, auch in dieser 
Gemeinschaft jene Grundsätze zu verwirk­
lichen, um ebenbürtig gegenüber der E WG 
zu sein, und daß es noch vieler Mühe bedarf, 
daß die EFTA, falls sie eine eigene Institution 
werden sollte und die Pläne, so wie sie vor­
liegen, nicht alle in Erfüllung gehen, als 
eigene Institution zumindest teilweise den 
von mir a.ngezeigten Formen grundsätzlicher 
Natur standhalten kann. 

Was wir gegenwärtig tun müssen, ist, der 
Welt öffentlichkeit zu zeigen, daß sich Öster­
reich nicht zwischen zwei Steinen zerreiben 
läßt. vVir hahen für dte Freiheit und die 
Selbständigkeit unseres LE'undes fast über­
menschliche Opfer erbracht. Auch die Siche­
rung der Neutralität verlangt ihre Opfer. 
Wir lassen uns hier von der FPÖ nicht zu 
einem Experiment drängen, das uns in einer 
anderen Form vielleicht (lessen berauben 
könnte, was wir mit so großer Mühc erreicht 
haben. 

Wenn die Mehrheit des Schweizer Volkes 
erklärt, daß für sie angesichts der jahrhunderte­
alten Tradition als freies und unabhängiges 
Volk und Staatsgebilde heute ein Beitritt. 
zur EWG nicht in Frage kommt, so wollen 
wir, die \vir den gleichen Willen nach Freiheit 
und Unabhängigkeit haben, gegenüber einer 
solchen Stimme doch nicht taub sein und 
nicht unsere Ohren verschließen . Zur Diskus­
sion steht daher nicht die Frage des Beitritts 
zur EWG, sondern die Zustimmung zum 
Vertrag der EFTA. 

Wir erwarten durch diesen Vertrag eine 
bessere Verhandlungsbasis gegenüber der 
EWG. Diese Erw-artung ist nieht unbegründet, 

weil man doch nicht annehmen darf, daß 
die sechs EWG-Staaten auf die Dauer eine 
Verantwortung dahin gehend übernehmen wer­
den, daß am Ende aus dem noch freien Europa 
ein unfreies wird. 

Die Arbeiter, Angestellten und Be}1mten 
erhlicken in einer wirtschaftlichen und sozialen 
Integration eine bessere Wirtschafts- und 
Sozialordnung. Sie erwarten eine echte soziale 
Sicherheit. Wir erwarten von der Minister­
konferenz der EFTA-Länder, daß dem be­
rechtigten Verlangen der Gewerkschaften nach 
entsprechender Mitwirkung und Mitsprache 
Verständnis entgegengebracht wird. Es ist 
sicher erfreulich, daß in der letzten Konferenz 
in Wien der Vorsitzende der Ministerkonferenz 
der EFTA-Länder, Herr Minister Lange, eine 
Delegation der Gewerkschaften empfangen 
hat und die Prüfung eines von den Gewerk­
schaften vorgelegten Memorandums zusagte, 
das die Bildung eines gemeinsamen Bera.tungs­
aUf-itlchnsses, paritätisch zusammengestellt aus 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, zum Inhalt 
hatte. Von der österreichischen Bundes­
regierung hoffen wir, daß wir in diesen Be­
langen nicht nur Unterstützung finden, son­
dern daß auch im eigenen Lande Institutionen 
gebildet werden, wie sie heute in den EWG­
Staaten bereits zur Selbstverständlichkeit wur­
den. 

Wir wollen auch nicht übersehen, daß jede 
Integration Schwierigkeiten in sich birgt. 
Wir ,verden nicht umhin können, in der eigenen 
Gesetzgebung darauf Bedacht zu nehmen. 
Wir werden wirtschaftliche und soziale Fragen 
nach diesen Gesichtspunkten abzustimmen 
haben. \-Vir werden in nächster Zeit alle Kräfte 
dafür einsetzen müssen, uns innerhalb der 
europäischen Integration zu behaupten. Er­
warten wir aber nicht, daß im Rahmen einer 
solchen Integration alle Probleme gelöst wer­
den ! Wir müssen unsere Absatzmärkte dort, 
erobern, sichern und ausbauen, wo sie für 
uns gegeben und möglich sind. Wir können 
auf Wirtschaftsbeziehungen mit dem Osten 
und Südosten genausowenig verzichten, wie 
wir ungestraft den Lebensnerv nach dem 
Westen durchschneiden dürfen. Wir müssen 
uns um die \-Virtschaftsbeziehungen mit Über­
see, besonden, aber mit den wirtschaftlich 
unterentwickelten Völkern kümmern. Wir 
können uns nicht von der Pflicht loslöfolen, 
diesen unterentwickelten Völkern Gntspre­
chende Hilfe angedeihen zu lassen, damit sie 
eine Funktion erhalten, in der sie uns als freie 
'Wirtschaftspartner gegenübertreten können. 
Wer sich das alles vor Augen hält, der wird 
verstehen, warum wir eine einseitige Haltung, 
wie sie die FPÖ einnimmt, ablehnen, warum 
wir aber auch Vorsicht dort obwalten lassen 
wollen, wo die Sozialistische Partei mit einem 
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manchmal vorhand enen Übermaß an Rührig­
l.;:eit sich zu die:o>en "t.-'ragen oinrtel lt. . 

Wir werden a.l� Ö;,:terreichü.,chc Vol kspartei 
die Türen nach allon Seiten offenhalten und 
unHere Kräfte nach wie vor für ein geeinte;;; 
l ind freies Ell r0l'a einsetzen .  'ViI' werden aber 
auch versuchen , unser Be�tc:) zu leisten , 
damit in diesem Zusam mcnha,ng e i n e  wirt­
schaftliche und Hoziale Ordnung aufgehaut 
wird, die in der Lage ist, der geballten Kraft 
des Ostens, dem zur Totalität gewoc'denen 
marxist,ischen Sozialismus clltgegenzntreten 
und auch hier eine Barriere zu bilden. 
Möge in diesem Sill i le der EFTA-Vertrag 
ein neuer Stützpunkt irn Ringen um \':l)lu'o 
Jheiheit und eine sozial vorpflichtete Wilt�dlfl.ft 
werden . 

Mit dieser Hoffnung une! durch die gegebenen 
Verhältnisse bestimmt wollen wir diesem Ver­
trag die Zustimmung geboll. Wir wollen aber 
au ch zunl AUi:>clruck bringen , daß wir für jede 
andere Lö�-mng eintreten , die uns eine bessere 
Möglichkeit biet.et und (lje unB unter Wahrung 
und Beachtung unserer �weltanscll[1ulichen 
Grundsätze und u nserer Neutralität am Neu­
hau uwmres freien Europa teilnehmen läßt. 

Um,er Ziel ist eine glückliche Zukunft 
Österrei ch8.  Hoffen wir, daß dieser Vertrag 
diesem Ziele dient und dfLß darnit der Beschluß 
dür Mehrheit dieseR Hauses gerechtfertigt 
wird. In diesem Sinne wird die Öst.erreichische 
Volkspartei der Regierungsvorlage ihre Zu­
stimmung geb01l. (Beifall bei der () V P.) 

Präsident Dr. Gorbach : Als nächster Redner 
ist zum Wort gemeldet d€1' Herr Abgeordnete 
Benya. Ich erteile i h m  da� Wort. 

Abgeordneter Benya : Hoher.; Haus ! Sehr 
geehrte Damen und Herren ! Wenn ich nach 
meinem Kollegen Altenburger hier zum vVort 
komme, wird sich, obwohl ,viI' uns nicht 
koalitionsmäßig abgesprochen haben, in unseren 
Ausführungen manches decken, weil wir als 
Gewerkschafter natürlich die Dinge von einer 
realen Basis aus betrachten mÜ8sen. 

Wenn heute hier im. Hanse eine Frage zur 
Debatte steht, nämlich der Beitritt Österreichs 
zur Europäischen :F'reihandelsassoziation oder 
zur EFTA, wie sie abgekürzt heißt und als Be­
zeichnung geläufiger ist" so ist diese Frage für 
die weitere wirtschaftliche und politische 
Entwicklung unseres Landes von großer Be­
deutung . Es freut mi('h, daß ich feststellen 
kann, daß diese Frage in weite Kreise unserer 
Bevölkerung gedrungen ist, wie ich dies aus 
Gesprächen und auf Konferenzen v.'ahrnehmen 
konnte. Die MeinlU"lgen bei diesen Gesprächen 
oder Konferenzen sind wohl nicht immer in 
eine Richtung gegangen, aber überall konnte 
man nur hören, daß die Menschen in unserem 
Lande eines wollon : Nicht allein gelassen zu 

werden, nicht am Rande zu stehen, und naß 
sie'  von uns vel'lal lg('ll ,  daß wir alle� tu n ,  da,mit  
unsere wirtschaftliche Entwicklung nicht ge ­
hemmt wird . 

Als kleiner, wirtl-lchafLlich auf eigenen }'ü ßen 
stehender Staat, der ;:LllCh he\\'iesen h at, daß 
or es kanll, haben wir Öt:-:terreicher deLs größte 
Interei':\se an einer möglichst guten Zu;:;a,mmen ­
arheit mit allen Ländern ch::r �Welt, insbesondere 
mit  den Ländern, mit denen wir Au ßenhandel 
treibeIl. Da wir ein verhältnismä ßig junges 
Industricland sind , haben ,vir hÜlher haupt­
sächlich mit UHKcren :Nach barstaaten �Handel 
getrieben, denn os ist verst.älldlich ci'\\ c i"e 
nat.ürlich leichter, "\Taren in Europa abzu­
!-:letzen, ab sie in Indien zu verkaufen. Nun 
wollen wir �Lber, UIll unsere wirtschaftliche 
Basis zn verhl;citcrn unfl zu festigen - und da" 
geht. jetzt SChOll Ü her c!rm europäischen Rah­
men hinaus --, den Au ßenhandel mit allen 
Lä tldern der \,\'dt inteE'üvieren und SOZUf:lagen 
dCLl �prung [l,uch llach Übersee wagen. So 
paradox es klingt, müssen wir aber genLde, 
um diesen Sprung wagen zn können, die 
wirtschaftliche Zusauml.cmtrheit mit den west­
curopäüichen Staaten vertiefen und konsoli­
dieren, denn wenn wir auf dem Weltmarkt 
zu konkurrenzfähigen Preisen a,nbieten wollen, 
müssen wir unsere Industrie, teilweise aber 
auch unser Gewerbe und unsere Land wirtschaft 
spezialisieren. 

Leider können wir nicht alle nur denkbaren 
Waren produzieren und dabei auch konkur­
renzfähig sein .  Eine spezialisierte Industrie 
ist z war einerseits leistungs- und konkurrenz­
fähiger, andererseits na,türlich viel empfind­
licher gegen wirtschaftliche Rückschläge . Wir 
können dies - um ein Beispiel zu nennen -
an der österr::>:ichischen Fahrradindustrie sehr 
deutlich sehen, die in einem bedenklich hohen 
Maß vom Export in die Vereinigten Staaten 
von Amerika abhängig ii,t. Über diesem Export 
schwebt aber daue!'nd das Damoklesschwert 
einer Zollerhöhung in den USA, und so müssen 
\VIr versuchen, in den Weltmarkt vorzu­
stoßen . 

Dazu ist eine gesunde, tragfähige Export­
basis in Ländern, die unseren Waren den 
Zutritt zu ihren Märkten weder durch Einfuhr­
verbote noch durch hohe Zölle versperren 
und die auch die Waren, die sie kaufen, 
bezahlen können, notwendig .  Diesen Markt 
müssen wir suchen . Beides ist bei den so­
genannten Entwicklungf-i- oder wirtschaftlich 
unterentwickelten Ländern nicht ganz sicher. 

Wir werden aber , wollen wir diese Märkte 
einmal beschicken, ein ,virtschaftliches Risiko 
eingehen müssen. Um diese Gefahl' nicht a.llzu 
groß werden zu lassen, müssen wir dafür sorgen, 
daß die Ausgangshasis unserer �Wirt8chaft 
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gesichert und womöglich verbessert wird. 
Das bedeutet Fortsetzung und Erweiterung 
unserer Exporte nach Westeuropa, seien es 
Großbritannien, Deutschland, die skandina­
vischen Stal:l,ten, Italien , Frankreich, die Bene­
luxländer, die Schl.1Teiz und so weiter. 

Dieser Export ist nun teilweise durch die 
Bildung der EWG, der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft, gefährdet. Das müssen 
wir sehen. Wir dürfen vor der Tatsache nicht 
die Augen verschließen, daß das Bestehen der 
großen Zollunion . im Westen, der unsere 
wichtigsten Abnehmer angehören werden, eine 
Schlechtm'stellung, eine Diskriminierung unse­
res Exportes bringen kann -- ich sage aus­
drücklich "kann" , weil es nicht unbedingt 
sein muß -, vor allem, wenn diese Wirt­
schaftsgemeinschaft in einem beschleunigten 
Tempo die Binnenzölle abbaut und die Außen­
t.arite aufbaut, wie es dcr Präsident der EWG­
Kommission, Herr Professor Hallstein, vorge­
schlagen ha.t. 

Für die ößterreichische Wirtschaft gab es 
t,}wol'ctisch z,yei Wege, mit dem Problem der 
DiKkriminierung des Exportes durch die Euro­
päische Wirtschaftsgemeinschaft fertig zu wer­
den. Der eine Weg 'war, bilaterale Verhandlun­
gen mit der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft zu suchen, der andere Weg war, multi­
laterale Verhandlungen gemeinsam mit außen­
stehenden Ländern in die Wege zu leiten. 

Herr Kollege Dr. Weißmann meinte, daß 
dabei eigentlich durch unseren Vizekanzler 
Dr. B.runo Pittermanll einige Ungeschicklich­
keiten begangen worden s·2ien. Er habe, wie 
es Dr. Weißmann scheint, die EWG-Staaten 
vor den Kopf gestoßen, indem er einiges sehr 
deutlich ausgesprochen hat, das andere wohl 
wissen, aber sich nicht auszusprechen ge­
trauten oder auszusprechen sich scheuten. Wir 
stellen aber heute fest, daß trotz dieser treffen­
den Äußerungen j �1 doch auch in den EWG­
Staaten die BereitschaJt hesteht, mit den 
EFTA-Staaten, zu denen nach der heutigen 
Beschlußfassung auch Österreich gehören wird , 

zu reden. ,\\Tir wollen aber festhalten : Um 
wieviel mehr hat Professor Hallstein mit seiner 
Bemerkung : "Die Sechs, das ist Europa, und 
dann gibt es die Anderen ! "  einer großeuropäi­
schen Zusammenfassung ejgentlich geschadet ! 
Es ist also nicht so, wie Dr. Weißmann be­
fürchtet. Denll auch dE:r Herr Bundeskanzler 
sagte heut,e in seiner Regierungserklärung 
entgegen der Erklärung Dr. Weißmamis in 
seinem Referat, wir hätten doch noch viel 
mehr versuchen sollen, bilateral zu verhandeln. 
(Abg. Dr. Walther W e i ß m et n n :  Da8 i8t ein 
Irrtum, Herr Kollege .') Das hat Herr Dr. Weiß­
mann aber gesagt ! "ViI' zweifeln ernstlich daran, 
daß bilaterale Verhandlungen mit der EWG 
ein für Östeueich befriedigendes Ergebnis haben 

könnten, führte der Kanzler aus. Vorverhand­
lungen, die vor Jahren mit der Montanunion 
geführt worden sind, um die Lage des öster­
reichischen Exports von Edelstahl nach Italien 
zu erleichtern, haben uns nicht davon über­
zeugt, daß mit übermächtigen supranationalen 
Behörden leicht verhandelt werden kann. 
-- Sie sehen also, man hat ja damals ver­
sucht, mit der Montanunion zu verhandeln, 
aber sie sind "so stark" und sie sind 
auch, möchte ich sagen, so eingebildet, daß 
sie nur wollen, daß die anderen hinkommen 
und sie bitten, doch auch ein \venig von den 
Brosamen ihres gedeckten Tisches zu erhalten. 
Wir können daher sagen : Der Weg ist richtig ! 

Herr Dr. Weißmann hat noch einen Irrtum 
begangen. Er meinte den Beitritt der ös ter­
reichischen verstaatlichten Stahlindustrie zur 
EWG. Das steht. nicht znr Diskussion, denn 
Sie meinten ja die Montanunion. (Abg. Doktor 
Walther W e ißman n :  Richtig I) Ja, aber fragen 
Sie nun die österreichische Industrie, was sie 
dazu sagen würde, wenn wir die Preise der 
Montanunion auch für den Inlandmarkt an­
wenden müßten ! Ich sage Ihnen nur ein Bei­
spiel : Wir geben in Österreich im Inland den 
Walzdraht pro Tonne um 84 Dollar ab . Den 
verkaufen wir nach außen um 125 Dollar pro 
Tonne uml noch mehr. Was glauben Sie , wie 
die Industrie auf diese Kostensteigerung rea­
gieren würde � Würden wir aber an die Montan­
union so eng angeschlossen sein, dann müßten 
wir auch den Innenmarkt zu dem von der 
Montanunion vorgeschriebenen Preis beliefern. 
Sie sehen daher : Es ist nicht alles Gold, vms 
glänzt, und wenn auch andere reicher sind, so 
sollen wir doch eine Politik betreiben, die 
für unsere gesanüe Wirtschaft von Nutzen ist. 

Ich möchte jenen Personen und Personen­
kreisen, die uns empfohlen haben, bilaterale 
Verhandlungen zu versuchen, eine ernste Sorge 
um die österreichische Wirtschaft und auch eine 
patriotische Gesinnung nicht absprechen. Sie 
haben aber, so glaube ich, eine entscheidende 
Tatsache übersehen. Bei z weiseitigen Ver­
handlungen hätten wir aus einer ganz be­
sonders ungünstigen Position heraus verhandeln 
müssen. Meine sehr geehrten Damen u nd 
Herren Abgeordneten ! Ich war lange Betriebs­
rat, und auch als Gewerkschaftsfunktionär 
kann ich mir ein Urteil darüber erlauben, wie 
schwer es ist, aus einer Position der Schwäche 
heraus verhandeln zu müssen. Ich glaube, daß 
es angesichts der jüngsten Entwicklung klar ist, 
daß die Bundesregierung mit dem Beschluß ,  
multilaterale Verhandlungen zu suchen, den 
richtigen Weg gewählt hat,  denn was hätten wir, 
auf uns allein gestellt, gemacht, weun zum Bei­
spiel die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
Verhandlungen mit Österreich auf die lange 
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Bank geschoben hät.t.e, wie dies Kollege 
Czernetz hinsichtlich der Be mühungen der 
Türkei und Gricchenlands hente schon aus­
führte '� 'Vie IÜi,ttCll  i\-ir uns dag�gen zur Wehr 
gesetzt ? Welchen Dru ck hätten wir auf 
die lij'VG ausüben könncn � Wer hätte uns 
(leun schließlich geholfen ? ·Wer hätte sich um 
uns gekümmert, wenn wir uns nicht (10m Druck 
der EWG gebeugt hätten ? 

Der Weg, gemeinsam mit Großbl'itall1 jen , 
der Schweiz, den skandinavischen Staaten und 
Portugal mit der E�lG zu verhandeln, mag in 
mancher Hinsicht sch wieriger sein, vor allem 
we nn es darum geht, unS<:1re Wirtschaftsinteres­
sen mit denen der andcrell EFTA-Staaten vorerst 
einmal zu koordinieren. Für Verhandlungen mit 
(ler EWG bleibt jedoch in der weiteren Folge 
die Tatsache bestehen , daß die Europäische 
Freihandelsassoziation nicht ühersehen und 
(tUeJl nicht ühergangc:'ll Werden kann. Das kann 
man mit kleü�(m Staaten wie Österreich leichter 
tun.  Mit der nun gebildeten Freihandels­
etssoziation wird man nicht so umgehen können. 
Die Staaten dc:r EPTA können vielleicht nicht 
<\,us einer I\)�)ition der Stärke heratl s  verhandeln , 
die �]FTA-Staat8il sL�lleJl jedoch gegenüber der 
E\VG einen einigermaßen gleichgewichtigen 
Verhandlungspartllc-r dar, vor allem,  wenn es 
der :H:FTA-Vereinigung ]1och gelingt, einige 
RH,lldstaatel1, die weder zum Ostblock noch 
zur E"VG gehören , an s ich zu ziehen ; und vor 
a,llcm wird es a�_lc:h notn-en(1ig sein , daß wir 
das Verständnis (leI' V creinigt'811 Staaten von 
Amerika gewinnen. 

Die amerikanische Haltung, die fast einem 
Mißtra,uen gegenüber der Europäischen Frei­
hand elsassoziation gleichkommt , ist nnn eine 
besunders betrübliche Tatsache, und es müßten 
sich alle in der EFTA vereinigten Staa,ten be­
mühen, diGses Mißtrauen abzubauen . Wir wollen 
feststellen , claß sich die Amci'ikallcr anßerordent­
lich große Verdienste um die wirtschaftliche Eini­
gu ng Europas m'worbcm h ahen, als sie den Mar­
sh n, llplall und die Organi8<l.tirm für europäische 
wirtschaft,liche Zusammei1arbeit ins Leben 
riefen . Sie ha,ben seiner�eit einen \Veg als 
richtig erkannt, und H1m scheuen sie davor 
zurück, die europäischen Staaten dabei zu 
unten�t,iitzen, wenn sie diesen Weg , wenn <-tuch 
vorläufig 110ch variiert, gehen WOlleIl. Uns 
Gewerkschaftern ist dieser Standpunkt völlig 
unverständlich , und wir werden alles, was in 
unserer Kraft steht, dazu beitragen, mit Hilfe 
u nserer Bruderorganisationcn in den Ver­
einigten Staaten von Amerika unrl mit Hilfe 
der Gewerkschaften der fmderen EFTA-Länder 
die amerikallische Öffent.lichkeit aufzuklären, 
u nd sie- auffordern, den eianutl für die 'Velt 
und vor allem für Europa so erfolgreich be­
schrittenen 'V cg nicht vorzeitig zu verlassen. 

Sehr geehrte Frauen und Herren Abge­
ordnete ! Ich hin üherzcugt, daß die Gewerk­
sehaften im Ra,hmen der europäischen wjrt­
schü,ftlichell . Zus(\,mmena.rheit eine bedeut.ende 
und sehr nützliche Rolle spielen könuen, j a  
schon in der Vergangenheit. gespielt hahen , un(I 
dies in zweierlei Hinsicht. Die Europäische 
Freihandelsassoziation wird in nächster Zu­
kunft ebenso eine wirtschaftliche Tatsache 
sein , wie es heute schon die Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft ist. Es möge keine der 
beiden Gruppen auf den Zusammenbruch der 
anderen rechnen, denn das würde die not­
wendige Kontaktanfnahme und die notwenrligen 
Verhandlungen nur verzögern. Je früher d ie 
Vertreter der E"VG erkennen, daß die EFTA 
ein ernst zu nehmender Partner ist , umso 
rascher werden wir zu Verhandlungen kommen. 
Die EWG wird das tlll1 S0 eher erkennen, je 
stärker der ZusammenhnJt, j e  st.ärker die 
Zm,ammenarbeit innerhalb der EFTA-Orga,ni­
satioll sein ·wird. 

Die Gewerkschaften der EF'l'A-Staaten hah':ll 
im vergangenen Jahr , und zwar im Sommer in 
LOlldon und im Herbst in Stockholm und erst 
vor einigen Wochen in Wien , wie Kollege 
Altonburger schon gesagt hat,  ihre Absicht 
bekräftigt, an der Entwicklung der. Europäi­
schen Freihandelsassoziatioll teilzunehmen. 
Auch die Verbindung mit den Gewerkschaften 
der EvVG, der Europäischen Wirtschafts­
gemeinsch aft , besteht. Auf einer gemeinsamen 
Konferenz im Jän�ler 1960 in Paris ,·:urden 
gemeinsame Beschlüsse, also Beschlüsse der 
Gewerkschaften der EFTA und der Gewerk­
schaften der EWG, gefaßt, die darauf hinaus­
laufen, eine Spaltung Europas zu vermeiden 
und alles zu tun, die Lebensbedingungen der 
arbeitenden Menschen zn verbessern . Da,rüber 
hinaus waren wir uns als Gewerkschafter 
darin einig, den Entwicklungsländern zu helfen. 
Die Gewerkschaften stellen nicht nur in den 
Ländern der Europiiischen Freihandelsassozia­
tion , sondern auch in den Ländern der Euro­
päischen Wirtschaftsgen�einschaft einen nicht 
zu übersehenden Faktor ehr.  Der Öster­
reichische Gewerkschaftsbund wird Hlles unter­
nehmen, um seine Bruderorganisa,tionen, vor 
allem in Deutschland , Frankreich, Belgien, 
Holland, Luxemburg, auf die Gefahr der 
Spaltung in z wei wirtschaftliche Lager , die 
vielleicht auch einmal zwei politische Lager 
sein könnten, aufmerksam zu maCheil. 'ViI" 
werden alles tun , damit die europäischen freien 
Gewerkschaften für eine baldige Assoziierung 
der EFTA uml der EWG eintreten.  

Es haben die Gewerkschaften der EFTA­
Länder auf österreichische Initiative anläßlich 
der Konferenz der EFTA-Minister in 'iVien deu 
Vorschlag der Errichtung eines gemeinsamen 
Beratul1gsausschusses von Arbeitgebern und 
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Gewerkscha,ften gemacht. Diesem Vorschlag 
zufolge sollten die Arbeitgeberorganisationen 
der EFTA und die der Arbeitnehmerorgani­
satio llen einen gemeinsamen Beratungsausschuß 
ins Lehen rufen, der, auf paritätischer Grund­
lage zusammengesetzt ,  möglichst klein ge­
halten werden sollte, um richtig arbeitsfähig zu 
sein.  Nach der Vorstellung der Gewerkschaften 
der EFTA-I./änder sollte dieser Ausschu ß  
sämtliche Fragen , die die EFTA behandeln 
wird - das sind vor allem die Fragen der Voll­
beschäftigung, 'Wettbewerbspolitik, Zollpolitik, 
Assoziierungspolitik behandeln können. 
Dieser Bcratungsal!sschuß  sollte in einem 
dauernden Kontakt mit dem Sekretariat der 
EFTA und dem Ministerrat der EFTA­
Staaten stehen, und er sollte nicht nur als be­
ratendes Organ boigezogen werden, sondern 
anch das Recht haben, selbst die Initiative 
z n  ergreifen, selbst Gutachten und Empfehlun­
gen dem Ministerrat der EFTA vorlegen zu 
können. Die Vertreter der EFTA-Gewerk­
schaften wurden anläßlich der Tagung der 
Minisi:er diesel' Staaten in VVien der Millister­
k�Hlfprenz heigezogen, sie konnten dort ihre 
Vorschläge mündlich und schriftlich vortragen, 
und es \\.-urde ihnen erklärt, daß man die Init,ia­
tive (leI' Gewerkschaften sehr begrüßt habe 
und daß man die gemachten Vorschläge in 
Beratung ziehen werde . 

VVenn es innerhalb der EFTA zu einer engen 
Zusammenarbeit zwischen Regierungen, Ar­
beitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen 
kommt, dann wird dies über den Rahmen der 
EFTA hinaus wirksam sein und die Kräfte 
auf Seite der EWG, welche für eine groß­
europäische Lösung sind, stärken. Wir öster­
reichischen Gewerkschafter wonen somit heute 
erklären, daß wir überzeugt sind, daß mit der 
heutigen Beschlußfassung ein bedeutender 
Schritt zu einem großeuropäischen Wirtschafts­
raum getan w-ird. 

Wenn Kollege Dr. Kandutsch im Zusammen­
hang mit den Ausrührungen des Kollegen 
Czernetz meinte : Das ist ja nicht die Meinung 
des Österreichischen Gewer kschafts bundes, 
denn auf dem Kongreß des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes hat Herr Professor Dok­
tor N emschak eine Prorede nur für die EWG 
gehalten,  so möchte ich dazu sagen : 

Wir haben zum 4. Kongreß des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes, um über 
Wirtschaftsfragen informiert zu sein, einen 
Referenten für internationale Wirtschaft - es 
war Professor Dr. Sternberg - und einen 
Referenten für die österreichischen Wirt­
schaftsbelange - es war Professor Dr. Nem­
schak - eingeladen. Herr Professor Dr. Nem­
schak hat im zweiten Teil seiner Rede - meiner 
Meinung nicht sehr loyal - eine Meinung 

vorgetragen, die Cl' nicht fundieren konnte, 
sondern die eben f;chon in eine gewisse Rich­
tung gegangen ist . Sofort nach. Beendigung 
der Rede hat aber der Vorsitzende, Präsident 
Kollege Olah , erklärt, daß dies die Meinung des 
Herrn Professor N emschak ist und daß 
sich der Österreichische Gewerkschaftsbund 

von dieser Meinung distanziert . Das sei 
hier fe8tgestellt, damit nicht vielleicht später 
erklärt werden könntfl , die öHterreichisC'hen 
Gewerkschafter hätten in dieser Frage ihre 
Meinung geändert. Wir haben von Anfang 
an und überall, wo wir dazu Stellung nehmen 
konnten, für einc großeuropäische Wirtschaft, 
für einen großeuropäischen Wirtschaftsraum 
das Wort ergriffen und werden es auch in 
Hinkunft immer so halten. 

Ich bin daher, sehr geehrte Damen und 
Herren, überzeugt : Wenn der gute Wille der 
europäischen Staaten, ga,nz gleich, in welcher 
Gruppe sie sich derzeit befinden, zu einer 
echten Zusammenarbeit vorhanden ist - und 
ich zweifle nicht daran -, dann wird den 
Völkern Europas all das erspart bleiben, was 
seinerzeit durch ein Gegeneinander an Stelle 
eines Miteinanders entstanden ist : Massen­
arbeitslosigkeit, Not, Elend und Krieg waren 
das Ergebnis des Wirtschaftsegoismus. Damit 
sich das nicht mehr wiederhole, sage.n wir, 
optimistisch in die Zukunft blickend, zum 
Beitritt zur EFTA ja. (Beifall bei d er SPÖ.j 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Stürgkh.  
Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Stürgkh : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Das Hohe Haus steht 
heute zweifell�s vor einem sehr entscheidenden 
Beschluß, den ich in seiner Schicksalhaftig­
keit, wenn auch mit einem gewissen Abstand, 
zufolge seiner Bedeutung gleich hinter 
den Staatsvertrag 1955 rangieren möchte. 
Kein Bürger dieses Landes wird von den 
Folgen dieses Schrittes unberührt bleiben, 
und hoffen wir zu Gott, in diesem Fall von 
Folgen in günstigem Sinne. Das soll ja auch 
das Ziel dieses Vertrages und aller Bemühungen 
sein. 

Da wir über diese entscheidende Frage 
keinen Volksentscheid herbeiführen können, 
trägt neben der Regierung dieses Parlament 
die ganze Verantwortung. Ich bitte Sie, 
meine Damen und Herren, meine heutigen 
Ausführungen, die ich möglichst kurz und 
möglichst leidenschaftslos halten möchte, auch 
in diesem Sinne verstehen zu wollen. 

Rein psychologisch gesehen scheint mir 
die Lage für uns nicht ganz leicht zu sein. 
Die Beschlüsse, die heute hier gefaßt werden, 
stehen zu einem nicht unwesentlichen Teil 
im Gegensatz zur öffentlichen Meinung. Wenn 
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ich, meine Damen und Herren, das Wort 
"öffentliche Meinung" schon einmal gebraucht 
habe, dann möchte ich einen Augenblick 
dabei verharren. 

Ich glaube nämlich, daß die öffentliche 
Meinung zuwenig im Sinne des uns vor­
liegenden Vertragswerkes angesprochen oder 
gelenkt worden ist . Ich meine damit weniger 
eine Beeinflussung als eine Aufklärung. Die 
Meinung soll sich jeder Staatsbürger schließ­
lich selbst bilden. Daran soll man ihn 
nicht hindern, im Gegenteil, aber man muß 
ihm sagen und in so wichtigen Dingen sogar 
ganz genau sagen, um was es sich handelt, 
damit er die Möglichkeit hat, sich selber 
eine richtige Meinung zu bilden. 

In dieser Beziehung sind meiner Meinung 
nach zweifellos Unterlassungssünden began­
gen worden. Die Aufklärung hat, wie ich 
glaube, viel zu spät eingesetzt. So kommt 
es, Hohes Haus, zu den oft sehr widerspruchs­
vollen Ansichten in bezug auf EFTA und 
EWG. Da es sich hier um einen rein wirt­
schaftlichen Vartrag handelt, ist es kein 
Wunder, daß die Logik verlangt, einen solchen 
Vertrag mit jener Staatengruppe abzuschlie­
ßen, zu der erhärtetermaßen die stärksten 
wirtschaftlichen Verflechtungen bestehen, näm­
lich nach der EWG. 

Aber wie hätte es denn in Wirklichkeit 
mit einem Beitritt zur EWG ausgesehen ? 
Seit von der wirtschaftlichen Integration 
Europas geredet wird und seit wir auf Grund 
der wiedergewonnenen Freiheit und Souveräni­
tät mitreden durften, war immer nur von einer 
Assoziation die Rede. 

Meine Damen und Herren ! Ich darf Ihr 
geistiges Auge ganz kurz auf diesen Inte­
grationsweg vom Europarat über die OEEC 
zur Montanunion, der Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, zurückführen und dann zum 
Tiefpunkt des Einigungsgedankens in Europa, 
nämlich zum Fall der Europäischen Ver­
teidigungsgemeinschaft in der französischen 
Kammer, über die Wiederbelebungskonferenz 
von Messina bis zu den Verträgen von Rom 
mit der Gründmlg der Europäischen Wirt­
Rchaftsgemeinschaft und des Euratoms. 

Wir sprachen damals immer von einer 
wirtschaftlichen Assoziation im Rahmen der 
großen Freihandelszone, die - ich darf es 
wohl sagen - Österreich auf den Leib ge­
schrieben war. Zwei Jahre lang wurde über 
diese Assoziation geredet und um sie ge­
rungen. In ihr sollten die EWG-Staaten den 
Integrationskern bilden, um den sich die 
übrigen OEEC-Staaten wirtschaftlich grup­
pieren sollten. Daß sich dieses Vorhaben 
aus den, wie ich glaube, schon allgemein 
bekannten Gründen zerschlug, ist heute noch 

tief zu bedauern. Aus diesem Umstand heraus 
entstand das Projekt der Kleinen Freihandels­
zone oder, korrekter gesagt, der Europäischen 
Freihandelsvereinigung, die uns heute zum 
Beschluß vorliegt. 

Abgesehen von den Ziffern über den Export 
und Import nach beiden Gebieten, die hier 
heute schon, wie ich glaube, genügend er­
örtert worden sind und immer wieder im; 
Treffen geführt werden, bietet das geogra­
phische Bild der EFTA für uns Österreicher 
auch keine absolut logische Gliederung. Wenn 
wir zum Beispiel bedenken, daß wir nur an 
einen einzigen Mitgliedstaat angrenzen, näm­
lich an die Schweiz, so dürfen wir doch zweifel­
los feststellen, daß es nicht der EFTA be­
durfte, um ein sehr freundschaftliches nach­
barliches Verhältnis zur Eidgenossenschaft 
zu unterhalten. Oder denken wir daran, daß 
unsere klassischen Häfen, Triest, die italieni­
schen Häfen, die deutschen Häfen, im EWG­
Raum liegen und wir im EFTA-Raum als 
nächsten Hafen höchstens Kopenhagen haben. 

Aber, meine Damen und Herren, wie hätte 
es denn in Wirklichkeit mit einem Beitritt 
zur EWG ausgesehen ? Wir können es nicht 
verhehlen, daß während der Zeit des Ge­
sprächs über die große Freihandelszone die 
österreichische Wirtschaft im allgemeinen und 
im besonderen noch und noch Ausnahme­
bestimmungen verlangte und auch ihre Unter­
händler in diesem Sinne beauftragte . Schon 
gegenüber dieser liberaleren Form konnten 
unsere Unterhändler diesen Wünschen nicht 
zum Durchbruch verhelfen. Erst nach dem 
endgültigen Scheitern der großen Freihandels­
zone hat sich für die übrigen OEEC-Staatell 
und insbesondere für Österreich das Problem 
gestellt, entweder der R\VG beizutreten oder 
durch irgendeine Assoziierullgsart die aus den 
römischen Verträgen drohenden Disb'imi­
nierungen abzuwehren. 

Bei der Frage des Beitrittes zur EWG 
möchte ich die politische Situation, die sich 
aus df'lll Status unserer Neutralität ergibt, 
gar nicht so sehr in den Vordergrund stellen. 
Ich bin nicht dazu berufen , ich bin kein 
Völkerrechtler und halte es einfach auch gar 
nicht für gut, die sehr klare Formulierung 
unserer Neutralität anders zu deuten denn 
als eine rein militärische. Ich könnte Ihnen 
Dutzende VOll Erklärungen von Spitzenfunk­
tionären bei der Großparteien in diesem Sinne 
zitieren. Erst seit dem Auftauchen dieses 
Problems sind weitgehende Interpretationen 
unserer Neutralität, insbesondere seitens der 
Sozialistischen Partei ,  enunziert worden, von 
denen man, glaube ich , wirklich sagen kann, 
es wäre besser gewesen, sie wären untm'­
blieben. Man wird ihnen vielleicht einmal 
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irgend wo beaeanen wo es aar nicht wünschens- in bezug auf die wirtschaftlichen Vel'flech-b b '  b 
h '  E '  t wert ist. tungen ergibt, etwas zu retusc leren. s IS , 

Aber abgesehen von dem eben Gesagten doch kei
.
n Wunder,

. 
wenn

. Menschen, die 
" , ' B ·J.. ,'tt . EWG l'cht so einfach

' die EntwICklungsgeschIChte mcht kennen und wal e eIn eIlJl l zur � n . I B " t und nicht so schmerzlos gewesen, wie mancher nicht kennen können, III ( em eltn t zur 
. 

h I t 11"- A f G d d Statuteil EFTA eine unlogische Handlung erkennen Sie ( as vors e IJ . u . run er 
dieser römischen Verträge kann ein Beitritt. wollen. 

nur erfolgen, wenn alle sechs Regierungen, Auf den dritten Fall, sich aus bei den vVirt­
aber auch alle sechs Parlamente einem solchen schaftsgruppen herauszuhalten , glaube ich 
Beitrittsansuchen zustimmen. Abgesehen von hier nicht eingeh en zu müssen, weil es . . 

doch 
dieser Prozedur, die vielleicht noch mit wahrscheinlich und hoffentlich keinen Oster­
manchen Fragezeichen versehen gewesen wäre , reicher gibt, der sich an einer Splendid iso­
unterliegt es gar keinem Zweifel, daß die lation erwärmen könnte. 
Wünsche der österreichischen Wirtschaft ,  die 
schon bei den Verhandlungen anläßlich der 
großen Freihandelszone nur zu einem ge­
ringen Teil hätten in Erwägung gezogen 
werden können, bei den weit strengeren Be­
stimmungen der EWG schon gar keine Er­
füllung gefunden hätten. 

Es ist doch so, Hohes Haus - und hier ist, 
denke ich, ein offenes Wort am Platz-, daß 
bei aller Begeisterung für die Etablierung 
eines großen europäischen Wirtschaftsraums 
die verschiedenen Wirtschaftssparten ihre Zu­
stimmung gerne für die anderen geben, aber 
für sich selbst meistens einen Vorbehalt 
machen beziehungsweise Sonderbestimmungen 
für ihre Branche verlangen. Ich glaube, daß 

. die österreichische Forstwirtschaft hier eine 
der wenigen rühmlichen Ausnahmen bildet ; 
für diese waren ja schließlich andere besorgt. 
Solche Einwendungen wurden schon bei der 
damaligen Voraussetzung einer Vorbereitungs­
zeit von 12 bis 15 Jahren gemacht. Denken 
Sie nun, bitte, an die Akzelerationsbestrebun­
gen , wie sie sich uns heute seitens der EWG 
darstellen. 

Schließlich fragt man sich , meine Damen 
und Herren, warum nicht andere Staaten, 
die Mitglieder der OEEC sind, den Beitritt 
zur EWG vollzogen haben oder ihn anstreben. 
Sie werden mir wahrscheinlich darauf mit 
dem Hinweis auf Griechenland und die Türkei 
antworten. Aber wir sind uns alle darüber 
einig, daß hier andere Gründe mitbestimmend 
waren, abgesehen davon, daß diese An­
strengungen auch nicht auf eine Vollmit­
gliedschaft hinzielen. 

Ich muß sagen, daß die Betonung seitens 
der führenden Männer der EWG, daß diese 
nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch 
eine hochpolitische Gründung darstellt, gerade 
Staaten wie die Schweiz , Schweden oder 
Österreich nicht ermuntern konnte. 

Ich glaube, Hohes Haus, daß alle diese 
Umstände viel mehr hätten betont werden 
müssen, um das unlogische Bild, welches sich 
auf dem wirtschaftlichen Sektor im Vergleich 
des EFTA-Raumes zum Raum der EWG 

Der Beitritt zur EFTA ist keinesfalls ein 
Verzicht auf eine Assoziation zu unseren 
klassischen Absatzmärkten, sondern wir müs­
sen ihn ganz im Gegenteil als einen \Veg dort­
hin betrachten. Schon in der Präambel des 
vorliegenden Vertrages ist die feste Absicht 
auf baldige Schaffung einer multilateralen 
Assoziation zwischen den übrigen Staaten 
der OEEC, selbstverständlich einschließlich 
der E vVG, festgehalten. Daß Österreich be­
rufen ist, der lauteste Rufer nach einer solchen 
multilateralen Assoziation zu sein, wurde, 
glaube ich, schon von vielen Seiten be­
tont. Wir müssen mit unseren Partnern 
diese Anstrengungen noch und noeh betreiben ; 
nennen Sie es Brückenschlag 0(101' wie immer, 
die Hauptsache scheint mir dabei zu sein, 
daß der Graben zwischen diesen beiden Wirt­
schaftsblöcken so rasch wie möglich über­
brückt wird, ehe ihn die Diskriminierungen 
er weitern . Es scheint mir logisch zu sein , 
wenn sich sechs kleinere Staaten zusammen­
finden, um eine konzentrierte Sprache mit 
dem großen Block der Sechs zu führen. vVenn 
beiderseits der gute "Wille besteht - und 
den sollten wir nicht bezweifeln -, scheint 
mir ein Weg auch gesichert zu sein. Wir 
haben da mit Befriedigung das Kommunique 
des in Wien kürzlich abgehaltenen Minister­
rates der EFTA-Länder zur Kenntnis ge­
nommen, worin die Erklärung abgegeben wird, 
daß alle Maßnahmen ergriffen werden sollen, 
Diskriminierungen, die sich abzuzeichnen 
beginnen, zu beseitigen. 

Und nun, Hohes Haus, darf ich ganz kurz 
zu der Stellungnahme einer Wirtschaftssparte 
kommen die ich in diesem Haus schon öfters 
vertretel� habe, nämlich der österreichischen 
Forstwirtschaft. Der Herr Kollege Ing, Weihs 
von der Sozialistischen Partei hat darüber an 
sich ziemlich ausführlich gesprochen und hat 
ein umfangreiches Ziffernmaterial gebracht, 
welches ich in keiner Form anzweifeln möchte 
und dem ich mich ebenso anschließe wie den 
meisten von ihm hier geäußerten Ansichten, 
Ich habe aus seinen Ausführungen aber heraus­
hören können : Wenn durch den Beitritt Öster-
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reichs zur EFTA die Holzkonjunktur, wenn 
ich so sagen darf, einen kleinen Dämpfer 
erleidet, so wäre das seiner Meinung nach in 
bezug auf die Überschlägerungen in Österreich 
eigentlich eine sehr erwünschte Sache . Nun 
darf ich ihm dazu sagen � er weiß es sicher 
so gut wie ich -, daß diese Überschlägerungen 
nicht so arg sind, wie sie dargestellt werden, 
daß in der Ziffer von 1 1  Millionen im Jahr 1959 
noch 1 Million Festmeter Schneebruch- und 
Windwurfschäden aus dem Jahre 1 958 als 
Überhang enthalten sind. Ich möchte doch 
sagen, daß eine Absperrung des österreichi­
Bchen HolzeB vom Weltmarkt keine Methode 
darstellt, Überschlägerungen hintanzuhalten. 

Aber es hat sich nun entschieden , daß Holz , 
das Produkt der Forstwirtschaft , nicht mehr 
als ein Produkt der Landwirtschaft behandelt 
wird. Ob das nun der EFTA-Vertrag ist , wo 
ja die Landwirtschaft derzeit überhaupt noch 
ausgeklammert erscheint, oder der EWG­
Vertrag, in beiden Verträgen wird das Holz 
wohl als ein Produkt des Bodens, aber als 
gewerbliches und industrielleR Produkt be­
handelt . 

Meine Damen und Herren ! Noch einmal 
auf die Forstwirtschaft kurz zurückkommend 
möchte ich feststellen : Es scheint schon 
immer so gewesen zu sein, daß diese Sparte 
der gebende Teil ist. Der EFTA-Vertrag 
� mit ganz kurzen Worten gesagt, und es ist 
eigentlich schon gesagt worden - kann der 
österreichischen Forstwirtschaft keine Vorteile 
bringen. Der Export von Holz und Holz ­

produkten geht, \\;,e SChOll der Herr Kollege 
gesagt hat, zu mehr als 90 Prozent in die 
EWG-Länder und bildet wert mäßig fast ein 
Viertel unseres gesamten Exports. Es ist in 
letzter Zeit - und auch heute - öfter davon 
gesprochen worden, daß bei richtiger Pro­
paganda, Marktpfiege und Organisation die 
österreichischen Exporte nach den EFTA­
Ländern expandiert werden könnten. Ich 
glaube, daß das für manche Wirtschaftssparten 
wahrscheinlich auch richtig sein wird. Aber 
Sie werden es mir unschwer glauben, daß 
Bemühungen solcher Art auf die Forst- und 
Holzwirtschaft wirklich kaum anwendbar 
erscheinen ; denn es hieße Eulen nach Athen 
tragen zu wollen, wenn wir zum Beispiel in die 
skandinavischen Länder Holz oder Holz­
produkte in expandierender Form exportieren 
wollten . 

Ich sehe für ' diese Wirtschaftssparte aller­
dings auch keine unmittelbare Gefahr aus der 
Mitgliedschaft zur EFTA, weil - das ist auch 
schon gesagt worden - der EWG-Raum als 
solcher ein sehr beachtliches Holzzuschuß­
gebiet darstellt. Es wird Ihnen bekannt sein, 
daß anläßlich der Verhandlungen in Stock-

holm die österreichischen Unterhändler im 
Gegensatz zum Artikel 1 1  dieses Vertrages eine 
Sonderregelung für die AURfuhr von Rohhoh 
insofern erzielen konnten, als die heute gelten­

den Bestimmungen der ltohholzaudfuhrsperre 
bis 1 962 aufrecht bleiben und dann etappen­

weise im Zuge der Zollsellkung abgebaut 
werden. Mit dieser Sonder bestimmung haben 
sich mit Ammahme der Eidgenos;-;enschaJt 
die übrigen fünf MitglieeÜ3taaten einverstanden 
beziehungsweise al.,; desinteressiert erklärL 
Österreich wurde empfohlen, mit der Schweiz 
ein Sonderabkommen auf bi lateraler Basis 
abzuschließen, um diese Sparte unter Dach 
und Fach zu bringen . Diese Verhandlungen 
stehen bis heute noch aus . 

Mit dieser Sonderbestimmung hat die öster­
reichische Forstwirtschaft ein sehr erhebliche:'> 
Opfer zugunsten der holzverarbeitenden Indu­

strie in Österreich gebracht . Dabei möchte 
ich Ihnen gerne die Erklärung abgeben, daß 
es der Forstwirtschaft gar nicht sosehr darum 
zu tun ist, zu exportieren , sondern daß es ihr 
sehr viel mehr um die Möglichkeit geht, z n  
exportieren, weil sie da.rin und nur darin das 
einzige Mittel und die einzigo Möglichkeit 
sieht, nicht das Opfer eines monopolistischen 
Preisdiktats des Inlandes zu werden. Ich darf 
aber bet,onell , daß die österreich ische Forst­
wirtschaft auf ihrer Forderung nach einer 
baldigen Assoziation zu ihren klassischen 
Absatzmärkten bestehen muß, da sie sonst 
doch Gefahr liefe, bei einer fortschreitenden 
Konsolidierung des EWG-Raumos und einer 
gemeinsam betriebenen Wirtschafts- und Han­
delspolitik in Anbetracht des enormen indu­
striellen Potentiales dieses Raumes bei Export­
verhandlungen mit anderen Wirt;.;;chaftsgrup­
pen ins Hintertreffen zu geraten. 

Meine Damen und Herren ! IN enn wir heute 
diesem Vertragswerk unsere Zustimmung er­
teilen, so sollen wir es mit aller Kraft, mit 
allem Glauben und mit aller Hoffnung tun . 

Ich glaube mir doch die Bemerkung erlauben 
zu dürfen, daß wir ,Österreicher auf Grund 
unserer Erziehung und Tradition Großeuropäel' 
und in diesem Sinne Europäer katexocheü sind . 
Was Österreich nach wie vor braucht - und 
ich glaube, niemand in diesem Saal und 
außerhalb dieses Hauses wird mir wider­
sprechen -, ist ein europäischer wirtschaft­
licher Großraum, der womöglich alle Mitglied­
staaten der OEEC umfaßt. Das ist auch der 
tiefere Sinn dieses Vertrages . Sollte der Weg, 
den wir heute einschlagen, nicht zu diesem 
Ziel führen und führen können, so gibt uns 
gerade der Artikel 42 dieses Vertragswerkes 
das Instrument, schließlich einen brauch­
bareren Weg einzuschlagen. Auf diesem Ge­
biet lassen sich sehr wenig Prophezeiungen 
machen. Die Dinge sind zu sehr im Fluß. 
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Europa befindet sich im Ringen um seine 
Integration, aber ich denke : Je fester der 
Schritt ist, den wir auf diesem heute zu be­
schließenden gemeinsamen Weg zurücklegen, 
desto eher dürfen wir hoffen, daß wir das 
gesteckte Ziel auch erreichen. (Beifall bei der 
Ö VP.) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Worte ge­
meldet hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Kan­
dutsch. Ich erteile ihm das "Wort. 

Abgeordneter Dr . Kandutsch : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich bin überzeugt, 
dem Hohen Haus keine Überraschung zu 
bieten, wenn ich sage, daß die 6 Y2  Stunden 
dauernde Debatte die Meinung der Opposition 
nicht erschüttert hat, ganz im Gegenteil ! 
Ich glaube, daß in grundsätzlicher Richtung 
ein "Brückenschlag" , auch wenn er nicht 
versucht worden sein sollte, mißlungen ist 
und der Graben zwischen Ihnen und uns tiefer 
wurde ; tiefer wurde deswegen, weil wir 
offenbar ein vollkommen verschiedenes Leit­
bild von der europäischen Integration haben. 
Über diese grundsätzlichen Differenzen will 
ich noch einiges sagen, ehe ich mir erlaube, 
dem Hohen Hause zwei Anträge zu unter­
breiten, deren Inhalt Ihnen schon bekannt ist . 

Es ist der Regierung, den Parteiführungell 
gelungen, die Debatte in diesem Haus und die 
Ansichten der Abgeordneten konformistisch 
zu gestalten. Daß aber dieser Konformismus 
außel'halb dieses Hauses nicht gelungen ist, 
steht fest. Denn es sind noch gestern von 
Berufsvertretungsorganisationen Beschlüsse 
gefaßt worden, die eine ganz andere Sprache 
führen und eine andere Haltung einnehmen, 
als die Vertreter der gleichen Berufsgruppen 
- ich meine zum Beispiel die Vertreter der 
Landwirtschaft - hier heute in diesem Hause 
eingenommen haben. Aber das gehört nun 
einmal zu den Merkwürdigkeiten unserer 
parlamentarischen Demokratie, die in Wirk­
lichkeit eine ' parteienstaatliche Demokratie 
ist. Der Herr Vizekanzler Dr. Pittermann 
hat zwar in Deutschland gestern eine große 
Brandrede dafür gehalten, daß Europa nicht 
von den Managern geschaffen werden dürfe, 
sondern von den freien Parlamentariern ;  er 
nimmt aber zweifellos an, daß man die Ver­
hältnisse in Österreich so wenig kennt, daß er 
es sich erlauben kann, dort solche Forderungen 
zu stellen, die in Österreich keineswegs erfüllt 
sind. 

Es war vor allem vorauszusehen, daß die 
Rede des Herrn Abgeordneten Czernetz heute 
wiederum die prononcierteste und mit stärk­
ster Wucht vorgetragene sein würde ; des­
wegen habe ich ili einer nicht sehr hoch einzu­
schätzenden Prophetie noch einmal die Reden 
des Herrn Abgeordneten Czernetz aus den 

Jahren 1956, 1957 und 1 958 durchgelesen und 
mir dort Argumente, herausgeholt, die er 
seinerzeit vorgebracht hat, nicht nur sehr 
stark im Sinne einer historischen Würdigung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
sondern wohl auch, wie es sich für einen 
Regiernngsparteiabgeordneten gehört, als eine 
sehr vorsichtige Empfehlung an die Adresse 
Österreichs, nicht zu übersehen, daß sich in 
der Wirtschaftsgemeinschaft ein Gebilde ent­
wickelt, dem wir uns in der einen oder anderen 
Form werden anschließen müssen. Für mich 
persönlich waren gerade die Argumente des 
Herrn Abgeordneten Czernetz eine zusätzliche 
Bestätigung dafür, daß die EWG die richtige 
Form der europäischen Integration ist. Umso 
größer ist die Enttäuschung, wenn man nun 
später erlebt, daß mit derselben rhetorischen 
Brillanz und mit derselben Überzeugungskraft 
Argumente gegen eine Institution gebracht 
werden, die vor einigen Jahren noch der 
Gegenstand großer Huldigu,l1gen und Würdi­
gungen in diesem Hause gewesen ist. Ich 
möchte sagen : Für mich hat sich der Herr 
Abgeordnete Czernetz aus einem EWG-Paulus 
zu einem EFTA-Saulus rückentwickelt. Er 
ist geradezu heute als EFTA-Partisane hier 
aufgetreten, und das ist eine schmerzliche 
Enttäuschung ; denn ich habe gedacht, er sei 
vom europäischen Geist in Straßburg wirklich 
ganz infiziert, er identifiziere die EW G . . .  (Abg. 
Probs t, die Zeitung "N e'ue Front" vorweisend : 
Herr Kollege Kandutsch ! Sie haben eh schon 
geredet ! Es steht schon drinnen !) Nein, es 
ist nur der Rahmen. (Abg. P1"ob st: Das 
steht schon in der Zeitung !) Sie sehen also, 
die Berichterstattung . . . (Abg. Pro b s t, 
zitierend : "Als dritter Spreche1" der F PÖ ging 
Abg. Dr. Kandutsch insbesonden auf die Aus­
führungen des SPÖ-Europapol'itikers Czernetz 
ein !) Stimmt es nicht ? Bin ich nicht dabei ? 
Sie haben heute gesagt : Ihr "Heute" hat keine 
Zukunft ! Sie sehen wenigstens, unsere Presse 
schreibt immer schon in die Zukunft hinein ! 
(Heiterkeit.) Ich glaube außerdem, daß auch 
unsere heutige Haltung sehr stark in die 
Zukunft hineinwirkt ! (A bg . Dr. H o fe n e d e r :  
Die rote "Furche" ist wuch dabei !) 

Ich muß mich aber, wie gesagt, noch einmal 
mit der Vergangenheit auseinandersetzen. 

Der Herr Abgeordnete Czernetz hat heute 
verschiedene Thesen in den Mittelpunkt seiner 
Ausführungen gestellt. Er sagte : Es muß 
das ganze Europa sein ! Er sprach sehr, sehr 
prononciert für die Interessen Deutschlands 
und der deutschen Industrie, er hat sehr 
wenig über die österreichische Problematik 
gesagt (Abg. Pro  b s t :  Das steht schon alles 
drinnen !) , und er hat sehr viel gegen sich 
selber gesagt und hat sich in sehr wesentlichen 
Dingen widerlegt, sofern es sich um Behaup-
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tungen und Meinungen handelt, die er in der 
Vergangenheit vertreten hat. 

Meine Damen und Herren ! Jeder hat das 
Recht und die Möglichkeit, seine Meinungen 
zu ändern, zu revidieren, neue Erkenntnisse 
zu fassen. Aber gegen eine Methode des Herrn 
Abgeordneten Czernetz muß ich mich zur 
Wehr setzen, und deswegen haben wir uns auch 
erhitzt bei seinen persönlichen, unsachlichen 
Angriffen gegen Professor Nemschak. Man 
kann nicht jedesmal dann, wenn einer eine 
andere Auffassung vertritt, behaupten, er sei 
zu dumm, um die eigene Klugheit zu begreifen. 
(Abg. M a r k :  Da8 hat er nicht ge8agt ! Er hat 
ihn mit Röpke verglichen !) Diese Methode 
hat Herr Abgeordneter Czernetz leider Gottes 
schon einige Male angewendet, auch uns 
gegenüber, er hat uns zugerufen, er sei bereit, 
uns in einem Privatissimum aufzuklären, und 
so weiter, und so weiter, und auch heute 
haben Sie hier bei Professor N emschak eine 
gewisse abwertende Beurteilung im Zusammen:. 
hang mit anderen volkswirtschaftlichen Fach­
leuten vorgenommen. (Abg . Ozerne tz : Ist 
der Vergleich mit Professor Röpke di8krimi­
nierend ?) Ihr Herr Profe:ssor Röpke schaut 
Ihnen ja schon bei dem einen Knopfloch 
heraus, und auf der anderen Seite tragen Sie 
Erhard ! Das ist offenbar ein New Look der 
sozialistischen Politik. Ich kann mich noch sehr 
genau daran erinnern, wie Sie hier Professor 
Röpkes grundsätzliches Wirtschaftskonzept, 
seine Wirtschaftsideologie, mehr als einmal 
als illusionistisch abgetan haben. (Abg . 
Ozerne t z :  Auch heute noch !) Sie gehen hi�r 
völlig konform mit einer Beurteilung Röpkes, 
wie sie Professor Dobretsberger in Graz vorge­
nommen hat, der nämlich sagt : Röpke ist 
glänzend bis zu dem Augenblick, wo er mit 
seiner Argumentation aufhört, denn dort 
beginnen die wirklichen Probleme. (Abg. 
Pro b 8 t :  Wer den Röpke nicht ehrt, ist den 
Nemschak nicht wert !) Ich glaube, das ist 
auch Ihre Auffassung. Jedenfalls würden 
Sie, wenn Professor Nemschak zu anderen 
Ergebnissen gekommen wäre, heute eine solche 
Bemerkung nicht gemacht haben. (Abg. Mark : 
Welche Bemerkung ?) Die Bemerkung, daß 
er . . . (Abg. Ozern e t z : Ich habe ihn mit 
Röpke verglicken ! - Abg. M a r k :  Aber es ist 
dock keine Beleidigung, mit Röpke verglichen 
zu werden!) 0 nein, so war es nicht, 
sondern daß er sich in diesem Kreise großer, 
erlauchter Geister, wie sie vom Herrn Abge­
ordneten Czernetz dargestellt werden, nur 
sehr bescheiden in seinem geistigen Niveau 
ausnimmt. So jedenfalls war Ihre Auf fassung 
zu verstehen. (Wider8pruch bei der SPÖ. -
Abg. R 0 8 e n b e rg e r : So eine Verdrehung !) 

Meine Damen und Herren ! In der 15. Sit­
zung des Nationalrates am 6. Dezember 1 956 

ist u m  die Mittagszeit - ich erinnere mich -
der Herr Abgeordnete Czernetz hier zu Wort 
gekommen und hat sich in einer sehr eleganten 
Form darüber beklagt, daß es ihm nicht mög­
lich sei, möglichst allen Abgeordneten über 
die wichtigen europäischen Entwicklungen 
zu berichten, da die Anziehungskraft VOll 

Gulasch und Beinfleisch offenbar stärker war. 
Er hat damals in dem Zusammenhang ge­
rade darauf hingewiesen, in welche entschei­
dende Phase sich die europäische Fortent­
wicklung nunmehr begibt. Er meinte damals, 
die Schwierigkeit, ja die Krise des Europa­
rates bestünde da,rin, daß es sich nur um ein 
konsultatives Parlament handle, das zwar 
die schönsten Dinge beschließen könne, das 
aber über eine zu geringe Effektivität verfüge, 
weil daneben der Ministerrat bestünde, und 
dieser Ministerrat sei durch das Vetorecht 
jeder Regierung gelähmt. Sie haben damals 
die Einstimmigkeit als eine Lähmung be­
urteilt ; nU:f so kann man es verstehen. 
Sie sind offenbar der Auffassung gewesen, 
daß man dieses Europa nur schaffen kann, 
wenn es eine supranationale Willel1sbildung 
nach Mehrheitsbeschlüssen gibt. N ur das 
kann eine . logische Folgerung aus Ihrer da­
maligen Klage sein. 

Sie waren also damals nicht glücklich 
darüber, daß dieser Ministerrat nach dem 
Prinzip des österreichischen Koalitiol1saus­
schusses funktioniert, daß nämlich einer nein 
sagen kann, und dann ist nichts, sondern 
Sie wollten haben, daß hier eben eine Willens­
bildung zustandekommt. Und damit steht, 
im Vordergrund, was Sie immer unterstrichen 
haben, und mit Ihnen Herr Dr . Pittermann 
und alle anderen S'ozialisten, daß es Ihnen 
in der Vergangenheit sehr wohl auf die poli­
tische Einigung Europas angekom men ist. 
Es ist falsch, heute zu sagen : Wir haben 
immer nur eine wirtschaftlich-funktionelle Inte­
gration angestrebt ! (Abg. Czern e t z :  Aber 
das E W G-Parlament ist auch nur konsultativ !) 
Schon, aber der Rat in der EWG kann in 
der zweiten Stufe Mehrheitsbeschlüsse fassen. 
(Abg. Gzerne tz. Ja, er ist gleichzeitig Exeku­
tive und Legislative !) 

Hier geht es einmal um die Frage : Ein­
stimmigkeit - ja oder nein ? Denn in der 
Vergangenheit - das hat auch der Herr 
Außenminister vorgebracht - haben Sie ge­
rade in der Tatsache der Mehrstimmigkeit 
die Delegierung von Souveränitätsrechtell ge­
sehen, die nach Ihrer Auffassung mit der 
Neutralität unvereinbar sei . Was aber beim 
Europarat damals ein anstrebenswertes Ziel 
gewesen ist, kann doch hier bei der EWG 
nicht mit den Grundsätzen der österreichischen 
Gesamtpolitik im Widerspruch stehen. (Abg. 

92 
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M ar k: Beim E'ltroparat gibt es keine Souveräni­
tät I) 

Nun haben Sie damals über die positiven 
Leistungen des Europarates gesprochen. Sie 
haben erklärt, daß die Saar-Lösung und die 
Montanunion besondere Leistungen des Eu­
roparates gewesen seien - die Montanunion 
sei geradezu das Kind des Europarates -, und 
Sie haben eine Feststellung gemacht, die ich 
heute für die grundsätzliche Beurteilung für 
sehr wichtig erachte. Sie haben gesagt : 
Die europäische Wirtschaftsentwicklung war 
nicht komplementär, sondern kompetitiv. Die 
Folge davon ist, daß - man kann das nur 
schätzen - die Europäer etwa 48 Milliarden 
Schilling jährlich an Zöllen zahlen müssen. 

Nun erlaube ich mir folgende Frage : Es 
wird heute von den Gegnern der EWG be­
hauptet, die EWG habe mit einem Gewaltakt 
die organische Entwicklung, eine Art infor­
melle Integration Europas, unterbrochen, denn 
die OEEC und die Europäische Zahlungsunion 
hätten ohnehin so wunderbar in die europäische 
Integration hineingeführt. Diese Behauptun­
gen sind aufgestellt worden, aber sie sind un­
richtig. Denn Sie sagen selbst, die europäische 
Wirtschaftsentwicklung war nicht komple­
mentär, und daher mußte man, wenn man die 
Integration wirklich wollte, sagen, daß über 
und neben und außer der OEEC neue Formen 
der Integration gefunden werden mußten, 
und es ist daher . unrichtig, zu behaupten, 
eine an sich schon organische und gute Ent­
wicklung sei unterbrochen worden. (Abg. 
Gz e r ne tz : Jetzt sagen Sie noch dazu, daß 
ich damals tür die große europäische Lösung 
gesprochen habe !) Kommt alles ! (Abg. Doktor 
Pi t te r ma n n :  Es ist schon gedruckt !) Nein, 
Sie irren sich ! In der "Neuen Front" ist kein 
Wort drin von dem, was ich sage, ich habe 
kein aufgeschriebenes Konzept, sondern ich 
rede frei, wie immer, wenn Sie das bitte zur 
Kenntnis nehmen wollen ! 

Meine Damen und Herren ! Es ist auch nicht 
so, daß die OEEC ohne Probleme gewesen 
wäre. Ich erinnere mich an die sehr harten 
Worte des deutschen Wirtschaftsministers 
Erhard, der erklärt hat, es

' 
sei undenkbar, 

daß es chronische Schuldnerstaaten gebe und 
Staaten mit einem ständigen hohen Guthaben, 
und daß man daher wohl versuchen müsse, 
die sich nun auseinander entwickelnde Wirt­
schaftssituation in den einzelnen Staaten in 
irgendeiner Art und Weise zu koordinieren 
und die Entwicklung auf ein mittleres Tempo 
zu bringen. Ich glaube, es ist ja eine wesent­
liche Grundidee der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, daß man zwischen der sehr 
expandierenden und vorwärtsstürmenden In­
dustrie etwa in Deutschland und der bis vor 
einem Jahr sehr zurückgebliebenen Ent-

wicklung in Frankreich heute ein mittleres 
Tempo einschlägt. Wenn man lediglich, und 
das ist ja typisch für Ihre Freihandelszone, 
nach liberalistischen Freihandelsprinzipien des 
vergangenen Jahrhunderts vorgeht und sagt : 
Zölle weg, Kontingente weg, und jetzt wird 
sich das schon irgendwie einspielen ! ,  dann 
ist das, glaube ich, eine unzeitgemäße Lösung. 
Heute macht jeder Staat bewußte Struktur­
politik, er will den einzelnen schützen, er will 
die Berufsbranchen schützen, er trifft Schutz­
maßnahmen. Man kann nicht einfach auf 
diesem . Standpunkt stehen. Das sagen wir, 
obwohl Sie das vielleicht bei Freiheitlichen 
anachronistisch finden. Ich finde Ihre Angst 
vor dem Kollektivismus anachronistisch. Heute 
kommt es darauf an, daß man alle diese Dinge 
durchführt . . . (Abg. Ozernetz :  Ich werde 
Sie bei Ihrer Politik daran erinnern !) An was 
wollen Sie mich erinnern 1 Haben wir uns zum 
Beispiel gegen soziale Schutzgesetze ausge­
sprochen 1 Haben wir nicht das Mühlengesetz 
viel früher verlangt als Sie, wobei das Mühlen­
gesetz ein strenges Bewirtschaftungsgesetz ist ? 
Abel' das sind nun einfach notwendige Formen, 
wenn man nicht auf dem Standpunkt stehen 
will, der wirtschaftlich Starke hat das Recht, 
den wirtschaftlich Schwachen an die "Vand zn 
drücken und umzubringen. 

Nun sagten Sie damals auch über die Rolle 
Englands etwas anderes als jetzt, nämlich : 
"Bisher war besonders Großbritannien" ­
und das ist wörtlich übernommen - "ein 
Hindernis auf dem Wege zur Einigkeit 
Europas. " Aber Sie haben dann von einer 
Änderung der englischen Haltung gesprochen. 
Es ist also zweifellos nicht so, daß die Eng­
länder diejenigen gewesen seien - Sie haben 
heute Churchill zitiert -, die von Anfang an 
U11 bedingt für die Einigung Europas gewesen 
wären, aber VOll Anfimg an wären die 
Franzosen dagegen gewesen. Davon kann 
keine Rede sein. 

Einen sehr wesentlichen und breiten Teil 
hat in Ihren Reden immer die Frage der 
Unantastbarkeit, der nationalen Unabhängig­
keit eingenommen. Sie haben mehrfach er­
klärt, es gäbe heute noch in Europa sehr viele 
Illusionen über die Unantastbarkeit der natio­
nalen Unabhängigkeit,  und Sie sagten wei­
ters - und das halte ich auch für sehr bedeu­
tungsvoll - :  Die wirtschaftlichen Institutio­
nen OEEC und EZU brauchen die Kontrolle 
der politischen Öffentlichkeit, der Europarat 
braucht eine wirtschaftspolitische Aufgabe. 
Daher muß es zu einer Fusion kommen. 

Meine Damen und Herren ! Sicher war das 
damals auf der Basis eines gesamteuropäischen 
Gebietes, aber es kommt ein Programm mit 
dieser Forderung zum Ausdruck, daß nämlich 
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zwischen wirtschaftlicher Einheit und politi­
scher Einheit damals zumindest in Ihrem 
Denken keine Gegensätze waren, während wir 
jetzt immer wieder hören : Ja, an eine politische 
Einigung haben wir in Österreich nie gedacht, 
wir waren uns immer nur einig, daß es sich 
um eine wirtschaftliche handeln müßte. 

Im Jahre 1956 ist auch noch etwas anderes 
passiert. Sie haben damals hier im Hause die 
Montanunion als eine Kernbildung Europas 
bezeichnet. Damals haben Sie und der Abge­
ordnete Stürgkh in Straßburg gemeint, Öster­
reich werde oder müsse oder solle den Beitritt 
zur Montanunion prüfen. Das Außenamt hat 
Sie damals desavouiert. Einige Zeit s.päter hat 
Herr Außen minister Figl gesagt : Wir prüfen ! 
Später hat auch der Herr Bundeskanzler Raab 
in Bonn erklärt, Österreich prüfe diese Frage. 
Es hat eine Aufregung in der österreichischen 
Eisenexportindustrie gegeben, die sich sofort 
bei den Urproduzenten erkundigt hat, welche 
preislichen Auswirkungen das haben würde, 
und als sie hörten, daß der gespaltene Eisen­
preis fallen könnte, war auch bei den Euro­
pastürmern die Begeisterung vorbei. (Abg. Dole­
tor Pitterma n n :  Bei der eisenverarbeitenden 
industrie !) Ja, die eisenverarbeitende Export. 
industrie ! 

Meine Damen und Herren ! Wie ist es aber 
möglich, daß man es damals, im Jahre 1956, 
in Erwägung ziehen konnte, der Montanunion 
beizutreten, die ja ebenfalls nicht, um mich 
jetzt mit Professor WaIden auszudrücken, 
eine funktionelle Integration, sondern eine 
institutionelle mit supranationalen Behörden 
darstellt und die daher in ihrer ganzen Art 
auf Eisen, Kohle und Stahl beschränkt eigent­
lich das darstellt, was die Wirtschaftsgemein­
schaft später im Großen geworden ist 1 (Abg. 
Dr. Holeneder :  Das ist ja der Unterschied !) 
Warum ist da ein Unterschied ? Wenn es 
damals möglich war, der Montanunion bei­
zutreten, trotz aller politischen Bedenken . . . 
(Abg. Czernetz : Davon war leeine Rede, 
sondern prüfen ! ) Nun, Sie wollen etwas 
prüfen, wovon Sie von vornherein überzeugt 
sind, daß es unmöglich ist ! (Abg; Oz ernetz :  
Nein, ernsthaft prüfen I) Herr Abgeordneter 
Stürgkh, das mute ich weder Ihnen noch dem 
Bundeskanzler zu. (Abg. Mar k :  Hat es damals 
schon ein Neutralitätsgesetz gegeben ?) Natürlich, 
1956 ! (Abg. Mar le :  Das ist doch 8chon viel 
früher geprüft worden 1 ) Nein, es handelt sich 
um einen Vorgang aus dem Jahre 1956. 
Daran ist gar kein Zweifel. Daß der Beitritt 
zur Montanunion etwa zur Zeit der Russen­
besetzung noch unmöglicher gewesen wäre, 
steht außer jeder Diskussion. Damals haben 
wi r nur davon gesprochen, daß man einen 
Beobachter hinschickt. (Abg. Dr. Hofeneder :  
Das Ergebnis liegt doch vor !) Das Ergebnis der 

Prüfung ? Es ist offenbar überhaupt nicht 
geprüft worden, nicht seriös jedenfalls. Ich 
will nur davon reden, Herr Abgeordneter, 
daß man heute nicht so klug tun und erklären 
soll : Wir haben immer schon gewußt : jede Art 
einer Assoziierung Österreichs zu einer insti­
tutionellen Integration ist für uns ausge. 
schlossen. Dieser Auffassung waren Sie keines. 
wegs, und auch der Abgeordnete Czernetz 
nicht. 

Sie haben dann damals hier die Messina­
Konferenz geschildert und Spaak einen Stür­
mer für die europäische Einheit genannt. 
Spaak wird seit kurzer Zeit nicht mehr mit 
diesem Ehrennamen ausgestattet, muß ich 
sagen. Wenn hier ununterbrochen nur auf den 
Professor Hallstein hingehauen wird, muß 
doch einmal in Erinnerung gerufen werden, 
daß die Konzeption der EWG j a  nicht von 
einem Hallstein stammt, sondern daß sie von 
den Beneluxstaaten ausgegangen ist und daß 
vor allem Spaak wirklich der Stürmer ge­
wesen ist, und zwar in einer Zeit der Stürmer 
gewesen ist (Abg. Dr. Pitterma n n :  
Immer für die wirtschaftliche !) Nein, die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, diese 
Konzeption stammt originär von Ihrem soziali­
stischen Kollegen Spaak. Und der wird doch · 
nicht, Herr Vizekanzler Dr. Pittermann, jetzt 
zu einem Büttel des bürgerlichen Kapitals 
oder des Monopolkapitalismus, des Kartell­
kapitalismus geworden sein ! Ich mache Sie 
aufmerksam, im EWG-Vertrag ist ein aus­
drückliches Kartellverbot statuiert. Das allein 
beweist doch schon . . . (Abg. Dr. Pitter­
man n :  8paale war nie bei der EWG !  Er ist 
längst bei der NA TO ! ) Natürlich ! Er hat den 
EWG-Vertrag sogar in Vertretung seines 
Landes unterzeichnet, er steht darunter, und 
er war einer der entscheidenden Köpfe, daran 
ist gar kein Zweifel. 

Am 4. Dezember 1957 hat der Herr Abge­
ordnete Dr. Tonci6 hier gesprochen. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Tonci6 ist derjenige, der in 
diesem Haus immer die konsequenteste HaI· 
tung eingenommen hat. Er hat sich als Völker­
rechtsexperte hergestellt und erklärt : Jede 
Aufgabe auch nur des kleinsten Souveränitäts­
rechtes ist mit der Neutralität unvereinbar. 
Er ist doch damals sogar so weit gegangen, 
zu erklären, daß selbst die Mitgliedschaft 
Österreichs bei der UNO und im Europarat -
besonders bei der UNO - eigentlich gegen 
diese Grundsätze der Neutralität verstoßen 
würde. Damals hat ihm der Herr Abgeordnete 
Czernetz mit demselben Schwung und der­
selben Brillanz und Schlagfertigkeit geant­
wortet, indem er ein berühmtes Wort, ich 
glaube Clemenceaus, variierte und sagte, die 
Politik ist eine zu ernste Sache, als daß man 
sie den Välkerrechtslehrern überlassen dürfte. 
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(Abg. Oze rne tz : DM meine ich heute auch 
noch !) Sie meinten: weiter, die völlige Sou­
veränität ist eine Illusion, Sie haben Professor 
Carr, den englischen Völkerrechtslehrer zitiert, 
der gemeint hat, es gibt in der heutigen Zeit 
höchstens noch eine administrative, aber 
keineswegs mehr eine wirtschafts- oder eine 
militärpolitische Souveränität. Und Sie haben 
die These des Herrn Abgeordneten Dr. Toneie 
verworfen, daß die Neutralität zu einem Nein 
gegen die EWG verpflichtet und daß die 
Neutralität ein Ja für die EFTA ermögliche. 

Sie haben uns außerdem damals hier ein 
etwas pessimistisches Bild für die Zukunfts­
entwicklung der österreichischen Wirtschaft 
entworfen, was nämlich passieren würde, wenn 
die Zollmauern der EWG errichtet werden, 
wenn ein Außenzolltarif käme, wie wir den 
überspringen könnten. Sie fragten : Wo ist die 
Vorsorge zur Sicherung unseres Exportes, 
der zu 50 Prozent in die EWG geht 1 
Das sagten Sie im Jahre 1 957. Wo ist heute die 
andere große Vorsorge ? (Abg. Oze rne tz : 
Habe ich damals auch von der großen. Frei­
handelszone gesprochen ?) Da von haben Sie 
auch geredet. (Abg. Cze rne t z :  Danke !) Aber 
Sie haben, nicht expressis verbis, das gestehe 
ich Ihnen ohne weiteres ein, aber im ganzen 
Ton Ihrer Rede - und der Ton macht die 
Musik (Abg. Oze rnetz : Da haben Sie schlecht 
gehört !) - damals klar für die EWG plädiert . 
Ich werde Ihnen auch noch an einer anderen 
Stelle sagen, warum wir zu dieser Schluß­
folgerung kommen müsseri. 

Sie haben damals auch über die Möglich­
keiten des Osthandels gesprochen, ob der Ost­
handel fähig wäre, solche verlorene Export­
märkte zu kompensieren. Sie haben gesagt, 
auch das ist eine Illusion - Sie haben das 
Wort Illusion damals sehr oft in den Mund 
genommen. Wir haben ja inzwischen neue Ge­
sichtspunkte für die Exportausweitung und 
Streuung der österreichischen Wirtschaft. Wir 
haben uns an das Programm der freien Staaten 
angeschlossen, die wirtschaftlich unterent­
wickelten Gebiete mit auszurüsten. Es ist 
in ' Indien einiges geschehen, wir haben im 
Augenblick sogar eine Kreditaktion laufen ; 
das ist sehr gut . Wir unterstützen das absolut, 
denn wir müssen dabei sein, wenn heute irgend­
wo in der Welt neue Märkte im Entstehen be­
griffen sind. Aber daß Österreich selbst nicht 
in der Lage ist, hier eine sehr bedeutende 
Hilfe, mehr als eine, sagen wir, im wesentlichen 
symbolische Hilfe mitzuleisten, steht wohl 
außer jedem Zweifel. Man braucht sich ja nur 
anzuhören, was unsere eigene Industrie ständig 
bei diesen Liberalisierungsfragen schon bei der 
OEEC oder auch jetzt, wenn es sich um die 
Verstärkung der Auslandskonkurrenz han­
delt, anführt, da sind wir nämlich aus einem 

Wirtschafts wunderland über Nacht sofort 
wieder in ein sehr unterentwickeltes europäi­
sches Gebiet zurückverwandelt worden. Aber 
Tatsache ist, Österreich hat selbst noch sehr 
unterentwickelte Gebiete, und ich möchte das 
auch dem Präsidenten des Gewerkschafts­
bundes hier in aller Form sagen, daß man bei 
einer Beteiligung an einem weltweiten Hilfs­
programm auf die unterentwickelten Gebiete 
Österreichs nicht vergessen möge. (Abg. Ola h :  
A llch die F PÖ n'icht !) 

Meine Damen und Herren ! Damals sagte 
der Herr Abgeordnete Czernetz auch noch, 
er hoffe nur, daß bei der ganzen Diskussion, 
ob EWG .oder nicht, unsere Neutralität als ein 
Argument dagegen möglichst nicht angeführt 
wird. Wir haben in den letzten Monaten erlebt, 
daß immer wieder nur von der Neutralität 
geredet worden ist, und in Ihrer Rede im Jänner 
haben Sie uns sogar zugerufen, daß wir ja 
schließlich Neutralitätsverpflichtungen hätten, 
die weit über den völkerrechtlichen Rahmen 
hinausgehen oder über eine wissenschaftliche 
Betrachtung, und wir würden daher eine Politik 
befürworten, die gefährlich ist und ein Va� 
banquespiel darstellt. Später war dann die 
Neutralität auch das stärkste Argument des 
Herrn Außenministers, und Sie haben das 
übernommen. 

Die ständige Bezugnahme auf die Schweiz, 
meine Damen und Herren, würde natürlich 
dazu verleiten, zu diesem Thema sehr viel 
zu sagen, aber ich möchte mich nur auf einige 
grundsätzliche Bemerkungen beschränken. 
Ich glaube, wir können nicht ununterbrochen 
sagen, wir werden eine Außenpolitik betreiben 
wie die Schweiz, wir werden neutral sein wie 
die Schweiz. Wir folgen der Schweiz in 
anderen Dingen nicht, die Schweiz hat für die 
Sicherung ihrer militärischen Neutralität an­
dere Beträge aufgewendet und tut das auch 
jetzt, da sie eine aufgebaute Wehrmacht hat, 
während ' in Österreich doch eigentlich der 
Wehrbeitrag nur ein sehr symbolischer 
ist . Die Schweiz ist nicht in die UNO gegangen, 
sie ist nicht in den Europarat gegangen, die 
Schweiz hat eine vollkommen andere psycho­
logische Einstellung. Sie ist ein Niederzolland, 
hat daher eine ganz andere Atempause, um 
jetzt, sagen wir, eventuell doch entstehende 
Diskriminierungen zu parieren. Sie kann 
sogar, Herr Abgeordneter Czernetz, bei einem 
Nichtfunktionieren des Herkunftsnachweises 
im Rahmen der Freihandelszone an den Hoch­
zolländern wie Österreich profitieren. Sie 
haben ja im Ausschuß erklärt, die Regelung 
des Herkunftsnachweises ist im EFTA-Vertrag 
in glänzender Weise gelungen. Im Vertrag 
mag es gelungen sein, und meine Erkundigun­
gen bei Fachleuten haben ergeben, wenn sich 
alle Staaten ganz streng an die Vorschriften 
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halten, wird es auch funktionieren. Aber 
wenn das nicht der Fall ist - und beim Handel 
gibt es oft eine Verlockung, solche Positionen 
auszunützen -, dann geht dieses Experiment 
auf dem Rücken der Länder mit hohen Zöllen 
aus, das heißt also, auch Österreich würde hier 
eine Benachteiligung erfahren. Ich glaube, 
wir können nicht ständig von der Schweiz 
reden und sagen, wir tun einfach immer das, 
was die Schweiz uns als Vorbild hinstellt, dann 
kann es schon nicht schiefgehen. 

Sie haben nämlich gerade in dieser Sitzung, 
die ich jetzt zitiere, auch über die große 
Schwierigkeit, über die große Problematik des 
Herkunftsnachweises geredet und haben da­
mals zugegeben, daß diese Frage die Gefahr 
einer großen Überbürokrat.isierung in sich 
berge. 

' 

Meine Damen und Herren ! Zum Holz, 
über das heute schon einige Mal� gesprochen 
wurde, in diesem Zusammenhang nur ein 
Wort : Die Dänen heben überhaupt keinen 
Zoll auf Holz ein, natürlich nicht, sie brauchen 
Holz , und sie haben daneben eine hoch ent­
wickelte Möbelindustrie. Hier ist zum Beispiel 
ein Anreiz gegeben, nicht nur nordisches, 
sondern sehr sta,rk auch russisches Holz 
hereinzuholen und dann über die Verarbeitung 
in der Freihandelszone weiterzuverkaufen, 
und zwar wiederum zu herabgesetzten Zoll­
bedingungen ; das wäre zum Beispiel eme 
Versuchung für Dänemark. 

Ich höre, daß es zwischen Nord- und Süd­
tirol eine schon seit Jahrhunderten bestehende 
und auch jetzt noch praktizierte Zollfreiheit 
für den Import von Wein und Obst gibt. 
Ich glaube, wenn in Bozen ein Waggon be­
laden wird, ist es nicht möglich, festzustellen, 
ob es sich um Obst aus Bozen oder FeITara 
handelt. Es ist auch nicht zu kontrollieren, 
ob ein Waggon, der einmal nach Innsbruck 
gekommen ist, nicht auch in Wien auftaucht. 
Kein Wort gegen diese Regelung, aber das ist 
ein illustratives Beispiel dafür, daß heute noch 
niemand sagen kann, das Problem des Her­
kunftsnachweises sei bloß deswegen gelöst, 
weil man sich in einem Übergangsvertrag, in 
einem Notvertrag, in einem Umwegvertrag, 
wenn ich mit Herrn Dr. Hofeneder spreche, 
über eine Formulierung geeinigt hat. (Abg. Dr. 
Ho jeneder  : Abwarten !) 

Meine Damen und Herren ! In der Sitzung 
vom 3. Dezember 1 958 hat der Herr Abgeordnete 
Czernetz eine Bemerkung gemacht, die ich 
wiederum für entscheidend bei der langfristigen 
Beurteilung dieses Problems halte. Er sagte : 
Erst durch den Rom-Vertrag wurde die Frei­
handelszone aktuell. Meine Damen und 
Herren ! Ich hörte heute die ganze Zeit : 
Die Freihandelszonenidee war die logische, 

organische Fortsetzung der OEEC, der EZU, 
das würde von allen so sehr gewünscht und 
herbeigesehnt, daß dann später die EWG nur 
ein Querschuß gewesen ist . (Abg. Cz e rn e t z :  
Wer hat das gesagt ?) Das wird heute i n  der 
ganzen Argumentation vorgebracht, das hat 
auch der Herr Minister Lange bei dem Vertrag 
zum Ausdruck gebracht. Sie können sehr viele 
Erklärungen lesen, überall werden Sie das 
wiedersehen. 

Nun aber stellen Sie eine historische Wahr­
heit fest, indem Sie richtigerweise sagen : 
Die Initiative . ist von den EWG-Staaten 
ausgegangen. Sie haben als erste gesagt : 
Wir müssen jetzt zu echten Integrationsformen 
kommen, und die Freihandelszone war dann 
erst ein Gegenkonzept, ein anderes Konzept. 
(Abg. Gzerne tz :  Kein Gegenkonzept, eine 
Erweiterung !) Sehen Sie, da gehen unsere 
Auffassungen auseinander. 'Wir glauben, daß 
es ein von England hergestelltes Gegenkonzept 
ist, weil in der politischen Zielsetzung sehr 
wesentlich differente Auffassungen bestehen. 

Nun, meine Damen und Herren, möchte 
ich das sagen, was nach meiner Meinung wohl 
hier das entscheidende ist . Glaubt man, 
daß es genügt, aus Europa eine Freihandels­
zone zu machen ? Ist Freihandelszolle die 
Integration, die das große Ziel dieser Europa­
idee schon erfüllt 1 Sie bejahen es, wir ver­
neinen es. Es hat sich herausgestellt, daß 
bei allen im OEEC-Raum bisher schon er­
reichten Liberalisierungen nichts ohne Gewalt 
gegangen ist - sagen wir es ganz offen heraus. 
Haben Sie einmal den Herrn Handelsminister 
klagen gehört, was er an dem Tage erlebte , 
als wir damals bei der OEEC die Liberali­
sierung der Textilindustrie vornehmen mußten ? 
Hundert Protesttelegramme' an 'einem Tag ! 
Aber wir haben die Statuten der OEEC 
übernehmen müssen, daher waren \vir ge­
zwungen, solche Schritte zu gehen. Es ist 
heute schon vor mir vom Herrn Abgeordneten 
Stürgkh ganz richtig gesagt worden : Jeder 
will den Freihandel beim anderen, aber selber 
will er geschützt sein. 

Meine Frauen und Herren ! Diese politische 
Einigung Europas ist unter allen Umständen 
notwendig, und sie wird i1Ur zu erreichen 
sein, wenn sie über eine Zoll- und Wirtschafts­
gemeinschaft geht und nicht über das lose 
Gebilde einer Freihandelszone, zumal diese 
Freihandelszone in ihrer jetzigen Zusammen­
setzung, in ihrer Konstruktion und auch als 
geographisches Gebilde doch, zumindest was 
die Teilnahme Österreichs und vielleicht auch 
der Schweiz anbetrifft, ein Zufallsgebilde 
mit negativer Substanz ist, und zwar in dem 
Sinne --'- auch das habe ich einmal im "Heute" 
gelesen, das damals noch eine Gegen wart 
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und Zukunft zu haben schien -, wie ein 
wirtschaftspolitischer Redakteur sagte : Was 
die EFTA-Staaten miteinander vereinigt, ist 
eine einzige Tatsache : Sie sind nicht bei der 
EWG, und sie wollen nicht zur EWG. Aber 
das, meine Frauen und Herren, ist wirklich 
zuwenig. 

Nun haben Sie in den letzten Wochen Zeit 
gehabt, der Bevölkerung und der Wirtschaft, 
der Industrie und der Landwirtschaft klar 
zu machen, daß auch der EFTA-Vertrag 
große wirtschaftliche Vorteile bringen wird. 
Sind Sie der Überzeugung, daß eine solche 
positive Einstellung der Betroffenen schon 
zu verzeichnen ist 1 Ob Sie die Schwer­
industrie hernehmen, die Fertigungsindustrie 
oder die Landwirtschaft - es gibt bis jetzt 
ein einzigE S allgemeines Urteil : Uns bringt der 
EFTA-Veltrag keine Vorteile ! Aber wir sind, 
wenn es so weitergeht, in unseren wirtschaft­
lichen Interessen im Raume der EWG be­
droht. Das ist das allgemeine Urteil ; wenn es 
andere gibt, dann haben Sie es verabsäumt, 
sie heute hier vorzutragen. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, einige 
Betriebe aufzusuchen, mir Betriebsdaten her­
auszuholen und die mutmaßlichen Auswir­
kungen zu erfahren, wie sie die Betriebs­
leitungen sehen. Es ist kein einziger Privat­
betrie b dabei, sondern verstaatlichte und 
indirekt verstaatlichte Betriebe. Ich glaube, 
ein Abgeordneter sollte sich die Mühe machen, 
hier nicht nur immer nach den Grundlagen 
der Statistik über Wirtschaftsprobleme zu 
reden, sondern auch zu den Praktikern zu 
gehen, zu den Unternehmungen, die exportie­
ren, die importieren müssen, die die zu­
künftige Konkurrenz zu fürchten haben. (Abg. 
Benya : Die werden sich den Kopf zerbrechen 
müssen !) Natürlich haben sie sich den Kopf 
zerbrochen. (Abg. Benya:  Sie werden erst 
müssen !) Ich bin nicht der Auffassung des 
Dr. Weißmann : Es kann niemand sagen, 
wie das weitergehen wird, wir werden das 
erst in einiger Zeit dann erleben. Ich meine, 
Unternehmer und Unternehmervertreter sein, 
heißt doch, irgendwie in die Zukunft planen. 
Wenn ich heute die Vertragsbestimmungen 
vor mir habe, dann muß ich doch schon 
sagen können, wie sich das bei mir in der 
Zukunft entwickeln wird. 

Der Herr Bundeskanzler hat zum Beispiel 
vor 14 Tagen im Rundfunk gesagt : Bei der 
EWG ist ja auch nicht alles Gold. Wenn 
wir zur EWG gegangen wären, dann würden 
nach Österreich mehr Waren hereinströmen, 
und wir würden eine verschärfte Konkurrenz 
bekommen. Das ist doch bei der EFTA 
dasselbe. Es gibt wesentliche Unternehmun­
gen Österreichs, die sich vor der EFTA-

Konkurrenz , das heißt vor der englischen 
Konkurrenz - denn die EFTA ist, wirtschaft­
lich gesehen, in erster Linie und zu 75 Prozent 
England - mehr fürchten als vor der Kon­
kurrenz der EWG. Darf ich Sie nur an die 
Landmaschinenproduktion erinnern, insbeson­
dere an die Traktoren, wo man sich bereits 
heute überlegt, ob man nicht den Artikel 20 
des EFTA-Vertrages wird ansprechen müssen, 
um wieder Ausnahmen zu bekommen, weil 
man durch diesen übermäßigen Konkurrenz­
druck gezwungen sein könnte, Arbeiter zu 
entlassen. Das sind also schon sehr konkrete 
Überlegungen. 

Das, was alle Unternehmungen heute schon 
befürchten, ist die Beseitigung der Export­
hilfen, der Subventionen. Diese ist aber nicht 
nur eine Bedingung im EWG-Vertrag, sie 
ist natürlich auch eine Bedingung im EFTA­
Vertrag, denn auch dort sind die Grund­
sätze einer- klaren Preisbildung, einer Ent­
zerrung dieser ganzen Subventionen, vorge­
sehen. 

Das sieht man von Betrieb zu Betrieb. 
Ich denke hier an einen Tiroler Betrieb. 
Dort ist es noch so, daß 35 Prozent der Pro­
duktion in das Inland gehen, 27 Prozent 
in den EWG-Raum, davon allein nach Italien 
1 5  Prozent, 3 Prozent in die EFTA, 35 Pro­
zent in übrige Staaten, was ein sehr hoher 
Anteil und sehr erfreulich ist . 

Aber, meine Damen und Herren, wenn wir 
heute in Italien preislich noch besser liegen 
als die deutsche Konkurrenz, dann geht das 
im Moment noch, weil wir qualitäts mäßig 
besser sind und weil wir bei der ersten Zoll­
herabsetzung im Rahmen des EWG-Vertrages 
dort die Preise bis auf diese Position gesenkt 
haben. Aber wenn es nun zu keiner Harmoni­
sierung der Zollherabsetzungen kommt, wenn 
gar der Beschleunigungsplan eintreten sollte, 
dann habe ich hier einen konkreten Fall, wo 
es eben schon schwierig sein wird, von Tirol 
aus Maschinen zu exportieren. 

So geht es auf sehr vielen Gebieten. Es ist 
keineswegs etwa bewiesen und klar, daß 
unsere Industrie vor der EWG eine große 
Angst haben müßte und bei der EFTA keine 
Konkurrenzschwierigkeiten hätte, nur besteht 
eben zwischen diesen beiden Verträgen der 
Unterschied, daß die EWG wesentlich vor­
sichtiger mit Ausnahmsbestimmungen, mit 
sozialen Hilfsstellungen und so weiter vorgeht, 
während auf der anderen Seite lediglich die 
Zollherabsetzung und die Kontingenterhöhung 
stehen und damit eigentlich nur dem 
Prinzip des Freihandels gefolgt wird, während 
auf der anderen Seite nicht sehr viel vorgekehrt 
wird. 

Herr Abgeordneter Czernetz ! Sie haben 
nun auch eine wichtige Feststellung damals 
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am 3. Dezember 1958 getroffen. Sie meinten : 
Wenn sich neben der Wirtschaftsgemeinschaft 
eine Freihandelszone bildet, werden ihre Mitglie­
der, um daneben bestehen zu können, schließlich 
ebenso eng miteinander verbunden sein wie die 
Staaten der EWG. Wie soll man das verstehen ? 
Ist das Ihrer Auffassung nach nur ein metho­
disch-taktisch anderer Weg, der ohnehin zum 
gleichen Ziel führt, oder kommt hier nicht 
etwas zum Ausdruck, was der heute so ange­
griffene Professor Nemschak auch gesagt hat : 
daß man nämlich, um bestehen zu können, 
schließlich doch auch zu einer Wirtschafts­
gemeinschaft mit gemeinsamen Außentarifen 
zusammenwachsen muß, um dann schließlich 
als ein integrierter Teil in die Wirtschafts­
gemeinschaft hineinzuwachsen. (Abg . 
Cze rnetz : In der EFTA wird man langsam 
vielleicht da.zu kommen, freiwillig die Zölle auf 
ein niedriges Niveau zu senken. In der E WG 
macht man e1:nen Durchschnittszoll, der höher 
liegt ! ) Ja, das weiß ich. Das ist zwar keine 
Antwort auf meine Frage (Abg Czern e t z :  
Doch !) , aber bitte, e s  macht nichts. 

Meine Frauen und Herren ! Natürlich ist 
die Frage des gemeinsamen Außentarifes für 
die Staaten in Europa, insbesondere für 
Deutschland, ein furchtbares Problem. Aber 
ich muß schon sagen, wir haben ja hier öster­
reichische Interessen zu vertreten, die Sorgen 
der deutschen Industrie sollen sich die da 
drüben mit ihren Politikern ausmachen. Der 
entscheidende Unterschied zwischen dem, was 
Professor Erhard und die deutsche Industrie 
sagen, und dem, was faktisch geschieht, liegt 
nämlich in der Tatsache, daß die politischen 
Kräfte in der EWG dominierend sind und daher 
ein großes Opfer von der Wirtschaft ver­
langen. Ob dieses Opfer nicht zu groß sein 
wird und ob nicht die Expansion der deutschen 
Industrie diese politische Fessel sprengt, das 
ist eine Hoffnung, die sie setzen, um noch die 
Konzessionsbereitschaft zu einer multilateralen 
Assoziation zu findell. Aber sie haben keine 
Garantie, und gerade weil diese Gefahr besteht, 
beschleunigen sie heute die Schaffung der EWG 
in einem so unerhörten Ausmaß und Tempo. 

Und nun ein Wort über Frankreich, meine 
Frauen und Herren ! Es sind sehr harte Worte 
gegen Frankreich hier gefallen. Im Jahre 1 957, 
als der Herr Außenminister Figl die Geleise 
legte, wie ich schon sagte, indem er meinte, 
wir werden zur großen Freihandelszone gehen, 
konnte man noch der Auffassung sein, daß 
sich Frankreich nicht bereit finden wird und 
daß sich daher der noch nicht ratifizierte EWG­
Vertrag gar nicht als durchführbar erweisen 
würde. Nun hat sich in Frankreich, Gott sei 
Dank, ein Wandel eingestellt, und wir müssen 
darüber beglückt sein, denn niemand kann 
doch glauben, daß man Europa wird organi-

sieren, zusammenführen mit einem ständig 
kranken Frankreich, das zwischen dom wirt­
schaftlichen Zusammenbruch in der Inflation 
und einem krassen Protektionismus dahinvege­
tiert, das in einen furchtbaren Krieg ver­
wickelt ist, einem Frankreich, das unter Um­
ständen bedroht ist, heute oder morgen eine 
kommunistische Mehrheit zu bekommen. Wir 
alle müssen froh sein, daß Frankreich einen 
Aufstieg genommen hat, natürlich, wenn Sie 
wollen, mit einem Traum und mit einem 
starken emotionalen Aufbruch. Es haben 
eben alle Thesen, auch die eines Sozialisten­
führers Mollet und so weiter, in Frankreich 
nicht genützt, um diese Nation aufzurütteln, 
sondern erst das nationale Symbol Frankreichs : 
de Gaulle. Das ist eine Tatsache. Ich per­
sönlich muß sagen : Wenn die Franzosen in 
ihrer Führungsrolle - lassen wir das häßliche 
Wort Hegemonie - im Rahmen der EWG 
eine Möglichkeit sehen, ihr zerschundenes, seit 
dem Jahre 1 914 im Abbröckeln begriffenes 
Nationalbewußtsein heute zu sanieren, dann 
ist es nur ein Glück für ganz Europa. 

Ich glaube aber, daß es sehr wesentliche 
und richtige Einwände gegen die Politik 
Englands gibt, soweit es sich um den ehrlichen 
Willen Englands handelt, eine europäische 
Integration tatsächlich zu fördern. Wir haben 
immer gesagt : Wir wollen die Engländer 
vom Kontinent nicht vertreiben, das wäre ein 
Wahnsinn. Es ist völlig richtig, auf das hinzu­
weisen, was England gerade im letzten Krieg 
erlitten und mitgemacht hat. Aber, meine 
Frauen und Herren, so wie sich die Engländer 
das aus ihrer geschichtlichen Vorstellung 
heraus ausmalen, einerseits die Vorzüge dei'! 
Commonwealth, des Präferenzzollsystems zu 
genießen, andererseits mit einem Bein in 
Europa zu stehen, aber sich nie ganz zu 

engagieren, so wird es auch nicht gehen. 
Wir sind der Auffassung - das habe ich schon 
in meiner ersten Rede darüber gesagt -, daß 
man den Kontinent einigen und der Kontinent 
dann in loyalster Weise mit England zusam­
menarbeiten sollte. Denn die EFTA ist ja 
wirklich jetzt ein Gebilde mit 75 Prozent 
England und mit 2000 Kilometer langen 
Nabelschnuren herüber nach Österreich durch 
ein Gebiet, das, wenn es ein wirtschaftlich 
feindliches Gebiet werden sollte, jederzeit 
abgesperrt werden kann. Also keine sehr gute 
Situation für Österreich in diesem Rahmen. 

Nun also ist das große Schlagwort der 
"Brückenschlag" . "Der Brückenschlag wird 
kommen, weil er kommen muß ! " - das ungefähr, 
meine Damen und Herren, ist Ihr Argument 
im Augenblick. Dieses Argument kann 
stimmen, es kann aber auch falsch sein. 
Ich habe etwas Ähnliches schon einmal in 
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einer anderen Zeit erlebt, und es hat auch nicht 
geholfen. Im Augenblick ist es im Gegenteil 
so, daß die Chancen für den Brückenschlag 
im Schwinden sind, und dies aus folgenden 
Gründen : Erstens steckt hinter der EWG 
ein klares politisches Konzept, während die 
EFTA als Gegengründung über weite Teile 
ein Zufallsprodukt mit einer bestimmten nega­
tiven Substanz ist : Man ist eben nicht bei 
der EWG und will aus politischen oder neutrali­
tätspolitischen Gründen nicht dorthin gehen. 
Zweitens : Das erste Hallstein-Memorandum 
hat noch einen Brückenschlag zur EWG zum 
Inhalt gehabt - es ist aber mit Ausnahme der 
französischen Regierung von allen anderen 
Regierungen abgelehnt worden -, das zweite 
Memorandum ist aber über die Brückenschlags­
idee bereits weit hinaus, es hat das Problem 
auf die GATT-Ebene gehoben und damit auf 
eine weltweite Ebene . In dem Zusammenhang 
ist es drittens gelungen, die Amerikaner weit­
gehend für die EWG zu gewinnen, weil man 
ihnen eine Dollarliberalisierung angeboten hat 
und weil für Amerika - das hat Dr. Weiß mann 
heute schon angeführt - die Frage des Ex­
portes nach Europa sehr bedeutend ge­
worden ist . Es ist nicht mehr so, daß Amerika 
uns helfen muß .  Heute haben wir schon 
eine Verpflichtung, auch Amerika zu helfen. 
Meine Damen und Herren ! Sie haben es 
doch erlebt, daß Präsident Eisenhower beim 
Besuch des Bundeskanzlers Adenauer den 
Beschleunigungsplan im Prinzip gutgeheißen 
hat. Es hat noch nie eine so dezidierte Unter­
stützung der EWG-Bestrebungen gegeben wie 
gerade j etzt. 

Ist das eine Aufforderung für die ' EWG­
Staaten, nun auf die Beschleunigung zu ver­
zichten, das Stillhalteabkommen der EFTA 
anzunehmen, ihre eigenen Wünsche zurück­
zustellen und über den Brückenschlag nach­
zudenken � Ich glaube, man muß sich doch 
eines überlegen : Amerika hat einsehen müssen, 
daß es, allein auf sich gestellt, den Wirtschafts­
krieg mit Rußland kaum gewinnen kann und 
daß die übrigen Kräfte der freien Welt dazu­
stoßen müssen, insbesondere wenn neben 
Rüstungs- und Sicherheitsfragen auch noch 
die Probleme einer weiteren Unterstützung 
der unterentwickelten Gebiete auftauchen. 
Denn sehen die hochkapitalistischen und hoch­
industrialisierten Staaten zu, wie das Ge­
fälle zwischen ihnen und diesen unterent­
wickelten Gebieten noch größer wird, dann sind 
die unterentwickelten Gebiete für die Ideologie 
des Westens verloren. Hier hat Europa mit­
zuhelfen, aber ein Europa, das sich rasch 
findet, stark findet und das natürlich auch in 
politischer Beziehung eine einheitliche Willens­
bildung bekommt. Das sind offensichtlich 
die Motive der amerikanischen Haltung. Wenn 

von der EFTA heute gesagt wird, die Ameri­
kaner haben sich noch nie gegen einen Brük­
kenschlag ausgesprochen, so haben sie sich 
nicht dagen auszusprechen, es besteht aber 
auch gar kein Anlaß im Augenblick, denn das 
Thema Ihres berühmten Brückenschlages 
ist ja ,  zumindest was eine konkrete Form 
anbelangt, in weite Ferne gerückt. 

Nun wurde heute schon das Problem der 
Dynamik hier glossiert. Tatsache ist, meine 
Frauen und Herren, daß die wirtschaftliche 
Dynamik des EWG-Raumes wesentlich größer 
ist als die der EFTA. Von 1950 bis 1958 ist die 
Industrieproduktion der EWG um 83 Prozent 
gestiegen, die der EFTA um 23 Prozent. 1959 
hat der Handel im EWG-Raum eine Expansion 
von 1 7  Prozent wertmäßig und 22 Prozent 
seinem Volumen nach erlebt. Gegenüber 
anderen Ländern stiegen diese Vergleichswerte 
um 9 und 13 Prozent, der Handel der EFTA 
hat sich, global gesehen, um 3 Prozent aus­
geweitet. 

Meine Frauen und Herren ! Hier sehen sie 
schon eine andere Dynamik, und wir haben 
eine Befürchtung - heute ist davon schon 
gesprochen worden - :  Ja, nach 1945 ist 
es unserer Industrie in wunderbarer Weise 
gelungen, sich umzustellen. Aber geben Sie 
doch zu : Das war doch keine Zufallserschei­
nung und auch nicht das primäre Verdienst 
unserer Unternehmerschaft oder der staat­
lichen Wirtschaftsverwaltung, die sich um neue 
Märkte gekümmert hat, sondern wir sind mit 
hineingezogen worden in den Sog der europä­
ischen Wiederaufrüstung in wirtschaftlicher 
Hinsicht im Zusammenhang mit der Marshall­
Hilfe, im Zusammenhang mit den Organisatio­
nen , die daraufhin von den , Amerikanern 
konzipiert und gewünscht worden sind. Wir 
sind dann später in den Genuß der Konjunktur­
welle gekommen, und irgendwo war der 'Veg 
nach 1945 für uns vorgezeichnet. Heute 
stehen wir aber zum erstenmal vor einer echten, 
eigenen Entscheidung und Alternative, und 
heute besteht die Gefahr, daß wir uns von 
einem Raum abkapseln, in dem wir bisher in 
der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung mit­
genommen worden sind. Ob jetzt eine neuer­
liche Umorientierung so ohne weiteres gelingt, 
das muß bezweifelt werden. Es ist heute 
über die Exportstruktur Österreichs schon 
sehr viel gesprochen worden. Tatsache ist, 
daß man damit sehr weite U mlenkungen 
unseres Exportes nicht vornehmen kann, zumal 
ich persönlich überzeugt bin, daß alle verant­
wortlichen Kräfte in unserem Staat sowieso 
schon alles unternommen haben, um unsere 
Exportstreunug möglichst weit zu gestalten. 

Meine Damen und Herren ! Es gäbe zuviel 
zu sagen. Ich streiche eine ganze Reihe von 
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Dingen und möchte nur auf folgendes hin­
weisen : Die Landwirtschaftsvertreter, die heute 
hier gesprochen haben, waren eine einzige 
Enttäuschung. Stimmt die Meldung, die heute 
in der "Presse" steht, daß die Präsidenten­
konferenz d�r Landwirtschaftskammern nach 
einer gründlichen Prüfung der EFTA-Probleme 
festgestellt hat, daß der Beitritt für die öster­
reichische Land wirtschaft keine Vorteile bringt, 
da deren Interessen eindeutig zur EWG 
tendieren 1 Daher müsse eine Assoziierung 
mit dieser angestrebt werden. Die EFTA sei 
nur ein Weg, um möglichst bald zu einer 
gesamteuropäischen Lösung zu gelangen und 
eine gefährliche Diskriminierung zu vermeiden. 
Sollte dieses Ziel in absehbarer Zeit nicht 
erreicht werden, müßte eine bilaterale Assozi­
ierung Österreichs mit der EWG verlangt 
werden. Dabei müßte aber auch die Agrar­
struktur Österreichs . . .  Und hier beginnt dann 
wieder der Herr Abgeordnete Sebinger : Wenn 
es sich um die Agrarstruktur und um das Land­
wirtschaftsgesetz handelt , meldet er das auch 
im gesamteuropäischen Rahmen an. Aber über 
den ersten Teil ist nichts geredet worden, 
von keinem Vertreter. Ich habe außerdem im 
steirischen Rundfunk die Interpretation des 
Ergebnisses eines Arbeitsausschusses gehört, 
der von der Präsidentenkonferenz mit den 
Abgeordneten der Agrarklubs, mit den Beam­
ten des Ministeriums und so weiter erstellt 
worden ist. Und in dieser Aussendung am 
17.  März - ich könnte sie hier vorlesen -
wird genau dasselbe festgestellt und verlangt 
wie in dem gestrigen Beschluß der Präsidenten­
konferenz. 

Meine Herren ! Haben Sie dort eine andere 
Verantwortung vor der Zukunft Ihres Berufs­
standes und Österreichs als hier in diesem 
Hause ? Gibt es eine geteilte Verantwortlich­
keit, so wie es eine geteilte Meinung gibt ? 
Auch daß, wie behauptet wird, der Herr 
Staatssekretär Dr. Sonne mann hier in Wien 
uns so wunderbare Beruhigungspillen gegeben 
hätte, daß nämlich der Landwirtschaft "eh' 
nix passieren kann", halte ich für übertrieben, 
denn er hat in seinem Vortrag gesagt, Deutsch­
land wird alles versuchen, um die Importe von 
österreichischen Agrargütern weiterzuführen, 
aber er macht darauf aufmerksam, daß es 
sich um keine Notwendigkeit der Ernährungs­
sicherung in Deutschland handle, sondern 
das sei eine handelspolitische Maßnahme, weil 
die deutsche Industrie eben Agrarimporte 
wünscht. Wir haben j a  gegenüber der Bundes­
republik leider Gottes ein ungeheures Handels­

es doch gar nicht darauf an, ständig nur von 
Export und Import zu reden, sondern was die 
Landwirtschaft wünscht, wo sie dabei sein 
möchte, das ist doch eine allgemeine europä­
ische Agrarordnung, eine vernünftige Arbeits­
teilung, eine Sicherung des Absatzes und 
all die Dinge mehr, die im EWG-Vertrag 
stehen, aber nicht im EFTA- Vertrag, aus dem 
sie überhaupt herausgenommen wurden. Und 
so wie man sich dort um die sozialen Fragen 
kümmert - Herr Abgeordneter Altenburger 
hat uns im ersten Teil seiner Rede völlig aus 
dem Herzen gesprochen - und nicht einfach 
erklärt, man werde bei Konkurrenzkämpfen 
und Zusammenbrüchen von Unternehmungen 
eben nichts weiter tun, sondern einen Sozial­
fonds und einen Investitionsfonds, Umschu­
lungsaktionen und so weiter schaffen, so hat 
man auch auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
ein System der Hilfe, der Überbrückung, der 
Überführung vorgesehen und will nichts dem 
Zufall überlassen. Das unterscheidet ja den 
EWG-Vertrag so sehr vom EFTA-Vertrag, der 
einen Rückfall in das liberalistische Denken der 
Manchesterzeit darstellt und den Erfordernissen 
der Gegenwart in keiner Weise entspricht. 

Es ist heute immer wieder gefragt worden 
- auch das muß ich noch bringen - :  Welche 
Chancen hat denn Österreich bei der EWG ? 
Auf welches Entgegenkommen könnte es 
sich denn stützen 1 Die EWG ist nicht einmal 
nach Wien gekommen und hat gesagt : Liebe 
Österreicher, seid so freundlich und kommt zu 
uns. Die Vergleiche, Herr Abgeordneter Czer­
netz, mit der Türkei und Griechenland hin­
sichtlich des möglichen Zeitraumes, in dem 
eine Assoziierung vor sich gehen könnte, 
hinken natürlich vorne und hinten. Ich bin 
der Auffassung, daß die Probleme einer As­
soziierung Österreichs - jetzt rein wirtschaft­
lich gesehen - für die Sechs wesentlich ein­
facher sind als die Probleme Griechenlands 
und der Türkei. Es ist für die EWG nicht be­
sonders einladend, daß als erste alle die 
Staaten kommen, die in einer besonders 
tristen 'Yirtschaftsverfassung sind. Aber bei 
Österreich , bei dem auf der einen Seite von 
einem Wirtschaftswunder geredet wird - wir 
haben natürlich seit dem zweiten Weltkrieg 
durch verschiedene Faktoren einen enormen 
Aufschwung unseres Industrieapparates ge­
nommen, leider Gottes nicht überall� nur sehr 
partiell, aber wir stehen nicht schlecht da -, 
wären diese Fragen viel einfacher als die 
Assoziierung VOll Griechenland und der Türkei. 

passivum. Aber wenn natürlich im handels- \ Aber, meine Damen und Herren, die Iu­
politischen Bereich Diskriminierungen ein- dustrievertreter dieses Hauses, die heute genau­
treten, dann wird dieses Motiv für den weiteren so in das EFTA-Horn gestoßen haben, "EFTA­
Import in Wegfall kommen. Abgesehen davon isiert" bis zum Exzeß, haben doch einmal 
- das wissen Sie doch alle sehr genau - kommt mitgestimmt, daß ein anerkannter Wissen-
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schaf tier und Wirtschaftsfachmann Österreichs, 
nämlich Professor Taucher, eine private 
Verbindung zur EWG aufnimmt. Es ist ja 
nur zu bedauern, daß diese Dinge in den 
Zeitungen so polemisch und überhaupt in 
einer unseriösen Form dargestellt wurden, 
denn ich kann wirklich sagen, daß sich Profes­
sor Taucher für Österreich sehr viele Ver­
dienste erworben hat. Als Leiter des ERP­
Büros, als Mann, der heute weit über das 
Alter hinaus ist, wo man noch irgendwelche 
ehrgeizigen Pläne hat, sondern der nur mit­
helfen will, dieses Land vor einem S�haden 
zu bewahren, hat er es nicht verdient, daß 
man ihn dann in der Öffentlichkeit so sehr 
heruntergesetzt hat. 

Die grundlegenden Punkte seiner Expertise, 
meine Damen und Herren, sind ja vorhanden. 
Er sagt, Hallstein habe ihm erklärt, Öster­
reich würde bei der EWG auf größtes Ent­
gegenkommen für alle Sonderwünsche rechnen 
können, durch eine Sonderkondition würden 
unter anderem auch mögliche Gefahren für 
den Osthandel ausgeschaltet werden, und 
drittens, der heikle Neutralitätsstatus würde 
durch die Assoziierung mit der EWG nicht 
betroffen werden. Österreich würde als freier 
Partner in allen Fragen, die das Neutralitäts­
statut nur streifen könnten, nicht dem Kom­
mando der EWG-Oberbehörde unterliegen. 

Natürlich, wenn Sie sich daran stoßen, 
daß wir auch in der Frage des Außentarifes 
gleich vorgehen müssen, dann ist das un­
sachlich, denn nur beizutreten, um alle Vor­
teile zu haben, aber kein einziges Opfer 
bringen zu wollen, ist unzumutbar. Außer­
dem wäre der Außentarif für Österreich kein 
Opfer, weil er ohnehin ungefähr dem jetzt 
bestehenden Zollniveau entsprechen würde. 

in die jüngste Zeit - und ich bin überzeugt, 
das ist auch heute noch der Fall - differen­
teste Meinungen in den Fachkreisell und in 
der Öffentlichkeit gegeben. Ich stelle daher 
schon jetzt einen Antrag zur Geschäfts­
ordnung. Ich stelle den A n  t r a g, daß die 
Abstimmung über dieses Vertrags werk nach 
Namensaufruf vollzogen werden soll. Das 
impliziert natürlich eine Freigabe der 4-b­
stimmung. Es soll also jeder einzelne Ab­
geordnete namentlich abstimmen, denn der 
Herr Abgeordnete Stürgkh hat völlig recht, 
wenn er gesagt hat : Heute handelt es sich 
um eine Entscheidung, die vielleicht für 
Generationen getroffen wird. 

Außerdem wurden schon Abgeordnete zi­
tiert , die in ihren Bundesländern und Partei­
organen etwas völlig anderes schreiben, als 
sie hier im Hause vertreten. Denn sie können 
welche Meinung immer haben, die Verant­
wortung, die sie für dieses Vertrags werk 
übernehmen, besteht darin, ob sie zustimmen 
oder nicht. Eine Nichtanwesenheit zum Bei­
spiel bei der Abstimmung über einen so 
wesentlichen Vertrag ist eine Haltung, von 
der wir glauben, daß sie zumindest bemerkt 
werden sollte . Daher der Antrag, den ich 
mir erlaubt habe dem Herrn Präsidenten im 
Namen meines Klubs zu überreichen. 

Diese verschiedenen Auffassungen sind schon 
bei der Budgetberatung zum Ausdruck ge­
kommen, und sie haben vor allem unsere 
Wirtschaftsminister in der Bundesregierung 
ausgezeichnet. Meine Frauen und Herren ! 
Ich erinnere Sie an die Erklärung des Land­
wirtschaftsministers und an die Erklärungen 
des Handelsministers. Sie waren besonders 
oft verschieden. Ich darf hier noch einmal 
zitieren, was der Herr Handelsminister in 
Mariazell gesagt hat : "Ich möchte ganz 
offiziell erklären, daß es für mich im Jahre 1 960 
die wichtigste Aufgabe sein wird, alles Ge­
eignete zu tun, damit der österreichische 
Handel mit den EWG-Staaten nicht nur 

Es ist auch nicht so, Herr Abgeordneter 
Czernetz, daß die Assoziationsartikel 237 
und 238 im EWG-Vertrag - wir haben ihn 
auch - nur so vage, unsicher, unklar gefaßt 
seien. Im Gegenteil, ich finde sie besonders 
glücklich gefaßt, denn sie stellen fest : Es gesichert, sondern auch ausgebaut wird. Ich 

können Staaten und Staatengruppen kommen, werde keiner Ma,ßnahme die Zustimmung 

und es wird ein Vertrag geschlossen, der geben, die dieses Ziel beeinträchtigen könnte ! "  

Rechte und Pflichten regelt. Denn e s  ist selbst- Nun, mit der Zustimmung z u  diesem EFTA­
verständlich, es gibt keinen Löwenvertrag, Vertrag und durch die Maßnahmen, die in­
wo man nur Rechte und keine Pflichten hat. zwischen getroffen worden sind, wurden Taten 
Alles andere ist eine Frage des individuellen gesetzt, durch die der Handel mit den EWG­
Vertrages mit jedem einzelnen Staat, der um Staaten effektiv bedroht ist. 
die Assoziierung ansucht. Ich halte gerade Mariazell scheint überhaupt kein sehr glück­
diese allgemeine Formulierung für gut. Im licher Ort für derartige Dinge zu sein. Zu­
EFTA-Vertrag hat man den gleichen Para- mindest hat die Zeremonie nicht so funktio­
graphen fast mit denselben Worten ge faßt , niert, wie sich das der Herr Handelsminister 
also kann er im EWG-Vertrag nicht schlecht vorgestellt hat. Nach seinem Wunsch sollten 
sein. dort nämlich die Glocken läuten . Aber der 

Meine Damen und Herren ! Eines steht Herr Pater Beda hat gemeint, so wichtig 
unleugbar fest : In dieser Frage hat es bis I sei dieses Ereignis nicht. Die Steiermark 
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ist daher um ein historisch bedeutsames I 
Ereignis umgefallen. (Bundesminister Doktor 
Bo c k :  Wenn Sie es genau wissen wollen: 
Es war gerade umgekehrt !) Drei Heilige Könige 
sind dann im Hof gestanden und sollen von 
den Vertretern Österreichs die ersten Opfer­
schillinge für die EFTA kassiert haben. 
(Abg. Prin k e :  Das ist ein Irrtum !) Wenn 
das nicht stimmt, meine Damen und Herren, 
dann würden Sie die Berichterstatt'ung der 
ÖVP.Presse außerordentlich diskriminieren, 
denn die "Südost-Tagespost" schreibt diese 
nette Geschichte am Rande des Geschehens. 
(Abg. Prinkf, : Es war kein Vertreter dort !) 

Meine Damen und Herren ! Nun noch etwas 
zu den beiden anderen, viel wichtigeren 
Anträgen, die wir schon im Hause gestellt 
haben. Keiner der heutigen Redner hat 
hier unter Beweis stellen können, daß er an 
eine rasche Überbrückung der Gegensätze 
glaubt, daß eben bald ein solcher Brücken­
schlag kommen würde. Wir sind davon 
überzeugt, daß der Weg in die EFTA an sich 
falsch war. Wir wollen keine wirtschaftliche 
lose Vereinigung, sondern wir wollen eine 
politische Organisation des europäischen Kon­
tinents. Das möchte ich noch einmal ganz 
deutlich sagen. 

Aber auch die praktischen und faktischen 
Voraussetzungen für eine baldige Überbrük­
kung oder Assoziierung sind nach unserer Auf­
fassung nicht gegeben, und daher erlaube 
ich mir, nun folgenden A n t r a g  zu stellen, der 
sich gegenüber dem Antrag im Ausschuß 
in einem Punkt unterscheidet, weil wir j a  
geneigt sind, Ihre Argumente ernst z u  nehmen, 
sie zu prüfen, und wenn sie uns berücksichti­
gungswürdig erscheinen, dann berücksichtigen 
wir sie sogar. 

Wir haben daher gesagt : 
Die Bundesregierung wird beauftragt, 

das Übereinkommen zur Errichtung der 
Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) 
zu kündigen, falls es bis zum 3 1 .  Dezem­
ber 1960 nicht gelingen sollte, den 
"Brückenschlag" in Form vertragsmäßiger 
Beziehungen der EFTA zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ( EWG) herzu­
stellen. 
Meine Damen und Herren ! Wir haben also 

den Termin vom September auf das Jahres­
ende verschoben, und wir sind der echten, 
ehrlichen Überzeugung, daß bis dahin eine 
Entscheidung so oder so gefallen sein muß, 
ob der Brückenschlag möglich ist oder 
nicht. 

Weiter stellen wir folgenden A n  t r a g :  
Die Bundesregierung wird beauftragt, 

unverzüglich Verhandlungen mit der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 

aufzunehmen, um die Möglichkeiten einer 
Assoziierung Österreichs an die EWG unter 
'Wahrung der völkerrechtlichen Verpflichtun­
gen Österreichs zu prüfen. "Über das Er­
gebnis dieser Fühlungnahme ist dem Haupt­
ausschuß des Nationalrates zu berichten. 

Die Fühlungnahme mit der EWG ist ein 
Punkt, über den man wohl nicht wesentlich 
diskutieren, schon gar nicht streiten muß ; 
diese Fühlungnahme würde auf alle Fälle 
richtig sein, denn sie wird ja auch von der 
Präsidentenkonferenz verlangt, sie wird von 
anderen Organisationen und Teilen, zum Bei­
spiel der Österreichischen Volkspartei verlangt, 
und ich darf in Erinnerung bringen, daß der 
Steiermärkische Landtag einen solchen Be­
schluß gefaßt hat, nämlich die Bundesregierung 
aufzufordern, mit der EWG in Fühlung zu 
treten. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, Sie 
können also diesen beiden Anträgen zu­
stimmen, auch bei Beibehaltung Ihrer heute 
hier bekundeten Auffassung, die Österreichi ­
sche Volkspartei überhaupt und sowieso, 
weil das eigentlich dem entspricht, was ins­
geheim sehr viele von Ihnen, sicherlich die 
Mehrheit, in dieser Frage empfinden, fühlen 
und glauben. (A b g .  Seb inger : Sind Sie Ge­
dankenleser ? ) W' as die Sozialistische Partei 
betrifft, so haben Sie es mir leicht gemacht, 
die Gedanken zu lesen, ich habe sie immer 
wieder nur lesen müssen, weil Sie ja fleißig 
geschrieben und geredet haben. 

Zu der Sozialistischen Partei möchte ich 
sagen, daß bei der Annahme dieses Vertrages 
etwas wegfallen würde, was ihr heute von 
breitesten Kreisen zum Vorwurf gemacht wird. 
Es ist eine gewisse Konsequenz in ihrer 
Haltung, aber eine Konsequenz, die sich aus 
politischen, ideologischen Überlegungen er­
gibt und nicht aus Überlegungen des Staats­
interesses und der europäischen Idee. Sie 
haben eine Scheu vor vielen Bestimmungen 
des EWG-Vertrages. Was sie besonders irri. 
tiert, ist die Freiheit des Handels, die Freiheit 
der Arbeitskräfte und die Freiheit des Kapital­
verkehrs. Der Herr Außenminister Dr. Kreisky 
hat in Warschau einen Vortrag gehalten, 
in dem er den Kommunisten dort sehr deutlich 
und klug erklärt hat, wie sich die Funktionen 
des Kapitalismus der westlichen Welt ge· 
wandelt haben. Aber in Österreich hat man 
oft den Eindruck, daß dieser Funktions­
wechsel von der Sozialistischen Partei nicht 
zur Kenntnis genommen wird und daß eine 
ausgesprochene Angst davor besteht, auch 
Österreich werde Nutznießer einer Kapitalver­
flechtung Europas werden. Was man den Sozia­
listen politisch vorwirft, ist, daß eben im Raume 
der EWG im Augenblick in keinem Staat 
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die sozialdemokratischen Parteien etwa in der 
günstigen Position sind wie in Österreich 
'und daß sie daher nicht in eine negative Sog­
wirkung hineinkommen wollen. Das alles sind 
Argumente, die vorhanden sind, die sehr 
stark geglaubt werden. Während man bei 
der Ö VP überhaupt nicht begreift, warum sie 
so handelt, hat man bei der Sozialistischen 
Partei jedenfalls parteipolitische Gesichtspunkte 
entdeckt. 

Sie können beides beseitigen, die Inkonse­
quenz rechts und den Vorwurf, Partei über 
den Staat zu stellen, links, wenn Sie den Anträgen 
der Freiheitlichen Partei zustimmen. Sie wis­
sen, daß die Kündigungsfrist ohnehin ein Jahr 
dauert, daß wir also, wenn schon ein Schaden 
durch den Beschleulligungsplan der EWG 
entsteht, erst im Jahre 1 962 beginnen können, 
ihn zu reparieren. Aber, meine Frauen und 
Herren, nicht wir allein, sondern weite Teile der 
Wirtschaft - auch der Präsident Lauda -
haben doch erklärt, man müsse diese Schwierig­
keiten, diese Unsicherheit, die heute besteht, 
doch zumindest befristen, um nach einer 
Prüfung zu sehen, ob man sich umorientieren 
soll oder muß. Wir sind davon überzeugt, 
und deshalb, meine Damen und Herren, 
habe ich mir erlaubt, Ihnen diese Anträge zu 
stellen, und ich bitte Sie um die Annahme. 
(Beifall bei de1' F PÖ.) 

Präsident Dr. Gorbach : Die beiden vor­
gelegten Anträge des Herrn Abgeordneten 
Kandutsch sind g e n ü g e n d  u n t e r s t ü t z t  und 
stehen in meritorischer Behandlung. 

Zum Wort hat sich niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter hat um das Schluß­
wort gebeten. 

Berichterstatter Klenner (Schlußwort) : Hohes 
Haus ! Die Anträge, die der Herr Abgeordnete 
Kandutsch jetzt gestellt hat, sind in ähnlicher 
Form bereits im SOllderausschuß eingebracht 
worden. In der Debatte ist man bereits ausführ­
lich auf diese Anträge zu sprechen gekommen. 
Ich bitte, die Anträge, die der Sonderaus­
schuß gestellt hat, anzunehmen und die 
Anträge des Herrn Abgeordneten Kanclutsch 
abzulehnen. 

Es ist in der Diskussion darauf hinge­
wiesen worden, daß nicht der Beitritt zur 
Europäischen Freihandelsassoziation be­
schlossen, gleichzeitig aber beantragt werden 
kann, die Kündigung des Vertrages vor­
zusehen. Damit würde, das ist in der 
Debatte ausdrücklich betont worden, unser 
Beitritt · an Durchschlagskraft verlieren, und 
es wäre nicht zweckmäßig, eine solche 
Handlungsweise dem Hohen Hause vorzu­
schlagen. Der Sonderausschuß hat mit Mehr-

heit dem Übereinkommen seine Zustimmung 
gegeben und das Hohe Haus gebeten, ihm 
ebenfalls die Zustimmung zu geben. Ich 
bitte Sie daher, die Anträge anzunehmen, so 
wie sie der Bericht des Sonderausschusses 
enthält, und die Anträge des Herrn Ab­
geordneten Kandutsch abzulehnen. 

Präsident Dr. Gorbach : Damit gelangen 
wir zur A b s t i m m u n g.  Ich teile hiezu mit, 
daß vom Herrn Abgeordneten Dr. Kandutsch, 
wie Sie gehört haben, beantragt wurde, gemäß 
§ 58 der Geschäftsordnung eine namentliche 
Abstimmung durchzuführen. Ich habe eine sol­
che Abstimmung dann durchzuführen, wenn 
mindestens 25 Mitglieder des Nationalrates 
dies begehren. Da auf dem Antrag nur acht 
Unterschriften vermerkt sind, stelle ich die 
Frage an das Hohe Haus, ob es eine nament­
liche Abstimmung wünscht. Ich bitte daher 
jene Frauen und Herren, die für eine nament­
liche Abstimmung eintreten, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Ich stelle fest, daß das 
nicht 25. Abgeordnete sind, sondern nur 8. 
Der Antrag auf namentliche Abstimmung ist 
daher gefallen. Ich lasse daher in der üblichen 
Weise abstimmen. 

Das Übereinkommen enthält mehrere Be­
stimmungen verfassungsändernden Charakters. 
Diese bedürfen daher der qualifizierten Mehr­
heit. Ich stelle vorerst die Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Mitglieder fest. Die 
Vorschriften mit verfassungsrechtlichem Cha­
rakter sind sowohl im Motivenbericht der 
Regierungsvorlage als auch im Ausschuß­
bericht aufgezählt. Es sind dies die Vor­
schriften der Artikel 3 Abs. 5,  Artikel 4 
Abs. 5, Artikel 5 Abs. 2, 3 und 7, Artikel . 7 
Abs. 3 und 4, Artikel 10 Abs. 10, Artikel 1 3  
Abs. 2 und 3 ,  Artikel 1 4  Abs. 5 ,  Artikel 1 5  
Abs. 2 und 3 ,  Artikel 1 6  Abs. 4 ,  Artikel 1 9  
Abs. 2 ,  Artikel 20 Abs. 4 und 5 ,  Artikel 26 
Abs. 2, Artikel 29, Artikel 31 Abs. 4 und 5,  
Artikel 32 Abs. 4, Artikel 41 sowie Artikel 43 
Abs .  5 und 6. Ich kann über das Vertrags­
werk nur als Ganzes abstimmen lassen, je­
doch ist für die Annahme der vorgenannten 
Bestimmungen mit verfassungsrechtlichem Cha­
rakter Zweidrittelmehrheit erforderlich. 

Ich bitte nun j ene Frauen und Herren, die 
dem vorliegenden Übereinkommen samt An­
lagen die Genehmigung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Ich danke sehr. Ich 
bin in der Lage festzustellen, daß dem vor­
liegenden Übereinkommen mit einer Mehrheit 
von mehr als zwei Dritteln bei Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder die G e n e h m i g u ng 
erteilt wurde. Damit sind auch die von mir 
angeführten Bestimmungen, die verfassungs­
gesetzlichen Charakter haben, mit qualifi­
zierter Mehrheit angenommen. 

28. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)76 von 94

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. - 28. Sitzung - 23. März 1960 1229 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den zu diesem Gegenstande vom Aus­
schuß vorgeschlagenen E n  t s c h l i e  ß u n g s a n­
tr ag (S. 11(8) , betreffend die vierteljährliche 
Berichterstattung an den Nationalrat. Diese 
Entschließung ist dem Ausschußbericht beige­
druckt. Ich bitte jene Frauen und Herren, 
die diesem Entschließungsantrag ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Ich danke sehr. Ich stelle die 
e i n s t i m m i g e  A n n a h m e  dieses Entschlie­
ßungsantrages fest. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die von den Abgeordneten Dr. Kandutsch 
und Genossen eingebrachten zwei E n t s c h l i e­
ß u n g s a n t r ä g e. Sie haben diese beiden An­
träge gehört, Dr. Kandutsch hat sie selbst 
vorgetragen . Wird eine nochmalige Verlesung 
gewünscht ? - Dies ist nicht der :Fall. Ich 
lasse über beide Entschließungsanträge unter 
einem abstimmen. - Ein �Widerspruch da­
gegen wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Frauen und Herren , die 
den beiden Entschließungsanträgen der Ab­
geordneten Dr. Kandutsch und Genossen 
ihre Zustim mung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Ich danke sehr. Das ist die 
Minderheit, daher a b g e l e h nt.  

Damit ist, der I .  Punkt der Tagesordnung 
erledigt. 

2. Punkt : Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses, betreffend den Bericht des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
über die XIV. Generalversammlung der Ver-

einten Nationen (171 der Beilagen) 

Präsident Dr. Gorbach : Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung : Bericht des 
Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten über die XIV. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Zechtl. Ich bitte ihn, die Verhandlungen ein­
zuleiten. 

Berichterstatter Zecht! : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Der Außenpolitische 
Ausschuß hat den gegenständlichen Bericht 
des Bundesministers für AW'lwärtige Ange­
legenheiten über die XIV. Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen in der am 
10. März 1960 abgehaltenen Sitzung in Be­
handlung gezogen und mich beauftragt , dem 
Hohen Haus Bericht zu erstatten. 

Die XIV. Generalversammlung der Ver­
einten Nationen, die vierte, an deren Arbeit 
Österreich nach Erlangung der Unabhängig­
keit als vollberechtigtes Mitglied beteiligt 
war, tagte vom 15 .  September bis 1 3 .  De-

zember 1 959 in New York. Der Beginn der 
Generalversammlung fiel zeitlich mit dem Be­
such des Ministerpräsidenten der Sowjet­
union Chruschtschow in den Vereinigten Staaten 
zusammen. Im persönlichen Gespräch tausch­
ten Präsident Eisenhower und sein sowjeti­
scher Gast ihre Ansichten über die Weltlage 
aus ,  und sie einigten sich über den Weg zur 
Gipfelkonferenz. Damit war der Begriff des 
"Geistes von Camp David" geschaffen, der 
auch den Verlauf und das Ergebnis der 
Generalversammlung bestimmend beeinflußt 
ha.t. Ob dieser Geist von Camp David zur 
wahren Verständigung unter den Völkern 
führen wird und ob der Abbau der Gegen­
sätze und des Mißtrauens eintritt, kann 
heute noch nicht abgeschätzt werden. Jeden­
falls hat der Geist von Camp David der 
Ost-West-Debatte in der XIV. General­
versammlung viel von der früher gewohnten 
Schärfe und Unerbittlichkeit genommen . Wenn 
auch noch niemand sagen kann, ob die 
XIV. Generalversammlung nach dem Wunsche 
ihres ausgezeichnet amtierenden Präsidenten 
Professor Belaunde (Peru) als "Generalver­
sammlung des Friedens" in die Geschichte 
eingehen wird, so war sie doch sicher eine 
der ruhigsten unter den bisherigen Tagungen 
der Weltorganisation. 

Die wichtigste weltpolitische Frage, die 
einer eingehenden Diskussion durch die 
Generalversammlung unterzogen wurde, war 
die Frage der Abrüstung. Eine von sämt­
lichen Mitgliedstaaten gemeinsam eingebrachte 
Resolution, die demgemäß auch einstimmig 
angenommen wurde - ein bisher in der 
Geschichte der Vereinten Nationen noch nie 
dagewesener Fall ! -, besagt, daß die neuen 
Abrüstungsvorschläge der Sowjetunion und 
Großbritanniens einem paritätischen Ab­
rüstungsausschuß zur meritorischen Prüfung 
überwiesen wurden, und es wurde der Hoff­
nung Ausdruck gegeben, "daß in Bälde Maß­
nahmen zur Herbeiführung einer vollständigen 
Abrüstung unter wirksamer internationaler 
Kontrolle ausgearbeitet und einvernehmlich 
beschlossen werden" . 

Die Generalversammlung wurde im weiteren 
Verlauf besonders von jenen Fragen be­
herrscht, in denen die afro-asiatische Gruppe 
die Initiative ergriff. Es ging vor allem um 
die Algerien-Frage und um die Auslösung 
der ersten französischen Atomwaffe in der 
Sahara sowie um die Rassenpolitik der Süd­
afrikanischen Union. Auch über die Lage 
in Ungarn, Tibet und Korea wurde diskutiert . 

In der Frage der Erhöhung der Mitgliederzahl 
des Sicherheitsrates sowie des Wirtschafts­
und Sozialrates brachte die Debatte keine 
praktischen Resultate. 
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Die sorgenvolle und enttäuschende Ent- von Dr. Matsch gewertet werden. Die Tätig­
wicklung der österreichisch-italienischen Ver- keit des Botschafters Dr. Matsch fand die 
handlungen machte es erforderlich, erstmals ungeteilte Anerkennung aller Delegationen. 
das Südtirol-Problem der Generalversammlung An der in Anwesenheit von Bundesminister 
der Vereinten Nationen vorzutragen . (Präsi- Dr. Kreisky und Staatssekretär Dr. Gschnitzer 
dent 0 l a h übernimmt den Vorsitz.) im Außenpolitischen Ausschuß abgeführten 

Der Herr Bundesminister für Auswärtige Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Angelegenheiten sprach im Namen Österreichs Strasser, Stürgkh, Sebinger und Mahnert sowie 
zu den Delegierten der Generalversammlung Bundesminister Dr. Kreisky. 
und stellte die Kernpunkte dieses Problems Der Ausschuß beschloß nach der durch­
eindrucksvoll dar. Nach einer Replik des geführten Debatte einstimmig, dem Hohen 
italienischen Außenministers ergriff Bundes- Hause den A n t r a g  zu stellen, der Nationalrat 
minister Dr. Kreisky noch ein zweites Mal das wolle den Bericht des Bundesministers für 
Wort, um auf die Darlegungen des Ministers Auswärtige Angelegenheiten über die XIV. Ge­
Pella zu antworten. neralversammlung der Vereinten Nationen 

'Vährend der ganzen Dauer der General- samt den 45 Anlagen zur Kenntnis nehmen. 
versammlung war die österreichische Dele- Ferner stelle ich den Antrag, General- und 
gation bemüht, in immer stärkerem Maße Spezialdebatte in einem durchzuführen. 
an der gemeinsamen Arbeit mitzuwirken, sei es, 
daß sie in den Diskussionen zu den jeweiligen Präsident Olah : Es ist beantragt, General-

Problemen Stellung nahm, sei es, daß sie von und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

den anderen Delegationen in die entscheidenden 
so 

���
f
!��:�nd wird nicht erhoben, daher wird 

Verhandlungen hinter den Kulissen einbezogen 
wurde oder am Zustandekommen von Kompro- Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
mißlösungen mitwirkte . gemeldet ist als erster Redner der Herr Ab­

geordnete Dr. Tonci6. Ich erteile ihm das 
Als besonderen Erfolg durfte die österreichi- Wort. 

sche Delegation den Beschluß der General­
versammlung buchen, die Konferenz zur Kodi­
fikation der Rechtsvorschriften über die diplo­
matischen Beziehungen und Immunitäten im 
Frühjahr 1961  in Wien abzuhalten. 

Schließlich setzte sich die österreichische 
Delegation - wie schon im Vorjahr - für die 
Errichtung eines Informationszentrums der 
Vereinten Nationen in Wien ein. 

Der österreichische Beitrag zum Budget der 
Vereinten Nationen für 1 960 dürfte gemäß der 
österreichischen Beitragsquote von 0,43 Pro­
zent etwa 225.000 Dollar, das sind zirka 
5,8 Mi1lionen Schilling, betragen. 

Die österreichische Delegation wurde in der 
Zeit vom 15. bis 25. September 1 959 vom 
Herrn Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten, Dr. Bruno Kreisky, geführt. Der 
Herr Staatssekretär Professor Dr. Gschnitzer 
nahm als Delegierter während dieser Zeit teil. 
Ebenso waren drei Abgeordnete der drei im 
Parlament vertretenen Parteien als Delegierte 
in der genannten Zeit in New York anwesend. 

Österreich konnte einen Erfolg in der 
XIV. Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen für sich buchen : die Berufung des 
ständigen Vertreters Österreichs bei den Ver­
einten Nationen, des Botschafters Dr. Franz 
Matsch, zum Vorsitzenden der wichtigsten 
Kommission, das ist der Politischen Kom­
mission. Diese Berufung muß als ein wirk­
licher Vertrauensbeweis für Österreich und als 
eine persönliche Würdigung der Verdienste 

Abgeordneter Dr. Toneie : Hohes Haus ! Bei 
den Verhandlungen in San Franzisko im Jahre 
1944 hat der französische Delegierte, der 
ehemalige Ministerpräsident Joseph Paul-Bon­
cour, .die Anregung gebracht, die er in einer 
größeren Rede begründete, daß die Neutralität 
von nun an mit dem System der neu zu er­
richtenden 'Veltorganisation als unvereinbar 
erklärt werden solle. Offenbar waren ihm dabei 
einerseits die Erfahrungen der Schweiz in der 
Zwischenkriegszeit vor Augen als auch anderer­
seits die ganze Stimmung der Kriegszeit selber, 
die von jedem einzelnen Staat und von jedem 
Volk den Kampf gegen den Aggressor verlangte. 

Es ist nun tatsächlich so, daß die Schweiz, 
als sie dem Völkerbund beitrat, ein Sonder­
statut erhielt, das sie von den militärischen 
Sanktionsverpßichtungen befreite, nicht jedoch 
von den nichtmilitärischen. Später kam es 
dann zu dem Konflikt zwischen dem Völker­
bund und Italien. Der Völkerbund verfügte 
nichtmilitärische Sanktionen, denen sich na­
türlich auch die Schweiz unterwerfen mußte. 
Aber kurze Zeit darauf erkannte die Schweiz, 
daß man eigentlich zwischen militärischen und 
nichtmilitärischen Sanktionen gar keinen Un­
terschied machen könne. Ein Witzbold hat 
damals gesagt, daß es eigentlich nur ganz 
wenige Waren gebe, die keine militärische Be­
deutung hätten, und ihm fiele momentan 
eigentlich nichts anderes ein als der Lippen­
stift ; aber auch der Lippenstift hätte eine mili­
tärische Bedeutung und müßte daher unter die 
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Bannwaren fallen, denn zweifellos trage der 
Gebrauch des Lippenstiftes zur Hebung der 
Freude und des guten Verhaltens der Truppe 
bei . Tatsächlich hat sich die Schweiz in kür­
zester Zeit auch von diesen nichtmilitärischen 
Sanktionen befreit, und es war ersichtlich, daß ein 
neutraler Staat in Wahrheit eine wichtige Funk­
tion der Weltorganisation, nämlich die Beteili­
gung am Kampf gegen den Aggressor, in wel­
cher Form i mmer, gar nicht durchführen könne. 

Diese Ideen VOll Joseph Paul-Boncour sind 
damals nicht mehr weiterverfolgt worden, 
obwohl die allgemeine Stimmung gegen den 
Neutralen gewesen ist. Dennoch, im Laufe 
der Zeit zerfiel das Konzept der einen, der 
einigen 'Velt, das ja offensichtlich die Grund­
lage der Arbeit der Vereinten Nationen ge­
wesen ist , und damals wieder wurde die 
Neutralität als eine Sonderform zwischen­
staatlicher Regelungen gleichsam rehabilitiert. 
Aber es dauerte sehr lange, bis die Vereinten 
Nationen mit dem konkreten Fall der Teil­
nahme eines statutarisch , also entweder völker­
rechtlich oder staatsrechtlich, als immerwährend 
neutral erklärten Staates konfrontiert worden 
sind. Die Schweiz kehrte nicht in eine solche 
überstaatliche Gemeinschaft zurück. Erst im 
Dezember des Jahres 1955 trat der Fall ein, 
als ein immerwährend neutraler Staat, nämlich 
Österreich, den Vereinten Nationen beige­
treten ist. Sowohl der Sicherheitsrat der Ver­
einten Nationen, als er diesen Beitritt empfahl, 
als auch die Generalversammlung, die den 
Beitritt vollzog, waren sich des Um­
standes bewußt, daß es sich hier um einen 
immerwährend neutralen Staat handle. Daraus 
ist sicherlich die Vereinbarkeit des Status der 
Neutralität mit der Mitgliedschaft. zu den Ver­
einten Nationen erkennt.lich. 

aber auch bei manchen Staaten der afro­
asiatischen Gruppe, daß ein neutraler Staat 
eigentlich zu den großen Geschehnissen, zu den 
gewaltigen Auseinandersetzungen auf der Welt, 
besonders zu den ideologischen Kämpfen auf 
der Welt, keine Stellung zu beziehen habe, daß 
er in jeder Hinsicht zwischen den Blöcken zu 
stehen habe, daß also diese Neutralität in 
einem außerordentlich extensiven Sinn aus­
gelegt werden solle. Österreich hat sich von 
allem Anfang an gegen diese Auffassung von 
Neutralität gewandt und darauf hingewiesen, 
daß auch kein historisches Beispiel von früher 
oder derzeit noch neutralen Staaten eine solche • 

Auffassung der Neutralität rechtfertige. Im 
Gegenteil, ÖstclTeich hat von allem Anfang 
an eindeutig betont, daß diejenigen Prinzipien, 
Grundsätze und Werte, die wir eben, kurz 
ge8agt, als die Werte einer christlich-abend­
ländischen Gesellschafts- und Rechtsordnung 
anerkennen, auch für die Führung der Politik 
Österreichs in den Vereinten Nationen als maß­
geblich zu gelten haben. 

Das sehen wir nachher auch bei der Ein­
stellung Österreichs bei bestimmten Abstim­
mungen, bei Erklärungen, die die öster­
reichischen Delegierten abgegeben haben. Bei­
spielsweise in der Angelegenheit Ungarn. Hier 
hat sich Österreich mit der Mehrheit der 
Generalversammlung einvernehmlich erklärt 
und hat das Vorgehen der Sowjetunion in 
Ungarn verurteilt. Warum ? Weil es darin 
eine Verletzung völkerrechtlicher Verpflieh -
tungen und Normen gesehen hat. Zweitens in der 
Angelegenheit Tibet bei der letzten General­
versammlung, wo Österreich deswegen für die 
Tibet-Resolution stimmte, weil es sich um 
eine Verletzung von Menschenrechten handelt. 
Weiterhin hat Österreich im Falle von Algerien 
in der Kommission gegen den Vorschlag, der 
vorgelegt worden ist, gestimmt, und im Plenum 
hat es sich der Stimme enthalten. Warum � 
Weil es den Lösungsvorschlag Frankreichs für 
diese Angelegenheit als durchaus vernunft­
gemäßen Grundsätzen entsprechend akzeptierte. 
Es hat jedoch bei der Resolution über die Ver­
urteilung des französischen Atomtestes in der 
Sahara für diese Resolution gestimmt, und 
zwar aus der allgemeinen Erwägung heraus, 
daß wir überhaupt für eine Abrüstung auf 
breitester Basis sein sollen, wenn wir auch 
für die besondere französische Position Ver­
ständnis aufbringen müssen. 

Es läßt sich daraus ersehen, daß die öster­
reichische Politik in den Vereinten Nationen 
eine ganz konkrete und eine klare Linie ver­
folgt, die bisher deutlich eingehalten worden ist. 

Aber wie immer die Sachen nun sind, jeden­
falls ist die Position Österreichs in dieser 
Staatengemeinschaft der Vereinten Nationen 
in keiner Form mit der Position der anderen 
Mitglieder der Vereinten Nationen zu ver­
gleichen. Es ist eine einzigartige Position, und 
die Aufgabe der österreichischen Regierung und 
der österreichischell Delegation bei den Ver­
einten Nationen im Laufe der letzten vier Jahre 
bestand nun darin, diese österreichische be­
sondere Position zu entwickeln, und zwar so 
zu entwickeln, daß sie den österreichischen In­
teressen dient, daß sie aber auch den Forde­
rungen der Satzung der Vereinten Nationen 
vor allem dem Geist der Vereinten Nationen, 
entspricht . Tatsächlich entwickelte sich hier 
ein besonderer Typ eines neutralen Staates, der 
zugleich Bundesmitglied einer Weltstaaten­
gemeinschaft ist. Diese Einstellung war natürlich nicht bei 

Bei vielen herrschte damals die Auffassung allen Staaten unwidersprochen geblieben. Sie 
vor, besonders bei Staaten des Ostblocks, hat sicherlich auch Kritik ausgelöst, aber sie 
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wurde letzten Endes doch akzeptiert. Das und mehr verlagern besonders die Großmächte 
zeigt sich beispielsweise in drei Dingen : zunächst ihre Konferenzen, ihre Entscheidungen in 
einmal darin, daß zum Sitz der Internationalen Fora außerhalb der Vereinten Nationen. 
Atomenergiebehörde Wien gewählt worden ist, Warum ist diese Entwicklung eingetreten 1 weiterhin darin, daß im Verlaufe des nächsten Aus verschiedenen Gründen. Einmal deswegen, 
Jahres in Wien eine Konferenz über die Kodi- weil das im Sicherheitsrat vorgesehene Veto­fikation der Rechtsvorschriften über die diplo- recht zweifellos mißbraucht worden ist. Es matischen Beziehungen und Immunitäten statt- gibt nicht ganz 300 Fälle, in denen di� Sowjet­finden soll, und schließlich darin, daß der union das Vetorecht im Sicherheitsrat ge­
projektierte Sitz der Atomtest-Kontrollkom- brauchte, und nur ganz wenige Fälle, ich glaube mission, sollte sie zustandekommen, in Wien 1 2 im �'alle von Amerika, einen im Falle von 
sein soll ; es würde sich, nebenbei bemerkt, hier Frankreich, 2 im Falle von Großbritannien, um die größte internationa1e Kontrollorgani- wo also von seiten des Westens das Vetorecht ' sation handeln, die bisher errichtet worden angewendet worden ist. Diese zu große An-
ist. wendung des im Jahre 1 945 nach reiflicher 

Die Einstellung Österreichs zu diesen Pro- Überlegung eingebauten Vetorechtes hat den 
blemen war aber noch aus einem anderen Grund Sicherheitsrat in Mißkredit gebracht und ihn 
speziell für Österreich kompliziert. Wir traten als Organ der Leitung der Vereinten Nationen 
mit einer Reihe von Staaten in die Vereinten praktisch ausgeschaltet. Daraufhin haben die 

. Nationen in dem Augenblick ein, als sich diese Vereinten Nationen in sich reagiert, und seit 
Organisation in einem außerordentlich starken der Resolution "Uniting for peace" haben sie 
Ausmaß zu transformieren begann. Das ur- den Schwerpunkt in die Generalversa.mmlung 
sprüngliche Bild, das die Vereinten Nationen verlegt. Man hatte das Empfinden, daß sich in 
seit dem Jahre 1 945 entwickeln, hat sich immer der Generalversammlung, wo jeder die gleiche 
mehr und mehr verändert, und ungefähr Stimme hat, der Große und der K.leine, vielleicht 
mit unserem Eintritt im Jahre 1955 beginnt ein neuer Schwerpunkt der Vereinten Nationen 
eine gewaltige Transformation, in der sich die werde entwickeln können. Dies hatte auch 
Vereinten Nationen noch heute befinden, eine zunächst den Anschein. Ich erinnere beispiels­
Gewichtsverlagerung vor allem der Tätigkeit weise an die Tätigkeit der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen. Wir sehen, daß ihr beim Suez-K.onflikt, wo eine fast einvernehm­
Tätigkeitsbereich im wirtschaftlichen, im hu- liche Meinung erzielt worden ist, der nachher 
manitären, im sozialen, im kulturellen, im auch die von diesem Konflikt betroffenen 
juridischen Sektor an Bedeutung ständig zu- Staaten - es waren vier Staaten - sofort 
nimmt. Folge geleistet haben. Aber in Wahrheit war 

Sicherlich hat man bisher diese Tätigkeit 
bei den Vereinten Nationen zuwenig in der 
Öffentlichkeit beachtet und gewürdigt. Ich 
erwähne beispielsweise den gewaltigen Apparat, 
den die Weltgesundheitsorganisation aufgebaut 
hat'. Diese Erfolge in der Bekämpfung von 
Krankheiten auf der ganzen Welt hätte man 
niemals erreichen können ohne eine derartige 
globale Organisation, die "\viederum eine solche 
Institution, wie sie die Vereinten Nationen 
sind, voraussetzt. Wir müssen also feststellen, 
daß alle diejenigen Tätigkeitsbereiche, die nicht 
unmittelbar zu der Streitschlichtung oder 
Streitverhütung gehören, bei den Vereinten 
Nationen an Bedeutung ständig zunehmen, 
wenn auch die Öffentlichkeit immer noch den 
spektakulären Erfolg der Streitschlichtung im 
Auge haben möchte. 

Aber die Gefahr bei den Vereinten Nationen 
besteht darin, daß dieses Organ, das ja ur­
sprünglich, sagen wir, in seiner letzten Konse­
quenz als eine Art Weltregierung gedacht 
war, immer . mehr und mehr in Gefahr 
gerät , aus der eigentlichen Entscheidung 
der wichtigsten .  politischen Dinge auf der 
Welt ausgeschlossen zu werden. Immer mehr 

diese Einstimmigkeit und diese Autorität der 
Generalversammlung darauf zurückzuführen, 
daß die beiden großen Weltexponenten, die 
Vereinigten Staaten von Amerika und die 
Sowjetunion, der gleichen Auffassung gewesen 
sind. 

Als das nicht mehr der Fall war, zeigte sich 
sofort, daß die Generalversammlung auch nicht 
in der Lage ist, ihre Autorität durchzudrücken. 
Sie sehen das vehement bei Ungarn, wo die 
Resolutionen über Ungarn nicht verwirklicht 
worden sind und vor allem die Sowjetunion und 
Ungarn selber der Resolution gar nicht Folge 
leisteten. Wir sehen es weiterhin bei der Resolu­
tion ü bel' die freie Durchfahrt durch den 
Suezkanal, aber wir sehen es auch zum letzten­
mal bei der Resolution über die Verurteilung 
der französischen Atombombenversuche, bei 
der meiner Meinung nach nicht eine einzige 
Delegation geglaubt hat, daß eine solche 
Resolution Frankreich auch nur eine Sekunde 
aufhalten würde, die Atombombe zur vor­
gesehenen Zeit und am vorgesehenen Ort tat­
sächlich explodieren zu lassen. 

Aber nicht nur diese schwankende und 
schwindende Autorität der Generalversamm­
lung ist eine Ursache der Krise, sondern auch 

... 
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ein anderes Phänomen, das wir als eine Staaten­
inflation bezeichnen können. Zwar war es 
von allem Anfang an der Sinn der Vereinten 
Nationen, die ganze Welt zu umfassen, also 
keinen Staat auszulassen , aber es war z weifellos 
nicht die Absicht, daß die ganze Welt in so 
viele Staaten zerfallen soll, wenn es auch im 
Jahr 1945 vorauszusehen war, daß es trotz der 
Bildung von Staatengemeinschaften und Bun­
desstaaten eine erhöhte Anzahl von Staaten 
im Laufe der Zeit geben würde. Aber es setzte 
sehr rasch eine Entwicklung von ungefähr 
60 Staaten auf derzeit 82 Staaten ein. In 
kürzester Zeit wird es bei den Vereinten 
Nationen 100 Staaten geben. 

Nun muß man sich folgendes vorstellen : Es 
läßt sich arbeiten in einem verhältnismäßig 
kleinen Gremium von Menschen und von 
Regierungsvertretern. Aber es läßt sich bei 
Vertretern von 1 00 Regierungen eigentlich nicht 
mehr so arbeiten, daß man erwarten kann, daß 
in einer kürzeren Zeit auch tatsächlich positive 
Erfolge erzielt werden. Der amerikanische 
Chefdelegierte Cabot Lodge hat einmal gesagt, 
eine Organisation kann nicht funktionieren, 
where everything is everybodys business. Das 
ist die Schwierigkeit, vor der heute die Ver­
einten Nationen stehen. Wenn man zu jedem 
Tagesordnungspunkt von der Streitschlichtung 
angefangen bis zum internationalen Vogel­
schutz 100 Rednern die Möglichkeit gibt, dazu 
Stellung zu nehmen, so ist es selbstverständlich, 
daß diese Sachen ins Uferlose gehen und daß 
neue Wege gefunden werden müssen, um hier 
zu einer fruchtbaren Arbeit zu gelangen. 

Es ist hier noch eine weitere Komplikation 
eingetreten, und zwar die, daß eine bestimmte 
Staatengruppe numerisch immer mehr wächst. 
Die Zahl der, sagen wir, afro-asiatischen Staaten 
- auch diese Bezeichnung ist völlig falsch, 
aber sie hat sich als Schlagwort einge­
bürgert - nimmt immer mehr zu, und sie wird 
schätzungsweise in eineinhalb Jahren von den 
100 Staaten 40 umfassen. Es wäre das keines­
wegs eine an sich negative Entwicklung. Man 
könnte im Gegenteil sagen, sie ist sogar positiv, 
weil nun hier die Möglichkeit gegeben ist, mit 
diesen j ungen Staaten in einen ständigen 
Meinungsaustausch zu treten und zu helfen, 
deren Probleme zu bereinigen. Die Schwierig­
keit besteht aber darin, daß diese Staatengruppe 
offensichtlich der Ansicht ist, daß die Vereinten 
Nationen ausschließlich nur für sie da sind und 
für ihre speziellen Probleme, ganz unabhängig 
von dem Grad der obj ektiven Bedeutung und 
Wichtigkeit dieser Probleme. Daher ent­
wickeln sich die Vereinten Nationen immer mehr 
und mehr zu einem Organ, das von einer ein­
zigen Staatengruppe für ihre Initiative, für 
ihre Sorgen und für ihre Probleme gepachtet 
wird. 

Ich komme damit zu einer Angelegenheit, 
die auf der letzten Generalversammlung eine 
breite Diskussion ausgefüllt hat, die immer 
mehr und mehr an Bedeutung zunimmt und 
die auch in dem vorliegenden Bericht erwähnt 
wird, und zwar zu den speziellen Problemen 
dieser Staatengruppe, der afro -asiatischen 
Staatengruppe und, wie man vielleicht - auch 
schlagwortartig - sagen könnte, der Entwick­
lungsländer, also einer Reihe von Staaten oder 
Gebieten, die dadurch charakterisiert sind, daß 
ihr Lebensstandard außerordentlich niedrig 
ist und deren Völker überdies sehr rasch zur 
politischen Selbständigkeit heranreifen. Es 
ist das ein Gürtel von Staaten ungefähr um 
den ganzen Äquator, also nicht allein im Nahen 
Osten, im Süden und Südosten Asiens, sondern 
in ganz Afrika und auch im nördlichen und 
zentralen Südamerika, in Mittelamerika, teil­
weise auch im Pazifischen Ozean. 

In diesem großen Gebiet der Entwicklungs­
länder gibt es besondere Probleme. Zunächst 
einmal drängen diese Länder sehr zur politi­
schen Emanzipation. Allein in diesem Jahre 
hat schon ein Staat in Afrika die Selbständig­
keit bekommen : Kamerun. Es wird in Kürze 
Togo folgen, ehemalige Treuhandschaftsgebiete 
der Vereinten Nationen, es wird nächstes Jahr 
über Restgebiete von Kamerun, die unter 
britischer Verwa,ltung stehen, durch eine Volks­
abstimmung entschieden werden. Es werden 
weiterhin in diesem Jahre Somalia, 
Nigeria und der belgisehe Kongo selbständig 
werden. Es ist damit zu rechnen, daß im näch­
sten Jahre die gleiche Entwicklung in Kenya 
eintreten wird, voraussichtlich auch auf dem 
neuseeländischen Teil der Samoa-Inseln im 
Pazifischen Ozean, in zwei Jahren ungefähr in 
Tanganjika, in ungefähr drei Jahren im 
Treuhandschaftsgebiet von Ruanda-Urundi. 
Es wird weiterhin im Juni dieses Jahres die 
Föderation von Mali gegründet werden und als 
Völkerrechtssubjekt aufscheinen. Es werden 
eine Reihe von Staaten der französischen 
Communaute teilweise als Mitglieder der Ver­
einten Nationen aufscheinen wollen. Wir 
sehen also einen raschen Drang zur politischen 
Emanzipation und Selbständigkeit. 

Nun hat man aber schon lange erkannt, 
vor allem bei den Vereinten Nationen, daß das 
Problem dieser Gebiete ja keineswegs damit 
gelöst ist, daß sie j uristisch Staaten werden, 
sei es, daß sie in einem Staatenverband bleiben 
wie im Commonwealth oder der Communaute 
oder daß sie vollkommene Selbständigkeit be­
kommen, sondern das wesentliche dabei ist die 
wirtschaftliche Lage dieser Völker und Gebiete. 
Zum Arbeitsbereich der Vereinten Nationen 
gehört vor allem auch, die wirtschaftliche Lage 
dieser Gebiete langsam zu bessern. 

93 
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Die Welt wird derzeit von 2,8 Milliarden Betrag klingt nun sehr imponierend, er ist es 
Menschen bewohnt. 70 Prozent dieser 2,8 Mil- aber nicht. Denn die Vereinigten Staaten von 
Harden Menschen verdienen maximal 300 Dollar Amerika allein haben beispielsweise seit dem 
j ährlich, meistens aber ·weniger. Das heißt, daß Jahre 1 945 pro Jahr jeweils ungefähr 1 Milliarde 
sich 70 Prozent der Menschheit mit 20 Prozent I Dollar für diesen Raum an vom Staat zur 
des Gesamteinkommens der Welt begnügen I Verfügung gestellten Mitteln verwendet, von 
müssen. In Westeuropa und in Norda.merika den ungeheuren privaten Investitionen über­
leben 19 Prozent der Weltbevölkerung. Das haupt nicht zureden. 'Wenn ich jetzt noch dazu­
Welt-Bruttosozialprodukt ist aber bei diesen rechne, welche Mittel noch der Ostblock in 
1 9  Prozent mit 65 Prozent vertreten. Also diese diese Gebiete an Unterstützung schickt - es 
19 Prozent der Menschheit haben sich 65 Pro- ist ungefähr bisher ein Drittel von dem, was 

. zent des Welt-Sozialproduktes era,rbeitet und der Westen schickt, aber mit dem dreimal so 
damit eine kulturelle und wirtschaftliche Höhe großen psychologischen Effekt -, und wenn 
erklommen, die vor 10, 20 oder 30 Jahren ich das jetzt alles zusammennehme, so muß 
überhaupt unvorstellbar gewesen wäre. In der ich sagen, daß die Vereinten Nationen natürlich 
politischen Einfiußsl)häre dieser 19 Pro- nur einen bescheidenen Beitrag leisten, obwohl 
zent, also der von Nordamerika und Westeuropa, es an sich am besten ' wäre, wenn das ganze 
leben in dell unterentwickelten Gebieten des Hilfswerk durch eine geeignete Organisation 
Westens 44 Prozent der Menschheit, nicht ein- der Vereinten Nationen betreut würde. Aber 
gerechnet die östliche Hemisphäre. In den es ist gar nicht möglich, daß sie mehr leisten, 
Entwicklungsländern der westlichen Hemi- schon allein deswegen, weil sich der wirtschaft­
sphäre leben also 44 Prozent der Menschheit und liehe Aufbau eines solchen riesenhaften Raumes, 
sie müssen sich mit 12 Prozent des Welt·Brutto- der über die ganze Welt geht, überhaupt 
sozialproduktes begnügen. In Indien beispiels- niemals durch staatliche Subventionen, durch 
weise entfällt auf den Kopf ein Durchschnitts- Subventionen der öffentlichen Hand, welcher 
{'inkommen von nur 69 Dollar im Jahr. Art immer, durchführen läßt. Er läßt sich nur 

Die letzte verläßliche Statistik, die es in 
diesem universalen Ausmaß auf der "Velt 
gibt, geht auf daR Jahr 1 957 zurück . Im 
Jahre 1 957 hat also Weste uropa und N ord­
amerika, wo 528 Millionen Menschen leben, 
780 Milliarden Dollar Einkommen gehabt. 
In den Ländern des Ostblocks, in denen 
950 Millionen Menschen leben, hat es in 
diesem Jahr ein Einkommen von 286 Milliarden 
Dollar gegeben. Das heißt : Die Länder des 
Ostblocks, in denen ungefähr das Doppelte der 
Bewohnerschaft von Westeuropa und Nord­
amerika vorhanden ist, produzieren nur ein 
Drittel des Sozialproduktes des Westens. Darin 
zeigt sich die gewaltige Diskrepanz zwischen 
Ost und West. 

Die Vereinten Nationen haben nun tatsächlich 
schon vor langer Zeit Bemühungen entwickelt, 
um das irgendwie auszugleichen und das Niveau 
der Entwicklungsländer zu heben. So haben 
sie beispielsweise schon lange die Technical 
Assistance gegründet, die jetzt Technical Colla­
boratlon heißt, und im letzten Jahr wurde ein 
eigener Ausschuß, ein eigener FQnds für die 
Entwicklungsländer geschaffen, an dem sich 
auch Österreich mit einem für unsere Verhält­
nisse namhaften Beitrag beteiligt, so wie wir 
auch für die Technical Collaboration einen er­
höhten Beitrag zahlen. 

durchführen, wenn sich langsam Wirtschafts­
ordnungen entwickeln, wodurch das inter­
nationale Kapital, der Geldstrom der 'Welt sich 
mehr in diese Gebiete hineinverlagert. Nur 
auf diese Art und Weise können die wirtschaft­
lichen Probleme der Entwicklungsländer ge­
löst werden. 

Natürlich hat dieser Raum der Entwicklungs­
länder auch besondere psychologische Probleme, 
auf die ich heute nicht zurückkommen werde. 
Ich möchte nur sagen, daß es bestimmte Staa­
ten auf der Welt gibt, die besonders geeignet 
sind, die psychologische Seite dieses Problems 
in einer Art und Weise anzupacken, die für alle 
Beteiligten die beste und die geeignetste ist . 
Dazu gehört zweifellos auch Österreich. 

Man hat in Österreich durch lange Zeit ver­
kannt, daß auch wir eine Rolle in den Entwick­
lungsländernspielenkönnen, vor allem deswegen 
verkannt, weil wir vor dem ersten Weltkrieg 
selber in Mitteleuropa einen großen Raum 
gehabt haben, der unsere Tätigkeit weitgehend 
ausfüllte und von dem aus unsere Tätigkeit 
nach dem Südosten ausgestrahlt hat. In der 
Zeit zwischen den beiden Weltkriegen waren 
wir derart mit unseren eigenen Existenzsorgen 
ausfüllt, daß jeder Gedanke, der in die weiten 
Gebiete der Welt ging, als vermessen angesehen 
werden mußte. Nach dem Kriege hatten wir 
die Besatzung und wir hatten dringende 

So haben im Jahre 1 959 die Vereinten Probleme bei uns zu Hause. Jetzt aber ist der 
Nationen 650 Millionen Dollar für diese Ent- Moment gekommen, wo sich Österreich der 
wicklungsländer aus ihren eigenen Kräften 

I 
Welt präsentieren muß. Es ist daher von jedem 

aufgebracht. Im Jahre 1960 wird es 1 Mil- Standpunkt, auch vom Standpunkt der Ver­
Harde für die Entwicklungsländer sein. Dieser einten Nationen aus nur zu begrüßen, daß 
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Österreich von nun an in den Entwicklungs­
ländern sowohl diplomatisch durch die Errich­
tung neuer Vertretungen als auch wirtschaft­
lich eine erhöhte Initiative entwickeln wird. 
Ich erwähne beispielsweise den Exportkredit 
für Indien und andere Maßnahmen, die in der 
Zukunft getroffen werden. Wir stehen daher 
vor der Situation, daß t>ich auch ein Land wie 
Österreich genötigt sieht, sich mit den großen 
Problemen der Welt zu beschäftigen. Es gibt 
heute kein einziges Land mehr, von dem man 
sagen könnte, es ist zu weit weg, als daß sich 
Österreich nicht dafür interessieren sollte. Hier 
stimmt es, daß alles jeden angeht. 

Nun komme ich auf die Situation in den 
Vereinten Nationen zurück. Ich muß sagen, daß 
es daher verständlich ist, daß die Großmächte 
immer mehr die Tendenz haben, die großen 
Entscheidungen auf der Welt in ihrem neuen 
Bereich durch eine neue Form in einem neuen 
Gremium, in dem nur sie sind, aBeine zu ent­
scheiden. Ich erinnere an die Genfer Konfe­
renz, ich erinnere aber auch an die Versuche, 
eine Gipfelkonferenz zustandezubringen, deren 
Sitz und deren Rahmen nicht die Vereinten 
Nationen sind, sondern die sich ausdrücklich 
und absichtlich anßerhalb der Vereinten N atio-
11en entwickelt. 

Diese Bestrebungen, Probleme in ein anderes 
Forum zu verlagern und zu lösen, finden 
wir auch beim Problem der Abrüstung. Wir 
sind derzeit auf der Welt mit zwei Abrüstungs­
vorschlägen konfrontiert. Einmal mit dem Ab­
rüstungsvorschlag, den der sowjetische Mini­
sterpräsident Chruschtschow vorgebracht hat, 
und zweitens mit einem Vorschlag der West­
mächte vor kurzem in Genf, der in seinem 
Inhalt sehr wesentlich auf einen schon hei den 
Vereinten Nationen präsentierten Abrüstungs­
vorschlag des britischen Außenministers Selwyn 
Lloyd zurückgeht. 

Der sowjetische Abrüstungsvorschlag ist 
außerordentlich umfangreich. Er sieht quasi 
eine völlige Abrüstung in allen Sparten vor, 
und er erweckt ein Idealbild, das vielleicht 
so ideal ist, daß die militärischen Experten 
es zunächst als schwer oder gar nicht durch­
führbar erachten werden. 

Aber unabhängig von dieser rein militäri­
schen Erwägung sieht dieser Vorschlag des 
sowjetischen Ministerpräsidenten ein inter­
nationales Kontrollorgan vor, aber - und 
das ist z weifellos die Schwäche dieses Vor­
schlages - er enthält nichts über die Art 
und Weise, wie dieses Kontrollorgan zu funk­
tionieren hat, vor allem, ob das Kontrollorgan 
nur mit Stimmeneinheit oder auch mit Stim­
menmehrheit arbeiten wird. Der Vorschlag 
selber erstreckt sich auf eine in drei Stadien 
zu vollziehende Abrüstung, die in vier Jahren 

verwirklicht werden soll. Er enthält zum 
Schluß einen Passus, daß, wenn sich die 
Westmächte nicht einigen sollten auf diese 
Form der Abrüstung, sich die Sowjetregierung 
vorbehalte, mit anderen Staaten über gewisse 
Vorschläge, zu denen beispielsweise regionale 
Sicherheits- und Abrüstungsgebiete in Europa 
gehören, zu verhandeln. 

Zweifellos war dieser Passus ebenRo wie die 
allgemeine Unsicherheit, die aus der Reali­
sierung dieses Planes herauskommt, einer der 
Gründe, daß der Plan nicht die Zustimmung 
des Westens gefunden hat. Nun hat aber der 
Westen einen zweiten Plan vorgelegt, der auch 
eine Abrüstung in Etappen, in drei Stufen 
vorsieht, wobei allerdings kein zeitlicher Ter­
min genannt ist . Man kann dies als Vorteil, 
man kann dies aber auch als Nachteil ansehen. 
Es sieht auch der westliche Plan eine interna­
tiO11ale Abrüstungsorganisation vor, und auch 
der westliche Plan enthält nichts über das 
Funktionieren und die Art und Weise, wie 
diese Abrüstungsorganisation arbeiten soll . 
Ferner enthält der westliche Plan kein Verbot 
für Atomtests, aber - und das unterscheidet 
ihn wiederum vom sowjetischen Plan - er 
enthält ausführliche Vorschriften für eine 
Kontrolle aller militärischen Maßna.hmen, die 
Weltraumcharakter haben, also beispielsweise 
für eine Emission von Weltraumkörpern und 
ähnlichen Maßnahmen. Daher umfaßt der 
Schwerpunkt des westlichen Planes diejenigen 
Räume, die der sowjetische Plan zunächst 
wenigstens aus der Kontrolle noch heraußen 
haben wollte . 

Die Tatsache steht fest, daß beide Pläne 
von der anderen Seite nicht akzeptiert werden . 
Es ist aber auf der anderen Seite festzustellen, 
daß es in beiden Plänen gemeinsame Elemente 
gibt. Dieser Umstand ist für uns von be­
sonderem Interesse. 

- Wie könnten wir unsere Einstellung zum 
Problembereich der Abrüstung definieren 1 
Wir könnten sagen - und ich glaube, in diesem 
Punkt sind sich alle einig, die sich mit diesem 
Problem beschäftigen, unabhängig von ihrer 
Weltanschauung und von ihrer ideologischen 
Einstellung -, daß zum erstenmal in der Welt­
geschichte eine Abrüstung als möglich er­
scheint. Sie erschien bisher in der Welt­
geschichte immer als wünschenswert, aber 
Realpolitiker konnten sie in den vergangenen 
Jahrhunderten und Jahrtausenden niemals 
für möglich ansehen. Sie kam auch nie zu­
stande. 

Diesmal aber erscheint sie als möglich .  
Warum erscheint sie als möglich ? 

Erstens, weil die modernen Atomwaffen 
den Endausgang einer militärischen Ausein­
andersetzung für Besiegte und Sieger gleich 
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katastrophal machen. Militärisch ausgedrückt : 
Das militärische Risiko ist auch für den Sieger 
zu groß . 

Zweitens, weil unter diesen Umständen 
- ich betone : unter diesen Umständen -
die Großmächte zur Erkenntnis gekommen 
sind, daß die entscheidenden Auseinander­
setzungen im Ringen der Ideologien auf dem 
Gebiete der wirtschaftlichen und der sozialen 
Entwicklung, vor allem in den sogenannten 
Entwicklungsgebieten fallen werden, daher 
die Konzentration der großen Geldmittel 
auf der Welt in diesen Gebieten und für diese 
Zwecke erfolgversprechender erscheint . Es 
sind also ausgesprochen utilitaristische Er­
wägungen, keineswegs Erwägungen edler Natur, 
die zu der Erkenntnis führen, daß unter diesen 
Aspekten eine Abrüstung als möglich bezeich­
net werden kann. 

Aber ein Erfolg der Abrüstungsbestrebungen 
kann nur eintreten, wenn diese Abrüstung 
eine echte Abrüstung ist. Aber was versteht 
man unter echter Abrüstung 1 Zunächst ein­
mal eine solche Abrüstung, die sich nicht nur 
auf nukleare oder thermonukleare Waffen 
erstreckt, sondern auch die sogenannten kon­
ventionellen Waffen umfaßt. Demi jede Ab­
rüstung, die den Bereich der konventionellen 
Waffen ausläßt, gibt allein durch diesen 
Umstand denjenigen Mächten, die auf dem 
Gebiet der konventionellen Waffen stärker 
sind, von vornherein ein Übergewicht, das 
heißt; unter diesen Aspekten kommt die 
Abrüstung überhaupt nicht zustande. 

Zweitens : Eine Abrüstung muß kontrollier­
bar sein. Es ist wissenschaftlich noch nicht 
geklärt, ob Atombombenexplosionen Bubter­
raner Art, also unter der Erde, auch wirklich 
kontrolliert werden können, besonders dann, 
wenn es sich um Bomben kleineren Kalibers 
handelt. 

Drittens muß auch eine solche Abrüstung 
tatsächlich kontrolliert sein. Jedes Abrüstungs­
programm, das die Kontrolle ausschließt, ist 
ineffektiv und erfolglos.  Kontrolliert aber ist 
eine Abrüstung nur dann, wenn die ganze Erde 
kontrolliert werden kann. Wenn weite Bereiche 
der Welt aus der Kontrolle herausfallen, 
ist von vornherein die Kontrolle auf der ganzen 
Welt unmöglich. 

Das gilt besonders für den Bereich China. 
Wenn China in eine solche Kontrolle nicht 
einbezogen werden kann, so ist das gesamte 
Kontrollsystem auf der Welt überhaupt nicht 
aufzurichten. Eine Kontrolle Chinas bedeutet 
aber die Lösung des chinesischen Problems 
überhaupt. Die Lösung des chinesischen 
Problems bedeutet aber wiederum die Auf­
rollung der . militärischen Fragen im gesamten 
westlichen pazifischen Bereich. Es ist also 

ein ungeheuer kompliziertes Problem, das 
damit verbunden ist. Aber man könnte auch 
sagen, der dringende Wunsch der Weltmächte, 
zu einer Abrüstung zu kommen, könnte der 
Ausgangspunkt für eine Regelung des chine­
sischen Problems sein. 

Ferner ist es notwendig, daß die Abrüstung 
gleichmäßig erfolgt, das heißt, daß alles 
unterlassen wird, um durch den Ahrüstungs­
vorgang und im Zuge des Abrüstungsvor­
ganges den Gegner zu überrunden. Eine 
solche Tendenz müßte wiederum von vorn­
herein zum Scheitern der Abrüstungs­
bemühungen führen. 

Es muß schließlich jede Abrüstungsver­
handlung sachlich geführt werden, das heißt, 
alle Propaganda mit großartigen Abrüstungs­
vorschlägen, die hinausposaunt werden, um 
möglichst viel politisches und psychologisches 
Kapital bei den Massen zu erzielen , kann einer 
gedeihlichen Abrüstungsverhandlung nur ab­
träglich sein. Es ist zum Beispiel seltsam, 
wenn man auf der einen Seite den franzö­
sischen Atombombenversuch verurteilt, wofür 
ich durchaus Verständnis habe, aber auf der 
anderen Seite, so wie es einmal die ostdeutsche 
Zeitung "Neues Deutschland" getan hat, 
schreibt : So merkwürdig es klingen mag : 
Auch ein sowjetischer Versuch mit Atomwaffen 
ist eine Posaune des Friedens . Es geht nicht 
an, daß ich das gleiche beim Gegner verurteile, 
bei mir selbst aber als einen höchst ethischen · 
Akt ansehe. 

Unter diesen Umständen, meine Damen 
und Herren , ist es nun keineswegs sicher, 
ob es auch tatsächlich zu einer Abrüstung 
kommen wird. Es besteht durchaus · die 
Möglichkeit, daß die Mächte bei dem hohen 
Stand der derzeitigen konventionellen Rüstun­
gen ihre Auseinandersetzungen teilweise durch 
Stellvertretung, das heißt durch Unterstützung 
lokaler militärischer Konflikte zwischen klei­
neren Staaten, führen werden. Eine solche 
Gefahr besteht ausdrücklich im Nahen Osten 
und in Südostasien. Solange wir daher keine 
echte Abrüstung vor uns haben, ist ein immer­
während neutraler Staat wie Österreich . nicht 
nur berechtigt, sondern er ist auf Grund 
des von der ganzen Staatengemeinschaft an­
erkannten Neutralitätsgesetzes verpflichtet, 
diese seine Neutralität als eine bewaffnete 
Neutralität zu verstehen und somit sein Land 
mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln 
zu verteidigen. 

Ich gebe zu, daß diese Situation für uns 
besonders in finanzieller Hinsicht keineswegs 
erfreulich ist ; wenn wir hier eine andere 
Politik und eine andere Haltung einnehmen 
würden, so würde dies an den realpolitischen 
Tatsachen, mit denen wir uns heute auf der 
Welt auseinandersetzen müssen, vorbeigehen. 

28. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)84 von 94

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. - 28. SitzlUlg - 23. März 1 960 1 237 
-----------------_._-- -_._-_._-

Die Auffa::5sung, daU llll Zeita.lter dE'r 
Atomwaffen Kriege nur mit Atombomben 
geführt werden, ist grundfalsch . Das Gegenteil 
i�t richtig. Bevor Atombomben zwischen den 
Großmächten eingeHetzt werden, ist die Gefahr 
der Auseinandersetzung mit konventionellen 
Waffen heute größer, als sie in einem früheren 
St.adium der Kriegstechnik gewesen ist . 

Die größte Schwierigkeit aher, die einer 
Abrüstung entgegensteht, Ült das noch immer 
vorhandene Mißtrauen zwischen den Mächten 
und besonders zwischen den Großmächten. 

einer ulliver::;alistischcll Ideologie liegt, die 
:-:lieh program matisch die ganze Welt unter­
werfell will , der Welt zn beweisen und die 
'Velt davon zu überzeugen, daß ein echtes 
Zusammenleben und ein echtes Zusammen­
arbeiten auch tatsächlich möglich ist . Weil 
wir wirklich daran interessiert sind, daß es 
zn einer echten Entspannung kommt, scheuen 
wir uns auch nicht, die Probleme so aufzu­
zeigen, daß sie die wahren Schwierigkeiten 
manifest.ieren und die innersten Ursachen 
der Probleme offenbaren. 

Das ist der eigentliche Kern des Problems. Wir haben nicht die Absicht, mit diesen 
Die westliche Welt ist überzeugt, daß der Dingen irgendwo auf der Welt einen pro­
Kommunismus auf seine letzten program- pagandistischen Erfolg zu erzielen. Man könnte 
matischen Ziele, nämlich auf die Beherrschung hingegen sagen, daß wir uns eine Welt vorstel­
der ganzen Welt, nicht verzichtet hat und daß len können, in der das Ringen der Ideologien 
die Phase der Koexistenz nur eine vielleicht nicht mehr möglich sein und deswegen in den 
vorübergehende taldische Maßnahme sei . Die Hintergrund treten wird, weil die Menschheit 
sowjetische Ideologie hingegE'n bezeichnet die genötigt und gezwungen sein wird, sich zur 
westliche kapitalistische Welt als dem Unter- Bewältigung gemeinsamer Aufgaben zusam­
gang geweiht, und bevor sie untergehe, würde menzuschließen. 
sie noch zu den Waffen greifen . Der sowj eti- In schätzungsweise einem und einem halben 
sehe Ministerpräsident Chruschtschow hat Jahrhundert wird es auf dieser Welt 8 Milliar­

selbst in einem Artikel in der "Prawda" vom den Menschen geben. Es wird nicht mehr 
1 1 .  Februar 1 955 gesagt : Wenn man frägt, möglich sein, diese 8 Milliarden Menschen 
wie lange diese Koexistenz noch dauern kann, aus den derzeit bekannten Lebensmittel­
so muß ich sagen, daß sie von den historischen reserven zU ernähren. Es wird notwendig sein, 
Bedingungen, von der historischen Entwick- die Meere, und es wird sogar notwendig sein, 
lung abhängt. die Sonnenenergie dazu zu verwenden, um 

Meine Damen und Herren ! Dieses Problem die Menschheit wirklich ernähren zu können. 
des schweren gegenseitigen Mißtrauens ist Es wird auch nicht genügend Treibstoff da 
das eigentliche, tiefste Problem , mit dem die sein, um alle Energiebedürfnisse der 
Menschheit heute zu kämpfen hat . ER war Welt zu befriedigen. Es werden daher neue 
doch bisher so, daß der Kommunismus bereit Wege gegangen werden müssen, aber diese 
war, dort, wo er seine Auffassung nicht neuen Wege benötigen universale Institutionen, 

mit anderen Methoden durchsetzen konnte, die 'die Zusammenarbeit der Menschheit ge­
Waffengewalt anzuwenden , wie beispielsweise radezu erzwingen. Das ist eine Tatsache, 

in Ungarn. Aber, meine Damen und Herren, vor die die Menschheit immer mehr und mehr 
es ist doch der Fall denkbar, daß heute auch gestellt sein wird, und es ist möglich, daß die 
diese Phase schon als überwunden erscheint, endgültige Überwindung des Kampfes der 
das heißt, daß die Meinung vorherrscht, daß Ideologien einfach durch die fortschreitende 
eine Anwendung militärischer Gewalt nicht Anzahl der Menschen und die damit verbun­
allein von der Weltöffentlichkeit allgemein denen Probleme erzwungen wird. 
verurteilt wird, sondern gar nicht mehr Die Vereinten Nationen haben auch hier 
notwendig erscheint, um seine politischen gewisse Maßnahmen ergriffen. Manchen zur 
Ziele und Ideale in der Welt durchzusetzen.  Erheiterung, manchen aber auch zum 
Es mag sein, daß diese Auffassung letzten ernsten Nachdenken Anlaß gebend, haben die 
Endes nicht der Wahrheit entsprechen wird, Vereinten Nationen ein Komitee geschaffen, 
es kann sein,  daß sie eine Illusion ist . Aber das sich mit der friedlichen Initiative zur 
sollen wir nicht die Phase dieser möglichen Erforschung des 'Weltraumes beschäftigt. 
psychischen Illusion auf der Welt dazu aus- Ich weiß nicht, ob es allseits bekannt ist, 
nützen, um hier zu einem Fortschritt auf daß unter den sechs freien europäischen Staaten, 
diesem kritischen und umkämpften Gebiet die sich in diesem von 24 Ländern beschickten 
zu gelangen 1 Ausschuß befinden, auch Österreich ist . Es 

Österreich würde eine echte Entspannung ist sehr bedeutsam, daß Österreich Aufnahme 
nur begrüßen. Unsere Situation an dieser gefunden hat, einerseits auf Grund unserer 
kritischen Stelle der Welt würde dadurch Position , andererseits auf Grund der wissen­
nur erleichtert. Ich muß aber betonen, daß schaftlichen Möglichkeiten, die sich daraus 
es vor allem an den Trägern:' einer universalen, für uns eröffnen. Zweifellos ist hier auch 
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einer der Wege, die für die kommende Ent­
wicklung uu:seres Planeten entscheidend sein 
werden. 

Wir sehen also, daß sich die Bedeutung 
der Vereinten Nationen schon herauskristalli­
siert . .  "Vir wissen nicht, ob der Geist 
der Streitschlichtung und der Herstellung 
des Friedens in die Vereinten Nationen zu­
rückkehren wird, aber wir sehen, daß sie 
bereits ein unerläßlicher Bestandteil für die 
wirtschaftliche, soziale, kulturelle, wissenschaft­
liche, juridische und Immttnitäre Zusammen­
arheit auf der Welt geworden sind. Wenn 
wir bedenken, daß diese Probleme und diese 
Aufgaben immer mehr und mehr an Be­
deutung zunehmen, so läßt sich daraus der 
Schluß ziehen, daß damit auch die Organi­
sation der Vereinten Nationen in der Zukunft 
an Bedeutung uDd auch an Erfolgen gewinnen 
wird. (Beifall bel: der Ö V P.) 

Präsident Olah : Als nächstem Redner 
erteile ich dem Herrn Abgeordneten Strasser 
das Wort. 

Informationszentrums der Vereinten Nationen 
in Wien. 

Wenn wir die Tagesordnung durchblätterll, 
so finden wir Fragen, die scheinbar nur einen 
Staat interessieren, und Fragen, die in 
Wirklichkeit Anliegen aUer Mitgliedstaaten 
sind. Als Österreicher finden wir besondere 
Fragen, an denen sich unsere Neutralität als 
eine Neutralität ohne Gesinnu:ilgslosigkeit er­
proben muß. Bei verschiedenen Abstimmun­
gen können wir nicht ausweichen und sind 
nicht ausgewichen, sei es die bereits erwähnte 
Abstimmung zur Ungarnfrage, sei es die 
Abstimmung, in der unsere grundsätzliche 
Haltung gegen die Ausweitung der Zahl der 
Atommächte oder der Atomwaffen zum Aus­
druck kam, unsere Stellungnahme gegen den 
Sahara-Test, sei es unsere Zustimmung zur 
Verurteilung der Rassendiskrimination in der 
Südafrikanischen Union. "ViI' haben, glaube 
ich,  durch eine Anzahl solcher Stimmabgaben 
gezeigt, daß unsere Neutralität durchaus 
bereit ist, Farbe zu bekennen. 

Abgeordneter Strasser : Hohes Haus ! Meine Es würde zu weit führen, auf alle Fmgeu, 
Damen und Herren ! Der Berichterstatter hat d ie auf der Agenda der letzten Tagung der 
den Antrag gestellt, den vorliegenden Bericht Vereinten Nationen standen, einzugehen . Ich 
des BundesminiRterR für Auswärtige Ange- möchte nur zwei Fmgen herausgreifen, und 
legellheiten über die XIV. Generalversammlung zwar zuerst eine Frage, die zu jenen zu zählen 
der V Cl'einten N ationell zur Kenntnis zu scheint, die nur einen einzigen Staat interes­
lwhmen. sieren. Es wurde - und das muß wohl hervor-

Der Bericht ii-:'t oin guter Bericht. Er ist gehoben werden - auf dieser Tagung der 
ein guter Bericht in dem Sinn, daß er dem- V oreinten Nationen zum erstenmal das Pro­
jenigen, der ihn liest, wirklich pinen Überhlick blem Südtirol diesem weitesten Forum der 
über daß gibt, was auf der ':Veltbühne der Weltöffentlichkeit zur Kenntnis gebracht. E8 

Vereinten N a.tionell in der letzten Sitzungs- war eine geei.gnete Gelegenheit, und es wurde 
periode vor sich gegangen ist , und er ist ;tuch in geeigneter Form dargestellt . Unser Bundes­
ein guter Bericht, weil aus ihm hervorgeht, minister für Auswärtige Angelegenheiten stellte 

daß sich Österreich, einer der jüngeren Mit- fest, daß, wenn es nicht möglich sein sollte, 

gliedstaaten der Vereinten Nationen, dort das Problem Südtirol in irgendeiner Fonu 

wachsenden Ansehens erfreuen kann. in der näheren Zukunft zu lösen, wohl kein 

Österreich bemüht sich, die ihm auferlegten anderer Weg übrigbleiben werde, als unter 

Pflichten hei den Vereinten N8,tionen zu Berufung auf die Charta der Vereinten Natio-
c nen zu bitten, daß sich die Vereinten Nationen €l'�üIlen -- sei es die Beitl'agsleistung, seien 

es andere Dinge. Österreich ist in der letzten selb:.;t mit dieser Frage befassen. Ich will 
hier heute nicht auf das Südtirol-Problem Sitzungsperiode in verstärktem Maß in den 

K 
. 

N 
. einQ'ehen. Es ist in diesem Hause häufi[! reIS j ener atlOnen getreten , die aktiv � CJ 

in die Verhandlungen eingegriffen haben. behandelt worden. Ich glaube sagen zu 

Wir entnehmen dem Bericht, daß wir am 
können, unsere Einstellung und unsere Auf­

Zustandekommen von Kompromißlösungcn fastmng in dic�er Frage ist so einheitlich, 

Anteil gehabt haben . Wir haben unsere daß es überfl üssig ist , dies noch . einmal zu 
unterstreichen. Hilfeleistung für den Sonderfoncls der Ver-

einten Nationen und rlen Beitrag für elie 
Technische Hilfe erhöht . Ein Ößtcl'reicher 
war V or�itzender der Politischen Kommission . 
Wir haben für unsere Tätigkeit - Kollege 
Tonci6 ha,t bereits auf einige Beispiele hin­
gewiesen - in verschiedener Form Anerken­
nung gefunden. 'Vil' hoffen, daß einige unserer 
Bemühungen noch vori Erfolg gekrönt sein 
werden. Dazu gehört die Errichtung eines 

Eine andere Frage - Kollege TOllCi6 hat 
sie mit großer Sachkenntnis zum Teil bereits 
in ihren Detailaspekten behandelt ---, eine 
allgemeine Frage, die alle angeht und sich 
in Wirklichkeit durch mehrere Tagesordnungs­
punkte diesel' Tagung der Vereinten N ationell 
zieht, ist jene Frage, die Präsident Eisenhower 
und Ministerpräsident Chruschtschow im Ab­
schlußkommullique von Camp David als 
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das wichtigste Problem der Menschheit be­
zeichnot haben : es ist die Frage der Ab­
rüstung. 

Etl ü;t hedauerlich , rIaß man i n  diesem 
Zusam menhang festf:\tellen muß,  daß diese 
wichtigste Frage dur Mensehlteit in Wirklich­
keit den Händen der Vereinten Nationen 
entgleitet , daß die Behandlung dieser Frage 
heute in SOllüeravsschüsse und Sonderkoll­
ferenzen verlegt \'i'ul",L', die keine Orga,ne der 
Vereinten N CLtionell sind. "Yenn jetzt die 
zehngliedrige Abrü:�tungskolllmission in Genf 
tagt oder wenn seit über einem Jahr die 
Konferenz der drei Atomm ächte über die 
Einstellung der Atomborn henversuche eben­
falls in Genf tagt, so handelt es sich nicht 
um Organe der Vereinten Nationen. Wohl 
sind Bemühungen im Gange, in irgendeiner 
Form eine organische Verbindung - sei es 
durch eine Pflicht zur Berichterstattung an die 
Vereinten Nationen, sei es durch ein ge\vü:lses 
Mitspracherecht des Generalsekretärs - her­
zustellen, bisher j edoch ohne merklichen 
Erfolg. Dessenungeachtet wünschen wir natür­
lich allen Konferenzen, die in Genf tagen, 
den besten Erfolg, und man kann nach dem , 

was wir in den letzten Tagen den Zeitungen 
entnehmen konnten, auch wirklich Grund 
zum Optimismus haben .  

Daß wir heute zum erstenm al vielleicht 
mit mehr Zuversicht als in der Vergangenheit 
an das Problem der Abrüstung herangehen, 
ist, glaube ich , nicht darauf zurücl;:zuführen, 
daß etwa die Unterhändlel' geschickt,er unter­
handeln, daß die Konferenzen vielleicht Lesser 
vorbereitet wären, daß die Pläne zur Abrih.;tung 
und zur Einschränkung der Atombomben­
versuche besser ausgearbeitet wurden als 
andere Pläne. Wesentlich ist, daß heute wirk­
lich stärkere Kräfte als in der Vergangenheit 
im Sinne der Abrüstung �wirken. 

Pläne hat es in den vergangenen Jahren viele 
gegeben . Aus einem Werk, daß vor kurzem 
erschienen ist, kann man zum Beispiel ent­
nehmen, daß allein zur Frage des Disengage­
ments , � also zur Frage der militärischen Ver­
dünnung in gewissen Zonen oder des Aus­
einanderrückens der Blöcke, seit 1 946 insge­
gesamt 1 70 Pläne erstellt wurden, rund 100 
vom Westen und rund 70 vom Osten . Bei 
jeder Behandlung von Abrüstungsfragen be­
steht die Gefahr, daß man in dieser Überzahl 
von · Plänen und modifizierten Plänen, Konfe­
renzen und Subkonferenzen letzten Endes das 
Wesentliche übersieht . 

Kriegstechniker haben die Phasen der 
Kriegskunst, die man wohl besser als die Kunst 
des Tötens bezeichnen würde, in verschiedene 
Perioden eingeteilt. 

Eine Periode , die sich über Jahrtausende 
erstrecktf.', ü;t die Peri ode der Einzelzerstörung, 
der Komba,ttantcn . Die Waffen reichten von 
der Steinaxt bis zu einfachen Kanonenkugeln . 

Ec-; folgt eine zweite Periode von rund 
150 Jahren : die Periode der sogenannten 

- ich entschuldige mich für die unhumal1en 
Ausdrücke, die hier verwendet werden -

handwerklichen Zerstörung . Sie beginnt mit 
der Einführung des Schrapnells, einem Geschoß,  
das zum erstel1lnal nicht nur einzelne Kombat­
tanten ,  sondern ganze Gruppen außer Gefecht 
setzt . 

Die dritte Periode, die durch den ersten Welt­
krieg gekoll n z eichnet ir;t, ist die Periode der 
Zerstörung von Menschen in kleinen Serien 
durch Maschinengewehre, Schnellfeuerkanonen, 
Flammenwerfer und so weiter. Durch einen 
�Feuerstoß kann eine gmfZe Kompanie oder ein 
Haus vernichtet werden. Diese Periode dauerte 
nur 30 Jahre und wurde von der Periode der 
Zerstörung von Menschen in großen Serien 
abgelöst .  Der Abwurf der Atombomhen über 
Hiroschima und N agasaki im Jahre 1945 ist 
der Beginn dieser neuen Phase. Durch zwei 
Bomben wurden 215 .000 Menschen getötet 
und ungefähr ebenso viele verletzt. Diese vierte 
Periode endete bereits nach sieben Jahren, als 
im August 1952 die erste thermonukleare 
Bombe der Vereinigten Staaten erprobt wurde. 
Neun Monate später folgte die Sowjetunion . 
Die Phase der universellen Zerstörung beginnt , 
aber bereits nach fünf Jahren ergibt sich eine 
neue Zäsur durch die Entwicklung der inter­
kontinentalen Raketen , gegen die jede Ver­
teidigung unmöglich scheint . 

Die Waffentechnik, die zu Beginn Zielpunkte 
zu treffen suchte, in der vierten Periode, 
der Zerstörung in großen Serien, nach Ziel­
städten, sucht heute in der nun erreichten 
letzten Phase der universellen Zerstörung nach 
Zielprovinzen und Zielstaaten. Was einmal die 
\Vaffentechnik als selbstverständlich anstrebte, 
die Zielgenauigkeit, ist heute vollkommen 
überflüssig geworden. Die rnodernen Waffen 
verwüsten nicht nur Dutzende von Quadrat­
kilometern, son dern Dutzende von tausenden 
Quadratkilometern. Es gibt gegen sie keinen 
Schutz . 

In einer malmbren Statistik, die der fran­
zösische Abrüstul1gsexperte Jules Moch er­
stellt hat, errechnete er , daß im letzten Krieg 
über Deut8chland 1 ,300.000 Tonnen Spreng­
bomben abgeworfen wurden . Durch diese 
1 ,300.000 Tonnen wurde eine halbe Million 
Menschen getötet . Zur Tötung eines Menschen 
waren demnach rund zweieinhalb Tonnen 
klassischen Sprengstoffes erforderlich. Zur 
Vernichtung des ganzen französischen Volkes 
würde man denlllach rund 100 Millionen 
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Tonnen Bomben, gefüllt mit klassischem 
Sprengstoff, benötigen. 1 0  M illionen Flugzeuge 
müßten mit 10 Eintonnenbomben beladen 
werden, um Frankreich nach der alten Methode 
auszulöschen. Der Sprung zur Atombombe hat 
zur Erreichung des gleichen Zieles die Zahl von 
100 Millionen Bomben auf 6000 Atombomben 
herabgesetzt. Heute könnten bereits 20 Wasser­
stoffbomben die gleichen Verwüstungen er­
zielen. 

100 Millionen Bomben, 6000 Bomben 
20 Bomben : das zeigt, daß hier die Quantität 
in die Qualität umgeschlagen hat. Man kann 
den Krieg nicht mehr mit alten Maßstäben 
messen. Wenn man früher sagen konnte, 
wie Bertrand Russell sagt, daß der Krieg 
immer ein Verbrechen war, aber daß die 
Menschheit trotzdem weiterlebt - das ist das 
Fazit einer ungefähr 6000jährigen Tradition 
des Krieges -, so mliß man heute sagen, daß 
entweder die Menschheit den Krieg abschafft 
oder der Krieg die Menschheit. Das Duell 
zwischen Kugel und Panzer, das es in der 
Waffentechnik immer gegeben hat, der bessere 
Panzer für die stärkere Kugel und dann wieder 
die stärkere Kugel für den vorher verstärkten 
Panzer, ist vorläufig beendet. Es gibt in diesem 
Duell keine Parade mehr, und der alte latei­
nische Spruch : "Si vis pacem, para bellum" , 
hat seine Gültigkeit verloren. 

Also : Abschaffung des Krieges ! Ganz richtig, 
wie Kollege Tonci6 sagte, eine Utopie, der die 
Menschheit lange nachgestrebt hat. Kann diese 
Utopie verwirklicht werden ? Nun, daß Uto­
pien verwirklicht werden können, haben wir 
ja auf dem Gebiet der Technik in den letzten 
Jahrzehnten immer wieder erlebt. Ja, wenn 
wir an die Bücher von Jules Verne und daran 
denken, was heute von seinen kühnen Utopien 
bereits nicht nur verwirklicht, sondern bereits 
überholt worden ist, dann müssen wir sagen, 
auf dem Gebiet der Technik sind Utopien 
Wirklichkeit geworden . Können Utopien auch 
im gesellschaftlichen Bereich Wirklichkeit wer­
den � Ich glaube, daß jene, die heute als ver­
antwortliche Staatsmänner über die Fragen 
der Abrüstung verhandeln, vielleicht zum 
erstenmal in der Geschichte eine totale Ab­
rüstung ernst nehmen. Die Möglichkeit der 
Nichtexistenz der Menschheit ist so real ge­
worden, daß ernst über die Abrüstung ver­
handelt wird. Man könnte beinahe sagen, 
daß aus der Möglichkeit der Nichtexistenz der 
Menschheit sich jetzt die nicht sehr zufrieden­
steIlende Alternative einer einfachen Koexi­
stenz entwickelt hat. Dieser Begriff der 
Koexistenz wird vom Ministerpräsidenten der 
Sowjet union nicht als ein einfaches friedliches 
Nebeneinander definiert, sondern als der Kampf 
zweier gesellschaftlicher Systeme unter Ver­
zicht auf militärische Auseinandersetzung. 

Der Begriff der Koexistenz wird allerdings 
vielfach verschieden interpretiert. 

Ich habe so wie jeder Abgeordnete dieses 
Hauses das Schreiben erhalten, das der Oberste 
Sowjet der Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken an alle Parlamente gerichtet hat. 
Wir erhielten ein solches Schreiben mit dem 
Datum vom 3 1 .  Oktober 1959.  Bereits damals 
wurde die Koexistenz erwähnt. In diesem 
Schreiben wurden wir aufgefordert, alles in 
unserer Macht Stehende gegen eine forcierte 
Aufrüstung zu tun. Und in dem Schreiben 
vom 1 5 .  Jänner 1960, das wir vor einigen Wochen 
erhalten haben, wird uns mitgeteilt, daß die 
Sowjetunion ihr Militärbudget auf 12 ,9  Prozent 
ihres Gesamtbudgets herabgesetzt hat , und 
man fordert uns auf, ähnliche Schritte zu unter­
nehmen. Nun, 12,9 Prozent, das würde für uns 
eine Hinaufsetzung unseres Militärbudgets be­
deuten, denn unser augenblickliches Militär­
budget macht nur ungefähr 5 Prozent unseres 
Gesamtbudgets aus. 

Ich glaube aber nicht, daß man mit dieser 
Feststellung einfach über dieses Schreiben 
hinweggehen sollte. Ich glaube auch, daß es 
eine falsche Einstellung wäre, wenn man sich 
bei der Behandlung dieses Schreibens einfach 
davon leiten ließe, daß der Oberste Sowjet der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken nach unseren 
Auffassungen kein Parlament, keine Volks­
vertretung ist. Denn wiesehr auch die Art 
der Bildung - ich möchte nicht sagen, 
die Art der Wahl - dieser paraparlamenta­
rischen Körperschaft im Gegensatz zu unseren 
demokratischen Gepflogenheiten und Auf­
fassungen stehen mag, kann doch über eines 
kein Zweifel bestehen :  Wenn auch der Oberste 
Sowjet keine Volksvertretung in unserem Sinne 
ist, so ist er doch dann voll repräsentativ, 
wenn er die Abscheu der Völker der Sowjet­
union vor dem Kriege und ihren Willen zum 
Frieden zum Ausdruck bringt. Wir sind uns 
gewiß, daß die Völker der Sowjetunion diesen 
Friedensappell des Obersten Sowjets billigen. 
Wenn wir in diesem Appell lesen : je mehr 
Mittel für das Wettrüsten verausgabt, je mehr 
Kanonen, Panzer, Raketen und andere Waffen 
erzeugt werden, desto schwerer drückt die 
Steuerlast auf die Völker, und daß eine Ein­
stellung des Rüstungsrennens es ermöglichen 
würde , zusätzlich große Mittel für den Woh­
nungsbau, für das Gesundheits- und Schulwesen, 
für die Erhöhung der Einkünfte der Werk­
tätigen und für die Hilfeleistung an wirtschaft­
lich unterentwickelte Länder flüssigzumachen, 
so stehe ich nicht an, zu erklären, daß diese 
Sätze nicht nur für die Völker der Sowjet­
union repräsentativ sind, sondern zweifellos in 
der ganzen Welt Zustimmung finden können. 
Daß es von der Deklaration und von der 
Proklamation der Ziele zu ihrer Verwirklichung 
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verschiedene und sehr gewundene Wege gibt 
- Kollege Tonci6 hat hier einiges davon dar· 
gelegt -, das steht auf einem anderen Blatt. 
Sicher erscheint jedenfalls, daß ebenso, wie 
wir den Friedenswillen der Völker der Sowjet. 
union begrüßen, gewiß auch die Völker der 
Sowjetunion den ebenso ehrlichen Friedens­
willen aller anderen Völker erkennen können. 

Ich freue mich darüber, daß der öster­
reichische Sprecher bei den Vereinten Nationen 
in der Frage der Abrüstung klar zum Amldruck 
gebracht hat, daß bei Abrüstungsverha,nd­
lungen drei Postulate zu berücksichtigen sind : 
Erstens die Anfrechterhaltung dAS Kräft.e­
verhältnisses zwischen den Großmächten wäh­
rend des Abrüstungsprozesses, z·weitens die 
stufenweise Durchführung der Abrüstung, 
drittens eine wirksame internationale Kqntrolle 
der Abrüstungsmaßnahmen. Auf die Frage 
dieser Kontrolle und ihre wirksame Durch· 
führung finden wir allerdillgf'! in dem Appell, auf 
den ich mich vorhin berufen habe, keine a.us· 
reichende Antwort. Und gerade dieser letzte 
Punkt, die wirksame internationale Kontrolle 
der Abrüstungsmaßllahmen, ist der entschei­
dende Punkt ! Es kann nicht, wie es ein 
Amerikaner vor kurzem formulierte, ein 
Inspektionssystem auf Ehren\vort eingeführt 
werden. Es muß eine effektive Kontrolle 
der Abrüstullgen sta'ttfinden, und ich 
glaube, den Zeitungs meldungen entnehmen zu 
können, daß auf diesem Gebiet heute in Genf 
Fortschritte gemacht werden. Wollen wir 
hoffen, daß ein Bericht über den günstigen Aus­
gang dieser Genfer Verhandlungen bereits der 
nächsten Tagung der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen vorliegt. 

Der Bericht, den uns der Herr Bundes-
. minister zugeleitet hat, ist ein politischer und 
weniger ein organisatorischer Bericht über die 
Tätigkeit unserer Delegation bei den Ver­
einten Nationen. Wir nehmen diesen politischen 
Bericht zustimmend zur Kenntnis. ( Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Olah : Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Zeillinger . 

dieses Hauses vor und auch bereits nach der 
Ddmtte diese Entscheidung als falsch und 
nicht, im Interesse Österreichs gelegen bczeieh· 
not, ha ben und zumeist sogar offen den Beitritt 
Österreichs zur EWG als zweckmäßiger be· 
zeich net und sogar gefordert haben. (Lebhafter 
Widerspruch bei der Ö VP. - Abg. Dr. Kran zl. 
mayr :  Wer denn ? - Abg. Mar k :  Wer war da..� ?) 
Es sind heute bereits so viele Zitate hier in 
eliesem Haus darüber vorgetragen worden ! 
Ich darf Sie nur etwas frageIl : Wir haben zum 
Beispiel gehört., daß die Präsident.enkonferellz 
der Landwirtschaft.skammern gestern den 
Beitritt zur EWG als zweekmäßiger bezeichnet 
hat. Ich weiß nicht, ob die Präsidenten, 
so' .... eit sie gest,ern noch für die EWG · waren, 
heute für die EFTA gestimmt haben, aber ich 
darf bemp,rken, daß nur 49 Abgeordnete der 
Volkspartei bei der Abstimmung anwesend 
waren. Ich könnte mir vorstellen, daß die 
restlichen dann in den Versammlungen wieder 
sagen werden, sie hätten sowieso nicht für die 
EFTA gestimmt, weil sie draußen gewesen 
sind. ( Widerspruch bei der Ö VP. - Abg. 
Dr. Kranzlmayr : Was Sie sich alles vor­
stellen können I) Herr Kollege, warum waren 
diese 30 Abgeordneten bei der EFTA·Ab· 
stimmung in einer so entscheidenden Stunde 
heute nicht hier ? ( Weitere Zwischenrufe bei der 
Ö V P. - Pt'äsident 0 l a h gibt das Glocken· 
zeichen.) 

Die freiheitlichen Abgeordneten dieses Parla· 
mentes, die auch in dieser entscheidenden 
Stunde von der Europäischen Wirtschafts· 
gemeinschaft nicht nur gesprochen, sondern 
sich auch bei der Abstimmung hinter sie gestellt 
haben . . .  (Abg. W i n k l er :  Herr Kollege, Sie 
sprechen zum ersten Punkt der Tagesordnung I) 
Nein, Herr Kollege ! Vielleicht ist Ihnen 
irgendwie bewußt geworden, daß auch dieser 
Punkt mit der Außenpolitik zusammenhängt. 
Wenn Sie glauben, daß die Abstimmung über 
die Frage EWG - EFTA nur eine rein innen­
politische Abstimmung war, dann, glaube ich, 
war die achtstündige Debatte hier in diesem 
Haus umsonst. Aber es ist immerhin erfreu­
lich, wenn nach acht Stunden . . . (Neuerliche 

Abgeordneter Zeillinger : Hohes Haus ! Dieses Zwischenrufe bei Ö V  P und SPÖ. - Abg. Dr. 
Parlament h�t heute historisch bedeutsame Kranzlmayr :  Jetzt ist die UNO dran l - Abg. 
Stunden erlebt. In diesen Stunden waren di8 l'rf a 'r k :  Das ist keine Frage der UNO I) Wir 
Augen Europas auf Österreich gerichtet, aber sprechen über die Außenpolitik, Herr Kollege ! 
nur derjenige, der die österreichische Demo- (Abg . Dr. K ranz lmayr :  UNO I) Über die 
kratie und die Arbeit dieses Parlaments nach UNO ! Sohr richtig ! Aber ich glaube, daß wir 
Wortlaut und Sinn der Verfassung beurteil t, dabei die außenpolitischen Themen behandeln 
also nicht nach der Praxis der Koalition mit können ! Herr Kollege, auch wir waren nie 
Klubzwang und so weiter, nur derjenige konnte so kleinlich, daß wir immer genau abgegrenzt 
irrtümlich eine andere Entscheidung erwarten. haben, was gesprochen wird. Bitte, wenn Sie 
Ausnahmslos alle Abgeordneten der Regie. es wollen, sind wir gerne dazu bereit. Aber 
rungspart�.ien haben ihre Stimme für den ich glaube, daß Ihre Zwischenrufe ja mehr 
Beitritt Osterreichs zur EFTA abgegeben, oder weniger den Zweck haben, die acht Stun· 
obwohl eine erhebliche Zahl von Mitgliedern I den, die Sie vorhin zur Verteidigung der EFTA 
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aufgewendet haben, jetzt wieder einzuholen. 

I 
Gesetzen unsere Zustimmung zu geben, 

(Abg. Dr. Kranzlmayr : Außerdem ist Ihre was überall . dort leichter fiel, wo wir a�lS 
Rede in der "N euen Front" nicht angekündigt ! - unseren ReIhen stammende Anregungen ll1 
Heiterkeit.) Ja, Herr Kollege, Sie sind offenbar den Regierungsvorla�en wiedere�ken�en 
ein noch aufmerksamerer Leser der "Neuen konnten. (R'ttf bei der 0 V P :  Ist das 1etzt e�ne 
Front" als ich. Aber Sie hören ja ohnehin zu, Wahlversammlung ?) Herr Kollege ! Das 
also ersparen Sie sich das Lesen der "Neuen werden Sie hoffentlich nicht bestreiten wollen ! 
Front" in diesem Falle. Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen auch ganz 

Die Entscheidung über die Frage EWG ­
EFTA ist nun gefallen. Sie, die Abgeordneten 
der Koalition, werden diese Entscheidung vor 
der Geschichte - das wird leichter sein -, 
aber auch vor Ihren Wählern allein zu verant­
worten haben. Dieses Haus hat jedenfalls heute 
seine große, seine europäische Stunde versäumt. 

Wir freiheitlichen Abgeordneten stehen zum 
System, aber auch zu den meisten politischen 
Konzeptionen der Regierungskoalition in 
scharfer Opposition ; gegen die Konzepte nur 
so weit, als (liese überhaupt erkennbar und vor­
handen sind. In Opposition stehen in diesem 
Hause, 'wenn man ihren Worten Glauben 
schenken kann, sehr oft auch Abgeordnete der 
Regierungsparteien. Der Unterschied zur 
Opposition besteht nur darin, daß wir Freiheit­
lichen, wenn wir in Opposition stehen, bei der 
Abstimmung auch dagegen stimmen, wenn 
Regierungsabgeordnete in Opposition machen, 
dies aber ausnahmslos in allen Fällen trotzdem 
zur Zustimmung bei der Abstimmung geführt 
hat. (Ruf bei der SPÖ : Es waren immer auch 
nur acht, wenn ihr vollzählig wart !) Aber Herr 
Kollege, welll� wir gegen ein Gesetz unsere 
Kontrastimme hier angemeldet haben, dann 
haben wir auch dagegen gestimmt. Aber wenn 
Sie gegen irgendeine Maßnahme der Regie­
rungsvorlage eine Kontrastimme vorher an­
melden und auch kontra reden, solange es für 
den Rundfunk geht, so bedeutet das noch 
lange nicht, daß Sie kontra stimmen, sondern 
dann stimmen Sie zu. Das ist eben der Unter­
schied, und das ist eben das System, das wir 
ablehnen und an Ihnen bekämpfen. Sie werden 
doch nicht bestreiten, daß es hier in diesem 
Hause oft so ist, und Sie werden doch hoffent­
lich auch nicht bestreiten wollen, daß zum 
Beispiel heute hier zweifellos Abgeordnete 
gosessen sind, die mit der EFTA in der vor­
licO'enden Form nicht einverstanden sind . Aber o 

Ü sie haben zugestimmt, gegen ihre eigene ber-
zeugung und gegen ihr Gewissen. Das war 
das, was wir h ier angreifen und ankreiden 
\ ... �ollten. 

Wir Freiheitlichen haben aber in der Ver­
gangenheit bewiesen, daß wir nicht ohne 
Überlegung und nicht grundlos in Opposition 
zu Regierungsvorlagen stehen, sondern daß wir 
auch den Mut haben , überall dort , wo die 
Regierungsparteien auch nach unserer An­
sicht richtige Maßnahmen ergriffen, diesen 

konkrete Beispiele aufzählen. Es ist nur so : 
Wenn wir einen Antrag stellen, wird er in der 
Regel abgelehnt. Aber es ist sehr oft - und 
das ist begrüßenswert - schon vorgekommen, 
daß die Regierungsabgeordneten dann diese 
Anträge übernommen und als ihre eigenen 
hingestellt haben. Nun sind wir nicht solche 
Demagogen, daß wir dann auf jeden Fall 
dagegenstimmen, sondern selbstverständlich 
treten wir einem solchen Antrag bei, auch 
dann, wenn er vom politischen Gegner kommt. 
(Abg. Dr. Schw e r :  Was hat das mit dem 
U NO- Bericht zu tun ?) Wenn ich Zwischenrufe 
bekomme, dann antworte ich auf den Zwischen­
ruf ! Sie wollen fertig werden, Herr Kollege ! 

In der Außenpolitik gibt es eine Reihe 
derartiger gemeinsamer Berührungspunkte. So 
waren wir seinerzeit über die Art, wie die 
österreichische Regierung die Frage Südtirol 
behandelte, in einen gewissen Gegensatz zu 
dieser unserer Ansicht nach zu weichen 
Regierungspolitik gekommen. Erst als sich 
die Regierung - übrigens nach einem Wechsel 
im Außenministerium - entschloß, entgegen 
ihrer bisherigen Darlegung unseren Vorschlag, 
die Frage Südtirol an die Vereinten Nationen 
heranzutragen, aufzugreifen, konnten wir Frei­
heitlichen . . . (Abg. Glas e r :  Das i8t schon 
vorher beschlossen worden !) Ich habe Sie nicht 
verstanden, Herr Kollege ! (Abg. Dr. K r a n z l­
m a y r :  Lassen Sie sich nicht stören ! Lesen . 
Sie weiter ! ) Nein, nein, ich bin immer für eine 
lebhafte Demokratie ! Fragestunde : Wenn 
Sie die Opposition fragen, so antwortet die 
Opposition gleich ! Wir sind nicht so wie die 
Regierung. (Heiterkeit.) Fragen Sie ruhig, 
ich gebe Ihnen gern Auskunft ! (Abg. Doktor 
K ranzlmayr : Wir wollen Sie um %8 Uhr 
nicht in Verlegenheü bringen !) Ich glau be, 
mit Fragen haben Sie mich noch nie in Ver­
legenheit gebracht ! Es geht noch um 0.20 Uhr 
ein Zug, mit dem kann ich auch nach Hause 
fahren .  Sie bringen mich nicht in Verlegen­
heit. Ich habe Zeit bis Mitternacht, wenn 
Sie es wünschen. Sie können also ruhig 
weiterfragen. 

Erst dann konnten wir Freiheitlichen, was 
zweifellos im Interesse Südtirols gelegen war, 
in dieser Frage unseren Standpunkt mit 
dem der Regierung als koordiniert betrachten. 
Wir anerkennen die Koordinierung des Stand­
punktes aller österreichischen Parteien in 
der Frage Südtirol als einen Fortschritt, 
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lag es doch nicht zuletzt auch im Interesse I' was anzunehmen w ir fast schon r.:eZWUlwen 
Südtirols f-lelbst, diesen gesamten Fragenkom - f'i nd, so dienen bilaterale Verhandl�ll1gen �Ul' 
plex f:lowcit als möglich aus dem innerpoliti - der italienischen Verzögerungstaktik. \Vir 
schen Parteienkampf h erauszuhalten. Freiheitlichen bitten daher den Herrn Außen-

Durch diese innerpolit.ische Koordinierung minister, diese Situation nochmals genau zn 

gestärkt, konnte Österreich:; Außenminister überprüfen, denn j eder Fehler in der Be­

das Problem Südtirol erstmalig im Herbst urteilung der Aussichten und der Absichten 

des vergangenen Jahres an die 'Vereinten des Verhandlungspartner�. müßte angesichtti 

Nationen herantragen. vVir Freiheitlichen der von allen Seiten in Osterreich und Süd­

glauben, daß dieser Schritt der österreichis'Jhen tirol laut geäußerten Warnungen zu einer 

UNO-Delegation, der als Vertreter der ' FPÖ Krise unserer Außenpolitik führen. Vergessen 
anzugehören. ich ebenfalls die Ehre hatte, wir daher nie : Siidtirol ist und bleibt ein 

richtig war. Es war aber nur ein Anfang Angelpunkt unserer Außenpolitik ! 

und darf niemals ein Schlußpunkt sein . Wir Freiheitlichen haben weniger Optimitl-
Mit Bedauern mußten wir bei den Ver- mUR als der Herr Außenminister. Wir sehen 

einten Nationen dann feststellen, wie mangel- in einer eingehenden Information der Re­

haft die meisten anderen Deleaationen über gierungen in aller "Velt und in der Anrufung 

die Sorgen Südtirols informiert 
'"'

waren. Viele der UNO die" letzte Möglichkeit einer Bei­

wu ßtcn überhaupt nicht darum ,  andere wie- legung des Südtirol-Konfliktes. \Vir stimmen 

del'um hatten so viel mit eigenen Sorgen zu aber mit den Sprechern anderer Parteien in 

kämpfen, daß sie kaum Zeit fanden, sich diesem Hautle in der Feststellung übm'ein,  

mit dieser für uns Österreicher so wichtigen daß ein wirksamer Schutz für unsere Süd­

Frage Südtil'ol zu befassen. tiroler nur in der Verwirklichung des Selbt>t-

vVie Freiheitlichen halten es für notwendia bestimmungsrechtes liegen kann . In einem 

1 ß . 
ö' J ahrzelmt, in dem dieses Selbstbestimmunas-

(Hi. 1Il nächster Zeit jede Gelegenheit ergriffen 1:> 

wird, um die Regierunp:en der anderen UNO-
re

.cht allen Völkern der Welt zugebilligt 

Staaten über Südtirol zu infonnieren. Gerade 
wlrd, kann man unser Volk nicht schlechter 

. t t · b  
behandeln als J' edes andere Volk i n  Afrika 

]e z ergl t sich dafür ein günstiger Augen-
1 1  1 

oder Asien. Gerade aber beim Bau der Ver-
) ic ,- - ich erlaube mir dn,,., al'l Anregung an den 

Herrn Außenminis ter weiterzuaeben _ wo so 
einten Staaten VOll Europa muß sich bei 

. I .. t . 
h 

.-:> , einigermaßen gutem Willen ein Weg finden 
Vle e neue os errclC ische Mis..;ionschefs in aller 
Welt ihr Amt antreten werden ; dürften 

lassen, der dem Nationalbewußtsein der Süd-

doch noch in diesem Frühjahr in Moskau, 
tiroler ebenso Rechnung trägt wie dem Na-

P 
tionalbewußtsein der Italiener. 

aris, Budapest, Athen, Den Haag, Born, 
LiBsabon, Tokio, Beirut, Canberra und anderen 
Hauptstädten neue Chefs der österreichischen 
(liplomatischen Vertretungen ihr Akkreditiv 
ühc�Teichen. Wir hielten es für richtig, 1yenn 
si� sich an ihren neuen Plätzen sofort bevor­
zugt der so wichtigen , der notwendigen Auf­
klärung über Südtirol zuwenden würden. 

Immer wieder müssen wir uns vor Augen 
h nlten, daß die Frage Südtirol keine weitere 
V c�'zögerung verträgt, denn die von den 
Halienern mit allen Mitteln betriebene Unter­
wanderung führt - so erschütternd diese Fest­
i-ltellullg für uns auch ist - eines Tages zu einer 
itu,lienischen Mehrheit in der Provinz Bozen.  
Um vor der Geschichte be8tehen zu können 
muß dieser im 20. Jahrhundert mitten i I� 
Herzen Europas ::lieh abspielende Kalte Krieg 
ge�en das Südt.iroler Volk bcendet werden. 
Jede Verzögerung, jedes Hinaus�chieben einer 
Entscheidung dient einseitig den italieniRchen 
Interessen. Wir können uns mit bilateralen � erhandlullgen nur insoweit und nur insolange 
cmverstandell erklären, als bei m italienischen 
Gesprächspartner ebenfalls eindenticr der Wille 

• • 0 
zn CHler mnvernehmlichen BeilegunO' des Kon -

iliktes feststell bar ist . Fehlt di�er Wille, 

Wir haben allerdings die schwerwiegenden 
Bedenken, daß die heute hier in diesem Hause 
von der Koalition herbeigeführte EingliederunO' 
in die EFTA diese sich selbst anbietend� 
natürliche Lösung für Südtirol um Jahre 
verzögert. Es ist aber zu hoffen, claß England, 
unser neuer Verl ragspartner, in Zukunft 
etwas mehr Interc'lse für die I.Jage der Süd­
tiroler aufbringen wird a,ls bisher.  Wir hoffen 
auch, daß der Herr Außenminister bevor 
c� Ö:"terreich in die englische Interess�nsphäre 
hmemgeführt hat, durch geschicktes Ver­
handeln entsprechende Zusicherungen VOll 

englischer Seite erhalten hat. 'Velche Ent­
scheidung auch immer die Regierung in 
nächster Zeit auf außenpolitischem Geh iet 
zu treffen hat, wohin auch immer die Reisen 
unserer Regierungsvertreter führen mögen, 
wir J!'reiheitlichen rufen ihnen zu : Was immer 
Rie tun, vergesf:lcn Sie unser Südtirol nicht ! 

Ich habe zuvor die umfassenden Verände­
rungen im außenpolitischen Dienst erwähnt 
die das heurige Frühj ahr bringen wird. Wi; 
glauben, daß nun auch der Moment gekommen 
ist, diplomatische Missionen auf dem 
afrikanischen Kontinent einzurichten. Die 

28. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 91 von 94

www.parlament.gv.at



1 �44 N�tionalrat IX. GP. - 28 . Sit.zung - 23. März 1960 

Zeit liegt nicht mehr fern ,  wie wir hente 
auch schon vom Kollegen TOJl(';i(' gehört haben, 
wo der afro-asiatische Block über ein Drittel 
aller UNO-Stimmen amnnachell wird.  Wir 
Freiheitlichen halten verstärkte diplomatische 
Beziehungen zu dieöell jungen aufstrebenden 
Staaten nicht zuletzt deswegen für notwendig, 
weil wir bei entsprechender Aufklärung gerade 
bei diesen Völkern ein Verständnis für das 
Problem unfleres Südt.iroler Volke!> erwarten 
können. 

Aber nicht, uur diese Ü berlegung, ;wch 
wir1ischafUiche Erwägungen sind es, die UIlF! 

Freiheitliche veranlassen ,  an den österreichi­
schen Außellminister die Bitte heranzutragen, 
in Zukunft dem afm-asiatischen Raum auf 
diplomatischem Gebiet mehr Gewicht bei­
zumessen. Fachleute in Österreich bezeichnen 
es als geradezu verhängnisvoll, wenn Österreich 
sich nicht rechtzeitig in den heute allgemein 
umworbenen Entwicklungsgebieten Absatz­
märkte erschließen würde. Österreichs Waren­
verkehr mit diesen Staaten ist auch heute 
noch äußerst bescheiden. Mit Besorgnis haben 
wir vernommen, daß unsere Exporte nach 
Entwicklungsländern in Ibero-Amerika, Afrika 
und Asien, die 1 958 noch 14 Prozent der öster­
reichischen Gesamtausfuhr ausmachten, be­
reits stark abgenommen haben. An der Spitze 
dieser österreichischen Exportmöglichkeiten 
nach den Entwicklungsgebieten stehen, wie 
wir wissen, Papier, Eisen, Stahl und Metall­
waren. 

Für die Direktgeschäfte in die Entwicklungs­
länder sind aber dort ansässige Wirtschafts­
vertreter unerläßlich. Die Wirtschaft geht, 
wenn auch teilweise noch zögernd, an dieses 
Problem heran, um ihre Ohancen zu wahren. 
Eine Arbeitsgemeinschaft für afrikanische An­
gelegenheiten will VOll seiten der Kammer be­
sondere Aufmerksamkeit den lleuen souveränen 
Staaten Afrikas zuwenden. Erfreuliche Pläne 
werden dabei geprüft, wie etwa die Errichtung 
von österreichischen Fachschulen. Diesen wirt­
schaftlichen Bemühungen einerseits muß aber 
das Außenministerium entsprechendes Ver­
ständnis entgegenbringen . Wir Freiheitlichen 
halten den Zeitpunkt für gekommen, die 
Verbindungen mit den jungen souveränen 
Staaten, vor allem Afrikas, auch auf diplo­
matischem Gebiet voll aufzunehmen. Über­
sehen wir doch nicht , daß gerade um diese 
afrikanischen Staaten ein internationaler Wett­
lauf eingesetzt hat. Die Bemühungen der 
kommunistischen Staaten, wirtschaftlich und 
ideologisch in den afrikanischen Raum ein­
zudringen, sollten mis allen die Augen öffnen. 

Bei der sowjetischen Aktivität angelangt 
möchte ich noch zu einem besonderen Thema 
Stellung nehmen, das in der letzten Zeit uns 

<dIe �eh r  he�chäft;igtJ : die Abrüstung im all­
gemei nen,  e!i<' i:>owjetischen Ahrüstungsvor­
schläge im besonderen .  In diesen Tagen des 
Besuches des sowjetischen Staat:'>oberhc"Luptes 
in Paris soll der Abrüstungsvorschläge ge­
dacht werden, die die UdSSR in den letzten 
Jahren, vor allem aber vor einiger Zeit durch 
den Mund Ohruschtschows der Weltöffentlich­
keit unterbreitet hat . Wir Freiheitlichen be­
kennen uns ausdrücklich in un�erel1l Programm 
zum Frieden , BO wie auch die österreichische 
Neutralität I'ltets von uns bejaht wurde. Wir 
haben �einerzeit - ich darf auf die damaligen 
Reden hinweisen - das Neutralitätsgesetz 
nicht im Prinzip verworfen, sondern lediglich 
seinen Wortlaut. 

Zu der Frage der Abrüstung haben ebenfalls, 
nicht zuletzt im Kapitel Außenpolitik während 
diverser Budgetdebatten, Redner unserer Frak­
tion Stellung genommen. Die damalige Stel­
lungnahme unterscheidet sich in nichts von 
dem, was wir auch heute dazu zu sagen haben. -
\Vir Ivürden jede Abrüstung begrüßen, vor 
allem auch die UNO gerne als Kontrollorgan 
sehen, nur gla.uben - wir Freiheitlichen, daß 
vor einer Abrüstung der Waffen immer eine 
echte innere Abrüstung der Gegensätze stehen 
müßte. In der Weltpolitik wäre etwas Ähn­
liches notwendig, wie dies einmal für Öster­
reichs Innenpolitik unser wahrscheinlich 
größter Staatsmann nach 1 9 1 8, der einstige 
Bundeskanzler Dr. Seipel, sagte : eine "Seelen­
sanierung " .  Er meinte damit ein inneres 
Einander-Näherrücken. In der Weltpolitik 
ist es nicht anders. Weder die Abschaffung 
der Atombombe noch die Schaffung mili­
tärisch verdünnter Zonen ändert im Kern das 
Problem . Nur wenn die freie Welt davon 
überzeugt werden kann, daß die UdSSR bereit 
sein wird, die von ihr militärisch besetzten 
Teile Ostenropas freizugeben, um es den 
Völkern in diesen Staaten zu ermöglichen, 
über ihr Schicksal frei zu entscheiden, wird ein 
Weltfriede und damit eine echte Abrüstung 
möglich und sinnvoll. 

Nur wenn die UdSSR schließlich bereit 
ist, emer Wiedervereinigung Deutschlands 
in Frieden und Freiheit ihr Placet zu 
geben, kann Europa und die Welt auf 
Frieden hoffen. Wir hören, daß der einst 
in Wien tätig gewesene sowjetische Botschafter 
Smirnow in einem Gespräch mit Abgeordneten 
der FDP als Voraussetzung für eine deutsche 
Wiedervereinigung praktisch den Kommunis­
mus in Westdeutschland gefordert h at. Bei 
einem solchen Verhalten wird j edes Reden von 
Abrüstung zwecklos, denn wenn man ein Land 
zwingen will, sein politisches Regime zu­
gunsten der Wünsche einer verschwindenden 
Minderheit unter dem Druck fremder Bajonette 
zu ändern beziehungsweise aufrechtzuerhalten, 
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wird die Frage, mit welchen Waffen dabei ge ­
droht oder operiert wird, sekundär. Die 
Freiheit wird nicht nur mit Atomwaffen, 
sondern ebenso durchaus auch mit konven­
tionellen Waffen bedroht. Erst die Wieder­
herstellung der Freiheit in Europa kann 
Grundlage eines echten und durchgreifenden 
Abrüstungsprogrammes sein. Daß in einem 
solchen Fall der UdSSR weitestgehende Garan­
tien gegeben werden müssen, ist andererseits 
ebenso selbstverständlich. Wir wissen um ein 
echtes Friedenswollen der sowjetischen Völker, 
wir wissen auch um den Wunsch vieler Fak­
toren der dortigen Regierung, in langen Frie­
densjahren die wirtschaftlichen Grundlagen 
auch der Konsumgüterindustrie auszuba.uen. 
Mögen die Verantwortlichen der UdSSR end­
lich einsehen, daß die Voraussetzung für diesen 
Frieden nur im Weg einer europäischen Freiheit 
erreicht werden kann. 

Ich möchte mich nun noch einem Problem 
zuwenden, das mit der Abrüstung kaum, mit 
dem Krieg und dessen Folgen aber sehr wohl 
im Zusammenhang steht, einem Problem, 
dessen Bereinigung für viele ebenfalls Voraus­
setzung ist, zu einem echten Frieden zu 
finden : die Vermögensansprüche von Öster­
reichern im Ausland. 

Wie ich bereits eingangs erwähnte, haben 
wir Freiheitlichen es im vergangenen Herbst 
sehr begrüßt, daß das Südtirol-Problem an die 
UNO herangetragen wurde . Ich möchte in 
diesem Zusammenhang eine Anregung unseres 
Parteifreundes Klubobmann Dr. Gredler, die 
er kürzlich öffentlich vorbrachte, auch hier 
gewissermaßen offiziell vortragen, nämlich 
die Frage des österreichischen Auslandsver­
mögens in den Vereinten Nationen zu be­
handeln. Es ist keine Frage, daß nach den 
Normen des Völkerrechts die Volksdemo­
kratien, welche österreichisches Vermögen 1945 
enteignet hatten, dieses entweder zurück­
zustellen oder entsprechend zu entschädigen 
hätten. Lediglich Jugoslawien macht hier 
eine Ausnahme, denn hier hat Österreich im 
Staatsvertrag eine Verzichtserklärung abge­
geben. Es ist ein betrübliches Kapitel der 
Koalitionspolitik, daß erst in einem kürzlichen 
Urteil des Obersten Gerichtshofes die Ver­
mögensansprüche der j ugoslawiengeschädigten 
Personen gegen die Republik Österreich aner­
kannt wurden. Der Finanzminister hat sich 
nämlich durch Jahre geweigert, dieser selbst­
verständlichen Pflicht nachzukommen. Nun 
aber steht durch das Erkenntnis des Obersten 
Gerichtshofes fest, daß der Bund auch ohne 
Ausführungsgesetz, so wie wir Freiheitlichen 
es immer sagten, zur Entschädigung ver­
pflichtet ist . 

Anders liegen, wie gesagt, die Dinge in den 
übrigen Volksdemokratien. Die hier ent-

schädigungslos enteigneten Österreicher warten 
seit 1 5  Jahren auf ihr Recht. Im Inland 
werden sie dauernd vertröstet, mit dem 
Ausland führt das österreichische Außenamt 
seit Jahren Verhandlungen, die jedoch von 
den volksdemokratischen Staaten äußerst 
schleppend geführt werden. Wenn man etwa 
liest, daß eine Arbeitsgruppe, die zwischen 
Österreich und Ungarn kürzlich in Budapest 
dieses Thema behandelte, über Fragen des 
Informationsaustausches über die betroffenen 
Vermögenswerte nicht hinauskam, muß man 
tief enttäuscht sein. Auch aus Jugoslawien 
kam der Außenminister mit leeren Händen 
zurück ; darüber können optimistische Photos 
nicht hinwegtäuschen. Wenn man gleichzeitig 
hört, daß die Verhandlungen mit der CSR 
unterbrochen wurden, ohne daß ein neuer 
Termin vereinbart sei , fragt man sich, ob 
Österreich dieses empörende Unrecht nicht 
vor das Forum der Welt tragen sollte, ob nicht 
auch dieses Problem einmal in New Y ork 
auf die Tagesordnung gesetzt werden soll. 
Allerdings darf man die Geduld und die Mög­
lichkeiten der Geschädigten, also der wirt­
schaftlich Schwächeren, nicht überschätzen. 
Wir Freiheitlichen richten an die Regierung 
den dringenden Appell, in Form von Vor­
schüssen die zweifellos zu Recht bestehenden 
Ansprüche wenigstens zum Teil sogleich zu 
entschädigen. 

Es gäbe noch viele Probleme, die im Rahmen 
dieser außenpolitischen Debatte aufzugreifen 
wären. Es wird in den kommenden Monaten 
auch noch des öfteren Gelegenheit geben, 
darüber zu sprechen. Wir Freiheitlichen be­
grüßen es, wenn die" österreich ische Außen­
politik aus dem Dornröschenschlaf erwacht 
und sich zu einer vernünftig begrenzten Akti­
vität findet. Wir Freiheitlichen begrüßen es 
auch, wenn der Herr Außenminister von Fall 
zu Fall in wichtigen Fragen die Opposition 
informiert und sich auch unsere Stellungnahme 
anhört, dies vor allem bei Fragen, die über der 
innerösterreichischen Parteipolitik stehen. Ich 
denke, wir Freiheitlichen haben in diesem 
Hause oft genug unter Beweis gestellt, daß 
wir trotz schärfsten Gegensatzes zu Regierung 
und System und zu vielen Punkten der Koali­
tionspolitik eine konstruktive Opposition ge­
blieben sind, mit einem tiefen Verantwortungs­
bewußtsein gegenüber unseren Wählern im 
österreichischen Volke. Wenn wir einen Schritt 
in der Regierungspolitik ablehnen, so lassen 
wir dabei nichts an Deutlichkeit zu wünschen 
übrig. Wir haben aber auch den Mut, unser 
Ja dort zu sagen, wo wir eine Maßnahme der 
Regierung als richtig und im Interesse Öster­
reichs gelegen betrachten. 

Lernen wir doch unsere gegenseitigen Stand­
punkte, auch wenn sie Gegensätze sind, zu 
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achten. Denn in einer Zeit, in der sehr viele 
etwas zu reden haben, obwohl sie gar keine 
eigene Meinung besitzen, ist es schon begrüßens­
wert, . wenn sich auf der politischen Ebene 
Menschen und Gruppen, die eine eigene Mei­
nung vertreten, gegenüberstehen. Lernen 
wir, die Tatsache unserer Existenz gegenseitig 
zu achten ; suchen wir im Zeitalter der Ver­
massung wieder den Einzelmenschen zu finden, 
den Menschen in den Mittelpunkt unserer 
Betrachtungen zu stellen. Versuchen wir, uns 
gegenseitig mit den besseren Argumenten zu 
überzeugen, ohne uns deswegen wie Feinde 
bekämpfen zu müssen. Aber all das hat nur 
dann Sinn und Zweck, wenn der einzelne, 
sofern er überzeugt ist, dieser Überzeugung 
auch Ausdruck verleihen kann. 

durchzuführen. Andernfalls aber war die 
Frage des Beitritts ÖsterreiGhs zur EFTA 
zumindest noch nicht entscheidungsreif. vVir 
Freiheitlichen bedauern also nicht nur den 
ziffernmäßigen Ausgang dieser Abstimmung, 
sondern auch die Tatsache, daß sie unter dem 
Zwang des Koalitionspaktes ein falsches Bild 
von der Meinung Österreichs und auch der 
Abgeordneten dieses Hauses wiedergibt. 

Wir halten die Freiheit für das höchste 
Gut , das wir Menschen noch besitzen. Öster­
reich ist aber nicht allein schon deshalb 
frei, weil es diesseits des Eisernen Vorhanges 
liegt. Frei sind wir erst dann, wenn die 
Freiheit auch in den letzten \Vinkel unseres 
Staates, auch in dieses Hohe Haus ihren 
Einzug gehalten hat ! (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Olah : Es ist niemand mehr zum 
Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen . 
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. Wir kommen daher zur Ab-

Wir sehen unsere Freiheit rundum bedroht, 
und die meisten von uns wissen aus bitterer 
Erfahrung, was Unfreiheit ist . In welchem 
Lager immer wir stehen, versuchen wir doch , 
für diese Freiheit zu kämpfen . Wer aber den 
anderen vernichten möchte, sei es durch stimmung. 

Atombomben, durch Terror oder behördliche Bei de1' A b s t i m 1w u n g 10ird der Bericht des 
Maßnahmen, wer die Meinung des anderen Bundesministers /,ür A uswärtigc A ngelegen­
so gering achtet, daß er ihm nicht gestattet, heiten e i n s t im m i g  Z1t1' K e n n tn i s genommen. 
seiner Meinung freien Ausdruck zu verleihen, Präsident Olah: Die Tagesordnung ist damit 
und ihn zu etwas zwingt, etwa bei der Ab- er s e h ö p f t . 
stimmung gegen seine eigene Meinung zu Die n ä c h  s t e  Sitzung wird voraussichtlich 
stimmen, . wer also den Begriff Freiheit so Dienstag, den 5. April, 1 1  Uhr, stattfinden. 
gering achtet, der ist bereits ein Kämpfer Eine schriftliche Einladung wird noch ergehen. 
gegen die Freiheit . Ich mache nochmals darauf aufmerksam , 

Wenn, Herr Außenminister, Ihr EFTA- daß nach Schluß der Sitzung die Konstituierung 
Konzept heute richtig war und Sie überzeugt der Freundschaftsgruppen der Interparlamen� 
sind, daß Sie dafür auch eine demokratische tarischen Union für fünf Länder stattfindet. 
Mehrheit in diesem Parlament ge�unden hät- Die Einladungen hiezu sind bereits ergangen. 
ten, dann wäre es nicht notwendIg gewesen, 
diese Abstimmung unter Koalitionszwang I Die Sitzung ist g e s c h l o s R c n .  

SchlUß der Sitzung : 19 Uhr 35 Minuten 

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei. 1 388 60 
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